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Vorwort 
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Mein besonderer Dank gilt meinen beiden Betreuern und Doktorvätern, 
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dament dieser Arbeit. Mit Werner Jann verbinden mich fünf gemeinsame Jahre 
an der Universität Potsdam mit zahlreichen Lehrveranstaltungen, Publikationen 
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hat die Durchführung der schriftlichen Befragung wesentlich unterstützt und 
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Teile des Manuskripts gelesen und kommentiert. Kurz vor Abgabe hat sich An- 
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wahrlich trockene Angelegenheit für jeden, der an verwaltungswissenschaftli- 
chen Themen nicht sonderlich interessiert ist. Vielen Dank! 
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Förderer imd wohlwollender Begleiter des Vorhabens. Während der gemeinsa- 
men Zeit an der Humboldt-Universität musste er sich manche Klagen über die 
charakteristischen Probleme der pränatalen Phase eines Dissertationsprojektes 
anhören. Immer wieder hat er entscheidend zur inhaltlichen xmd analytischen 
Fokussierung der Studie beigetragen. Martin Lodge hat die Arbeit ebenfalls 
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1 Einleitung 



Die vorliegende Arbeit untersucht Aufsichtsbeziehungen in Mehrebenensyste- 
men. Analysiert werden Formen der Kontrolle kommunalen Verwaltungshan- 
delns durch Aufsichtsbehörden der deutschen Länder. Dabei interessieren vor 
allem Veränderungen in der Zusammensetzung und Anwendungspraxis der Auf- 
sichtsinstrumente, die sich vor dem Hintergrund eines gewandelten Verständnis- 
ses von „Govemance“ und Verwaltungssteuerung möglicher Weise abzeichnen. 
Während eine entsprechende Themenstellung international ein zentrales For- 
schungsfeld darstellt (vgl. Hood u.a. 2004, 1999; Power 1997), geraten Aufsicht 
und Verwaltungskontrolle in Deutschland hingegen kaum ins Blickfeld der Poli- 
tik- und sozialwissenschaftlichen Verwaltungsforschung. Allenfalls werden 
Aufsichtsbeziehungen im Rahmen breiterer Diskussionszusammenhänge um den 
Wandel politischer und administrativer Steuerung „mitgedacht“. Die Diskussion 
wird dabei durch zwei zentrale Ansätze geprägt, die sich gleichermaßen negativ 
von Hierarchie als Steuemngsmodus abgrenzen. 

Es handelt sich bei diesen zwei Diskussionszusammenhängen einerseits um 
die imter dem Label „Govemance in Mehrebenensystemen“ firmierende Debatte 
um den Wandel ebenenübergreifender Steuerung. Andererseits geht es um das so 
genannte „New Public Management“ (NPM) und die Diskussion um Anwen- 
dungsmöglichkeiten damit verbundener Steuemngsinstrumente in Deutschland. 
Während in beiden Ansätzen nicht-hierarchische Steuerungsformen prominente 
Rollen spielen, thematisieren sie unterschiedliche Aspekte eines Wandels staatli- 
cher Handlungsformen. Diese spezifische Konstellation wissenschaftlicher De- 
batten bildet den Ausgangspunkt für die Fragestellung und konzeptionelle Aus- 
richtung der hier vorgelegten Studie. 



1.1 Steuerung in Mehrebenensystemen - jenseits der Hierarchie? 

Die Diskussion um Govemance in Mehrebenensystemen hat ihren Ausgangs- 
punkt in dem empirisch festgestellten Komplexitätssprang ebenenübergreifender 
Politik- und Verwaltungssteuerung. Insbesondere die Gleichzeitigkeit von Euro- 
päisierung und Regionalisierung politischer Prozesse und die damit verbundene 
vertikale Ausdifferenzierang und Fragmentierung administrativer Strukturen 
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habe diese Entwicklung ausgelöst. Auf den damit zugleich erzeugten Bedarf an 
„verbindenden Verflechtungsstrukturen“ (Benz 2000a: 97) oder nach einem 
„Interdependenzmanagement“ (Mayntz 1996: 156) reagieren Mehrebenenstruk- 
turen, denen ein erhebliches Maß an Flexibilität und Anpassungsfähigkeit zuge- 
schrieben wird, mit einer Aufwertimg kooperativer Steuerungsformen gegenüber 
hierarchischer Koordination (vgl. Benz 2004, 2002a; Mayntz 1997). 

Auch mit Blick auf Aufsichtsbeziehungen in Mehrebenensystemen wird im 
Rahmen dieses Forschungsstrangs davon ausgegangen, dass nicht-hierarchische 
Koordinationsformen dominieren oder zumindest überwiegen. An die in der 
Implementationsforschung (Mayntz 1983; Bohne/Hucke 1980) und in der Dis- 
kussion um kooperatives Verwaltungshandeln (Benz 1994) getroffene Beobach- 
tung anknüpfend, nach der Vollzugsbehörden in der Interaktion mit gesellschaft- 
lichen Akteuren, wie Antragstellern in Genehmigungsverfahren, häufig auf die 
hierarchische Durchsetzung rechtlicher Standards verzichten und sich auf Ver- 
handlungen einlassen, gilt kooperatives Verwaltungshandeln als Standardverfah- 
ren der administrativen Interaktion zwischen Aufsichts- und Vollzugsbehörden 
in Mehrebenensystemen.' 

Den formalen Aufsichtsmitteln und rechtlichen Eingriffskompetenzen der 
Landesbehörden werden dementsprechend nm geringe Bedeutung zugesprochen. 
Sofern empirische Aussagen getroffen werden, sind Befunde wie der folgende 
charakteristisch: „Die zum Teil weit reichenden Eingriffsrechte der Aufsichtsbe- 
hörden werden in der Praxis vor allem als Informationsrechte der übergeordneten 
Gebietskörperschaften genutzt“ (Hesse/Benz 1990: 111). Anstatt formale Auf- 
sichtsmittel einzusetzen, erfolge die Konfliktaustragung innerhalb kooperativer 
Verhandlungsbeziehungen. „Konflikte zwischen Land und Kommunen werden 
meist in Verhandlungen gelöst. Das gilt selbst in den Fällen, in denen das Land 
über rechtlich vorgesehene Eingriffsbefugnisse (Rechts- und Fachaufsicht) ver- 
fugt“ (Benz 1992: 157). Dieses Übergewicht kooperativer Handlungsformen gilt 
nicht notwendigerweise als Ergebnis neuerer Entwicklungen, sondern als eta- 
bliertes Merkmal der vertikalen Steuerungsbeziehungen im deutschen Verwal- 
tungsfbderalismus, das aber durch veränderte Rahmenbedingungen (Regionali- 
siemng, Europäisierung) aufgewertet winde. 

Allerdings ist einschränkend festzuhalten, dass Aufsichts- und Kontrollfor- 
men zwischen Behörden in der Diskussion um Govemance in Mehrebenensys- 
temen und „verwandten“ Forschungsfeldem (Föderalismus- und Teile der 
Implementationsforschung, vgl. Benz 2004) keine prominenten Rollen spielen 
(vgl. Benz/Lehmbruch 2002; Hesse/Benz 1990; Benz 1992, 1998, 2003a; Färber 
2001). Zwar stellt die Thematik keinen vollständig blinden Fleck der Verwal- 



1 Auch Teile der rechtswissenschaftlichen Literatur zu Aufsichtsbeziehungen haben sich dieses 
Bild zu Eigen gemacht (vgl. Pitschas 1998; Kahl 2000: 440-443). 
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tungsforschung dar. So bildeten die Aufsichtsbeziehimgen zwischen Verwaltun- 
gen unterschiedlicher territorialer Ebenen im Rahmen der Implementationsfor- 
schimg der späten 70er und frühen 80er Jahre ein wichtiges Element der analyti- 
schen Perspektive, insbesondere wenn es um die Implementation regulativer 
Politik ging (vgl. Mayntz u.a. 1978; Bohne/Hucke 1980; Mayntz 1983). Das 
damals überraschende Ergebnis war, dass Aufsichtsbehörden nicht grundsätzlich 
ein Interesse an einer möglichst intensiven (hierarchischen) Kontrolle nachge- 
ordneter Behörden haben und eher sparsam von ihren Eingriffskompetenzen 
Gebrauch machen. Seitdem haben sich die einschlägigen politik- und verwal- 
tungswissenschaftlichen Ansätze aber schrittweise von dieser Thematik entfernt. 
Die Implementationsperspektive ging in einer breiteren steuerungstheoretischen 
Debatte auf, die sich zunehmend den Restriktionen imd Bedingungen staatlicher 
Steuerung auf der Ebene des - in der Terminologie von Mayntz (1987) - (gesell- 
schaftlichen) „Steuerungsobjektes“ widmete. Im Zuge dieser Neuorientierung 
erhielten Fragen der Kontrolle in Implementationsprozessen nur noch ein gerin- 
ges Maß an Aufmerksamkeit (vgl. Mayntz/Scharpf 1995). 

Vergleichbares gilt für die Föderalismusforschung, die sich vorwiegend auf 
die Input-Seite als Achillesferse des deutschen Föderalismus konzentrierte. Das 
empirische und theoretische Interesse konzentriert sich seit den heute klassischen 
Arbeiten von Scharpf/Reissert/Schnabel (1976) und Lehmbruch (2000a, zuerst 
1976) weitgehend auf die Probleme der Entscheidungsproduktion in Politikver- 
flechtungssystemen (Scharpf 1985; vgl. Wachendorfer-Schmidt 1999). Da unter 
den Bedingungen verflochtener Stmkturen Entscheidungen häuflg weder hierar- 
chisch noch durch die Anwendung der Mehrheitsregel getroffen werden köimen, 
richtete sich die Aufmerksamkeit vorwiegend auf Verhandlungssysteme imd die 
Möglichkeiten und Grenzen, iimerhalb des „konsensualen Politikmodus“ zu 
gemeinwohlorientierten Ergebnissen zu kommen (Scharpf 1992: 11-12). Ver- 
handlungssysteme wurden zum allgegenwärtigen Phänomen der Steuerung in 
Mehrebenensystemen. „Koordination zwischen Ebenen erfolgt in der Regel in 
Verhandlungssystemen“ (Benz 2000a: 98). Vielfach werden Mehrebenensysteme 
auch als „verflochtene Verhandlungs Systeme“ definiert (Grande 1995).^ 

Der Befund einer vorwiegend kooperativ agierenden und auf den Einsatz 
hierarchischer Steuerungsinstrumente weitgehend verzichtenden Aufsicht über 
kommunales Verwaltungshandeln kann sich durchaus als zutreffend herausstel- 
len; jedoch scheint nicht ausgeschlossen zu sein, dass hierarchische Aufsichts- 
formen angesichts der theoretischen Fokussierung auf Verhandlungssysteme und 



2 In der internationalen Debatte hat sich der Begriff „Multi-Level Govemance“ zur Kennzeich- 
nung entsprechender Prozesse und Strukturen der politischen Koordination zwischen territoria- 
len Ebenen eingebürgert, als deren Wesensmerkmal die weitgehende Abwesenheit von Hierar- 
chie gilt (vgl. Pierre/Peters 2001a; Benz 2000b, 2003a; Hooghe 1996; Pierre/Stoker 2000). 
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kooperatives Verwaltungshandeln gar nicht (mehr) in das Aufmerksamkeitsfeld 
der Forschung um Mehrebenenverflechtung geraten. Zudem könnten Eingriffs- 
kompetenzen im Siime hierarchischer Steuerung auch bei eher zurückhaltender 
Anwendung eine wichtige Rolle einnehmen - beispielsweise als „Rückfallme- 
chanismus“ (Wiesenthal 2000). Schließlich bleibt die Relevanz anreiz- und wett- 
bewerbsorientierter Steuerungsinstrumente für die administrative Koordination 
in Mehrebenensystemen unberücksichtigt. In Auseinandersetzimg mit der New 
Public Management-Debatte wird zwar neuerdings eingeräumt, dass Koordinati- 
on zwischen Ebenen neben Verhandlungen als dominanten Modus auch „Ele- 
mente von Hierarchie und Wettbewerb enthalten können“ (Benz 2004: 145) und 
die Übertragxmg von Wettbewerbselementen sowie der selektive Einsatz hierar- 
chischer Steuerungsformen zu einer Effektivierung der Mehrebenenkoordination 
beitragen könnte (Benz 2000a: 118; Benz/Eberlein 1999: 344). Systematische 
En^irie über das Mischungsverhälmis und die Wechselwirkung von Kooperati- 
on, Hierarchie und Wettbewerb in administrativen Steuerungsbeziehungen steht 
allerdings bislang weitgehend aus.^ 

Bemerkenswert ist, dass gerade die in der Debatte um Govemance in Mehr- 
ebenensystemen marginalisierten hierarchischen Steuerungsformen den zentralen 
Ansatzpunkt der normativen Diskussion um die „Modernisierung“ des öffentli- 
chen Sektors nach dem Leitbild des sogenannten New Public Management bil- 
den. Das verwaltungspolitische Leitbild des NPM stellt die Effizienz und Effek- 
tivität hierarchischer Steuerung prinzipiell in Frage. Anreiz- und wettbewerbs- 
orientierte Steuerungsinstrumente werden als hierarchischen Instrumenten über- 
legene Alternativen propagiert (vgl. z.B. Pollitt/Bouckaert 2004; Pollitt 2000; 
Reichard 2002b). 

Der NPM-Ansatz, der in Deutschland zuerst unter dem Stichwort „Neues 
Steuerungsmodell“ verbreitet wurde, beschränkt sich dabei nicht auf Fragen der 
internen Organisation von Behörden. Als Teil der grundlegenden Kritik der „tra- 
ditionellen bürokratischen Steuerung“ werden auch Reformvorstellungen für 
interorganisatorische Steuemngsbeziehungen entwickelt. Dabei fungiert das 
etablierte Modell der Rechts- und Fachaufsicht als zentraler Bezugspunkt (vgl. 
Reichard 2002a; Pröhl 2001; Glasen u.a. 1996: 32). Von den Ergebnissen der 
Implementationsforschung weitgehend unbeeindruckt, wird Max Webers Büro- 
kratiemodell, das Mehrebenensysteme als hierarchische „Instanzenzüge“ mit 
einem „fest geordneten System der Über- und Unterordnung“ (Weber 1980: 551) 
beschreibt, als Kontrapunkt für die Entwicklung von Reformvorstellungen ge- 
nutzt. Diese zielen sowohl auf einen Wandel der Aufsichtsgegenstände (Leistung 



3 Auch mit Blick auf Wettbewerbselemente konzentriert sich die Forschung weitgehend auf die 
Input-Seite des Föderalismus (Ziblatt 2002; Benz 2002b). Vgl. aber Lang/Naschold/Reissert 
(1999). 
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bzw. Effizienz statt Rechtsmäßigkeit) als auch der Aufsichtsmittel (wettbewerbs- 
und anreizorientierte Instrumente).'* Allerdings werden diese Reformvorstellun- 
gen vorwiegend mit Bezug zu interorganisatorischen Steuerungsbeziehungen 
innerhalb einer staatlichen Ebene und weniger offensiv bezüglich der Mehrebe- 
nenkoordination vorgetragen. 

Seitdem NPM auch in Deutschland zum dominierenden verwaltungspoliti- 
schen Leitbild wurde, hat sich eine kontroverse Debatte um Anwendungschan- 
cen und -grenzen von anreiz- und wettbewerbsorientierten Steuenmgsinstrumen- 
ten entwickelt. Bei der zumindest in der politikwissenschaftlichen Verwaltungs- 
forschung eher skeptischen Einschätzimg hierzu spielt die Mehrebenendimension 
die Rolle eines häufig genannten, aber selten eingehender untersuchten Faktors. 
Massive Einschränkungen des Handlungsspielraums verwaltungspolitischer 
Akteure auf der Politics- und Polity-Ebene gelten als die zentralen Erklärungsva- 
riablen für das höchstens „lauwarme“ verwaltungspolitische Engagement für 
Reformen, die auf die Einführung von Instrumenten aus dem „Warenkorb“ des 
NPM zielen (Schröter 2001: 72; vgl. Pollitt/Bouckaert 2004). Dazu gehören u.a. 
die autonome Stellung der Ministerialbürokratie und die starke rechtliche Fun- 
dierung von Verwaltungsstmkturen und -verfahren (vgl. Knill 1999, 2001a). 
Daneben werden - auf einer sehr generellen Ebene - auch die Besonderheiten 
des föderalen Staatsaufbaus und die Formen der Differenzierung und Verflech- 
tung zwischen Bundes-, Landes- und Kommunalebene als Erklärungsansätze für 
eine Resistenz gegenüber anreiz- und wettbewerbsorientierten Steuerungsin- 
stramenten genannt (vgl. SchröterAVollmann 1997; Schröter 2001; Derlien 2000; 
König 2000, 2001; Lehmbruch 2000c). 

Während weitgehende Einigkeit darüber besteht, dass iimerhalb des deut- 
schen Politik- und Verwaltungssystems der Übernahme von NPM-Instmmenten 
in das Handlungsrepertoire der Verwaltungssteuemng eine Reihe von Hindernis- 
sen entgegensteht, divergieren die Bewertungen dieser Situation. Einerseits wird 
argumentiert, dass bestehende institutionelle Anreizstrukturen und Traditionen 
eine Rezeption von NPM-Instrumenten erschweren, aber nicht uiunöglich ma- 
chen (Döhler 2005a: 200-207; Schröter 2001). Andererseits gilt die Rezeptur des 
NPM als nur begrenzt einsetzbare Möglichkeit zur Verbesserung der Wirtschaft- 
lichkeit der Verwaltung, insbesondere im Bereich der binnenadministrativen 
Verwaltungssteuerung (König 1996, 2001; Derlien 1996a). Einigkeit besteht 
aber darin, dass die grundlegenden Struktur- und Funktionsmechanismen des 



4 Daran anknüpfend steht in der rechtswissenschaftlichen Literatur die Frage im Vordergrund, 
inwieweit die traditionellen Instrumente der Rechts- und Fachaufsicht mit Anforderungen an 
„neue Verwaltungssteuerung“ kompatibel sind bzw. gestaltet werden können (Pitschas 1998; 
Schuppert 1 998, 1 999; Kahl 2000; Hoffmann-Riem 1 999). 
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deutschen Verwaltungssystems durch die Adaption von Reformideen des NPM 
bislang nicht außer Kraft gesetzt oder wesentlich verändert wurden. 

Diese beiden Debatten resümierend, ist eine bemerkenswerte Asymmetrie 
festzustellen. Während in theoretischer und empirischer Hinsicht über die Funk- 
tionsweise von ebenenübergreifenden Verhandlungssystemen in der Politikfor- 
mulierung vielfältige Erkenntnisse vorliegen, prägen mit Blick auf die admi- 
nistrativen Steuerungsbeziehungen zwischen territorialen Ebenen normative 
Debatten über die Notwendigkeit oder Grenzen einer „Modernisierung“ das Bild. 
Hinsichtlich der Praxis der Beziehungsmuster im Mehrebenensystem der Länder 
und der Mischungsverhältnisse von Koordinationsformen liegen hingegen kaum 
systematische empirische Untersuchungen vor, zumindest nicht sofern es um die 
administrative Steuerung durch Verwaltungskontrolle iimerhalb der Kemberei- 
che staatlichen Handels geht. 



1.2 Fragestellung - welche Enthierarchisierung? 

Die vorliegende Studie zielt darauf, die Reichweite und Entwicklungsrichtung 
möglicher Veränderungen in der Komposition und Anwendungspraxis der Steue- 
rungsinstmmente in den Aufsichtsbeziehungen zwischen Landes- und Kommu- 
nalebene zu analysieren. Auf diese Weise soll sowohl ein Beitrag zur Diskussion 
um die Rolle von Hierarchie und alternativen Steuerungsformen in der interor- 
ganisatorischen Verwaltungssteuerung als auch zur Debatte um die Offenheit 
(bzw. Resistenz) der Strukturmuster des deutschen VerwaltungsfÖderalismus 
gegenüber anreiz- und wettbewerbsorientierten Steuerungsformen geleistet wer- 
den. 

Das theoretische Interesse der Arbeit setzt bei den ganz unterschiedlichen, 
wenn nicht gegensätzlichen Steuemngsmodi an, die als Alternativen zur Hierar- 
chie in den beiden genannten Debatten vorwiegend thematisiert (weim nicht 
favorisiert) werden (Wettbewerb vs. Kooperation). Welche der Alternativen 
erweist sich angesichts veränderter verwaltungspolitischer Problemwahmeh- 
mungen als durchsetzungsstärker? Wie ist es um die Kompatibilität und damit 
die Möglichkeit der Kombination unterschiedlicher Steuerungsformen bestellt? 

Folgende Untersuchungsfragen sind mit diesem Erkenntnisinteresse ver- 
bunden: Entsprechen die Aufsichtsbeziehungen der Steuemngslogik einer hierar- 
chischen Kontrolle, die vorwiegend mit formalen Aufsichtsmitteln agiert? Oder 
ist das Verhältnis durch kooperatives Verwaltungshandeln geprägt, bei dem 
hierarchische Intervention einen Ausnahmefall darstellt und administrative Ko- 
ordination vorwiegend durch einvemehmlich getroffene Absprachen und Ver- 
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Handlungen erfolgt? Ist dies gegebenenfalls mit einer geringen Kontrollintensität 
kommimalen Verwaltungshandelns verbimden? 

Schließlich: Welche Relevanz haben anreiz- und wettbewerbsorientierte 
Steuerungsinstrumente für die Koordination zwischen Verwaltungen unter- 
schiedlicher Ebenen? Kommt es zur Rezeption entsprechender Koordinations- 
formen im Rahmen der Aufsichtsbeziehungen? Sind mit derartigen Ansätzen 
Verdrängungseffekte traditioneller Aufsichtsformen verbunden? Mit Blick auf 
den verwaltungspolitischen Einfluss auf die vertikalen Steuerungsbeziehungen 
geht es insbesondere um die Frage, ob verwaltungspolitische Impulse auf die 
Aufsichtsbeziehungen einwirken und welche Steuerungskonzepte und Hand- 
limgsformen damit gestärkt bzw. geschwächt werden. 

Der in den Debatten um Govemance in Mehrebenensystemen und New 
Public Management reflektierte Forschungsstand legt dabei folgende Ausgangs- 
position der empirischen Untersuchung nahe: (1) Obgleich eine prominente Rol- 
le kooperativer Interaktionsformen als wahrscheinlich gelten kann, ist die empi- 
rische Relevanz hierarchischer Koordination in vertikalen Steuerungsbeziehun- 
gen als offene Frage zu behandeln. Die weitgehende Konzentration einschlägiger 
politikwissenschaftlicher Ansätze auf nicht-hierarchische, kooperative Interakti- 
onsformen oder Verhandlungssysteme sollte nicht zum Anlass genommen wer- 
den, die hierarchische Dimension aus der Analyse vertikaler Steuerungsbezie- 
hungen auszublenden. (2) Statt die Aufmerksamkeit auf die spezifische Rolle 
eines Koordinationsmodus zu konzentrieren, ist das Verhältnis und die Wech- 
selwirkung zwischen Koordinationsformen zu untersuchen. Auf diese Weise 
öffnet sich der Blick für Spannungen zwischen etablierten Handlungsmustem 
und „Modemisierungsimpulsen“ und damit verbundenen Steuerungsformen. 

In dieser Arbeit wird daher offen nach dem Mischungsverhältnis unter- 
schiedlicher Steuemngsformen in den Aufsichtsbeziehungen gefragt.^ Dem ent- 
spricht ein konzeptioneller Zugang, der sich an der Unterscheidung idealtypi- 
scher Govemance- oder Koordinationsformen (Hierarchie, Kooperation, Markt) 
orientiert und nach dem „A/ix of Modes“ innerhalb eines institutionellen Hand- 
lungsfeldes fragt. Bevor in Kapitel 2 diese analytische Perspektive entfaltet und 
Hypothesen zum Verhältnis der Govemance-Formen formuliert werden, sollen 
im Folgenden der Untersuchungsgegenstand näher dargestellt und eingegrenzt 
sowie die Fallauswahl und das methodische Vorgehen begründet werden. 



5 Andere wichtige Aspekte des Verhältnisses von Landes- und Kommunalebene bleiben damit 
außerhalb der Betrachtung. Beispielsweise wird die Koordination zwischen Vertretern der 
Kommunen, insbesondere den kommunalen Spitzenverbänden, mit Akteuren auf Landes- und 
Bundesebene bei der Gesetzgebung nicht betrachtet (vgl. Jaedicke u.a. 1990). Gleiches gilt für 
die Finanzbeziehungen im Verhältnis von Landes- und Kommunalebene (vgl. zu den föderalen 
Finanzbeziehungen Altemeier 1999; Färber 1998; OECD 1999). 
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1.3 Untersuchungsgegenstand - der hybride Charakter der 

Aufsichtsbeziehungen im Mehrebenensystem der Länder 

Für die hier verfolgte Fragestellung eignen sich die deutschen Länder als Unter- 
suchungsgegenstand zunächst deshalb, weil sie den Charakter eines Mehrebe- 
nensystems aufweisen. Mit den Kommunen steht den Ländern eine eigenständi- 
ge Ebene mit verfassungsrechtlich garantiertem Status und weitreichenden 
Selbstverwaltungsrechten gegenüber. Damit liegt eine grundlegend andere insti- 
tutionelle Struktur vor als auf Bundesebene, wo es sich im Verhältnis zwischen 
der Ministerialebene und nachgeordneten Behörden (Bundesoberbehörden) um 
eine rein verwaltungsinteme Beziehimg handelt. 

Gleichwohl weist das Verhältnis von Landes- und Kommunalbehörden in- 
nerhalb eines Fachstranges Züge einer verwaltungsintemen Steuenmgsbeziehung 
auf Dies gilt insbesondere für die Aufgaben, die von den Kommunen nicht als 
Selbstverwaltungsaufgaben, sondern im Modus übertragener staatlicher Aufga- 
ben wahrgenommen werden. Zumindest in formaler Hinsicht sind hier Elemente 
eines hierarchischen Weisungsstranges in den Steuerungsbeziehungen zwischen 
Aufsichtsbehörden des Landes und kommunalen Vollzugsbehörden vorzufinden. 
Das Verhältnis zwischen Bundes- und Landesebene unterscheidet sich davon 
grundlegend, da die Aufsichtsbefügnisse des Bundes nicht nur formal begrenzt, 
sondern auch durch die Vetomacht der Länder im Bundesrat faktisch unbedeu- 
tend sind. Zwar prägen im Bund-Länder-Verhältnis ebenfalls dichte vertikale 
Verflechtungsbeziehungen entlang politikfeldspezifischer Zuständigkeiten (die 
berühmten Fachbmderschaften) die Steuemngsbeziehungen, aber auf Grund des 
Status der Länder kann nicht von einer verwaltungsintemen Beziehung mit hie- 
rarchischen Elementen gesprochen werden. 

Dass das hierarchische Element in der Aufsichtsbeziehung von Landes- und 
Kommunalbehörden in Spannung zur Einbindung der kommunalen Vollzugsbe- 
hörden (z.B. untere Bauaufsichtsbehörden) in die Gesamtorganisation der Kom- 
munalverwaltung und damit auch zum Prinzip der kommunalen Selbstverwal- 
tung steht, macht die Kommunalaufsicht zu einem besonders interessanten Feld 
für die Analyse von interorganisatorischen Steuemngsprozessen unter dem As- 
pekt der relativen Bedeutung hierarchischer Koordination. So kann Hierarchie 
als Steuerungsmodus nicht ausgeschlossen werden, jedoch ist die institutioneile 
Architektur dieses Mehrebenensystems zugleich auf eine Begrenzung hierarchi- 
scher Steuemng ausgerichtet. 

Aufsicht kann als Unterform der Verwaltungskontrolle gelten (vgl. Hoff- 
maim-Riem 2001; Schmidt- Aßmaim 2001). In Abgrenzung zu den externen 
Formen der Verwaltungskontrolle durch Rechnungshöfe, das Parlament oder 
Verwaltungsgerichte wird unter Aufsicht die verwaltungsinteme Kontrolle ver- 
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standen. Aufsicht findet als Rechts- und Dienstaufsicht sowohl innerhalb von 
Behörden als auch im Verhältnis zwischen Verwaltungen statt. Dabei lässt sich 
weiterhin zwischen der Aufsicht innerhalb einer territorialen Ebene (z.B. Minis- 
terialaufsicht) und der Aufsicht zwischen Verwaltungen imterschiedlicher territo- 
rialer Ebenen im deutschen Föderalismus (Bundes- und Kommunalaufsicht) 
differenzieren (vgl. z.B. Pitschas 1998: 907; Döhler 2005b). 

Die Kommunalaufsicht wird häufig auch als Staatsaufsicht bezeichnet. Der 
Begriff Staatsaufsicht bezieht sich aber nicht nur auf die Kommunalaufsicht, 
sondern schließt die Aufsicht über sämtliche Selbstverwaltungskörperschaften 
ein (Kahl 2000: 30-33). Er findet in der juristischen Literatur zudem auch als 
Oberbegriff für die Rechts- und Fachaufsicht über Kommunen Verwendung, da 
der Begriff Kommunalaufsicht oder allgemeine Konununalaufsicht für die 
Rechtsaufsicht über kommunales Selbstverwaltungshandeln reserviert wird (vgl. 
Pitschas 1998; Schuppen 1998). Dieser wenig eindeutigen Begriffsverwendung 
wird hier insofern nicht gefolgt, als dass Kommunalaufsicht als Sammelbegriff 
für die Kontrolle kommunalen Verwaltungshandelns durch Aufsichtsbehörden 
der Länder gebraucht wird. Ergänzend kommen die Begriffe allgemeine Kom- 
munalaufsicht (Rechtsaufsicht über Selbstverwaltungsangelegenheiten) sowie 
Fach- und Sonderaufsicht zur Anwendung.* 

Indem die Aufsichtsbeziehungen in den Blick genommen werden, richtet 
sich das analytische Augenmerk auf die Routinepraxis der interorganisatorischen 
Koordination. Thematisiert wird der „Normalbetrieb“ der Steuerungsbeziehun- 
gen von Landes- und Kommunalbehörden innerhalb der formalen Zuständigkei- 
ten, die durch die institutioneilen Muster des deutschen VerwaltungsfÖderalis- 
mus und des damit verbundenen Modells kommunaler Selbstverwaltung geprägt 
sind. Die Studie zielt demnach nicht vorwiegend auf interorganisatorische Struk- 
turen, die als weitgehend gegeben betrachtet werden, sondern auf Handlungs- 
muster und Verwaltungsstile (vgl. Knill 2001b: 39) in der administrativen Inter- 
aktion. Zentrale Dimensionen zur Analyse dieser abhängigen Variablen sind das 
Aufgaben- und Rollenverständnis der Akteure in den Aufsichtsbehörden sowie 
die in den Aufsichtsbeziehungen zur Anwendung kommenden Steuerungsin- 
strumente (vgl. Hood/Scott 2000). 

Da ein wesentliches Erkenntnisinteresse der Arbeit darin liegt, verwal- 
tungspolitische Einflüsse auf vertikale Steuerungsbeziehungen zu analysieren, 
stellt die Verwaltungspolitik der Länder einen integralen Bestandteil des Unter- 
suchungsgegenstandes dar. Auch in dieser Hinsicht ist eine Fokussierung der 
Landesebene sinnvoll. Den Ländern wird häufig eine Schlüsselrolle für die Ver- 
waltungspolitik in Deutschland zugesprochen (vgl. z.B. Naschold/Bogumil 2000: 



6 Weitere begriffliche Differenzierungen und Erläuterungen werden in Kapitel 2 vorgenommen. 
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154; Benz 1995; Bogumil 1999; Stöbe 1995). Auf dieser Ebene werden wesent- 
liche Entscheidungen getroffen, die Rahmenbedingungen für die verwaltungspo- 
litischen Entwicklungen auf kommunaler Ebene in rechtlicher (Kommunalver- 
fassungen), administrativer (Kommunalaufsicht) und politischer (Förderpro- 
gramme, Modellprojekte) Hinsicht setzen. 

Die Länder sind zudem prominentes Objekt einer reformorientierten Kritik 
an den bestehenden Verwaltungsstrukturen und Koordinationsmustem, die gera- 
de auch auf die interorganisatorische Verflechtung und die Mehrebenenproble- 
matik gerichtet ist (Stöbe 1995; Stöbe/Brandel 1996; Bogumil 1999; Benz 1995). 
So werden insbesondere die Intransparenz administrativer Verflechtungsbezie- 
hungen innerhalb der Länder sowie die Regulierungs- und Aufsichtsdichte 
kommunalen Verwaltungshandelns als wesentliche Hindernisse einer nachhalti- 
gen Staatsmodemisierung thematisiert (Stöbe 1995: 178-179; Bogumil 1999). 

Der Verwaltungsaufbau der Länder ist „durch ein in den einzelnen Bundes- 
ländern sehr unterschiedlich ausgestaltetes, aber in jedem Fall komplexes Ge- 
flecht von Ministerien, Mittelbehörden der allgemeinen Verwaltung, regionalen 
und lokalen Verwaltungseinheiten und verschiedenen Sonderbehörden“ gekenn- 
zeichnet (Stöbe 1995: 178). Inwiefern diese Verflechtungsstrukturen und die 
damit verbundenen Probleme in den verwaltungspolitischen Ansätzen der Län- 
der berücksichtigt werden und welche Impulse davon für die Aufsichtsbeziehun- 
gen zwischen Landes- und Kommunalbehörden ausgehen, steht im Vordergrund 
der auf die Verwaltungspolitik gerichteten Teile der Arbeit. Die Verwaltungspo- 
litik der Länder wird also im Sinne einer intervenierenden Variable in die Analy- 
se einbezogen. 



1.4 Fallauswahl und methodisches Vorgehen 

Hinsichtlich des Konzepts ziu empirischen Untersuchung dieser Themenstellung 
ist zunächst die Auswahl der Fälle - sprich: Länder - zu klären. Gegen die Kon- 
zentration auf eine Einzelfallstudie spricht, dass damit die innerhalb eines Bun- 
desstaates zu erwartenden Unterschiede zwischen den Ländern außerhalb des 
Blickfeldes bleiben. Zudem bieten die zwischen den deutschen Ländern beste- 
henden strukturellen Unterschiede Ansatzpunkte für die Erklärung von Hand- 
lungsmustem und Verwaltungsstilen im Verhältnis von Landes- und Kommunal- 
ebene und dort zu beobachtende Differenzen. Die oft beschriebene Entwicklung 
einer zunehmenden Unitarisierung des deutschen Bundesstaates spricht zwar 
gegen die Möglichkeit erheblicher Divergenzen. Jedoch bestehen wesentliche 
Unterschiede zwischen den Ländern nicht nur hinsichtlich sozio-ökonomischer 
Rahmengrößen, sondern gerade auch im Hinblick auf verwaltungspolitisch rele- 
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vante Strukturmerkmale (Seibel 1996a: 22). Entsprechende Differenzen haben 
sich mit der Integration der ostdeutschen Länder in den Bundesstaat deutlich 
verstärkt. 

Hinsichtlich der Kriterien für die Fallauswahl ist eine Orientierung an der 
Methodik der vergleichenden Politikwissenschaft üblich. Dort werden Untersu- 
chungen, die durch eine geringe Anzahl von Fällen mit einer jeweils hohen An- 
zahl von (möglichen) Erklärungsvariablen geprägt sind, als makro-qualitative 
Vergleiche bezeichnet (siehe Lijphart 1971; vgl. Ragin 1994: 105 ff.). Im Hin- 
blick auf die Fallauswahl fungiert die Differenz- oder die Konkordanzmethode - 
eine auf John Stuart Mill zurückgehende Unterscheidung (Przeworski/Teune 
1970) - als zentraler Orientierungspunkt. Als relevantes Auswahlkriterium soll 
entweder die Varianz oder die Übereinstimmung der abhängigen Variable gel- 
ten, um diese durch gleiche bzw. unterschiedliche Ausprägungen auf der Ebene 
der verschiedenen unabhängigen Variablen zu erklären (vgl. Ragin/Berg- 
Schlosser/de Meur 1996). Wenn sich die Fälle nur in einer geringen Anzahl von 
erklärenden Variablen unterscheiden (Logik der „ähnlichsten Systeme“) oder 
gleichen („unterschiedlichste Systeme“), werden kausale Erklärungen möglich. 

Allerdings gelten diese Kriterien vor allem fiir den internationalen Ver- 
gleich als relevant (vgl. z.B. Scharpf 1987 für eine diesen Kriterien folgende 
Fallauswahl), ihre Anwendbarkeit in nationalen oder lokalen Kontexten ist hin- 
gegen kritischer einzuschätzen. Zudem setzt die Konstruktion eines derartigen 
Vergleichsdesigns Kenntnisse über die Ausprägung der abhängigen Variable 
voraus. Diese Voraussetzung kann in dieser Studie nicht erfüllt werden, da ihr 
wesentliches Ziel genau darin besteht, im Ländervergleich Unterschiede oder 
Gemeinsamkeiten auf der Ebene der abhängigen Variable (die Steuenmgsbezie- 
hungen zwischen Landes- und Kommunalebene) zu beschreiben und zu analysie- 
ren. Darüber hinaus ist für den Bereich der interaktions- und policy-orientierten 
Politikforschung die Anwendung quasi-experimenteller Vergleichdesigns mit 
weiteren Problemen verbunden: Prägendes Element dieser Politikforschung ist 
die Multikausalität von Ergebnissen, die nicht nur auf imterschiedliche instituti- 
oneile Kontexte, sondern auch auf externe Rahmenbedingimgen und Faktoren 
auf der Analyseebene der Akteure (Identitäten, Problemwahmehmungen, Hand- 
lungsorientierungen, Präferenzen, Kapazitäten) zurückzuführen sind - ein Mög- 
lichkeitsfeld von erklärungsrelevanten Unterschieden, das auch nicht durch eine 
Orientierung an den Auswahlkriterien von „most-similar“ und „most-different“ 
eingeschränkt werden kann (Scharpf 1997: 23-24; King/Keohane/ Verba 1994: 
199-206). 

Trotz dieser Einschränkung und Kritik können die Kriterien der verglei- 
chenden Methodik als Orientierungshilfe bei der Fallauswahl genutzt werden. So 
bietet die Varianz von zentralen unabhängigen Variablen bei der Fallauswahl 
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Erklärungsansätze für im Ergebnis des Ländervergleichs festgestellte Unter- 
schiede. Da die Zielsetzung der Arbeit darin besteht, Handlungsmuster admi- 
nistrativer Steuerung unter den Bedingungen des Verwaltungsföderalismus zu 
analysieren, gilt es, möglichst variable Typen von Ländern für die empirische 
Analyse auszuwählen. Als wichtigstes Unterscheidungskriterium sind institutio- 
neile Varianzen im Hinblick auf den vertikalen Verwaltungsaufbau der Länder 
heranzuziehen, wobei die Existenz bzw. Abwesenheit einer staatlichen Mit- 
telinstanz (Bezirksregierung, Regierungspräsidium)’ das entscheidende Unter- 
scheidungsmerkmal zwischen den Flächenländem darstellt.® Bei der Differenzie- 
rung von Flächenländem entlang dieses Merkmals wird auch von einem zweistu- 
figen (ohne Mittelinstanz) und dreistufigen Verwaltungsaufbau (mit Mit- 
telinstanz) gesprochen. In den dreistufig aufgebauten Ländern füngiert die staat- 
liche Mittelinstanz in allen Geschäftsbereichen der Landesregiemng als fach- 
übergreifende staatliche Behörde mit Vollzugs- und Aufsichtsfünktionen. Der 
Zuständigkeitsbereich der staatlichen Mittelinstanz bezieht sich auf ein Teilge- 
biet des jeweiligen Landes, das als Regierungsbezirk bezeichnet wird. In acht 
von 13 Flächenländem existierte zum Zeitounkt der empirischen Erhebungen 
(1999 bis 2002) eine derartige Mittelinstanz. 

Aber auch die Differenz zwischen ost- und westdeutschen Ländern ist eine 
relevante Variable, die erhebliche Unterschiede in den verwaltungspolitischen 
Rahmenbedingungen markiert und daher bei der Fallauswahl bedacht werden 
sollte. Dieser Argumentation folgend wurden diese beiden Variablen bei der 
Auswahl der Untersuchimgsländer variiert; 

■ Einerseits wird der Unterschied zwischen ost- und westdeutschen Ländern 
berücksichtigt. Die ostdeutschen Länder haben seit Anfang der 90er Jahre 
einen umfassenden Transformationsprozess durchlaufen, der sich im We- 
sentlichen an der Logik des Institutionentransfers (Lehmbmch 1993, 1996) 
- der möglichst raschen Übertragung des westdeutschen Institutionen- 
systems auf die neuen Länder und die dadurch zu vollziehende politisch- 
administrative Integration Ostdeutschlands in die föderale Ordnung der 



7 Die Bezeichnung für die staatliche Mittelinstanz variiert zwischen den Ländern, ln Bayern 
wird dieser Behördentyp Regierung, in Hessen, Baden-Württemberg, Sachsen und Sachsen- 
Anhalt Regierungspräsidium genannt. Bezirksregierung ist die Bezeichnung in Niedersachsen 
(bis zu deren Auflösung im Jahr 2005), Rheinland-Pfalz (bis zu deren Umwandlung in "Direk- 
tionen" im Jahr 2000) und in Nordrhein-Westfalen. 

8 Die drei Stadtstaaten bleiben als Sonderfälle außerhalb der Betrachtung. Vgl. Wolltnann/Röber 
(2001) zu einem Forschungsdesign für einen internationalen Vergleich von Großstadtverwal- 
tungen mit Ähnlichkeiten zu der hier verfolgten Analyseperspektive. 

9 Seitdem sind Rheinland-Pfalz, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt von dem Modell des klassi- 
schen Dreistufenaufbaus abgerückt (vgl. dazu Kapitel 3). 
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Bundesrepublik - orientierte. Es stellt sich die Frage, ob und wie sich diese 
ungleichen Rahmenbedingungen Anfang der 90er Jahre auf die vertikalen 
Steuerungsbeziehungen auswirkten. 

■ Andererseits bezieht die Fallauswahl auf der Ebene der Verwaltungsstruktu- 
ren den Unterschied zwischen zwei- und dreistufig aufgebauten Ländern 
ein. Dabei wird davon ausgegangen, dass die Fimktion und Tradition der 
Mittelinstanz sich auf die administrative Interaktion mit den Kommunalbe- 
hörden auswirkt. Eine wesentliche Legitimationsgrundlage dieser Regional- 
behörden steht im Zusammenhang mit dem verwaltungspolitischen Grund- 
satz der „Einheit der Verwaltung“ (vgl. Reisnecker 1999): Die fachübergrei- 
fende Bündelungs- und Vermittlungsfunktion (vgl. Stöbe/Brandel 1996) der 
Mittelinstanz soll als ein am Territorialprinzip orientiertes Gegengewicht 
zur in Deutschland ausgeprägten vertikalen Segmentierung des Verwal- 
tungsaufbaus und Verwaltungshandelns wirken.'® In den zweistufig aufge- 
bauten Ländern werden diese Funktionen einerseits sowohl direkt von der 
Ministerialebene wahrgenommen, als auch von staatlichen Sonderbehörden, 
die ihrerseits häufig über regionale Zweige verfügen. Die Mittelinstanzen 
gelten auf Gmnd ihres Aufgabenprofils (Aufsichts- und Vollzugsfunktio- 
nen) als traditionelle Bürokratien, die einem besonderen Reformdruck aus- 
gesetzt sind (vgl. Fürst 1996). 

Tabelle LI: Untersuchungskonzept des Ländervergleichs 

Region 

Verwaltungsaufbau Ost West 

2- stufig Brandenburg Schleswig-Holstein 

3- stufig Sachsen-Anhalt Niedersachsen 



In die Entscheidung für die vier in Tabelle 1.1 genannten Länder flössen zudem 
forschungspragmatische Erwägungen ein." In den beiden dreistufig aufgebauten 
Ländern konzentriert sich die empirische Untersuchung - soweit es die admi- 
nistrative Interaktion von Landes- imd Kommunalbehörden betrifft - auf den 
Zuständigkeitsbereich von jeweils zwei Mittelinstanzen (die Regienmgsbezirke 
Lüneburg und Weser-Ems in Niedersachsen sowie Magdeburg und Halle in 
Sachsen- Anhalt). Beide dreistufigen Länder haben nach Abschluss der empiri- 



10 Ein Verwaltungsaufbau, wie der in Thüringen und seit 2004 auch in Sachsen-Anhalt, mit 
einem Landesverwaltungsamt als zentrale Bündelungsbehörde der Landesverwaltung stellt ei- 
nen Sonderfall des dreistufigen Verwaltungsaufbaus dar. 

1 1 Die Akteure dieser Länder haben auf entsprechende Anfragen positiv reagiert. 
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sehen Erhebungen Strukturveränderungen durchgefuhrt, so dass sie heute nicht 
mehr durch einen klassischen dreistufigen Verwaltungsaufbau gekennzeichnet 
sind. Die Interpretation der Untersuchungsergebnisse berührt dies insoweit, als 
dass diese Strukturveränderungen bereits in den 90er Jahren diskutiert (Nieder- 
sachsen) oder beschlossen (Sachsen- Anhalt) wurden. 

Die parteipolitische Zusammensetzung der Regierung wurde in dem Unter- 
suchungsdesign nicht als zentrales Auswahlkriterium herangezogen. Insgesamt 
überwiegen im Untersuchungszeitraum SPD-gefuhrte Landesregierungen in den 
vier Ländern.'^ Das damit verbundene Defizit in der Fallauswahl erscheint des- 
halb von nur eingeschränkter Bedeutung, weil die Grundideen des Public Mana- 
gement parteipolitisch weitgehend unstrittig sind und Verwaltungsreformen 
traditionell nicht zu den Themen gehören, die in Deutschland als relevant für die 
Profilierung im politischen Wettbewerb gelten (vgl. z.B. Schröter 2001). Der 
Frage, ob die Art der administrativen Interaktion von Landes- und Kommunal- 
behörden durch die parteipolitische Konstellation in der landespolitischen Arena 
beeinflusst ist, katm itmerhalb des hier verfolgten Untersuchungskonzepts jedoch 
nicht nachgegangen werden. 

Da die vertikalen Steuerungsbeziehungen nicht in allen Verwaltungsberei- 
chen dieser vier Länder untersucht werden köimen, stellt sich als zweite Aus- 
wahlentscheidung die Konkretisierung des zu untersuchenden Handlungsfeldes. 
Dabei wiude ein Bereich, nämlich der Städtebau und insbesondere Bauaufsicht, 
ausgewählt, der zu den bedeutenden Handlungsfeldem kommunaler Politik ge- 
hört. Die zentrale Rolle des Städtebaurechts für lokale Politikgestaltung hängt 
vor allem damit zusammen, dass in entsprechenden Entscheidimgsprozessen 
(Baugenehmigungsverfahren imd Bauleitplanung) konfligierende Interessen, 
insbesondere konkurrierende Nutzungsinteressen, koordiniert werden müssen. 
Beispielsweise sind im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren neben den 
eigentlichen baurechtlichen Vorschriften zahlreiche Normen des sogenaimten 
Baimebenrechts zu berücksichtigen, in denen sich die Interessen anderer Politik- 
felder widerspiegeln (u.a. Denkmal- u. Naturschutz) (Kuhlmann 2002: 28). Zu- 



12 Während in Schleswig-Holstein und Niedersachsen im Rahmen des Untersuchungszeitraums 
(1990 bis Frühjahr 2002) eine von der SPD geführte Landesregierung Bestand hatte (meist in 
Form einer rot-grünen Koalition, in Niedersachsen seit 1998 als Alleinregierung der SPD), 
wechselten in Brandenburg und Sachsen-Anhalt die Mehrheiten, ln Sachsen-Anhalt stellte zu- 
nächst eine CDU-gefUhrte Landesregierung den Ministerpräsidenten. In der 2. Legislaturperio- 
de (ab 1994) bildete eine von der PDS tolerierte rot-grüne Koalition die Landesregierung. 1998 
wurde dieses „Magdeburger Modell“ der Tolerierung durch die PDS fortgesetzt - allerdings 
ohne die Beteiligung von Bündnis 90/Die GRÜNEN. In Brandenburg regiert seit 1990 eine 
SPD-gefuhrte Landesregierung, seit 1999 in einer großen Koalition von SPD und CDU. Die 
Regierungswechsel in den Jahren nach 2002 (Sachsen-Anhalt, Niedersachsen und Schleswig- 
Holstein) liegen außerhalb des Untersuchungszeitraums. 
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dem steht der Städtebau in einem interessanten Spannungsfeld zwischen Ord- 
nungsverwaltung (Bauaufsicht) imd planender Verwaltung (Bauleitplanung) 
(Bachmann 1993), deren Aufgaben mit steigender Komplexität lokaler Entschei- 
dungsprozesse vielfach miteinander verflochten sind. 

Schließlich bildet dieses Aufgabenfeld in idealer Weise die Doppelfiinktion 
der Stadt- und Kreis Verwaltungen ab. Wie bereits erwähnt kennzeichnet das 
deutsche Kommunalmodell eine Doppelrolle kommunaler Gebietskörperschaften 
(vgl. Wollmann 1998); diese nehmen neben den originären Selbstverwaltungs- 
aufgaben auch eine Reihe übertragener staatlicher Aufgaben wahr. Aufgaben der 
Bauaufsicht - die Durchfiihmng von Baugenehmigmigsverfahren und der Voll- 
zug anderer bauaufsichtlicher Fimktionen (z.B. allgemeine Bauüberwachung, 
Fühmng des Baulastenverzeichnisses) - fuhren die Kommunen (bzw. die unteren 
Bauaufsichtsbehörden) als übertragene staatlichen Aufgabe aus. Das Land übt 
hier die Fach- bzw. Sonderaufsicht über kommunales Verwaltungshandeln aus. 
Die Bauleitplanung gehört hingegen zum Kembereich der (pflichtigen) Selbst- 
verwaltungsaufgaben. Hier verfugt die Landesebene über Konqjetenzen der 
Rechtsaufsicht. 

Über das Aufgabenfeld Städtebau/Bauaufsicht hinaus wird ergänzend der 
Bereich der allgemeinen Kommunalaufsicht (durch das Innenministerium bzw. 
ein Dezernat Kommunales in den Mittelinstanzen) in die empirischen Erhebun- 
gen einbezogen. Die allgemeine Kommunalaufsicht eignet sich auf Grund ihres 
querschnittartigen Charakters dazu, über sektorale Besonderheiten hinausgehen- 
de Merkmale der vertikalen Steuerungsbeziehungen im Mehrebenensystem der 
Länder zu erfassen. Es geht daher nicht um eine dem Politikbereich Städtebau/ 
Bauaufsicht gleichwertige Analyse der Steuemngsbeziehungen im Bereich der 
allgemeinen Kommunalaufsicht, sondern einerseits um die Erhebimg allgemei- 
ner, übergreifender Merkmale der Aufsichtsbeziehungen. Andererseits fungiert 
dieser Teil der Erhebungen als Korrektiv zu den Untersuchungsergebnissen, die 
aus dem Aufgabenfeld Städtebau/Bauaufsicht gewoimen wurden und zumindest 
teilweise durch die spezifischen Merkmale dieses Bereichs geprägt sein köimen. 

Die empirische Untersuchung nimmt dabei die Beziehungen zwischen 
Landkreisen und kreisfreien Städten einerseits und den jeweils zuständigen Auf- 
sichtsbehörden der Länder andererseits in den Blick. Dies sind in den dreistufi- 
gen Ländern die staatlichen Mittelinstanzen und die dortigen Dezernate’^ für 
Städtebau. In den zweistufigen Ländern handelt es sich um die für den Bereich 
Städtebau zuständigen Referate auf Ministerialebene (das Innenministerium in 
Schleswig-Holstein und das Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und 
Verkehr in Brandenburg, heute: Ministerium für Infrastruktur und Raumord- 



13 Dezernate in den Mittelinstanzen entspreehen Referaten auf der Ministerialebene. 
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nung). Da die Kreisebene keine eigenen Bauleitplanungen durchfuhrt, steht die 
Beziehung zwischen unteren Bauaufsichtsbehörden in JCreisen und Städten und 
den oberen bzw. obersten Bauaufsichtsbehörden der Länder im Vordergrund. 
Die Ebene der kreisangehörigen Gemeinden wurde im Rahmen dieser Arbeit 
nicht berücksichtigt. Der Untersuchungszeitraum der empirischen Erhebung ist 
vom Anfang der 90er Jahre bis zum Frühjahr 2002 angesetzt. 

Im Zentrum des Erkenntnisinteresses dieser Arbeit stehen nicht Policy- 
Outputs oder gar -Impacts, sondern Steuerungsprozesse innerhalb des Verwal- 
tungssystems und sich dabei angesichts gewandelter Anforderungen abzeichnen- 
de Verändemngen.''* Daher zielt das methodische Vorgehen nicht auf die Analy- 
se einzelner Entscheidungsprozesse in den vertikalen Steuemngsbeziehungen, 
sondern ist vielmehr auf übergreifende Handlungsorientierungen und -Stile in der 
administrativen Interaktion gerichtet. Hierzu wurden in zwei aufeinander auf- 
bauenden Untersuchungsschritten unterschiedliche Erhebungsmethoden kombi- 
niert:'^ 

■ In einem ersten Untersuchungsschritt standen ein offenes Vorgehen und 
qualitative Untersuchungstechniken im Vordergmnd. Zentrales Instrument 
waren dabei teilstandardisierte Leitfadeninterviews, die sowohl mit Vertre- 
tern der Landesverwaltungen als auch mit Akteuren auf Kommunalebene 
durchgeführt wurden. Auf Landesebene wurden für den Bereich Städte- 
bau/Bauaufsicht sowie allgemeine Kommunalaufsicht zuständige Füh- 
rungskräfte in den Aufsichtsbehörden (Dezematsleiter der Regierungspräsi- 
dien/Bezirksregiemngen und Referatsleiter der Ministerien) als Interview- 
partner ausgewählt. Ziel der Interviews war es, das Rollen- imd Aufgaben- 
verständnis der Akteure in den Landesbehörden zu erheben. Auf kommuna- 
ler Ebene wurde angestrebt, pro Land jeweils Interviews in einer kreisfreien 
Stadt und in einem Landkreis mit Fühmngskräften aus der Bauverwaltung 
(Dezernent, Amtsleiter) durchzuführen.'* Eine Dokumentenanalyse (Berich- 
te, Selbstdarstellungen, Landtagsdmcksachen) bildete das zentrale Instm- 
ment für die Untersuchung der Verwaltungspolitik der Länder, das durch 
Interviews mit für die Verwaltungspolitik zuständigem Leiftmgspersonal in 
der Ministerialverwaltung ergänzt wurde. 



14 Einer Policy-Orientierung folgt die Studie aber sofern es um die Verwaltungspolitik der Länder 
und deren Impulse für die vertikalen Steuerungsbeziehungen geht. 

15 Das methodische Vorgehen zur Analyse der administrativen Interaktion wird in Abschnitt 5.1 
noch einmal ausführlicher geschildert. 

16 Dieses Interviewprogramm konnte annähernd, aber nicht in allen vier Ländern vollständig 
umgesetzt werden (siehe Anhang 1). 
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• Die Ergebnisse des ersten Untersuchungsschrittes dienten der Vorbereitung 
einer standardisierten schriftlichen Befragung auf kommunaler Ebene, die 
eine Überprüfung der qualitativ gewonnenen Aussagen auf einer breiteren 
empirischen Basis ermöglichte. In den beiden zweistufigen Ländern 
Schleswig-Holstein und Brandenburg war eine Totalerhebung aller Land- 
kreise und kreisfreien Städte angesichts ihrer vergleichsweise geringen An- 
zahl (18 in Brandenburg und 15 in Schleswig-Holstein) möglich. In den 
beiden Ländern mit staatlicher Mittelinstanz konzentrierte sich die Befra- 
gung auf die Landkreise und kreisfreien Städte innerhalb des Zuständig- 
keitsbereiches der zwei Mittelinstanzen, die als Untersuchungsregionen 
ausgewählt wurden. Die Befragiuig zielte insbesondere auf Einschätzungen 
der Kommunalakteure zum Aufgaben- und Rollenverständnis des Personals 
in den Aufsichtsbehörden, zu den eingesetzten Steuerungsinstrumenten so- 
wie zur Bedeutung verwaltimgspolitischer Entwicklungen für die Auf- 
sichtsbeziehungen. 

Diese Anlage der empirischen Untersuchung ist darauf angelegt, im Länderver- 
gleich Gemeinsamkeiten und Unterschiede in den Aufsichtsbeziehungen zu ana- 
lysieren. Mit den beschriebenen Auswahlentscheidungen (Länder, Politikfeld) 
sind aber notwendigerweise Einschränkungen in der Reichweite der Untersu- 
chungsergebnisse verbunden. So kann auf Grundlage dieser Untersuchung nicht 
ohne weiteres auf die Gesamtheit der Aufsichtsbeziehungen von Landes- und 
Kommunalbehörden geschlossen werden. Das ländervergleichende Vorgehen 
sowie die Kombination von politikfeldspezifischer Untersuchung und der Analy- 
se übergreifender Muster der Aufsicht (allgemeine Kommunalaufsicht) eignet 
sich aber für die Entwicklung von Hypothesen über Muster der vertikalen Steue- 
rungsbeziehungen zwischen Landes- und Kommunalebene sowie den Einfluss 
von Verwaltungspolitik auf diese Steuerungsbeziehungen. 



1.5 Aufbau der Arbeit 

Zunächst geht es im anschließenden Kapitel 2 darum, als konzeptionelle Gmnd- 
lage das Spektrum möglicher Steuerungsformen im Verhältnis zwischen Landes- 
und Kommunalebene aufzuzeigen. In Anknüpfung an den steuemngstheoreti- 
schen Zweig des Govemance-Ansatzes erfolgt eine Diskussion der unterschied- 
lichen Govemance-Formen - Hierarchie, Kooperation und Wettbewerb - unter 
dem Blickwinkel ihrer Bedeutung für die Aufsichtsbeziehungen zwischen Lan- 
des- und Kommunalbehörden. Im Ergebnis wird die steuemngstheoretische Am- 
bivalenz der Kommunalaufsicht deutlich, die in einem systematischen Span- 
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nungsverhältnis zwischen hierarchischer Steuerung und kooperativen Interakti- 
onsformen agiert und zugleich mit neuen Anforderungen aus dem Kontext des 
verwaltungspolitischen „Reformdiskurses“ konfrontiert ist. In theoretischer Hin- 
sicht finden sich in der Govemance-Diskussion Hypothesen über die Wechsel- 
wirkung und die Kompatibilität unterschiedlicher Koordinationsmechanismen, 
die zum Ende der Arbeit aufgegriffen werden. 

Kapitel 3 thematisiert den Wandel vertikaler Steuerungsbeziehungen im 
Zuge der verwaltungspolitischen Entwicklung der letzten 30 bis 40 Jahre. Hier- 
durch werden die Startbedingungen aktueller verwaltungspolitischer Reformen 
sondiert. Hierzu werden reformpolitische Phasen unterschieden, die jeweils 
durch die Dominanz spezifischer verwaltungspolitischer Leitideen und sich dar- 
an orientierender Reformkonzepte geprägt sind. Mit Blick auf die Steuerungs- 
formen in der administrativen Interaktion zwischen Aufsichts- und Kommunal- 
behörden ist ein Bedeutungsgewinn kooperativer Handlungsformen festzustellen. 
Wie weitreichend diese Entwicklung ist und welchen Einfluss die mit den Ver- 
waltungspolitiken der 1990er Jahre verbundene Aufwertung wettbewerbsorien- 
tierter Govemance-Formen auf die vertikalen Steuenmgsbeziehungen hat, bleibt 
im Ergebnis der phasenorientierten Betrachmng offen. 

Damit ist der Rahmen für den Vergleich der ausgewählten Länder abge- 
steckt, der in den beiden anschließenden Kapiteln erfolgt. Zimächst geht es, in 
Kapitel 4, um die Verwaltungspolitik auf Landesebene. Dabei wird analytisch 
zwischen der „Makroebene“ der Strukturmodelle der Landesorganisation und der 
„Mikroebene“ binnenadministrativer Strukturen und Verfahren unterschieden. 
Die auf beiden Ebenen hervortretenden Unterschiede zwischen den Ländern 
schlagen sich auch im Hinblick auf die Frage nieder, ob und inwieweit die 
Kommunalaufsicht ein Gegenstand aktiver Verwaltungspolitik ist. Insgesamt 
stellen die vertikalen Steuerungsbeziehungen im Allgemeinen und die Kontroll- 
und Steuerungsformen im Verhälmis zwischen Landes- und Kommunalebene im 
Besonderen keinen wesentlichen Schwerpimkt der Verwaltimgspolitik dar. Eher 
ist ein Diffusionsprozess von Steuerungskonzepten festzustellen, der - im unter- 
schiedlichen Maße - auch die Kommunalaufsicht berührt. In diesem Diffiisions- 
prozess spielen kooperative Handlungsformen eine gewichtigere Rolle als an- 
reiz- und wettbewerbsorientierte Steuerungsinstrumente. 

Die Interaktionsmuster zwischen Landes- und Kommunalbehörden sind 
Gegenstand von Kapitel 5. Im Vordergrund stehen das Aufgabenverständnis der 
Akteure in den Aufsichtsbehörden sowie die Art und Intensität des Einsatzes 
unterschiedlicher Steuerungsinstrumente. Eingangs werden das methodische 
Vorgehen zur Untersuchung der vertikalen Steuerungsbeziehungen und damit 
verbundene Analysedimensionen ausführlicher dargestellt. Als erste Dimension 
rückt anschließend das Aufgabenverständnis des Personals in den Aufsichtsbe- 
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hörden in den Vordergrund. Die darauf folgende Analyse der Anwendungspraxis 
unterschiedlicher Steuerungsinstrumente erfolgt entlang der Fragestellung, wel- 
che relative Bedeutung formale Aufsichtsmittel, Formen kooperativen Verwal- 
tungshandelns und wettbewerbsorientierte Steuerungsformen in der administrati- 
ven Interaktion von Landes- und Kommunalbehörden eiimehmen. Auf beiden 
Untersuchungsebenen (Handlimgsorientierungen und Anwendungspraxis der 
Steuerungsinstrumente) treten - neben ebenfalls bestehenden Gemeinsamkeiten 
- markante Unterschiede hervor, die länderspezifische Aufsichtsstile kennzeich- 
nen. 

Auf Grundlage dieser empirischen Untersuchungen kann in Kapitel 6 bilan- 
ziert werden, inwieweit die verwaltungspolitischen Entwicklungen zu einem 
Wandel der vertikalen Steuerungsbeziehungen im Bereich der Kommunalauf- 
sicht geführt haben - und welche weiteren Faktoren für die im Ländervergleich 
festgestellten Unterschiede und Gemeinsamkeiten in der administrativen Interak- 
tion prägend sind. Dazu werden zuerst die Ergebnisse des Ländervergleichs im 
Hinblick auf das Verhältnis der Govemance-Formen und sich abzeichnende 
Veränderungen zusammengefasst. In den weiteren Abschnitten rücken an die 
Kriterien der Fallauswahl anknüpfende Ansätze zur Erklärung von Unterschie- 
den und Gemeinsamkeiten im Ländervergleich in den Vordergrund. 

Zum Abschluss der Arbeit werden einige Schlussfolgerungen mit Blick auf 
Spaimungen zwischen den etablierten Interaktionsmustem in vertikalen Steue- 
rungsbeziehungen und „Modemisierungsimpulsen“ des New Public Manage- 
ments gezogen. 
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2 Governance-Formen im Mehrebenensystem der 
Länder 



Im Folgenden wird die konzeptionelle Perspektive für die Analyse der Auf- 
sichtsbeziehungen zwischen Landes- und Kommunalbehörden entwickelt. Dabei 
geht es darum, den um das Stichwort „Govemance“ gmppierten steuerungstheo- 
retischen Diskussionszusammenhang für die Analyse der administrativen Inter- 
aktion im Mehrebenensystem der Länder nutzbar zu machen. Zu diesem Zweck 
soll zunächst die Debatte um den Govemance- Ansatz dargestellt werden (2.1). 
Es folgt eine Diskussion der unterschiedlichen Governance-Formen (Hierarchie, 
Kooperation, Wettbewerb) und damit verbundener Steuerungsinstrumente hin- 
sichtlich ihrer Bedeutung für die Aufsichtsbeziehungen zwischen Landes- und 
Kommunalbehörden (2.2). Auf diese Weise werden die wesentlichen Grundsät- 
ze, Organisationsformen und Instmmente der Rechts- und Fachaufsicht über die 
Kommunen steuerungstheoretisch eingeordnet. Abschließend sollen die Gover- 
nance-Diskussion mit Blick auf das Verhältnis der Koordinationsformen zuge- 
spitzt und konkurrierende Hypothesen hierzu formuliert werden (2.3). 



2.1 Govemance als steuerungstheoretisches Konzept 

2.1.1 Von Steuerung zu Govemance 

Politische Steuemng wurde erstmals in den 70er Jahren zu einem prominenten 
Gegenstand der politik- und sozialwissenschaftlichen Theoriedebatte. Die in den 
folgenden Jahren zu beobachtende Konzeptionalisiemng des Themas steht 
durchaus in einem Zusammenhang zu Konjunkturen der politischen Reformdis- 
kussion. Hier sei nur auf die Debatte um politische Planung in den 70er Jahren 
verwiesen: Während sich zunächst eine umfangreiche Planungsliteratur ent- 
wickelte, die auf den Ausbau der organisatorischen Planungskapazitäten und 
entsprechender Verfahren einer „aktiven Politik“ (Mayntz/Scharpf 1973) zielte, 
wandte man sich angesichts vielfach gescheiterter Planungsbemühungen seit 
Mitte der 70er Jahre den Implementationsproblemen der Politik zu - insbesonde- 
re im Hinblick auf die Instrumente staatlicher Intervention. 
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Die theoretische Perspektive auf politische Steuerung blieb jedoch trotz die- 
ser Themenkonjunkturen bis in die 80er Jahre hinein - zumindest implizit - auf 
einen hierarchischen Modus politischer Koordination beschränkt. Ausgehend 
von der Unterscheidung zwischen Steuerungssubjekt und -objekt wurde gefragt, 
mit welchen Instrumenten (Recht, Geld, Anreize, Informationen) ein Akteur das 
Verhalten eines anderen oder einer Gruppe von Akteuren intentional beeinflus- 
sen und wie dabei Gemeinwohlorientierung erreicht werden kann (Mayntz 
1987). Dementsprechend definierte man politische Steuerung als „intentionale 
Handlungskoordinierung zur gemeinwohlorientierten Gestaltung gesellschaftli- 
cher Verhältnisse“ (Scharpf 1988: 63; vgl. Mayntz 1987: 92). 

Einen Perspektivenwechsel leiteten die empirischen Studien der Policy- und 
insbesondere der Implementationsforschung ein (vgl. Mayntz 1980: 14; vgl. die 
Beiträge in Wollmann 1980). Da man Verhandlungen innerhalb netzwerkartiger 
Beziehungen zunehmend als dominanten Modus politischer Koordination er- 
kannte, rückte die Policy-Forschung von der Annahme ab, dass ein staatliches 
Steuerungszentrum hierarchisch in gesellschaftliche Handlungsfelder intervenie- 
ren kann. Stattdessen richtete man den Blick auf das Zusammenspiel verschiede- 
ner Akteure in einem „Policy-Subsystem“ (Sabatier 1993), das zwar durch unter- 
schiedliche Interessen und asymmetrische Einflussverteilung zwischen den Be- 
teiligten geprägt ist, jedoch insgesamt einen systemischen Zusammenhang kol- 
lektiver ,d*olitikproduktion“ konstituiert (Jansen/Schubert 1995). 

Unter Einfluss systemtheoretischer und allgemein differenzierungstheoreti- 
scher Perspektiven (vgl. Schimank 1997) entwickelte sich ein sozialwissen- 
schaftlicher Steuerungsskeptizismus, der zwar die Möglichkeit kleinteiligen 
Politikwandeins nicht ausschließt. Weit reichende Veränderungen, die mit insti- 
tutioneilen Reformen verbunden sind, galten hingegen als derart problematisch, 
dass „... das Wissen von der Uiuealisierbarkeit einer umfassenden und tiefgrei- 
fenden Institutionenreform Gemeingut“ geworden ist (Wiesenthal 1995: 13). 
Den gemeinsamen Nenner unterschiedlicher steuerungstheoretischer Ansätze 
bildete lange die Einschätzung, dass hierarchische Steuerung unter den Bedin- 
gungen moderner Staatlichkeit an Bedeutung verliert und immer öfter durch 
netzwerkartige Formen der politischen Koordination ergänzt oder ersetzt wird. 

Mit dem Govemance-Begriff, der seit Anfang/Mitte der 90er Jahre zuneh- 
mend verwendet wird, ist insofern eine Ausweitung dieser Perspektive verbun- 
den, als dass neben Netzwerken auch marktorientierte Koordination als alternati- 
ver Mechanismus zu hierarchischer Steuerung thematisiert wird. Wesentliche 
Impulse hierfür kamen aus der Transaktionskostenökonomie und der dort geführ- 
ten Debatte um die Fimktionsfähigkeit alternativer Govemance-Typen (William- 
son 1985; Hollingsworth 1990; vgl. Mayntz/Scharpf 1995: 60; Lütz 2003: 5-13). 
Aber auch in der Politikwissenschaft wurde bereits in den 80er Jahren zwischen 
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Markt und Hierarchie als idealtypischen Koordinationsformen sowie Netzwerken 
als Hybrid unterschieden (Kaufmann/Majone/Ostrom 1986; vgl. auch Thompson 
u.a. 1991). Eine vergleichbare Perspektive entwickelte sich schließlich in der 
sozialwissenschaftlichen Organisationsforschung. Hier kommt meist die Trias 
Markt, Organisation, Gemeinschaft zin Anwendung (vgl. Wiesenthal 2000). 

Während in der klassischen Steuemngsdiskussion die Perspektive eines Ak- 
teurs - des Steuerungssubjektes - den Ausgangspunkt bildet, fokussiert der Go- 
vemance-Begriff die Formen der Handlungskoordinierung zwischen Akteuren 
innerhalb eines (meist institutionell abgegrenzten) Handlungsfeldes. Im Vorder- 
grund steht dabei die „Regelungsstruktur und ihre Wirkung auf das Handeln der 
ihr unterworfenen Akteure“ (Mayntz 2004: 5); Kenis und Schneider (1996: 6) 
sprechen daher von „institutioneller Steuerung“. Einzelne institutionelle Felder 
lassen sich durch eine spezifische Konstellation imterschiedlicher Govemance- 
Typen (Markt, Hierarchie, Gemeinschaft bzw. Netzwerke als Mischform) be- 
schreiben. Die analytische Aufmerksamkeit ist dabei auf die Interaktion von 
Akteuren innerhalb formeller und informeller Regelsysteme gerichtet (vgl. 
Mayntz/Scharpf 1995: 60-61; Kenis/Schneider 1996: 11 ff.; mit Blick auf Mehr- 
ebenensysteme Hooghe/Marks 2001: 4). 

Eine wesentliche Problematik, die mit der Verwendung des Govemance- 
Begriffs einhergeht, besteht in der verwirrenden Vielfalt der Begriffsverwendun- 
gen sowie damit verbundener analytischer Perspektiven und normativer Subtex- 
te. Beispielsweise unterscheiden Kooiman (1999) und Rhodes (2000, 1997: 47- 
53; vgl. auch Pierre 2000) zehn bzw. sieben Varianten des Govemance-Begriffs. 
Mit Blick auf steuemngstheoretische Fragestellungen lassen sich drei Schwer- 
punkte identifizieren. Von dem skizzierten Verständnis von Govemance im Sin- 
ne idealtypischer Koordinationsmodi ist ein zweites Begriffsverständnis zu un- 
terscheiden, in dem Govemance eng an den klassischen Steuemngsbegriff ange- 
lehnt wird. Beispielsweise definieren Christensen und Peters (1999: 16) Gover- 
nance als Problemlösungsfähigkeit politisch-administrativer Systeme; ähnlich 
verwenden Bovens, t’Hart und Peters (2001) den Begriff im Siime erfolgreicher 
oder gescheiterter Steuemngsversuche. 

Eine dritte Interpretation von Govemance zielt auf die Kennzeichnung neu- 
er Erscheinungsformen politischer Koordination (Stichwort: „Social-Political 
Govemance“, Kooiman 1999, 2002). Enthierarchisiemngsprozesse im Verhältnis 
von staatlichen und gesellschaftlichen Akteuren sowie die Partizipation nicht- 
staatlicher Akteure in der Politikformulierung und -implementation stehen dabei 
im Vordergmnd. Hier ist auch die eingangs skizzierte Debatte um „Govemance 
in Mehrebenensystemen“ oder „Multi-Level Govemance“ einzuordnen (vgl. 
Pierre/Peters 2001a, 2001b). „Govemance“ wird in diesem Kontext häufig in 
Abgrenzung zu „Government“ verwendet und richtet sich - wie das folgende 
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Zitat aus dem Feld der lokalen Politikforschung in Großbritannien deutlich 
macht - auf die Kennzeichnimg einer zunehmenden Pluralisierung und Fragmen- 
tierung institutioneller Formen, in denen Politikformulierung und Implementati- 
on stattfindet: 

we are witnessing the transformation of the structure of govemment beyond 
Westminster and Whitehall from a System of local govemment into a System of local 
govemance, involving complex sets of organisations drawn from the public, private 
and voluntary sectors“ (Stoker 1996: 1). 



2.1.2 Typisierung von Governance-Formen 

Die hier verfolgte Perspektive ist zwar offen für mögliche Veränderungen in der 
Komposition von Steuerungsmodi iimerhalb eines Handlungsfeldes. Jedoch wird 
nicht von einem universellen Trend ziu Steuerung jenseits der Hierarchie ausge- 
gangen. Stattdessen bildet die Unterscheidung idealtypischer Govemance- 
Formen den Angelpunkt der Analyse, die auf das Verhältnis und die Interaktion 
zwischen diesen Modi gerichtet ist.’’ 

Dieses steuerungstheoretische Konzept von Govemance ist jedoch mit eini- 
gen konzeptionellen Unschärfen verbunden, wobei die augenfälligste die Vielfalt 
unterschiedlicher Typologien ist.’* Während Markt (oder Wettbewerb) und Staat 
(bzw. Hierarchie oder Organisation) weitgehend einheitlich den Ausgangspunkt 
der Kategorisierung bilden, unterscheiden sich die Typologien mit Blick auf den 
dritten Typus sowie hinsichtlich der Ergänzung um einen vierten. So unterschei- 
det Ouchi (1980) unter Rückgriff auf die Transaktionskostenökonomie und mit 
Blick auf eine organisationstheoretische Fragestellung Märkte, Bürokratien und 
Clans; Streeck und Schmitter (1985) führen im Kontext der Verbändeforschung 
„Assoziationen“ als vierten Typus ein. Hood (1996, 1998; Hood u.a. 2004) führt 
in seiner an die Grid-Group Cultural Theory angelehnten Typologie bürokrati- 
scher Kontrollformen „contrived randomness" als vierten Kontrolltypus (neben 
mutuality, oversight, rivalry) ein, der durch die gezielte Nutzung des Zufallsprin- 
zips gekennzeichnet ist. 



17 Im Unterschied dazu ist der Principal-Agent-Ansatz, der mit direktem Bezug zu Aufsichtsbe- 
ziehungen entwickelt wurde, vorwiegend auf Ausmaß und Formen hierarchischer Kontrolle 
(also einer Govemance-Form) durch den principal sowie Ausweichstrategien des agents ge- 
richtet und eignet sich daher vor allem als „Kontrastheuristik“ einer empirischen Analyse 
(Döhler 2005a). 

18 Vgl. dazu den Überblick von Willke (1995: 87), der von Steuerungsformen spricht, sowie die 
Darstellungen von Kenis/Schneider (1996: 18-19 u. Tab. 2) und Pierre/Peters (2000: 14-22) . 
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Eine wesentliche Differenz zwischen den zahlreichen Typologien besteht 
hinsichtlich der Rolle von Gemeinschaft bzw. Netzwerk als drittem Govemance- 
Typ. Während aus soziologischer Sicht Gemeinschaft einen Idealtypus sozialer 
Koordination darstellt, nimmt in politisch-administrativen Gegenstandskontexten 
stattdessen der Netzwerk-Begriff die Position eines eigenständigen Typus politi- 
scher Koordination ein.’’ „Ihr integrativer Charakter lässt sich nicht auf eine 
singuläre Logik wie Bürokratie, Markt, Gemeinschaft oder korporatistische Ver- 
bandsstrukturen reduzieren“ (Kenis/Schneider 1991: 42; vgl. Marin/Mayntz 
1991; Mayntz 1993). Demgegenüber wird eingewandt, dass es sich bei Netzwer- 
ken um „genuine Hybride“ handelt, die sich durch eine „besonders gründliche 
Durchmischung der Elemente“ idealtypischer Koordinationsmechanismen aus- 
zeichnen (Wiesenthal 2000: 50) - und demnach dem Kriterium eines Idealtypus 
als „Grenzbegriff* im Siime Max Webers gerade nicht entsprechen. 

Als zweite wesentliche Problematik der Typologie von Govemance-Formen 
gilt die Abgrenzung zwischen Strukturen und Koordinationsformen (vgl. 
Mayntz/Scharpf 1995: 60-61). Einerseits sind mit bestimmten institutioneilen 
Stmkturen spezifische Govemance-Formen verbunden (vgl. z.B. Blatter 2005 
hinsichtlich „Metropolitan Govemance“). So werden als Handlungsfeld hierar- 
chischer Steuerung staatliche Bürokratien identifiziert, die mit Amtsautorität 
ausgestattet demokratisch getroffene und rechtlich normierte Entscheidungen 
hierarchisch implementieren. Dementsprechend gilt hierarchische Aufsicht als 
Modus, der Aufsichtsbehörden und Kontrollinstanzen wie Rechnungshöfen ex- 
klusiv zur Verfügung steht. Bei Hood (2004) wird vor diesem Hintergmnd Auf- 
sicht zumindest in Teilen institutionell definiert (als Form der Kontrolle durch 
Aufsichtsinstanzen, die organisatorisch von den Beaufsichtigten separiert sind 
und über ein explizites Mandat zur Kontrolle verfugen). 

Zugleich wird davon ausgegangen, dass Handlungsfelder nicht durch einen 
einzelnen Govemance-Typ geprägt sind, sondern Mischformen den empirischen 
Normalfall darstellen. So wird auch mit Blick auf Aufsichtsbeziehungen festge- 
stellt, dass neben und in Verbindung mit hierarchischer Kontrolle („oversight“) 
andere Govemance-Formen (mutuality, competition, randomness) zur Anwen- 
dung kommen (Hood u.a. 1999: 13; Hood 1996: 221). Die Unterscheidung ideal- 
typischer Govemance-Formen bildet daher nur den Ausgangspunkt einer empiri- 
schen Untersuchung, „deim es ist empirisch sehr schwierig, einen Fall zu identi- 
fizieren, der sich ausschließlich durch Markt, Hierarchie oder Netzwerk als Steu- 
erangsform beschreiben ließe“ (Kenis/Schneider 1996: 21). Deshalb imterschei- 
det Wiesenthal (2000: 62) „zwischen singulären Mechanismen auf der einen 
Seite und komplexen, von der Kopräsenz mehrerer Mechanismen gekeimzeich- 



19 Allerdings entspricht Hoods Kontrolltyp „mutuality“ im Wesentlichen dem Verständnis von 
Gemeinschaft als Koordinationsmodus. 
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neten Koordinationsweisen“ auf der anderen Seite. Wiesenthal verdeutlicht dies 
mit dem Bild einer analogen Audioanlage, die über drei „Schieberegler“ verfügt, 
die jeweils unterschiedlich stark aufgedreht sein können. Jeder Regler steht für 
einen Koordinationsmechanismus (Wiesenthal 2000: 62-66). 

Dieser analytischen Perspektive geht es - neben einem „Mapping“ von Go- 
vemance-Formen innerhalb eines enpirischen Feldes - darum, Hypothesen über 
das Zusammenwirken von Steuerungsformen zu gewinnen, die sich aus der Lo- 
gik der einzelnen Modi ergeben. Allerdings existiert keine einheitliche „Theorie 
der Govemance-Formen“, sondern es finden sich teilweise konkurrierende Ein- 
schätzungen über das Verhältnis von Koordinationsmechanismen. Auf diese 
unterschiedlichen theoretischen Orientierungen, die mit der Govemance- 
Perspektive im dargestellten Sinne verbunden sind, wird am Ende des Kapitels 
zurückzukommen sein. 

Im Folgenden wird zunächst die „Mappingfunktion“ der Govemance- 
Typologie genutzt, um aufzuzeigen, mit welchen Govemance-Formen das In- 
stmmentarium der Aufsichtsbehörden zur Kontrolle kommunalen Verwaltungs- 
handelns (und ggf zur Intervention) korrespondiert. Govemance-Formen werden 
demnach im Sinne Hoods als Kontrolltypen verstanden, die in formelle und in- 
formelle institutionelle Regelungen eingebunden sind. Bei der Unterscheidung 
von Govemance-Typen wird dem „Dreiklang“ von Wiesenthal und anderen 
gefolgt, allerdings statt Gemeinschaft von Kooperation als Kontrolltypus gespro- 
chen. Es wird davon ausgegangen, dass einzelne Steuemngsinstmmente (Auf- 
sichtsmittel) sich idealtypischen Govemance-Formen grob zuordnen lassen - so 
ist ein Erlass grundsätzlich als Instrument hierarchischer Steuemng zu betrach- 
ten. Zugleich hängt die reale Bedeutung der Instmmente - einzeln imd in ihrem 
Zusammenwirken - von der Anwendungspraxis bzw. dem Implementationsstil 
der Aufsichtsbehörde ab. 

Die Begriffe Govemance-TypenZ-Formen und Koordinationsmechanismen 
oder -formen werden im Folgenden synonym verwendet. Davon zu unterschei- 
den ist der Begriff der Govemance-Stmkturen (z.T. wird auch von Govemance- 
Regimen gesprochen), der mit der Betonung der Strukturkomponente vorwie- 
gend auf die institutionelle Regelung abzielt (Zuständigkeitsverteilung, Verwal- 
tungsaufbau u.a.), aber auch die Summe und Mischimg der dabei zur Anwen- 
dung kommenden Instrumente erfasst. Mit Blick auf die Steuemngsinstmmente 
(Aufsichtsmittel) kaim zwischen Instmmenten, die zur Beobachtung kommuna- 
len Verwaltungshandeln dienen (information gathering), und solchen, die auf 
Verhaltensändemngen zielen (behaviour modification) differenziert werden (vgl. 
Hood u.a. 1999). In Tabelle 2.1 sind - als Überblick zur folgenden Diskussion - 
zimächst die wesentlichen Merkmale der Govemance-Formen in den Aufsichts- 
beziehungen zusammengefasst. 
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Tabelle 2. l: Govemance-Formen in den Aufsichtsbeziehungen 







Govemance-Typ 




Analysedimension 


Hierarchie 


Kooperation 


Wettbewerb 


Mechanismus 


rechtlich basierte 

Hierarchie 

Sanktionsdrohung 


Verhandlung 


Konkurrenz 

Anreiz 


Aufsichtskriterium 


Recht- u. Zweckmä- 
ßigkeit 


Rechtmäßigkeit 

Interessenausgleich 


Effizienz 

Responsivität 


Instrumente 


Rechts- u. Fachauf- 
sicht 

formale Aufsichts- 
mittel 


Beratung 

direkte Kommuni- 
kation 


Wettbewerbssimulation 

Kontrakt 



2.2 Governance-Formen und Steuerungsinstrumente in den 

Aufsichtsbeziehungen 

2.2.1 Hierarchie 

Hierarchische Koordination stellt in Verbindung mit dem Bürokratiemodell Max 
Webers so etwas wie den Archetypus der Verwaltungssteuerung dar. Nach dieser 
klassischen Vorstellung wird die Verwaltung ausschließlich hierarchisch über 
Gesetze und den Haushalt oder durch Weisimgen der politischen Führung ge- 
steuert; Zielsetzungen und Präferenzen der Verwaltung kommen demnach 
gmndsätzlich von außen (Jann 1998b: 257). Die Bürokratie garantiert formale 
Gleichheit durch Regelbindimg (Legalität) und gewährleistet so die Rationalität 
staatlicher Machtausübung. Ihre wesentlichen Leistungsmerkmale sind Sachlich- 
keit, Unpersönlichkeit und Berechenbarkeit. „Aufsicht“ ist der Kontrollmodus, 
der in einer quasi natürlichen Verbindung zum hierarchischen Steuerungsmodell 
steht. Kontrolle durch Aufsicht schließt den gezielten Einsatz von Aufsichtsmit- 
teln, insbesondere Inspektionen, und die formale Kompetenz zin Genehmigung 
oder Versagung von Aktivitäten unterer Verwaltimgsebenen ein. Auch die Mög- 
lichkeit zur Sanktionierung und damit 2 xa Beeinflussung des Verhaltens nachge- 
ordneter Behörden gilt als definitorisches Element von Aufsicht (Hood 1998: 
51). 

Dieses Modell hierarchischer Koordination legitimiert sich dadurch, dass in 
diesem Modus Entscheidungen durchgesetzt werden, die am Ende demokrati- 
scher Verfahren nach übergeordneten Nutzenkriterien getroffen wurden. Damit 
verbimden ist die Aimahme, dass demokratisch getroffene Entscheidungen durch 
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eine legitimierte Staatsbürokratie nur noch zu implementieren sind, um die ange- 
strebte gemeinwohlorientierte Wirkung zu erzielen. Es bestehen zwei Steue- 
rungsketten, eine legislative (Wahl — >• Parlament Gesetz — » Bürokratie) und 
eine demokratisch-legitimierte (Wahl — ♦ Parlament — > Regierung — ♦ Bürokratie) 
(Jann 1998b: 263). Legale Normen und an deren Nichterfüllung gekoppelte 
Sanktionen stehen als Ressourcen hierarchischer Steuemng zur Erfüllung dieses 
,J)urchsetzungsversprechens“ zur Verfügung. 

Dem Koordinationsmodus Hierarchie entspricht das Bild einer öffentlichen 
Verwaltung als Maschine, die alle politisch definierten Ziele neutral umsetzt 
(ebd.). Die Steuerung der Verwaltung erfolgt im Rahmen der „legislativen Pro- 
grammsteuerung“ (Grauhan 1969: 270-272): „Die Verwaltiuig wird durch eine 
streng hierarchische Organisation auf die Vollziehung des parlamentarisch in 
Gesetzesform gegossenen Willens verpflichtet“ (ebd.: 270). Im Verhältnis zwi- 
schen Verwaltungsebenen ist ein eigenständiger Handlungsspielraum nachge- 
ordneter Behörden nicht vorgesehen; Mehrebenensysteme werden als „Instan- 
zenzüge“ verstanden. Das Handeln nachgeordneter Behörden ist durch die exakte 
Definition der Modalitäten der Implementation reguliert - beispielsweise mit 
Hilfe von Verwaltungs Vorschriften, die als Entscheidungsprämissen wirken und 
auf die in jeder denkbaren Situation zurückgegriffen werden kann, so dass kein 
Entscheidungsspielraum mehr vorhanden ist (vgl. Bohne/Hucke 1980: 185). 

Trotz viel diskutierter Grenzen und Probleme hierarchischer Koordination 
(vgl. z.B. Scharpf 1993: 64-65) gilt das Hierarchieprinzip als zentrale Leitidee 
der Verwaltungssteuemng in Deutschland. Döhler (2000: 6) spricht von dem 
Hierarchieprinzip als wesentlichem Baustein des „genetischen Code(s), der das 
deutsche Regierangs- und Verwaltungssystem bis heute prägt.“ Der hierarchi- 
sche Verwaltungsaufbau gilt dabei als Garant „der verfälschungsffeien Ausfüh- 
rung des Gesetzgebungswillens“ (Prätorius 1995: 534; vgl. Döhler 2000: 6). 

Innerhalb des hierarchischen Governance-Typus spielt Aufsicht oder Kon- 
trolle eine zentrale Rolle, die zugespitzt in der Denkfigur des Principal-Agent- 
Ansatzes deutlich wird (vgl. z.B. Horn 1995; Gilardi/Braun 2002). Ausgehend 
von der grundsätzlichen Informationsasymmetrie zwischen principal (Politik 
bzw. obere Behörde) und agent (unterer Behörde) wird angenommen, dass jeder 
agent versucht, dieses Informationsgefälle für seine „privaten“ Interessen auszu- 
beuten („shirking“). Daher sind Kontrollmechanismen notwendig, die eine Ab- 
weichen des agents vom gesetzlichen Auftrag („bureaucratic drift“) verhindern. 
Auch wenn man den Rational Choice-Annahmen des Principal-Agent-Modells 
nicht folgt, verdeutlicht diese Perspektive die Rolle von Aufsicht bzw. Kontrolle 
als Gegengewicht zur Delegation von Vollzugskompetenzen in hierarchischen 
Mehrebenensystemen. 
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Aufsicht gilt als das zentrale Mittel einer Reintegration des differenzierten 
Staats- und Verwaltungsaufbaus in Deutschland und insbesondere zur Herstel- 
limg von Hierarchie innerhalb differenzierter Strukturen (vgl. Dreier 1991: 287- 
291). Daher spielen formal hierarchische Aufsichtsbeziehungen nicht nur für die 
Steuenmg nachgeordneter Behörden auf Bundes- und Landesebene eine zentrale 
Rolle, auch die Kontrolle kommunalen Verwaltungshandelns erfolgt im Rahmen 
von Aufsichtsbeziehungen (Rechts- und Fachaufsicht). 

Der Modus der Aufsicht variiert dabei in Abhängigkeit vom Aufgabenty- 
pus. So nehmen insbesondere die Landkreise imd kreisfreien Städte in einer 
Doppelfunktion neben ihren (pflichtigen und freiwilligen) Selbstverwaltungsauf- 
gaben auch die vom Land delegierten staatlichen Aufgaben wahr. Dieser Unter- 
schied schlägt sich hinsichtlich der Aufsichts formen darin nieder, dass die 
Kommunen bezüglich der übertragenen staatlichen Aufgaben nicht nur der 
Rechtsaufsicht, sondern der umfassenderen, die Zweckmäßigkeit des Handelns 
einbeziehenden Fachaufsicht unterliegen. Gemessen am gesamten Aufgabenbe- 
stand der kreisfreien Städte und Landkreise überwiegen die übertragenen staatli- 
chen Aufgaben gegenüber den Selbstverwaltungsaufgaben (Mutius 1997: 13; 
vgl. Schmidt-Eichstaedt 1998: 328-331). 

Hinsichtlich dieser staatlichen Aufgaben wird zwischen reinen Auftragsan- 
gelegenheiten, bei denen ein unbeschränktes und bis in die Einzelheiten gehen- 
des fachliches Weisungsrecht besteht, und sogenannten „Pflichtaufgaben zur 
Erfüllung nach Weisung“ unterschieden. Hierbei handelt es sich zwar um staatli- 
che Aufgaben, jedoch wird den Kommunen ein eigener Ermessensspielraum bei 
der Aufgabenwahmehmung zugestanden.^** Nur in einigen Bundesländern wer- 
den Aufgaben in diesem Modus an die kommunale Ebene delegiert. In Branden- 
burg und Schleswig-Holstein gilt dies beispielsweise für die Bauaufsicht. Die 
Aufsicht wird bei Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung teilweise nicht als 
Fachaufsicht, sondern als Sonderaufsicht bezeichnet, deren Kompetenzen einzel- 
gesetzlich genau geregelt sein müssen (Klimant 1992: 11-18; LübkingA^o- 
gelgesang 1998: 151-153; Benedens 2000). Allerdings bestehen hinsichtlich der 
Aufsichtsmittel und Eingriffskompetenzen keine gmndlegenden Unterschiede 
zwischen der Fach- imd Sonderaufsicht, so dass eine deutliche Abgrenzung zwi- 
schen den Typen nicht ohne weiteres möglich ist (Groß 2002: 797). 

Im Unterschied zur umfassenderen Fachaufsicht stellt die Rechtsaufsicht ei- 
ne eingeschränktere Form der Aufsicht dar, die Ermessensspielräume im Bereich 
der kommunalen Selbstverwaltung unberührt lassen soll und Zweckmäßigkeits- 
erwägungen auf Seiten der Aufsichtsbehörden ausschließt. Sofern Maßstäbe 
kommunalen Handelns rechtlich definiert sind - beispielsweise im Bereich der 



20 Wollmann (1997b: 107) weist daraufhin, dass nach überwiegender Interpretation damit erwei- 
terte Mitwirkungs- und Kontrollrechte der kommunalen Vertretungsorgane verbunden sind. 
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Kommunalfinanzen (Haushaltssatzungen unterliegen der Genehmigungspflicht) 
oder im Planungsrecht (Anpassungspflicht kommunaler Bauleitplanung an über- 
geordnete Pläne) - kann mit der Rechtsaufsicht gleichwohl eine weit reichende 
und detaillierte Steuerung kommunalen Verwaltungshandels verbunden sein.^' 
Zudem ist eine strikte Trennung der Maßstäbe Recht- und Zweckmäßigkeit häu- 
fig nicht möglich (Ibler 1995). 

Organisatorisch ist die Kommunalaufsicht in einem hierarchischen Instan- 
zenzug von der obersten Aufsichtsbehörde (Landesinnenministerium), über die 
oberen (staatliche Mittelinstanz bzw. in zweistufigen Ländern der Landesinnen- 
minister) bis zur unteren Aufsichtsbehörde (der Landrat als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde) gegliedert (LübkingA'^ogelgesang 1998: 74). Entsprechen- 
des gilt für die Fachaufsicht: Oberste Fachaufsichtsbehörde ist das jeweilige 
Fachministerium. Sofern keine Sonderbehörden existieren, ist die staatliche Mit- 
telinstanz (falls vorhanden) obere Fachaufsichtsbehörde. In den zweistufigen 
Ländern fallen obere und oberste Fachaufsicht zusammen. Untere Aufsichtsbe- 
hörde ist der Landrat (ebd.: 78). Im Bereich der Bauaufsicht ist meist das Innen- 
ministerium die oberste Bauaufsichtsbehörde (in Brandenburg das Ministerium 
für Stadtentwicklung, Wohnen imd Verkehr, das im Jahr 2004 in Ministerium für 
Inffastmktur und Raumordnung umbenaimt wurde)^^, Mittelinstanzen fungieren 
als obere und Landkreise, kreisfreie Städte sowie größere kreisangehörige Städte 
als untere Bauaufsichtsbehörden. 

Das Instrumentarium der Aufsichtsbehörden umfasst abgestufte Eingriffs- 
kompetenzen.^^ Am Beginn steht das Informationsrecht (bzw. eine Unterrich- 
tungspflicht der Kommunen), das den Aufsichtsbehörden ermöglicht, „sich zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben über einzelne Angelegenheiten der Gemeinde in ge- 
eigneter Weise unterrichten zu lassen“ (Lübking/Vogelgesang 1998: 94). Das 
Informationsrecht stellt die zentrale Grundlage für die Anwendung der weiteren 
Aufsichtsmittel dar (vgl. ebd.: 94-100). Anzeige- oder Vorlagepflichten und 



21 Beispielsweise ist im Bereich der Kommunalfinanzen das Ziel des Haushaltsausgleichs gesetz- 
lich vorgeschrieben. Kann der Haushalt in einem Jahr nicht ausgeglichen aufgestellt werden, 
sind die Kommunen zur Aufstellung von sogenannten Haushaltssicherungskonzepten ver- 
pflichtet (z.B. § 75 Abs. 4 GO Nordrhein-Westfalen sowie § 74 Abs 4 GO Brandenburg). Auch 
diese Haushaltssicherungskonzepte unterliegen der Genehmigungspflicht der Kommunalauf- 
sicht - wobei die Behörden hierbei die Ausschöpfung des Potenzials zur Haushaltskonsolidie- 
rung prüfen, eine Genehmigung versagen, inhaltliche Vorgaben machen und durchsetzen kön- 
nen (LübkingA'ogelgesang 1998: 109). Die Innenminister der Länder haben vielfach detaillier- 
te Vorgaben zur Ausgestaltung von Haushaltssicherungskonzepten in Rahmen von Runderlas- 
sen formuliert (vgl. ebd.). Zur Anwendungspraxis vgl. Holtkamp (2000; 255-259). 

22 Bis 1994 amtierte das im Jahr 2000 aufgelöste Landesamt für Bauen, Bautechnik und Wohnen 
als obere Bauaufsichtsbehörde. 

23 Vgl. zur juristischen Einordnung der Aufsichtsinstrumente Schröder (1986); Klimant (1992: 
10-22); Schuppen (1998); Lübking/Vogelgesang (1998: 89-150). 
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Genehmigimgsvorbehalte kombinieren Elemente der Informationsgewirmung mit 
dem Ziel der Verhaltensbeeinflussung. Als „effectors“ (Hood 1983) zur Beein- 
flussung kommunalen Verwaltungshandelns stehen den Aufsichtsbehörden die 
Beanstandung, das Anordnungs- und Aufhebungsrecht sowie die Ersatzvomah- 
me zur Verfügung. Als für Extremfälle vorgesehene Eingriffskompetenzen sind 
die Bestellung eines Beauftragten, der anstelle der kommunalen Behörden „vor 
Ort“ agiert, sowie die Auflösung der Vertretungskörperschaft und die Beendi- 
gung der Amtszeit des Bürgermeisters zu netmen. Dieses in den Kotnmunalver- 
fassungen geregelte Handlungsrepertoire der Kommunalaufsicht steht grundsätz- 
lich den Aufsichtsbehörden aller Länder zur Verfügung. Relevante Unterschiede 
zwischen den Ländern finden sich vor allem bezüglich der Anwendungs- 
voraussetzungen der schärfsten Aufsichtsmittel (Bestellung eines Beauftragten 
u.a.) (vgl. Lübking/ Vogelgesang 1998: 86-150). 

Im Hinblick auf das Anordnungsrecht ist darauf hinzuweisen, dass darunter 
imterschiedliche Formen des Eingriffs durch die Aufsichtsbehörden fallen. Wäh- 
rend allgemeine Weisungen, beispielsweise in Form von sogenarmten Runderlas- 
sen oder anderen Verwaltungsvorschriften^'*, den Charakter einer (eher präventi- 
ven) Regulierung aller nachgeordneten Behörden aufweisen (ex ante-Kontrolle 
in der Diktion des Principal-Agent-Ansatzes), zielt eine Einzelweisung auf eine 
einzelne Behörde und dient meist der nachträglichen Korrektur einer (kommuna- 
len) Entscheidung (ex post-Kontrolle) (Groß 2002: 798). 

Obgleich die Aufsichtskriterien im Rahmen der Fach- bzw. Sonderaufsicht 
über die der Rechtsaufsicht hinausgehen, ist mit Blick auf die Anwendung dieser 
Aufsichtsmittel festzuhalten, dass Fachaufsichtsbehörden gegenüber kommuna- 
len Behörden keine Instrumente zur Durchsetzung einer fachaufsichtlichen Wei- 
sung zur Verfügung stehen, 

„... da sie [die Fachaufsicht, KW] weder mit dem Recht der Ersatzvomahme, noch 
mit einem Selbsteintrittsrecht verbunden ist, sofern dieses nicht spezialgesetzlich 
vorgesehen ist. Befolgt eine Gemeinde eine Weisung nicht, so muss sich die Fach- 
aufsichtsbehörde an die Rechtsaufsichtsbehörde wenden“ (Groß 2002: 798).^^ 

So können Fachaufsichtsbehörden von den ihrer Aufsicht unterstehenden Behör- 
den zwar Berichterstattung und die Vorlage von Akten verlangen (Informations- 
recht), Prüfungen vornehmen und Weisungen erteilen. Ein Selbsteintrittsrecht 
wird den Aufsichtsbehörden aber meist nur bei „Gefahr im Verzüge“ einge- 



24 Vgl. zu Venvaltungsvorschriften als Sammelbegriff verwaltungsintemer Rechtsquellen Gu- 
ckelberger (2002) u. Battis (1997: 34-41). 

25 Darüber hinaus finden sich in den Gemeindeordnungen der Länder unterschiedliche Regelun- 
gen, die den Spielraum der Fachaufsicht weiter einschränken (vgl. Groß 2002: 798). 
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räumt. Diese Einschränkung der Befiignisse der Fachaufsicht soll verhindern, 
dass die Kommunen von verschiedenen Landesbehörden „mit Zwangsmitteln 
überzogen werden“ (Ibler 1995: 202). Die Rechtsaufsichtsbehörde (allgemeine 
Kommunalaufsicht) ist aber zur Unterstützung der Fachaufsichts- bzw. Son- 
deraufsichtsbehörden bei der Durchsetzung von Aufsichtsmaßnahmen angehal- 
ten (vgl. Benedens 2000: 94). So heißt es beispielsweise in § 132 Abs. 4 der 
Brandenburgischen Gemeindeordnung: „Die Kommunalaufsichtsbehörde unter- 
stützt die Sonderaufsichtsbehörden bei der Durchführung ihrer gesetzlichen Auf- 
gaben nötigenfalls imter Anwendung der in den §§ 124 bis 128 festgelegten 
Befugnisse.“ 

Das Instrumentarium und die Anwendungsvoraussetzungen einzelner Auf- 
sichtsmittel sind in den Gemeinde- imd Kreisordnungen der Länder geregelt, 
aber auch iimerhalb einzelner Landesgesetze finden sich jeweils Bestimmungen 
über Zuständigkeitsverteilungen und Aufsichtskompetenzen.^’ Darin spiegelt 
sich die sektoralisierte Stmktur der Aufsichtsbeziehungen wider, die durch die 
zentrale Rolle der einzelnen Fachministerien als oberste Aufsichtsbehörden ge- 
prägt sind. Dies gilt auch für dreistufig aufgebaute Länder mit staatlichen Mit- 
telinstanzen, die zwar innerhalb des Regierungsbezirkes über eine Art General- 
zuständigkeit verfügen und als Vertreter der Landesregierung in der Region 
gelten. Der Regierungspräsident unterliegt jedoch jeweils der Fachaufsicht des 
Ministeriums, dessen Aufgaben er als Mittelbehörde wahmimmt, beispielsweise 
in Wirtschaftsangelegenheiten dem Wirtschaftsministerium (vgl. Battis 1997: 
93-94, 89). 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich Hierarchie als Govemance- 
Form iimerhalb der vertikalen Steuerungsbeziehungen zwischen Landes- und 
Kommunalbehörden in den formalen Eingriffskompetenzen und Aufsichtsmit- 
teln der Kommunalaufsicht wiederfindet. Die allgemeine Kommunalaufsicht und 
die Rechts- und Fachaufsichtsbehörden in den einzelnen Rechtsbereichen (z.B. 



26 Entsprechendes ist in vielen Ländern in einem Landesverwaltungs- oder Landesorganisations- 
gesetz geregelt. Vgl. z.B. § 16 Abs 3 Landesverwaltungsgesetz Schleswig-Holstein, § 1 1 Abs 4 
Landesorganisationsgesetz Brandenburg. 

27 Die Zuständigkeiten im Bereich des Bauordnungsrechts sind in den Landesbauordnungen der 
Länder geregelt. So bestimmt beispielsweise § 51 Abs. 3 der Bauordnung Brandenburgs das 
für „Bauordnung zuständige Ministerium“ als oberste Bauaufsichtsbehörde (im Untersu- 
chungszeitraum das Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr) über die als 
„Sonderordnungsbehörden“ definierten unteren Bauaufsichtsbehörden (Landkreise, kreisfreie 
Städte u. Große kreisangehörige Städte). Zudem ist der Landrat als allgemeine untere Landes- 
behörde „Sonderaufsichtsbehörde“ über die großen kreisangehörigen Städte als untere Bauauf- 
sichtsbehörden sowie die Ämter und amtsffeien Gemeinden, soweit sie nach § 51 Abs. 2 für 
den Vollzug von „örtlichen Bauvorschriften und planungsrechtlichen Festlegungen“ u.a. zu- 
ständig sind. In Niedersachsen sind, in § 63 der Landesbauordnung, das „Fachministerium“ als 
oberste und die Bezirksregierungen als obere Bauaufsichtsbehörde definiert. 
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Bauleitplanung, Bauaufsicht) verfügen formal-rechtlich über weitgehende Kon- 
troll- und Eingriffskompetenzen, die der Govemance-Form Hierarchie entspre- 
chen. Insbesondere den Typus übertragener staatlicher Aufgaben betreffend 
tragen die Steuerungsbeziehungen Züge eines hierarchischen Mehrebenensys- 
tems. 



2.2.2 Kooperation 

Als zweite Govemance-Form rückt im Folgenden Kooperation in den Vorder- 
gmnd. Kooperation stellt als Kontrolltyp einen Antipoden zu Hierarchie dar, da 
Kontrolle durch gegenseitige Selbstbeobachtung der grundsätzlich gleichberech- 
tigten Beteiligten - und nicht im Rahmen eines hierarchischen Verhältnisses der 
Über- und Unterordnung - erfolgt. Diesen Mechanismus der Kontrolle („mutual 
recognition“) haben Heclo und Wildavsky (1974) in ihrer klassischen Studie 
über Koordination in der Ministerialverwaltung Großbritanniens erkannt. Gegen- 
seitige Selbstbeobachtung spielte als Kontrollmechanismus eine deutlich größere 
Rolle als Aufsicht durch Minister oder das Parlament. In langfristigen Interaktio- 
nen erworbene Reputation unter „Peers“ und Vertrauen zwischen den Interakti- 
onsteilnehmera (unterschiedlicher Departments) liegen diesem Mechanismus zu 
Grunde (vgl. ebd.: 14-15). „They all know or have heard of one another, and 
they all enjoy rating one another“ (ebd.; 14). Aktuell werden unter dem Label 
,J^eer Review'' zunehmend Verfahren zur wechselseitigen Evaluation von Re- 
formprogrammen als neues Instrument des Policy-Lemens diskutiert und als 
solche gezielt eingesetzt (kritisch mit Blick auf die OECD und die EU Lodge 
2005; Schäfer 2004). 

Kooperation als Govemance-Form korrespondiert mit Verhandlungen als 
zentralem Interaktionsmodus. Verhandlungssysteme sind diuch eine interdepen- 
dente Beziehung und symmetrische Einflussverteilung zwischen den Akteuren 
gekennzeichnet, d.h. alle Beteiligten verfugen über eine Vetoposition, Entschei- 
dimgen können nur einvemehmlich getroffen werden (Benz/Scharpf/Zintl 
1992).^* Diese Entscheidungsregel fuhrt dazu, dass Verhandlungssysteme zu 
Handlungsblockaden tendieren (können), wenn die Interessenkonstellation zwi- 
schen den Beteiligten nur teilweise kongment ist (mixed-motive-Konstellation^^). 



28 ln diesem Sinne definiert Schelling Verhandlungssituationen: „Bargaining-situations ... are 
situations in which the ability of one participant to gain ends is dependent to an important de- 
gree of the choices or decisions that the other participant will make“ (Schelling 1980: 5). 

29 Von einer derartigen Konstellation eines Dilemmaspiels sind in Verhandlungssystemen reine 
Koordinationsspiele und Koordinationsspiele mit Verteilungskonflikten als weitere Formen 
kooperativer Spiele zu unterscheiden. Reine Konfliktspiele stellen für Mehrebenensysteme 
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Verhandlungen in Mehrebenensystemen sind mit einer spezifischen Problematik 
verbunden, die dadurch entsteht, dass die Beteiligten in verschiedenen Hand- 
lungskontexten stehen und es zu iimerorganisatorischen Umsetzungsproblemen 
von Verhandlungsergebnissen kommen kaim (vgl. Putnam 1988; Tsebelis 1990). 
Gemeinsame Lösungen können problemloser gefunden und realisiert werden, 
weim sich entlang von Verhandlungssystemen dauerhafte Beziehungsnetzwerke 
entwickeln, die als institutioneller Rahmen für die kooperative Bearbeitung zu- 
künftig anstehender issues auf der interorganisatorischen Agenda bereitstehen 
(Scharpf 1993; Benz 1992; Chisholm 1989). 

Die Situation im Mehrebenensystem der deutschen Länder entspricht inso- 
fern der Konstellation von Verhandlungssystemen, als dass die Länder bei der 
Politikimplementation auf die Kooperation der Kommunen angewiesen sind 
(Scharpf u.a. 1974). Die kommunale Ebene verfügt trotz der Einbindung in Auf- 
sichtsbeziehungen über ein erhebliches Ausmaß an Autonomie. Ausgestattet mit 
sogenaimten Garantiebereichen kommunaler Hoheit (Gebiets-, Organisations-, 
Personal- , Plammgs-, Finanz- und Satzungshoheit) sowie einem verfassungs- 
rechtlich garantierten Bestandsschutz (für die kommunale Ebene insgesamt, 
nicht aber für einzelne kommunale Gebietskörperschaften) konstituieren Kom- 
munen eine eigenständige politische Ebene - obgleich sie staatsrechtlich Teil der 
Länder sind. Zudem steht den Kommunen grundsätzlich der Rechtsschutz gegen 
Eingriffe des Landes (Verfassungsbeschwerde und verwaltungsgerichtliche Kla- 
ge) zur Verfügung (Lübking/Vogelgesang 1998: 163-180). Allerdings sind die 
Klagemöglichkeiten bei übertragenen staatlichen Aufgaben deutlich einge- 
schränkt. ® 

Mit dem Interaktionsmodus Verhandlimg ist das Bild einer „kooperativen 
Verwaltung“ (Benz 1994) im „Verhandlungsstaat“ (Heinelt 2001) verbunden. 
Kooperatives Verwaltungshandeln zeichnet sich dadurch aus, dass sich die Ver- 
waltung auch dort auf Verhandlungen einlässt, wo formal hierarchische Interven- 
tion möglich wäre. Dieses Handlungsmuster wird überwiegend mit Blick auf die 
Interaktion der Verwaltung mit gesellschaftlichen Akteuren diskutiert - die Ver- 
waltung agiert hier nicht nur regelgesteuert-hoheitlich, sondern versucht, vor 
allem auf dem Verhandlungswege gesetzliche Standards zu implementieren (vgl. 
Bohne/Hucke 1980; Dose 1997; Benz 1994). 



hingegen eine unwahrscheinliche, aber nicht auszuschließende Konstellation dar (vgl. Mayntz/ 
Scharpf 1995: 64). 

30 Beispielsweise heißt es in § 18 Abs. 3 des Landesverwaltungsgesetzes Schleswig-Holstein: 
„Die Weisungen der Fachaufsichtsbehörden können nicht im Verwaltungsstreitverfahren ange- 
fochten werden.“ Zur Diskussion der gleichwohl bestehenden Klagemöglichkeiten (Anfech- 
tungsklage) und den Voraussetzungen dafür vgl. LübkingA'ogelgesang (1998: 171-174). 
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Kooperatives Verwaltungshandeln in Aufsichtsbeziehimgen zwischen Lan- 
des- und Kommunalbehörden ist auf den Verzicht von Zwangseingriffen, d.h. 
förmlichen Verwaltungsakten auf Grundlage der Aufsichtsmittel, gerichtet und 
soll Aufwand, Zeit und Kosten sparen - beispielsweise durch Vermeiden von 
Gerichtsverfahren (vgl. Ibler 1995: 205-208). Bezugspunkt kooperativer Interak- 
tion bleibt in Aufsichtsbeziehungen die Rechtmäßigkeit kommunalen Verwal- 
tungshandelns, indem das Verhalten der Kommune „präventiv“ in entsprechende 
Bahnen gelenkt oder rechtswidriges Verhalten im Ergebnis kooperativen Ver- 
waltungshandelns durch die Kommune selbst korrigiert wird. Kooperatives Ver- 
waltungshandeln zielt damit sowohl auf „information gathering“ als auch auf 
„behaviour modification“. 

Verschiedene Grundsätze der Kommunalaufsicht stützen die Interpretation 
der Aufgabe im Siime kooperativen Verwaltungshandelns und bilden Gegenge- 
wichte zu den Eingriffskompetenzen der Aufsichtsbehörden. So wird aus dem 
§ 28 (2) des Grundgesetzes der Grundsatz des „gemeindeffeundlichen Verhal- 
tens“ abgeleitet (vgl. Oebbecke 2001: 409; LübkingA'^ogelgesang 1998: 81-87; 
Klimant 1992: 51). Teilweise wird zur Kennzeichnung der kooperativen Dimen- 
sion der Kommunalaufsicht auch von „Vertrauensaufsicht“ gesprochen (Kne- 
meyer 1999). 

ln Verbindung mit verfassungsrechtlichen Grundsätzen wie dem „Über- 
maßverbot“ und dem (inzwischen) in fast allen Gemeindeordnungen enthaltenen 
„Opportunitätsprinzip“^' soll so die Aufsichtstätigkeit im Interesse der Kommu- 
nen ausgelegt und begrenzt werden (Oebbecke 2001: 409). Diese Grundsätze 
sind - wie die beiden folgenden Zitate aus Gemeindeordnimgen Brandenbmgs 
und Schleswig-Holsteins zeigen - in unterschiedlicher Form in die Gemeinde- 
und Landkreisordnungen der Länder eingegangen: 

„Die Aufsicht ist so auszuüben, dass die Rechte der Gemeinden geschützt und die 
Erfüllung ihrer Pflichten gesichert werden. Sie hat die Entschlusskraft und Verant- 
wortungsbereitschaft der Gemeinden zu fördern sowie Erfahrungen bei der Lösung 
kommunaler Aufgaben zu vermitteln“ (§119 GO Brandenburg). 

„Die Kommunalaufsichtsbehörden sollen die Gemeinden vor allem beraten und un- 
terstützen.“ (§ 1 20 Abs 1 GO Schleswig-Holstein). 



3 1 Das konkurrierende Prinzip ist das Legalitätsprinzip, an dessen Stelle in den meisten Gemein- 
deordnungen - zuletzt in Bayern 1997 - das Opportunitätsprinzip getreten ist, das ein Eingrei- 
fen in das Ermessen der Aufsichtsbehörden stellt, ln der kommunalrechtlichen Diskussion gel- 
ten diese Unterschiede heute allerdings als eher marginal (vgl. dazu Knemeyer 1999; Lüb- 
kingA^ogelgesang 1998: 82-83). 
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Eine Konkretisierung dieser Prinzipien findet sich beispielsweise darin, dass ein 
Eingreifen der Aufsichtsbehörden in abgestufter Form stattfinden soll, indem der 
Kommune bei Feststellung eines Rechtsverstoßes die Möglichkeit einer Selbst- 
korrektur eingeräumt werden muss, bevor aufsichtsrechtlicher Zwang angewandt 
wird (Oebecke 2001: 409). Und auch die Anwendung entsprechender Zwangs- 
mittel hat in abgestufter Form, mit dem „mildesten“ Instrument beginnend, zu 
erfolgen. 

Während diese Aspekte eher auf eine kooperative Implementationspraxis 
einer auf die Rechtsmäßigkeit kommunalen Verwaltungshandels gerichteten 
Kontrollftinktion zielen, wird in der juristischen Literatur der Kommunalaufsicht 
auch eine aktive, über eine Kontrollinstanz hinausgehende Rolle zugeschrieben, 
die den Typus einer „kooperativen Kommunalaufsicht“ ausmacht. Eine wichtige 
Funktion in diesem Siiui ist insbesondere die Koordinationsfimktion, deren Be- 
deutung mit der zentralen Rolle der Kommunalebene als Vollzugsinstanz für 
Bundes- und Landesgesetze zusammenhängt (vgl. Oebbecke 2001). Daneben 
spielt die Funktion der Kommunalaufsicht als Vermittlungsinstanz zwischen der 
lokalen Vollzugsinstanz und der Normbildungsebene der Ministerialverwaltung 
eine wichtige Rolle. Der Informationsfluss in beide Richtungen soll durch die 
vermittelnde Funktion der Kommunalaufsicht gewährleistet werden, so dass 
sowohl neue Anforderungen „von oben“ weitergetragen werden, als auch die 
Erfahmngen aus der lokalen Implementationspraxis in die Weiterentwicklung 
rechtlicher Normen eingehen können (ebd.). Schließlich dient eine derart ver- 
standene Kommunalaufsicht auch dem Interessenausgleich zwischen - rechtlich 
formalisierten - Anforderungen übergeordneter Ebenen und kommunalen Inte- 
ressen. 

Als zentrales Instrument, mit der diese Funktionen einer ,Jcooperativen 
Kommunalaufsicht“ ausgefüllt werden, gilt die aktive Beratung der Kommunen. 
Die zur vorbeugenden Unterstützung der Kommunen dienende „aufsichtliche 
Beratung“ zählt zu den wenigen rechtlich normierten Aufgaben der Kommunal- 
aufsicht, die über die repressive Gmndorientiemng der Aufsicht hinausgehen. In 
der juristischen Diskussion gilt die Beratung als das „kooperative Element der 
Kommunalaufsicht“ imd zugleich als das wichtigste Instmment einer präventiv 
agierenden Kommunalaufsicht (Pitschas 1998: 910; Oebbecke 2001: 410; Ibler 
1995;Knemeyer 1999: 195). 

Institutionell kommen diese Prinzipien der Kommunalaufsicht in der her- 
vorgehobenen Rolle des Innenministeriums (bzw. in der Mittelinstanz in einem 
Dezernat Kommunalangelegenheiten) als allgemeine Kommunalaufsichtsbehör- 
de zum Ausdruck. Dieses übernimmt eine gewisse Vermittlerrolle zwischen 
Kommunal- imd Landesbehörden (Ibler 1995), die auf ihrer Schlüsselposition 
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bei der Durchsetzung aufsichtsrechtlicher Maßnahmen der Fach- bzw. Sonder- 
aufsichtsbehörde beruht. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass die hierarchischen Eingriffskompetenzen 
der Aufsichtsbehörden nicht nur durch vielfältige Regelungen begrenzt, sondern 
auch in verschiedene „positive“ Grundsätze eingebettet sind, die eine kooperati- 
ve Interpretation der Rolle der Aufsichtsbehörden nahe legen. Kooperatives 
Verwaltungshandeln ist demnach systematisch innerhalb der Aufsichtsbeziehun- 
gen von Landes- und Kommunalbehörden angelegt. 



2.2.3 Wettbewerb 

Wettbewerbsorientierte Govemance-Formen haben sowohl iimerhalb des öffent- 
lichen Sektors als auch zur Kontrolle der Verwaltung „von außen“ eine lange 
Tradition (Hood 1998; 55-60). Als klassisch gelten inzwischen die von Tibout 
(1956) analysierten Formen des Wettbewerbs zwischen Gebietskörperschaften, 
der durch die Exit-Option von Bürgern oder Unternehmen aktiviert wird. Im 
Zuge der New Public Management-Debatte sind wettbewerbsorientierte Steue- 
rungsformen als Instmmente der internen Verwaltungssteuerung in den Vorder- 
gmnd gerückt. Das Augenmerk ist aber nicht nur auf einen Wandel der Steue- 
rungsinstmmente, sondern auch auf eine Neuausrichtung der Gegenstände und 
-kriterien der Verwaltungssteuemng gerichtet. „Wettbewerb“ als Kontrolltyp 
steht in enger Verbindung mit leistungsorientierten Aufsichtskriterien (Effizienz, 
Responsivität), dagegen soll die etablierte Rechtmäßigkeitskontrolle an Bedeu- 
tung verlieren. 

Die mit wettbewerbsorientierten Steuemngsformen verbundene Idealvor- 
stellimg der öffentlichen Verwaltung ist die einer Organisation im Wettbewerb 
der Leistungsanbieter. Der „... moderne Bürokrat ist der öffentliche Manager und 
Entrepreneur, gesteuert durch Wettbewerb, Dialog und direkten Austausch mit 
der Gesellschaft und nicht zuletzt durch Geld“ (Jann 1998b: 267). Im Anschluss 
an die New Public Management-Debatte entstand das Bild einer - wie Jaim 
(1998b; 264) formuliert - responsiven öffentlichen Verwaltung, die sich als 
Dienstleistungsorganisation versteht und auf die Befriedigung der Bedürfiiisse 
ihrer Klienten und Kunden zielt (vgl. Bogumil/Kißler 1995). New Public Mana- 
gement betont die Verselbständigung der Verwaltungseinheiten, die in einer 
durch ökonomische Anreize geprägten Tauschbeziehung zueinander stehen (sol- 
len) (vgl. SchröterAVollmann 2001; Naschold/Bogumil 2000: 60-61). 

Die Anwendung der Govemance-Form Wettbewerb auf Mehrebenensyste- 
me ist mit dem Problem verbunden, dass Koordination zwischen staatlichen 
Ebenen sich grundlegend von marktlichen Wettbewerbssituationen unterschei- 
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det. Die Wahlmöglichkeit des Marktaustritts oder die Wahl eines alternativen 
Angebotes steht für keinen der Beteiligten zur Verfügung. Auch besteht in der 
Aufsichtsbeziehung zwischen Verwaltungseinheiten - hier zwischen Landes- 
und Kommunalebene - kein Austauschverhältnis mit Dienstleistungscharakter, 
wie es in manchen Bereichen der Kommunalverwaltung in ihrem Verhältnis zu 
den „Nachfragern“ öffentlicher Leistungen noch konstruiert werden kann. Als 
Steuerungsmechanismus in Mehrebenensystemen einsetzbar gilt hingegen die 
Förderung von Politikinnovationen und „guten Praktiken“ durch organisierte 
Wettbewerbe im Sinne von ,^eauty Contests'\ 

Ein wesentlicher Impetus des New Public Managements besteht jedoch ge- 
rade darin, durch den gezielten Einsatz von Wettbewerbselementen marktähnli- 
che Aiueizstrukturen dort zu schaffen, wo sie bislang nicht existieren. Dabei 
bemfen sich Vertreter des NPM auf den Principal- Agent- Ansatz, der allerdings 
sehr selektiv hinsichtlich der Grenzen hierarchischer Kontrollformen rezipiert 
wird. Hierarchische Kontrollen könnten der grundsätzlichen „Anreizinkompa- 
tibilität“ (Suchanek 2001: 252) der Interessenlagen von principal und agent nur 
sehr bedingt entgegenwirken. Die Konzepte einer „Politischen Ökonomie der 
öffentlichen Verwaltung“ (Hom 1995) aufhehmend, betont der New Public Ma- 
nagement-Ansatz, dass weniger durch aufwändige hierarchische Kontrollen als 
mit angemessenen Anreizstrukturen eine effektive und effiziente Ergebnissteue- 
rung zu erreichen sei (vgl. Schröter/Wollmann 2001: 73-75). 

Vor diesem Hintergrund werden in der NPM-Debatte Alternativen zu hie- 
rarchischen Kontrollen entwickelt. Detaillierte Regulierung und hierarchische 
Kontrolle sollen durch neue Formen der markt- oder zumindest anreizorientier- 
ten Kontrolle ersetzt werden (vgl. kritisch Hogget 1996; Hood 1996: 131-132). 
Mit Blick auf interorganisatorische Beziehungen gelten insbesondere Kontrakte 
als wesentliches Instrument in diesem Sinne (Reichard 2002a: 591). 

Während Ziele und Leistungen innerhalb der Steuerungskompetenz des 
principals verbleibt, ist eine Intervention in das Alltagsgeschäft des agents nicht 
vorgesehen - sofern dieser die vereinbarten Leistungen erfüllt (Christiansen 
1998: 277). Es wird davon ausgegangen, dass die Anwendung von anreizorien- 
tierten Steuerungsformen im Verhältnis zwischen Behörden möglich und gegen- 
über klassischen rechtlich basierten Steuerungsinstrumenten mit einem Mehrwert 
verbunden ist. So vermutet Reichard, „... dass sich ziel- und ergebnisorientierte 
Verfahren der Steuerung nachgeordneter Behörden gegenüber der traditionellen 
Fachaufsicht als überlegen erweisen dürften“ (Reichard 2002a: 592). Entspre- 
chende an das betriebswirtschaftliche Controlling angelehnte „Monitoring- und 
Evaluationssysteme“ könnten traditionelle Formen der Rechts- und Fachaufsicht 
zunächst ergänzen und in einem weiteren Schritt ersetzen (Lang/Naschold/Reis- 
sert 1998: 77; vgl. OECD 1997). Als Nachteile einer Anwendung wettbewerbs- 



50 




orientierter Steuerungsformen in Kontrollbeziehungen gelten die damit geschaf- 
fenen Anreize zur Konzentration auf das Messbare sowie das Untergraben von 
Vertrauensbeziehungen auf Grund der Fixierung auf quantifizierbare Leistungs- 
indikatoren (Power 1997; Hood 1998). 

Die Anwendung wettbewerbsorientierter Kontrollformen setzt voraus, dass 
die aus dem Neuen Steuerungsmodell für die Kommunalverwaltung bekannten 
Instrumente einer Biimenmodemisierung - die Definition von Produkten, die 
Bildung von Kennziffern und Leistungsindikatoren etc. - für die interorganisato- 
rischen Beziehungen nutzbar gemacht werden (Lang/Naschold/Reissert 1998: 
28). Ein Public Management zwischen den Ebenen erfordert zudem einen Wan- 
del im Aufsichtsverständnis der Landesbehörden gegenüber den Kommunen: 
Während normorientierte Einzelfallkontrolle an Bedeutung verliert, wird die 
leistungs- und ergebnisorientierte Evaluation zunehmend relevant (vgl. Schup- 
pert 1998; Pitschas 1998). Dies entspricht dem Bild einer Aufsichtsbehörde als 
Dienstleister, der sich aus der Einzelfallkontrolle zurückzieht und darüber hin- 
aus, neben der Prüfung der Kontrakte bzw. deren Erfüllung, vor allem Bera- 
tungsaufgaben gegenüber nachgeordneten Behörden wahmimmt. 

Neben anreizorientierten Kontrakten gelten virtuelle (Organisations-) Wett- 
bewerbe oder Wettbewerbssurrogate als Kontrollinstrumente, die in Mehrebe- 
nensystemen einsetzbar sind. Hierbei geht es um einen interadministrativen bzw. 
interkommunalen Vergleich von Daten, Abläufen und institutionellen Gestal- 
tungsvarianten unter dem Gesichtspunkt ihrer Effizienz und Effektivität (vgl. 
Burr/Seidlmeier 1998; Nullmeier 2001a, 2001b; Bandemer 2001). Der Vergleich 
nach einheitlichen Leistungs- und Bewertungsmaßstäben ermöglicht eine Veror- 
tung („Ranking“) der verschiedenen lokalen Verwaltungen innerhalb eines be- 
stimmten Bereichs (Land). Der Konkurrenzgedanke des Wettbewerbs wird also 
nicht über die drohende „Bestrafung“ des Marktausscheidens hergestellt, sondern 
durch die wechselseitige Beobachtung in Vergleichsverfahren und einen Reputa- 
tionsverlust oder -gewinn. 

Zu dieser Kategorie des virtuellen Wettbewerbs gehören Kosten- und Leis- 
tungsvergleiche anhand von Kennziffemsystemen (Nullmeier 2001b). Sie gelten 
als Voraussetzungen für ein systematisches Benchmarking - so wird in der New 
Public Management-Debatte ein Verfahren des Organisationsiemens dmch den 
Verwaltungsvergleich bezeichnet (Bandemer 2001), das in Mehrebenensystemen 
durch die übergeordnete Einheit initiiert und organisiert, aber auch durch Selbst- 
koordination der dezentralen Einheiten entwickelt werden kann. Dem entspricht 
das Rollenbild der Aufsichtsbehörde als Organisator von Benchmarkingprozes- 
sen, dem zudem eine Art Schiedsrichterfunktion bei der Erstellung und Bewer- 
tung von Kosten- und Leistungsvergleichen zukommt. Denkbar ist auch die 
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Koppelung von Ergebnissen des Organisationswettbewerbs mit positiven oder 
negativen finanziellen Anreizen. 

Während zusammenfassend festzuhalten ist, dass Mehrebenensysteme sich 
gmndsätzlich - stärker als andere institutionelle Felder öffentlichen Handelns - 
von marktlichen Strukturen unterscheiden, bedeutet dies nicht, dass dieser Go- 
vemance-Typ dort keine Realisierungschance hat. Hierfür bedarf es jedoch eines 
gezielten Einsatzes des Wettbewerbs als Kontrollform, der aber mit einer Ver- 
schiebimg der Aufsichtsgegenstände und -kriterien verbunden wäre und insofern 
in Spannung zum etablierten System der Kommunalaufsicht steht. 



2.2.4 Zwischen hierarchischer Steuerung und Vertrauensaufsicht: die steue- 
rungstheoretische Ambivalenz der Kommunalaufsicht 

Die Betrachtung vertikaler Steuerungsbeziehungen im Allgemeinen und der 
Kommunalaufsicht im Besonderen aus der Govemance-Perspektive zeigt zu- 
nächst, dass die Instrumente der Kommimalaufsicht überwiegend an den hierar- 
chischen Govemance-Typ angelehnt sind. Das Handlungsrepertoire der Auf- 
sichtsbehörden umfasst eine Reihe formaler Aufsichtsmittel, die dem Typus 
hierarchischer Koordination entsprechen. So entsteht nach Schuppert (1999: 300) 
der Eindruck eines Übermaßes repressiver Aufsichtsmittel, der mit einer „eta- 
tistisch-hoheitlichen Staatsaufsicht“ korrespondiert, die dem heutigen Verständ- 
nis des kooperativen Staates nicht mehr entspricht. Auch Pitschas (1998: 908) 
erkennt, dass das Instrumentarium der Kommunalaufsicht „im Kontext traditio- 
nell hierarchisch angelegten Bürokratiestrukturen steht“. 

Eine Relativierung erfährt diese Interpretation durch die Funktionsbeschrei- 
bungen der Kommunalaufsicht, die über die repressiv-kontrollierende Rolle 
hinaus auf Koordinations- und Vermittlungsfunktionen gerichtet sind. Diesen 
Funktionen der Kommunalaufsicht und das damit verbundene Instrument der 
„aufsichtlichen Beratung“ entspricht dem Konzept des kooperativen Verwal- 
tungshandelns. Gestärkt wird diese kooperative Dimension durch z.T. formali- 
sierte Gmndsätze wie das Übermaßverbot imd das Opportunitätsprinzip sowie 
die in Begriffen wie „Vertrauensaufsicht“ zum Ausdruck kommenden Prinzipien 
einer kommunalffeundlichen Interpretation der Rolle der Kommunalaufsicht. In 
diesen Grundsätzen der Aufsicht sowie in den vielfältigen Schranken gegen 
überzogene Eingriffe von Aufsichtsbehörden kommt die Bedeutung der kommu- 
nalen Selbstverwaltung als Verfassungsprinzip zum Ausdruck, so dass sich das 
Bild einer Kooperations- oder Verhandlungsbeziehung zwischen Landes- und 
Kommunalebene aufdrängt. Insgesamt steht die Kommunalaufsicht jedoch in 
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einem systematischen Spannungsverhältnis zwischen hierarchischer Steuerung 
und kooperativer Interaktion. 

Demgegenüber stellen wettbewerbsorientierte Govemance-Formen keinen 
integralen Bestandteil des Govemance-Regimes der Kommunalaufsicht dar. 
Wälnend hierarchische und kooperative Elemente in der Logik der Aufsichtsbe- 
ziehungen zwischen Landes- und Kommunalbehörden angelegt sind, sind mit 
wettbewerbsorientierten Kontrollformen neue Aufsichtsgegenstände und -krite- 
rien verbunden. Inwieweit sich diese in das etablierte Govemance-Regime der 
Aufsichtsbeziehimgen integrieren lassen, ist eine empirisch offene Frage. 



2.3 Schieberegler oder Weltbilder? Zum Verhältnis von Governance- 

Formen 

Der Frage nach dem Verhälmis der Govemance-Formen in den Aufsichtsbezie- 
hungen zwischen Landes- und Kommunalbehörden soll auf der Gmndlage theo- 
retischer Vermutungen hierzu nachgegangen werden. Dabei geht es insbesondere 
um die Frage der Kompatibilität der Govemance-Formen: Können unterschiedli- 
che Steuerungslogiken nebeneinander in „friedlicher Koexistenz“ bestehen oder 
kommt es zur Dominanz eines Govemance-Typs? Kenis und Schneider (1996: 
23-24) sprechen im Fall eines interdependenten Nebeneinanders von horizonta- 
ler Integration der Steuemngsformen und bei einer Hierarchie der Govemance- 
Typen von einer vertikalen Integration. 

In der Debatte um die Wirkungsweise unterschiedlicher Govemance-For- 
men finden sich unterschiedliche Hypothesen zum Verhälmis und den Wechsel- 
wirkungen zwischen den idealtypischen Koordinationsmodi. Die Diskussion um 
Govemance in Mehrebenensystemen geht dabei von einer dominanten Rolle 
kooperativer Interaktion aus. Allerdings wird dort das Verhälmis von Gover- 
nance-Formen aus einer spezifischen Perspektive betrachtet, die selektiv auf 
kooperative Aspekte bzw. Verhandlungssysteme der Politikformuliemng gerich- 
tet ist. Ob die rechtlichen Eingriffskonpetenzen der Aufsichtsbehörden tatsäch- 
lich eine so geringe Bedeumng haben, soll in dieser Arbeit empirisch überprüft 
werden. 

Zudem lässt die Diskussion um Govemance in Mehrebenensystemen offen, 
welche Rolle wettbewerbsorientierte Steuemngsinstrumente in vertikalen Steue- 
mngsbeziehungen imd insbesondere Aufsichtsbeziehungen spielen (können) und 
ob bzw. wie sich die Govemance-Struktur von Mehrebenensystemen dadurch 
verändert. Als hypothetische Entwicklungspfade stehen sich eine Verstärkung 
kooperativen Verwaltungshandelns durch den Einsatz neuer Steuerangsinstra- 
mente imd Gegentendenzen einer Hierarchisiemng der Mehrebenenkoordination 
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gegenüber. Während insbesondere in der deutschen NPM-Debatte von einer 
Stärkung der kooperativen Dimension interorganisatorischer Steuerungsbezie- 
hungen ausgegangen wird (Reichard 2002a; vgl. Döhler 2005a: Kap. 6), zeigen 
internationale en^irische Beispiele, dass dahingehend kein Automatismus be- 
steht. In der deutschen NPM-Debatte wird von einer Entwicklung ausgegangen, 
die Hood u.a. (1999) als „mirror image'' bezeichnet haben (der verstärkte Einsatz 
von Wettbewerbsinstrumenten kompensiert die Reduzierung traditioneller Auf- 
sicht). Mit Blick auf die Kontrolle kommunalen Verwaltungshandelns in Groß- 
britannien wurde jedoch festgestellt, dass der ztmehmende Einsatz von Wettbe- 
werbsinstrumenten nicht mit einem „Ziuückfahren“ traditioneller Aufsichtsfor- 
men verbunden war, so dass insgesamt eine erhebliche Zunahme der Kontrollin- 
tensität unter Rückgriff auf unterschiedliche Govemance-Formen zu beobachten 
ist („double whammy“). 

In theoretischer Hinsicht verweist dieses Beispiel darauf, dass ein Bedeu- 
tungszuwachs eines Govemance-Typus nicht notwendigerweise mit einem Be- 
deutungsrückgang der anderen Mechanismen verbunden sein muss. Dies ent- 
spricht der Perspektive von Wiesenthals (2000) „Schiebereglermodell“. Dem- 
nach sind alle idealtypischen Govemance-Formen (Koordinationsmechanismen) 
mit spezifischen Leistungsmerkmalen, aber auch Schwächen verbunden, die 
nicht dadurch überwunden können, dass der „Reinheitsgrad“ eines Koordinati- 
onsmechanismus erhöht wird. So können nicht alle Probleme des Mechanismus 
Gemeinschaft (insbesondere soziale Schließung) „durch die Erhöhung der Innen- 
temperatur“ gelöst werden (ebd.: 68). 

Idealtypische Koordinationsmechanismen sind daher immer nur zweitbeste 
Verfahren der Koordination, deren Kombination mit anderen Koordinationsme- 
chanismen eine zentrale Funktionsvoraussetzung empirischer „Koordinations- 
weisen“ darstellt. Diese „Additive“ wirken als „Mechanismen der negativen 
Rückkoppelung“, ohne die idealtypische Koordinationsweisen „Heizkraftwerken 
ohne Kühlturm“ ähneln würden (Wiesenthal 2000: 62). Während Prozesse des 
pathologischen Organisationsiemens und die Dominanz modischer Leitideen als 
wesentliche Anlässe für den Wandel des Mischungsverhältnisses von Goveman- 
ce-Formen in empirischen „Koordinationsweisen“ gelten, wird die Hybridisie- 
rung von Govemance-Formen als zentrale Funktionsvoraussetzung und stabili- 
sierender Faktor betrachtet. 

Auch in der an die Grid-Group Cultural Theory angelehnten Konzeption bü- 
rokratischer Kontrolltypen nach Hood (1996, 1998, 2004) spielen die „blinden 
Flecken“ einzelner Govemance-Formen eine zentrale Rolle. Diese Rolle ist aber 
gekennzeichnet durch die von der Cultural Theory übernommene Grundannah- 
me, nach der vier unterschiedliche, sich gegenseitig ausschließende „Weltbilder“ 
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den idealtypischen Kontrolltypen zu Grunde liegen. Hybride Verbindimgen 
zwischen unterschiedlichen Kontrolltypen haben im Rahmen der Cultural Theo- 
ry eine ambivalente Einschätzung erfahren. Während gmndsätzlich von der In- 
konpatibilität der einzelnen Weltbilder - hierarchisch, egalitär, konqjetetiv, 
fatalistisch - ausgegangen wird, die ja gerade durch die Abgrenzung von jeweils 
anderen Weltbildern ihre Legitimation erhalten, wird gleichwohl die Kombinati- 
on von Instmmenten unterschiedlicher Kontrolltypen nicht als unmöglich be- 
trachtet. Hier käme es darauf an, die unterschiedlichen Fliehkräfte der Kulturty- 
pen auszubalancieren. Gleichwohl wird in dieser Perspektive angenommen, dass 
die „blinden Flecken“ einzelner Kulturtypen zu einer tendenziellen Instabilität 
von Govemance-Regimen und einem ,dlerumjagen“ („hunting around“) zwi- 
schen einzelnen Govemance-Formen fuhren kann. Ein endgültiger „knock-out“ 
eines Kontrolltypus gilt daher als ausgeschlossen (Hood 1996). 

Während demnach beide Perspektiven die Imperfektion einzelner Gover- 
nance-Formen betonen (und sich darin von den Debatten um Govemance in 
Mehrebenensystemen und der New Public Management-Debatte imterscheiden), 
fuhren die imterschiedlichen theoretischen Orientienmgen vor allem mit Blick 
auf die Stabilität von Govemance-Regimen und die auslösenden Faktoren von 
Wandlungsprozessen zu Differenzen. In der „Schieberegler-Perspektive“ wird 
die Bildung von Hybriden als stabilisierender Faktor erkannt, Veränderungen im 
Mischungsverhältnis der Govemance-Formen werden vor allem exogen ausge- 
löst. Im Rahmen der an die Cultural Theory angelehnten Perspektive resultieren 
Veränderungen dagegen in stärkerem Maße aus endogenen Spannungen und 
Widersprüchlichkeiten zwischen den Govemance-Formen. 

In den folgenden Kapiteln wird das Verhältnis zwischen exogenen imd en- 
dogenen Faktoren, die das Govemance-Regime der Aufsichtsbeziehimgen zwi- 
schen Landes- und Kommunalbehörden prägen, aus unterschiedlichen Perspekti- 
ven betrachtet. Den ersten Schritt der enqjirischen Untersuchung bildet in Kapi- 
tel 3 eine phasenorientierte Analyse der Entwicklung verwaltungspolitischer 
Leitideen seit den 60er Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts. 



32 Diese Weltbilder resultieren aus der Kombination von zwei grundlegenden Dimensionen 
sozialer Ordnung: Das Ausmaß der Bindung an eine Gruppe (group) und das Ausmaß der Re- 
gelbindung (grid). Aus der Kombination der binären Ausprägung dieser Dimensionen (hoch/ 
niedrig) resultieren vier Kulturtypen. 
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3 Verwaltungspolitische Entwicklungsphasen und 
vertikale Steuerungsbeziehungen 



In diesem Kapitel wird der Wandel verwaltungspolitischer Leitideen im deut- 
schen Exekutivföderalismus seit etwa Mitte der 1960er Jahre nachgezeichnet. 
Insbesondere soll der Frage nachgegangen werden, ob und wie sich verwal- 
tungspolitische Leitideen und Reformansätze auf die Steuerungsbeziehungen im 
Mehrebenensystem des deutschen Bundesstaates im Allgemeinen und das Ver- 
hälmis von Landes- und Kommunalebene im Besonderen niedergeschlagen ha- 
ben. Hierzu werden verwaltungspolitische Entwicklungsphasen unterschieden, 
die durch spezifische Problemwahmehmungen und daran ansetzende Leitideen 
gekennzeichnet sind. Innerhalb der einzelnen Entwicklungsphasen wird nach den 
Auswirkimgen exogener Veränderungsimpulse auf die vertikalen Steuerungsbe- 
ziehungen im Verwaltungsfoderalismus im Allgemeinen und im Verhältnis von 
Landes- und Kommunalebene im Besonderen gefragt. 

Eine verwaltungspolitische „Ideengeschichte“^^ ist dmch die Weiterent- 
wicklung vorangegangener sowie durch Verdrängimgsprozesse zwischen kon- 
kurrierenden Leitideen gekennzeichnet (vgl. Jann 2003; Hood 1998; Be- 
vir/Rhodes/Weller 2003). Institutionen, wie der deutsche Exekutivföderalismus, 
imd reformpolitische Leitideen stehen in diesem Prozess dahingehend in einem 
Wechselverhältnis, dass neue Reformkonzepte sich kritisch und konstruktiv mit 
der institutioneilen Ausgangssituation auseinandersetzen - wobei im historischen 
Instimtionalismus davon ausgegangen wird, dass einmal vorgenommene institu- 
tionelle „Weichenstellungen“ die weitere Entwicklung so lange prägen, bis eine 
erneute „critical juncture“ die Gelegenheit zur Veränderung des ansonsten 
„pfadabhängigen“ Verlaufs ermöglicht (Lehmbruch 2002: 59-63). 

An diese Diskussion wird im Folgenden insofern angeknüpft, als dass es 
dämm geht, die Ausgangssimation oder Startbedingungen aktuellerer verwal- 
tungspolitischer Ansätze in den deutschen Ländern zu markieren.^'* Obgleich auf 
die Entwicklung des Föderalismus als Institutionensystem eingegangen und die 



33 Die hier eingenommene Perspektive lehnt sich an die von Wollmann (2002a) als „Reformdis- 
kurse“ bezeichnete Entwicklung verwaltungspolitischer Leitideen an. 

34 Vgl. Wollmann (2002a) und PollitbBouckaert (2004: 39-40, 65) für die Bedeutung der „Start- 
bedingungen“ und der „Reformdiskurse“ bei der Analyse von Verwaltungspolitik. 
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darauf zielende Reformdebatte betrachtet wird, geht es jedoch nicht um eine 
Entwicklungsgeschichte des deutschen Föderalismus unter Gesichtspunkten der 
Pfadabhängigkeit (vgl. dazu Benz 1999; Lehmbruch 2000a, 2002). Stattdessen 
werden die engere Fragestellung des Wandeins von Leitideen^^ der Verwaltungs- 
steuerung verfolgt und die Veränderung von Steuemngskonzepten für die ebe- 
nenübergreifende Koordination analysiert.^* Dabei soll insbesondere gefragt 
werden, welche Leitideen die einzelnen Reformphasen dominieren und ob damit 
zugleich ein Bedeutungsverlust konkurrierender Leitideen verbunden ist oder es 
zu einem Mix von Steuerungskonzepten kommt. Hinsichtlich der Phaseneintei- 
lung wird im Wesentlichen Wollmaim (1996a) und Benz (1999) gefolgt (vgl. für 
Varianten Seibel 1997; Naschold/Bogumil 2000: 142-146; Jann 2003, 2002a, 
1999b). 

Den Ausgangspunkt bilden die historisch gewachsene Struktur des koopera- 
tiven Föderalismus in Deutschland und die damit verbundenen Verwaltungs- 
strukturen und Steuemngsformen (3.1). Innerhalb dieses Rahmens und zugleich 
in Auseinandersetzung mit den Schwächen und Stärken dieses Systems ist im 
Zeitverlauf ein erheblicher Wandel der reformpolitischen Leitideen festzustellen, 
wobei die in Kapitel 2 idealtypisch dargestellten Govemance-Formen in ganz 
unterschiedlichem Maße zum Tragen kommen (3.2). In den 1990er Jahren er- 
langten management- und wettbewerbsorientierte Leitideen eine dominierende 
Rolle - allerdings ohne dass damit eine einheitliche oder koordinierte Verwal- 
tungspolitik im Bundesstaat verbunden wäre. Zudem zeigt sich mit Blick auf die 
Landesebene, dass neben dem New Public Management auch traditionelle ver- 
waltungspolitische Leitideen - wie insbesondere die Idee der „Einheit der Ver- 
waltung“ - in die Konzeption von Verwaltungsreformen einfließen. Abschlie- 
ßend werden die Startbedingungen für aktuellere verwaltungspolitische Entwick- 
lungen auf Landesebene zusammengefasst und Zusammenhänge zwischen ver- 
waltungspolitischen Leitideen und vertikalen Steuemngsbeziehungen aufgezeigt 
(3.3). 



35 Die Verwendung des Begriffs Leit/dee statt Leitfc/W (vgl. Jann 2002a) soll deutlich machen, 
dass es nicht um ein Leitbild im Sinne eines Reforminstrumentes geht, das meist zur organisa- 
tionsbezogenen oder regionalen Identitätsstiftung eingesetzt wird (in diesem Sinne Wewer 
2001). 

36 Die Reformen der Gemeinde- und Kreisordnungen, die erhebliche Veränderungen innerhalb 
des kommunalen Politiksystems mit sich brachten (direktdemokratische Partizipationsformen, 
Direktwahl und Stärkung des Verwaltungschefs), kann hier nicht berücksichtigt werden. Vgl, 
dazu Wollmann (2000b). 
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3.1 Ausgangssituation: Verwaltungsföderalismus als historischer 

Entwicklungspfad 

3. LI Die historische Entwicklung des Verwaltungsföderalismus 

Die verwaltungspolitische Reformdiskussion im Bundesstaat hat ihr Ausgangs- 
punkt in den institutioneilen Mustern des Verwaltungsfoderalismus der Bundes- 
republik sowie den damit verbundenen Verwaltungsstrukturen. Der Föderalis- 
mus deutscher Prägung wird in der politikwissenschaftlichen Föderalismusfor- 
schimg meist als Abweichung von einem klassischen Föderalismuskonzept mit 
einer strikten vertikalen Gewaltenteilung betrachtet, für das die USA als modell- 
hafter Fall gilt (vgl. Scharpf 1985: 324-326). Während Bund und Einzelstaaten in 
dieser ursprünglichen Föderalismuskonzeption für ihre Aufgabenbereiche je- 
weils über eine eigenständige, vertikal gegliederte Verwaltungsorganisation 
verfügen (Lembruch 2000a: 59),^’ wurden in Deutschland Bund und Ländern in 
weiten Bereichen für jeweils die gleichen Aufgaben unterschiedliche Kompeten- 
zen zugeordnet: Der erheblichen Zentralisierung der Gesetzgebungskompetenz 
auf Bundesebene steht die generelle Verwaltungs- oder Vollzugskompetenz der 
Länder gegenüber (s.o. Kapitel 1.1). 

Diese spezifische Form der Politikverflechtung hat sich in Deutschland - 
trotz der zahlreichen Regimewechsel - in einem pfadabhängigen Prozess entlang 
historisch gewachsener Modi politischer Koordination entwickelt. So war der 
Prozess des constitutional engineering des Grundgesetzes zwar durch histori- 
sches Lernen geprägt - sowohl mit Blick auf die negativen Erfahrungen mit der 
Verfassung der Weimarer Republik, als auch in Form einer partiellen Rezeption 
von Verfassungselementen der westlichen Siegermächte, insbesondere hinsicht- 
lich der Rolle des Parlaments im Regierungssystem. In Bezug auf das Mehrebe- 
nensystem setzte sich jedoch mit dem kooperativen Föderalismus und der kom- 
munalen Selbstverwaltung eine institutioneile Form durch, die ihre historischen 
Vorläufer im Norddeutschen Bund und dem Deutschen Reich hat und sich in 
ihrer Entwicklung aus der spezifischen Form der Nationalstaatsbildung in 
Deutschland erklärt (Lehmbruch 2002; Läufer 1992: 25-40; Hesse/Benz 1990: 
31-32).^* 



37 Dieses klassische Föderalismusmodell findet sich allerdings heute auch in den USA nicht mehr 
in reiner Form. Die Konstruktion des „dual federalism“ ist seit den 1930er Jahren schrittweise 
einer Kooperation zwischen Bund, Staaten und Kommunen gewichen, wobei hierfür insbeson- 
dere die Finanzhilfen des Bundes („grants-in-aid“) eine Katalysatorfunktion einnahmen 
(Lehmbruch 2000a: 60). 

38 Bereits in dem Verfassungsentwurf von 1848 waren, trotz der ebenfalls sichtbaren Orientierung 
am Vorbild des amerikanischen Bundesstaates, Elemente eines „unitarischen“ Föderalismus 
enthalten (vgl. Lehmbruch 2002; 74-75). 
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An frühere Konfliktregelungsmuster zwischen den Deutschen Territorien 
anknüpfend, bildeten der institutionalisierte Zwang zur Kooperation und Ver- 
handlungen den dominanten Modus politischer Koordination im Bimdesstaat des 
Deutschen Reiches von 1871:''° Ein Teil der Gesetzgebungskonpetenzen wurde 
zwar zentralisiert, dafür blieb den Landesregierungen über den Bundesrat - als 
oberstem Organ der Gesetzgebung - jedoch ein weitreichender Einfluss auf die 
Gesetzgebung erhalten. Zudem wurden den Ländern sämtliche Vollzugszustän- 
digkeiten zugesprochen. Mit dem Übergang in das parlamentarische Regierungs- 
system der Weimarer Republik verlor die in Reichsrat umbenannte Länderkam- 
mer deutlich an Kompetenzen in der Gesetzgebung. Demgegenüber stärkte das 
Grundgesetz die Stellung des Bundesrates in der Politikformulierung durch die 
Ausweitung der Zustimmungsbedürftigkeit auf grundsätzlich alle Gesetze, die 
das Bimd-Länder- Verhältnis, die Finanzen oder die Verwaltung der Länder 
betreffen (vgl. Läufer 1992: 118-119). 

Es entwickelte sich demnach bereits im 19. Jahrhundert eine Tradition der 
intergouvemementalen Verhandlungen, imd auch die im Grundgesetz festgelegte 
Zuständigkeitsverteilung hinsichtlich der Verwaltungskompetenz für die Länder 
hat seine historischen Vorläufer im Deutschen Reich. Die institutioneilen Me- 
chanismen des Kooperationszwanges imd der Verflechtung finden sich in ver- 
schiedenen Regelungen des Grundgesetzes wieder, so insbesondere in dem um- 
fangreichen Katalog der konkiurierenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
in Artikel 74 mit 28 Ziffern und in der Übertragung der Verwaltungskompetenz 
an die Länder (Art 83 f. GG) sowie der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie 
bei gleichzeitiger staatsrechtlicher Zuordnung der Kommunen zu den Ländern 
(Art 28 GG).“" Im Ergebnis institutionalisierte sich eine Politikverflechtung zwi- 
schen Bund, Ländern imd Gemeinden, bei der die Länder im Bundesrat an der 
Gesetzgebung entscheidend mitwirken, auf Bundesebene aber zugleich im we- 
sentlichen Maße über die Verwaltungsaufgaben und den finanziellen Handlungs- 
rahmen der Länder und Gemeinden entschieden wird (Scharpf/Reissert/Schnabel 
1976: 19). 

Die Landesregiemngen verfugen innerhalb dieses Systems über eine 
Schlüsselposition. So ist der Bundesrat als zweite Kammer im Deutschen Regie- 
rungssystem eine Vertretung der Exekutive und nicht von direkt gewählten Ver- 



39 Lehmbruch (2000b, 2002) verfolgt die Traditionslinien des deutschen Föderalismus bis in das 
Mittelalter zurück. 

40 Hierin besteht ein augenfälliger Gegensatz zu anderen europäischen Staaten, wo die Staaten- 
bildung mit einer Machtkonzentration auf zentraler Ebene verbunden war. Hierzu gehören 
England, Frankreich und auch Italien. 

41 Die spezifische Form der kommunalen Selbstverwaltung in Deutschland hat seinen histori- 
schen Ursprung u.a. in der Städteordnung Preußens, die im Zuge der Stein-Hardenberg’schen 
Reformen eingeflihrt wurde (vgl. Saldem 1998). 
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tretem (Senatoren) der Länder.'*^ Auch diese Konstruktion basiert insofern auf 
einer historischen Entwicklungslogik, als dass die Länder (Preußen, Sachsen, 
Württemberg, Bayern) die zentralen Akteure der Staatsbildung waren und dabei 
den Ministerialverwaltungen eine entscheidende Rolle zukam. In der Folgezeit 
gelang es nicht mehr, diese zentrale Position der Landesverwaltungen im deut- 
schen Föderalismus entscheidend abzuschwächen; insbesondere die Kompetenz 
für die Implementation von Bundesgesetzen blieb die Domäne der Länder (vgl. 
Lehmbmch 2000b: 86-90; Benz/Bogumil 2003: 2). 



3.1.2 Die Institutionalisierung von Verwaltungsstrukturen und 
Aufsichtsbeziehungen 

Aber nicht nur die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern kaim auf 
diese historischen Grundlagen zurückgefuhrt werden. Auch der Verwaltungsauf- 
bau der Länder sowie die charakteristischen Koordinationsformen des Verwal- 
tungsfbderalismus (legislative Programmsteuenmg) und die Rolle der Kommu- 
nen innerhalb des Mehrebenensystems sind als Bestandteile dieser historischen 
Entwicklung zu sehen. 

Die Verwaltungsstmkturen des Deutschen Reiches entwickelten sich auf der 
Basis der Ministerialverwaltung der Länder und insbesondere Preußens, dessen 
Verwaltung nach 1871 Modellcharakter für das Deutsche Reich erlangte und die 
Stmkturen der Landesverwaltung bis heute prägt (vgl. Mayntz 1985: 25). So 
kann beispielsweise die Geschichte der staatlichen Mittelinstanzen bis in das 
beginnende 19. Jahrhundert zurückverfolgt werden: In Preußen wurde 1808 im 
Zuge der Stein-Hardenbergschen Staats- und Verwaltungsreform auf Mittelebene 
ein Behördentypus mit der Bezeichmmg „Regierung“ eingerichtet, der alle Auf- 
gaben übernahm, die nicht ausdrücklich Sonderbehörden zugeordnet waren. 
Diese Regierungen gelten als Ursprung der heutigen Mittelinstanzen. 

Bis dahin wurden die Verwaltungsaufgaben in den einzelnen Landesteilen 
Preußens von Behörden wahrgenommen, die ebenfalls unter der Bezeichnung 
„Regierung“ firmierten, aber Landesverwaltung, oberstes Gericht und Finanzbe- 
hörden vereinten und mit landständischen Beamten als Personal ausgestattet 
waren. „Die Regierungen waren zwar der zentralen Justizbehörde imterstellt, 
blieben aber lange Zeit ein Bollwerk des organisierten Junkerwiderstandes gegen 
die Zentralverwaltung“ (Mayntz 1985: 24). Mit der Umwandlung dieser Behör- 



42 Im strikten Sinne kann der Bundesrat nicht als zweite Kammer gelten, denn die Mitglieder 
verfügen nicht über ein freies Mandat. Sie repräsentieren die Landesregierung und sind bei Ab- 
stimmungen an deren Weisungen gebunden (vgl. Lehmbruch 2000b). 
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den in staatliche Mittelinstanzen, unter Herauslösung der Justiz (Oberlandesge- 
richte), war der Aufbau einer mehrstufigen Zentralverwaltung abgeschlossen. 

Die wesentlich durch den Einfluss des napoleonischen Verwaltungsmodells 
geprägte Verwaltungsstruktur mit einer staatlichen Bündelungsbehörde auf regi- 
onaler Ebene setzte sich nach 1815 in weiteren, wenn auch nicht in allen deut- 
schen Ländern durch.'*^ Die Bündelungsfunktion galt bereits zu dieser Zeit als 
eine wichtige Aufgabe und Legitimation für den neuen Behördentypus. Vor 
allem aber ging es dämm, den Staat auf regionaler Ebene wirklich präsent zu 
machen, „da im übrigen die ,Durchstaatlichung‘ des Landes noch nicht gelungen 
war“ (Ellwein 1994: 76). Mit der zu dieser Zeit vollzogenen Abkehr der Verwal- 
tungsorganisation vom traditionellen Territorialprinzip mit regionalen Zustän- 
digkeiten der Ministerien (z.B. Ministerium für Schlesien) und der sich durchset- 
zenden Orientiemng am Funktionalprinzip kam der Mittelinstanz eine ausglei- 
chende Rolle gegenüber dieser Entwicklung zu (vgl. Wunder 1986: 23-24). 

Die Institutionalisierung einer mehrstufigen, hierarchischen Landesverwal- 
tung^‘* kann auch als Gegengewicht zur kommunalen Selbstverwaltung verstan- 
den werden, die in Preußen wie in anderen Ländern seit Anfang des 19. Jahrhun- 
derts etabliert wurde. Die Städte waren mit der Preußischen Städteordnung von 
1808 aus der staatlichen Bevormundung entlassen, zugleich aber als unterste 
Verwaltungsebene in das staatliche Verwaltungssystem integriert und mit der 
Wahrnehmung staatlicher Aufgaben betreut worden. In der Folgezeit verfestigte 
sich im Ergebnis eines Wechselspiels von Zentralisiemng und Dezentralisiemng 
diese Doppelfunktion der Städte und später vor allem der Landkreise, die neben 
den genuinen Selbstverwaltungsaufgaben eine Vielzahl übertragener staatlicher 
Aufgaben wahmehmen (Wollmann 1998: 200). 

Die Delegation staatlicher Aufgaben zog die Etabliemng einer Fachaufsicht 
mit vollen Weisungsrechten nach sich, die von der „allgemeinen“ Aufsicht 
(Rechtsaufsicht) unterschieden wurde (vgl. Kahl 2000: 69-74). Die Befugnisse 
der anfänglich stark eingeschränkten Rechtsaufsicht'*^ wurden in Preußen im 
Zuge der 1831 vollzogenen Revision der Städteordnung von 1808 ausgeweitet 
und die Aufsichtsmittet, u.a. durch die Einfühmng einer Generalklausel, ver- 



43 Neben Preußen kam es vor allem in Bayern zu einer entsprechenden Verwaltungsstruktur, 
Nicht durchsetzen konnte sich das Modell in Württemberg und Baden, wo sich der dreistufige 
Verwaltungsaufbau erst nach dem zweiten Weltkrieg etablierte (Fürst 1 996: 121). 

44 ln Preußen war der Verwaltungsaufbau vierstufig, da zwischen Zentralebene und den Regie- 
rungen auf Mittelebene Provinzen mit einem „Oberpräsidenten“ existierten (Melzig 1999: 76). 

45 Die präventiven Befugnisse waren in der Preußischen Städteordnung von 1808 weitgehend auf 
die „Statutenbestätigung“ und die Genehmigung von Magistratswahlen beschränkt. Repressive 
Aufsicht bezog sich vorwiegend auf Beschwerden von Bürgern über das Gemeinwesen. Die 
Möglichkeit der Anordnung bestand nicht. Wesentlich war die Rechnungskontrolle, die sich al- 
lerdings auf ein Informationsrecht beschränkte (LübkingA^ogelgesang 1998; 39). 
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schärft (LübkingA'^ogelgesang 1998; 39; Kahl 2000: 74-80). Diese Städteord- 
nung sah erstmals die Bestellung eines Kommissars vor und ermöglichte als 
schärfstes Aufsichtsmittel die Auflösung der Stadtgemeinde (Klimant 1992: 5). 
In der Folgezeit kristallisierten sich im Zuge wiederholter Revisionen der Ge- 
meinde-, Städte-, Provinzial- und Kreisordnungen (u.a. 1850, 1853, 1856, 1872) 
die bis heute charakteristischen Instrumente der Kommunalaufsicht heraus, so 
insbesondere das Beanstandungs- und Anordnungsrecht und die Ersatzvomahme 
(Lübking/Vogelgesang 1998: 40-41; Kahl 2000: 183-185). 

Die Etablierung der Kommunalaufsicht und ihrer Aufsichtsmittel steht 
demnach im Zusammenhang mit der Institutionalisiemng des spezifischen Typus 
der deutschen Kommunalverwaltung, der durch die Verschränkung staatlicher 
und kommunaler Aufgaben gekennzeichnet ist (Wollmann 1998: 200-201). 
Staatliche Kontrolle durch Aufsicht ist als Gegengewicht zur Aufgabenübertra- 
gung auf die lokale Ebene zu verstehen. Im Verlauf des 19. und Anfang des 20. 
Jahrhunderts immer wieder initiierte Versuche, eine stärkere Trennung zwischen 
kommunalen und staatlichen Aufgaben dmchzusetzen und damit den Kommu- 
nen mehr Autonomie zu verleihen, hatten keinen Erfolg (vgl. LübkingA'^ogelge- 
sang 1998: 42). 

Innerhalb dieser Aufgaben- und Kompetenzverteilung kam den „Regierun- 
gen“ die Rolle eines Bindeglieds zwischen der ausdifferenzierten Ministerialebe- 
ne imd der relativ selbständigen untersten Verwaltungsebene zu. Mit der Etablie- 
rung von staatlichen Mittelinstanzen verband sich insbesondere der Anspruch auf 
Dtuchsetzung der gleichmäßigen Gültigkeit von Rechtsnormen im ganzen Land 
(Wunder 1986: 23). Die Mittelbehörden übernahmen eine Stellvertreterfunktion 
des Staates auf regionaler Ebene, und sie waren für die auch heute noch charak- 
teristischen Aufsichts- und Kontrollfimktionen über die kommunale Verwaltung 
und den Strang der unteren staatlichen Sonderbehörden zuständig. Vor allem 
bewirkte die Einrichtung staatlicher Mittelbehörden die Institutionalisierung der 
Verwaltungskontrolle auf den unteren Ebenen. „Anders als fniher wurde die 
Tätigkeit der Unterbehörden laufend überwacht und kontrolliert, wurde auf das 
Einhalten von Verfahrens- und Formvorschriften und vor allem auch der Fristen 
geachtet ...“ (Ellwein 1994: 66). Bürokratische Organisationsformen nach iimen 
und normorientierte Kontrolle nach außen kennzeichnen den Behördentypus, der 
damit dem Govemance-Modus Hierarchie im Rahmen der legislativen Pro- 
grammsteuerung weitgehend entspricht. 

„Die Mittelinstanz wurde dabei zum Inbegriff der konditional programmierten Ver- 
waltung, die als Aufsichts-, wie als erstzuständige Behörde in erster Linie dafür 
sorgte, dass von der Verwaltung rechtmäßig gehandelt wird, Verwaltungsentschei- 
dungen gerichtsfest sind ... alles mit dem Ziel einer möglichst genauen Befolgung 
der jeweiligen Norm“ (Landtag Sachsen-Anhalt 1994: 72). 



63 




In der Bundesrepublik wurden die vertikal stark differenzierten Verwaltungs- 
strukturen weitgehend unverändert übernommen, und der dreistufige Verwal- 
tungsaufbau mit staatlicher Mittelinstanz setzte sich für die großen Flächenländer 
als Standardmodell durch. Während der Zuschnitt der Länder sich nur teilweise 
an historischen Vorgaben orientierte imd vor allem durch die Zonengrenzen der 
Besatzungsmächte bestimmt wurde, blieben die traditionellen Strukturen und 
Aufgaben der staatlichen Mittelinstanz ohne wesentliche Änderung erhalten. Nur 
in den beiden kleinen Flächenländem Saarland und Schleswig-Holstein fielen 
der Ministerialverwaltung - mit jeweils eigenem Bereich nachgeordneter Behör- 
den (Sonderbehörden) - die Aufgaben einer Mittelinstanz zu.‘*^ In den übrigen, 
dreistufig aufgebauten Flächenländem der Bundesrepublik sind die staatlichen 
Mittelinstanzen bis heute als rein administrative Institution ohne eigene (direkte 
oder indirekte) Vertretung institutionalisiert und in der Hierarchie der Landes- 
verwaltung an das Innenministerium angebunden - wobei, wie in Abschnitt 2.2.1 
gezeigt, innerhalb der einzelnen Handlungsfelder die jeweiligen Fachministerien 
über die Kompetenzen der Fachaufsicht verfügen. Ihre Kemfiinktion besteht 
weiterhin in der Aufsicht und Kontrolle kommunalen Verwaltungshandelns (und 
anderer unterer staatlicher Behörden). 

Eine Kontinuität ist auch mit Blick auf die Govemance-Strukturen des deut- 
schen Kommunalmodells und der damit verbundenen Aufsicht zu beobachten. 
Die Kommunalaufsicht wird zwar im Grundgesetz nicht ausdrücklich erwähnt, 
ist aber in der Formulierung des Art. 28 Abs. 2 „im Rahmen der Gesetze“ mitge- 
dacht (Lübking/Vogelgesang 1998; 28). Die weitere Regulienmg der Kommu- 
nalstrukturen und -aufsicht fiel in die Zuständigkeit der Länder und spielte in den 
Beratungen zum Grundgesetz keine wesentliche Rolle (Kahl 2000: 260-262). 
Zwar gab es Versuche einer Vereinheitlichung der Kommunalverfassung - vor 
allem in dem sog. „Weinheimer Entwurf* für eine Deutsche Gemeindeordnung 
(ebd.: 266-267), den die Innenminister der Länder und die kommunalen Spitzen- 
verbände 1948 vorlegten und der vor allem wegen der Formuliemng eines „mo- 
nistischen“ Aufgabenverständnisses anstelle der tradierten Trennung in Selbst- 
verwaltungsaufgaben und übertragene staatliche Aufgaben als fortschrittlich gilt 
(Wollmaim 1997b). Letztlich kam es aber nicht zu einer Vereinheitlichung der 
Gemeindeordnungen, und die Separierung von kommunalen und staatlichen 
Aufgaben blieb weitgehend erhalten. Auch das klassische Instrumentarium der 
Kommunalaufsicht (Information, Beanstandung, Ersatzvomahme, Bestellung 
eines Beauftragten) fand weitgehend unverändert Eingang in die Kommunalver- 



46 Allerdings haben sich auch in den dreistufigen Ländern eine Vielzahl von Sonderbehörden 
neben den staatlichen Mittelinstanzen etabliert. 
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fassungen - hier knüpften die Länder vielfach an die „unpolitischen“ Teile der 
Deutschen Gemeindeordnung von 1935 an (Kahl 2000: 267-273, 279).'*’ 

Insgesamt ist demnach mit Blick auf die Verwaltungsstmkturen und inter- 
nen Steuerungsformen eine weitgehende Kontinuität zu beobachten. Allerdings 
veränderte sich die Aufgabenstellung der staatlichen Mittelinstanzen sowie der 
Ministerien in ihrer Rolle als Aufsichtsbehörden in der Folgezeit deutlich: Neben 
die klassischen Aufsichts- und Genehmigungsfunktionen kamen im Zuge der 
Staatsmodemisierung nach dem 2. Weltkrieg insbesondere die Planungs- und 
Bewilligimgsfunktion als neue Aufgaben hinzu.'** 

Die Zunahme und Veränderung des Aufgabenbestandes der Aufsichtsbe- 
hörden ist eine Entwicklung, die bereits im Zusammenhang mit dem Wandel 
verwaltungspolitischer Leitideen steht. Dieser Wandel lässt sich als Abfolge 
unterschiedlicher verwaltungspolitischer Entwicklungsphasen nachzeichnen. 
Diese Phasen werden im Folgenden mit Blick auf dominante Problemdefinitio- 
nen und Lösungsmuster, verwaltungspolitische Reformkonzepte und deren Aus- 
wirkungen auf die vertikalen Steuerungsbeziehungen im Verwaltungsföderalis- 
mus, insbesondere im Verhälmis zwischen Landes- und Kommunalebene, darge- 
stellt. Neben den für die jeweilige Phase prägenden Reformansätzen werden 
dabei vor allem Beispiele aus dem Handlungsfeld Städtebau sowie „verwandten“ 
Politikfeldem, besonders Raumplanung, diskutiert. 



3.2 Verwaltungspolitische Entwicklungsphasen: Leitideen, Reformansätze 
und vertikale Steuerungsbeziehungen 

3.2. / Politikverflechtung und hierarchische Steuerung (60er und 70er Jahre) 

Die Verflechtung von Aufgaben-, Entscheidungs- und Ressourcenstrukturen als 
„immanente Konsequenz der 1949 niedergelegten Verfassungsordnung“ (Hes- 
se/Renzsch 1990: 562)'*’ wurde im Zuge der Reformpolitik der 60er und 70er 



47 Angemerkt sei, dass der hinsichtlich der Aufgabengliederung als fortschrittlich geltende 
„Weinheimer Entwurf' mit Blick auf die formalen Aufsichtsmittel deutlich schärfere Ein- 
griffsmöglichkeiten als die kommunalrechtlichen Regelungen der Länder vorsah. Insbesondere 
war die Kürzung, Sperrung oder Streichung von Finanzzuweisungen oder Zweckzuschüssen 
vorgesehen (Kahl 2000: 267). 

48 Die Planungsfunktion bezieht sich auf die regionalplanerische Konkretisierung raumordneri- 
scher Vorgaben, die Bewilligungsfunktion steht im Kontext der Förderpolitik. Vgl. zu den 
Funktionen und damit verbundenen Zuständigkeiten der Mittelbehörden Helbig (1998: 3-14) 
sowie Stöbe und Brandei (1996: 14). 

49 Das Grundgesetz sah zwar eine Aufgabentrennung in der Kompetenzordnung vor, jedoch 
erwiesen sich die konkurrierenden Gesetzgebungskompetenzen des Bundes und die Mitwir- 
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Jahre erheblich gestärkt und verfestigt. Bereits in der Nachkriegszeit diente der 
Verfassungsgrundsatz der „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ (Art. 
72 Abs. 2 u. 106 Abs. 3 Satz 2 GG) - angesichts der regional stark variierenden 
Betroffenheit von Kriegsfolgen ein Grundsatz von besonderer Legitimität - als 
Rechtfertigung für eine zentrale Steuerung durch den Bund. Gestützt auf imer- 
wartet hohe Steuereinnahmen begann der Bund, die stmkturschwachen Länder 
mit Finanzhilfen zu unterstützen. Nachdem das Bundesverfassungsgericht die 
strittige Frage der Zuständigkeit des Bundes in Bereichen der konkurrierenden 
Gesetzgebung als Ermessensentscheidung definierte, schöpfte der Bund die 
Kompetenz zur konkurrierenden Gesetzgebung extensiv aus. Im Gegenzug er- 
hielten die Länder zusätzliche Mitwirkungsbefugnisse bei der Gesetzgebung im 
Bundesrat, was insbesondere daran deutlich wird, dass der bereits in der ersten 
Wahlperiode (1949-1953) erstaunlich hohe Anteil zustimmungspflichtiger Ge- 
setze (41,8%) sich rasch auf über 50% erhöhte und seit der 3. Wahlperiode 
(1957-1961) zwischen 50% und 60% schwankt.^® Den Ländern blieb demnach 
kaum eigener Spielraum zur Gesetzgebung, so dass die Staatsorganisation der 
Bimdesrepublik als ein reiner Verwaltungsfoderalismus oder „imitarischer Bun- 
desstaat“ (Hesse 1962) erscheint. 

Im Hinblick auf die Ressourcenverflechtung entwickelte sich bereits in den 
50er Jahren im Zuge der Förderpolitik des Bundes ein System der Finanzzuwei- 
sungen vom Bund an die Länder mid Gemeinden insbesondere zur Förderung 
inffastruktur-, agrar- und regionalpolitischer Maßnahmen. Auf eine Beteiligimg 
der Länder war der Bund zu dieser Zeit nicht angewiesen. So legte beispielswei- 
se der Bimd bis Ende der 60er Jahre im Bereich der regionalen Wirtschaftsförde- 
rung die Fördergebiete allein fest (Scharpf/Reissert/Schnabel 1976: 76). Eine 
Intensivierung und formelle Institutionalisierung dieser Verflechtungsmuster 
resultierte aus der Finanzreform von 1969, mit der die „Gemeinschaftsaufgaben“ 
von Bund imd Ländern (Art 91a GG) in den Bereichen des Hochschulbaus und 
der Förderung der Wirtschafts- und Agrarstruktur sowie des Küstenschutzes 
geschaffen wurden (ebd.: 71). 

Die „Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstmk- 
tur“ (GRW) entwickelte sich in den 70er Jahren zum Kernstück der Regionalpo- 
litik (vgl. die Fallstudie in Scharpf/Reissert/Schnabel 1976; 76-106). Die Durch- 
führung dieser Gemeinschaftsaufgaben erfolgt auf der Gmndlage gemeinsamer 



kungsbefugnisse der Länder über den Bundesrat als wirkungsmächtige „Einfallstore“ der Poli- 
tikverflechtung. 

50 Ausnahme ist die 5. Wahlperiode (1965-1969), in der die Anzahl auf 49,4% sank. Vgl. dazu 
die Analyse von Dästner (2001). Dabei zeigt sich, dass eine inflationäre Ausweitung der zu- 
stimmungspflichtigen Gesetze nicht stattfand, sondern das Ausgangsniveau seit Gründung der 
Bundesrepublik bereits hoch war. 
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Rahmenpläne von Bimd imd Ländern, die Maßnahmen werden durch den Brmd 
ko-finanziert, wobei die Modalitäten iimerhalb gemeinsamer Bund-Länder Pla- 
nungsausschüsse ausgehandelt werden. Mit der Aufnahme von Gemeinschafts- 
aufgaben in das Grundgesetz wurde die bis dahin informelle imd verfassungs- 
rechtlich unklare, aber politisch konsensuale Praxis der Bund-Länder-Koopera- 
tion formal institutionalisiert und die Umsetzung der Leitidee eines kooperativen 
Föderalismus betrieben (König 1999; 147; Benz 1999: 140).*' Die Kommunal- 
ebene wurde durch die bereits in den 50er Jahren begonnene und in den 60er 
Jahren fortgesetzte Übertragung staatlicher Vollzugsaufgaben auf Landkreise 
und Städte zunehmend in die Verflechtung des Verwaltungsfoderalismus einge- 
bunden (Hesse/Benz 1990: 108). 

Weitere Schritte einer zunehmenden Politikverflechtimg waren die Einbin- 
dung der Länder und Gemeinden in die Ziele der nationalen Konjunkturpolitik 
durch die Globalsteuerung (Stabilitätsgesetz von 1967) und die Ausdehnung des 
Steuerverhundes auf alle wichtigen Steuern (Verfassungsreform von 1969) sowie 
die Etablierung von „Investitionshilfen“ des Bundes an die Länder (Art 104a IV 
GG). 



Problemwahrnehmung und -lösungsmuster 

Diese zunehmende Politikverflechtung zwischen den staatlichen Ebenen war 
auch eine Reaktion auf die als notwendig betrachtete Intensivierung staatlicher 
Planung und stärker langfristige Steuerung gesellschaftlicher Entwicklungen. 
Die interne Koordination der unterschiedlichen Elemente des politisch- 
administrativen Systems wurde als Voraussetzung hierfür betrachtet. Zwar wur- 
den bereits finh in den 70er Jahren Folgeprobleme der intensivierten Politikver- 
flechtung erkannt - insbesondere die Verlagerung politischer Prozesse in die 
administrative Arena und die schwache Ausprägung horizontaler Koordination. 
Gleichwohl blieb die verwaltungspolitische Problemwahrnehmung - im Kontext 
der ,J’olitik der inneren Reformen“ - Ende der 60er imd Anfang der 70er Jahre 
auf eine Stärkung der ebenenübergreifenden Koordination gerichtet. 

Während die Sorge um die ökonomische Leistungs- und Konkurrenzfähig- 
keit der Bundesrepublik im Anschluss an die erste Rezession der Nachkriegszeit 
das Gelegenheitsfenster für die Durchsetzung einer entsprechenden Reformpoli- 
tik öffnete, trug eine „Reform- und Diskurskoalition“ von innovationsorientier- 
ten Politikern und Sozialwissenschaftlem die Problemlösungsmuster in die poli- 



51 Die GRW wird bis heute praktiziert, ln den 90er Jahren wurde das Schwergewicht der Förde- 
rung auf die neuen Länder verlagert. 
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tische Arena.^^ Die 1969 eingerichtete interministerielle Projektgruppe Regie- 
rungs- und Verwaltungsreform gilt als das prominenteste Beispiel dieser Koope- 
ration von Wissenschaft und Politik (vgl. Schatz 1969).^^ Das in diesem Kontext 
dominierende Problemlösungsmuster zielte im Glauben an die grundsätzliche 
Steuerbarkeit gesellschaftlicher Entwicklungen durch staatliche Politik auf die 
Reform der politisch-administrativen Organisationsstrukturen. Die Handlungsfä- 
higkeit des Staates im Sinne einer „aktiven Politik“ (Mayntz/Scharpf 1973), die 
vorausschauend gesellschaftliche Entwicklungen analysiert und präventiv steu- 
ernd in diese Prozesse eingreift, sollte durch den Aufbau von Planungs- und 
Informationsverarbeitungskapazitäten imd die intensivere Koordination zwischen 
den territorialen Ebenen des Staates gesteigert werden.^“* Dies ist für die kommu- 
nale Ebene mit einer intensiveren Einbindung in das Mehrebenensystem des 
Bundesstaates verbunden, Kommunalverwaltungen gelten in stärkerem Maße als 
dezentrale Verwaltung eines einheitlichen Staatsgefuges (vgl. Kahl 2000: 341). 



Reformansätze und Implementation 

Ansatzpunkt für eine Steigerung der staatlichen Problemlösungsfähigkeit war 
zuerst die administrative Organisationsebene. Auf der Bundesebene ging es vor 
dem Hintergrund einer - in wissenschaftlichen Expertisen formulierten - Kritik 
an den mangelnden Planungskapazitäten der Ministerien mit ihrer kleinteiligen 
Referatsstruktur vor allem um den Aufbau eigener Planungsabteilungen und 
-Stäbe und die Institutionalisierung entsprechender Planungsverfahren (integrier- 
te Vorhabenplanung) in der interministeriellen Koordination, wobei der Policy- 
Zyklus von Planung, Politikformulierung, Inplementation imd Evaluierung den 
einzelnen Planungsverfahren als rationales Politikmodell zu Grunde lag.^^ Dar- 



52 Vgl. Wagner (1990) zur Konzeptionalisierung der Zusammenarbeit zwischen wissenschaftli- 
chen und politischen Akteuren als „Diskurskoalitionen“, die auf einer gemeinsamen reformpo- 
litischen Leitidee basiert. 

53 Die interministerielle Projektgruppe bezog - ebenso wie die von der sozialliberalen Regierung 
eingerichteten Planungsabteilung im Kanzleramt - eine große Zahl von Sozial- und hierbei 
insbesondere Verwaltungswissenschaftlem als Politikberater ein. In einer zweiten Phase wur- 
den an die Wissenschaftler Forschungsaufträge zur Untersuchung von Handlungsabläufen und 
Verwaltungsstrukturen in den Ministerien in Auftrag gegeben - u.a. die heute als stilbildend 
geltenden Studien von Mayntz und Scharpf (1975) zur Ressortkoordination zwischen den Bun- 
desministerien sowie Mayntz u.a. (1978) zur Implementation der Umweltpolitik. 

54 Die „Politik der inneren Reformen“ beinhaltete aber auch die Institutionalisierung neuer Parti- 
zipationsformen. Ein Beispiel hierfür aus dem Untersuchungsfeld dieser Studie ist das Städte- 
baufbrderungsgesetz von 1971. 

55 Auch auf kommunaler Ebene kam es zu einer breiten Institutionalisierung von Organisations- 
einheiten und Verfahren der politischen Planung, wobei das Konzept der Stadtentwicklungs- 
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über hinaus initiierte man eine umfassende Reform des öffentlichen Dienstrech- 
tes. Die von der eingesetzten „Studienkommission für die Reform des öffentli- 
chen Dienstrechtes“ entwickelten Vorschläge erwiesen sich jedoch nicht als 
durchsetzbar. 

Da die (bessere) Koordination eines fragmentierten politisch-administra- 
tiven Systems als wesentliches Hindernis einer „aktiven Politik“ erkannt wurde, 
waren die vertikalen Steuerungsbeziehungen zwischen Bund, Ländern und Ge- 
meinden ein weiteres zentrales Feld der Reformpolitik. Entsprechende Reform- 
ansätze zielten zwar auch auf die Reform der Koordinationsformen zwischen 
politisch-administrativen Ebenen, beispielsweise indem neue gemeinsame Pla- 
nungsgremien von Bund und Ländern (und z.T. auch Gemeinden) eingerichtet 
wurden. Im Vordergrund der Verwaltungspolitik standen aber umfassende Struk- 
turveränderungen in der territorialen Architektur des politisch-administrativen 
Systems, mit der die institutioneilen Voraussetzung für eine Verbesserung der 
ebenenübergreifenden Planimg und Koordination geschaffen werden sollten (vgl. 
König 1999: 145-153). Wie das folgende Zitat aus dem Beschluss der Minister- 
präsidentenkonferenz von 1971 zeigt, strebten die verwaltungspolitischen Akteu- 
re, auch auf Landesebene, eine möglichst weitgehende Vereinheitlichung der 
Verwaltungsstrukturen der Länder an: 

„Die Ministerpräsidenten halten es für wünschenswert, daß bei der Verwaltungsre- 

form die Erhaltung der grundsätzlichen Einheitlichkeit der Verwaltungsorganisation 

der Länder angestrebt wird.“^’ 

Wesentliches Ziel der (geplanten) Gebietsreformen war es, möglichst auf allen 
Verwaltungsebenen - Länder, Regierungsbezirke, Kreise, Gemeinden - leis- 
tungsfähige territoriale Einheiten zu schaffen. Die in den einzelnen Ländern 
zwischen 1967 und 1974 mit unterschiedlicher Intensität durchgefuhrten Kreis- 
und Gemeindegebietsreformen waren eingebettet in die auf Bundesebene laufen- 
de Debatte um eine Ländemeugliederung. Diese kommunalen Gebietsreformen 
waren im Sinne der planungsorientierten Steuerungskonzepte vor allem darauf 
gerichtet, „wieder eine Übereinstimmung von Planungsraum und kommunalem 
Gebietszuschnitt herzustellen und durch Maßstabsvergrößerungen und den Auf- 
bau von Fachbehörden die Verwaltungskraft und -effizienz der Kreis- und Stadt- 
verwalmngen zu erhöhen und zu sichern“ (Wollmann 1996a: 14). Insgesamt 



Planung als inhaltlicher Ansatz zur fachbereichsübergreifenden Koordination und Integration 
der Einzelplanungen diente (vgl. Wollmann 1999; 351). 

56 Empfohlen wurde u.a. Abschaffung der Trennung des öffentlichen Dienstes in die Laufbahn- 
gruppen Beamte, Angestellte und Arbeiter. 

57 Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz vom 13./15.10.1971 zitiert nach Mittelinstanzbe- 
richt (1973: 1). 
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wurde die Zahl der kreisangehörigen Gemeinden um 65% von 24.282 (1968) auf 
8.409 (1980) verringert. Dabei blieb die kleinräumige Gemeindestruktur in 
Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz weitgehend erhalten, während man in 
den übrigen Flächenländem umfassende Gebietsreformen mit einer Reduzierung 
der Gemeinden um bis zu 86,2% (Nordrhein- Westfalen) durchfuhrte. Die Zahl 
der Kreise wurde im gleichen Zeitraum von 425 auf 237 und die der kreisfreien 
Städte von 135 auf 91 reduziert (Laux 1998: 175). Ellwein (1994: 69-70) be- 
zeichnet die kommunale Gebietsreform der 70er Jahre als die „einzig wirklich 
revolutionäre Umgestaltung“ der öffentlichen Verwaltung seit 1815. 

Auch die staatlichen Mittelinstanzen gerieten in den Sog der Bemühungen 
um eine grundlegende Neuordnung der institutionellen Strukturen. So setzte die 
„Ständige Konferenz der Inneiuninister“ im April 1971 einen Sonderarbeitskreis 
ein, der 1973 einen „Mittelinstanzbericht“ vorlegte. Der Aufbau der Landesver- 
waltung wurde bereits zu dieser Zeit als zu kompliziert und unübersichtlich kriti- 
siert. Als weiterer Kritikpunkt wurde ein Übermaß an Verwaltungsstufen imd 
-typen erkannt. Insgesamt wurde von einer „Überorganisation“ der Landes- 
verwaltung in den großen Flächenländem gesprochen (vgl. Mittelinstanzbericht 
1973: 8). Aber auch die Koordinationsproblematik im Mehrebenensystem stellte 
ein zentrales Thema der Reformdiskussion dar. 

Die Rolle der Mittelinstanz wird in diesem Bericht besonders dahingehend 
problematisiert, dass die Bezirksregierungen/Regierungspräsidien auf eine 
„Briefträgerfunktion zwischen obersten Landesbehörden und unterer Verwal- 
tungsebene“ reduziert und aus einer „echten Mittlerfunktion“ herausgedrängt 
werden würden (ebd.). Zwar diskutierte man auch Alternativen zur staatlichen 
Mittelinstanz (Landesverwaltungsamt, Groß- imd Regionalkreise, Sonderbehör- 
den), kam jedoch zu dem Ergebnis, dass die Realisierangschancen für eine effek- 
tive Koordination unterschiedlicher Fachpolitiken in dem Modell der regionalen 
staatlichen Mittelinstanz am größten seien. Der Sonderarbeitskreis votierte für 
den Erhalt und die Stärkung der Bezirksregierung als regionale Bündelungsbe- 
hörde. Gefordert wurde eine Ausweitung ihrer Kompetenzen unter der Maßgabe 
der Stärkung der Bünde lungsfunktion.^* Als Voraussetzung dafür galt ein territo- 
rialer Neuzuschnitt der Regierungsbezirke. Darüber hinaus sprach man sich für 
einheitliche Stmkturprinzipien der Mittelinstanz und den Verwaltungsaufbau der 
Länder insgesamt aus: 



58 „Entscheidendes Kriterium des gesamten Organisationsmodells der Bezirksregierungen ist 
jedoch vor allem, daß die vielfältigen Zuständigkeiten ... nicht lediglich nach der Art einer blo- 
ßen Bürogemeinschaft, sondern aufgrund ihrer sachlichen Interdependenz auch in der verwal- 
tungstechnischen Abwicklung durch Mittel der institutionellen und funktionalen Organisation 
miteinander verflochten sind“ (Mittelinstanzbericht 1973: 7). 
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dringend notwendig ist es, bei diesen den Bereich der staatlichen Verwaltungs- 
organisation betreffenden Reformen ein Maß an Einheitlichkeit in der Gesamtkon- 
zeption zu finden, das ... in den Kembereichen staatlichen Verwaltungshandelns den 
Erfordernissen der bundesstaatlichen Ordnung durch einheitliche Strukturprinzipien 
entspricht; denn nur dann kann ein ordnungsgemäßes Funktionieren der gesamten 
öffentlichen Verwaltung in der Bundesrepublik gewährleistet werden“ (Mittelin- 
stanzbericht 1973: 3). 

Vor diesem Hintergrund verfolgten die Länder in der Folgezeit in imterschiedli- 
cher Intensität Ansätze zur Reform der staatlichen Mittelinstanz, wobei es im 
Ergebnis lediglich zu einer mäßigen Reduzierung der Anzahl der Regierungsbe- 
zirke (vgl. Tabelle 3.1) sowie einer begrenzten Erweiterungen des Aufgaben- 
spektrums der Mittelinstanz kam (vgl. Helbig 1998; Stöbe/Brandel 1996): Wäh- 
rend man in Bayern die Zahl der Regierungsbezirke beibehielt, wurde sie in 
Niedersachsen halbiert. In Baden- Württemberg beschloss man 1971 ihre Auflö- 
sung zum 1. Januar 1977, um diese Entscheidung 1976 wieder zurückzunehmen, 
so dass es beim Erhalt der vier Regierungsbezirke blieb. In Hessen kam es zu 
einer Reduziemng der Regierungsbezirke von drei auf zwei, aber auch diese 
Entscheidung wurde durch die Institutionalisierung des Regierungsbezirks Gie- 
ßen wieder revidiert. In Rheinland-Pfalz verringerte man ihre Anzahl von fünf 
auf drei. In Nordrhein-Westfalen fusionierten die Regierungsbezirke Aachen und 
Köln. Ihr Aufgabenbestand wurde im Zuge der Reformen erheblich ausgeweitet, 
insbesondere in den Bereichen Landesplanung. Insgesamt wurde damit die An- 
zahl der Regierungsbezirke von 33 auf 26 reduziert. Die beiden kleinen Flächen- 
länder ohne staatliche Mittelinstanz, Schleswig-Holstein imd das Saarland, blie- 
ben von dieser Diskussion zwar unberührt, die übergreifende Tendenz zur Kon- 
solidierung der Verwaltungsstrukturen berührte jedoch auch die kleinen Flächen- 
länder und betraf insbesondere die staatlichen Sonderbehörden. 



Tabelle 3. 1: Reduzierung der Regierungsbezirke 



Land 

Bayern 

Baden-Württemberg 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Summe 



Anzahl der Regierungsbezirke 



1970 

7 

4 
3 

8 
6 

5 

33 



1980 

7 

4 

3 

4 

5 
3 

26 
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Nach dem Abschluss der (vorwiegend kommunalen) Gebietsreformen richtete 
sich die Aufmerksamkeit zunehmend auf die Frage, welche Aufgaben welcher 
Verwaltungsebene unter Gesichtspunkten einer effektiven Aufgabenwahmeh- 
mung und bei möglichst weitgehender Vermeidung von Doppelzuständigkeiten 
zugeordnet werden sollte. Daher wurde an die Gebietsreform anschließend eine 
Funktionalreform als „logisch“ folgender Reformschritt konzipiert. Mit diesem 
sollten Aufgaben auf die unteren, jetzt leistungsfähigeren. Ebenen verlagert und 
die Anzahl der staatlichen Sonderbehörden reduziert werden. Vor allem nutzten 
die Länder die Funktionalreform dazu, um die mit den Gebietsreformen geschaf- 
fenen Kapazitäten für die Übertragung von Auftragsangelegenheiten zu verwen- 
den. „Eine weitergehende Dezentralisierung stieß in den meisten Ländern auf 
beträchtliche Widerstände und erbrachte nicht die erhofften Ergebnisse“ (Hes- 
se/Benz 1990: 109). Impulse für weitere Strukturverändemngen in der Landes- 
verwaltung ging von den Funktionalreformen nicht mehr aus. Unangetastet blieb 
schließlich auch der iimere Aufbau der Landesbehörden - mit der üblichen Glie- 
derung in zwei Ebenen (Abteilungen und Dezernate bzw. Sachgebiete und Refe- 
rate). 



Auswirkungen auf vertikale Steuerungsbeziehungen 

Im Hinblick auf die Steuerungspraxis zwischen den Ebenen prägte die planungs- 
politische Leitidee der Reformpolitik die Entwicklung. Im Sinne einer „aktiven 
Politik“ ging es um eine Intensivierung der ebenenübergreifenden Koordination. 
Beispielsweise entwickelte man in der Enquete-Kommission Verfassungsreform 
(1972-76) Vorschläge zxxr integrativen Planung von Vorhaben zwischen den 
staatlichen Ebenen, die durch einen gemeinsamen Planungsrat institutionalisiert 
werden sollte. Insgesamt wurde die Rolle der Kommunen als Vollzugsinstanz für 
staatliche Aufgaben ausgeweitet, womit eine Intensiviemng der Regulierung und 
Kontrolle kommunalen Handelns verbunden war. 

Deutlich wird diese Entwicklung insbesondere im Bereich der Raumpla- 
nung, wo man versuchte, die Raumentwicklung und Stadtplanung auf dezentraler 
Ebene durch eine koordinierte Raumordnungsplanung vom Bund über die Län- 
der bis hin zur regionalen und kommunalen Ebene zu steuern. Bereits Anfang 
der 60er Jahre gewann dieser Planungsgedanke an Bedeutung, und eine Reihe 
von Landesplanungsgesetzen wurde verabschiedet (vgl. Fürst/Ritter 1993; Benz 
1985: 136-146). Auf Bundesebene leitete man 1969 die Aufstellung eines Bun- 
desraumordnungsprogramms ein, das konkrete räumliche Zielvorgaben und 
daran gekoppelte Mittelverteilungen enthalten sollte (vgl. Benz 1985: 141). 
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In den 70er Jahren kam es, ausgehend von der Feststellung, „daß die kom- 
munale Bauleitplanung als Adressat der überregionalen Raumordnungsziele 
ohne eine weitere Stufe der Konkretisiemng nicht steuerbar war“, zur Institutio- 
nalisiemng der Regionalplanung „als öffentlich-rechtliches Institut zwischen den 
Gebietskörperschaften Land und Kommunen“ (Schnabel 1980: 5). In das Bun- 
desbaugesetz wurde dementsprechend eine Verpflichtung aufgenommen, nach 
der die kommunale Planungsebene sich jetzt den von der Regionalplanung defi- 
nierten Zielen und Grundsätzen der Raumordnung anzupassen hatte.^’ Der zu- 
ständigen Genehmigungsbehörde (Bezirksregierungen bzw. Ministerien in zwei- 
stufigen Ländern) kam die wesentliche Aufgabe zu, die Einhaltung dieser Ziele 
durch die kommunale Bauleitplanung zu überprüfen und ggf. dem Flächennut- 
zimgsplan bzw. Bebauungsplan die Rechtswirksamkeit zu verweigern. Damit 
verbimden war eine Stärkung staatlicher Aufsichtsbefugnisse und die Vorgabe 
einheitlicher Planungsrichtlinien und Verfahrens Vorschriften (Benz 1985: 142). 
Insgesamt gewann die Rechts- und Fachaufsicht über kommunale Verwaltungen 
in unterschiedlichen Politikfeldem im Zuge der planungspolitischen Reformen 
an Bedeutung. 

In allen Flächenländem bildeten sich in den 70er Jahren regionale Pla- 
nungsinstanzen, die aber unterschiedlich - staatlich, kommunal oder (kondomi- 
nal) staatlich-kommunal - verfasst sind (vgl. Schnabel 1980: 8-13; Fürst/Ritter 
1993: 87-95). Dabei stellt die rein kommunale Organisationsform eine nur in 
Niedersachsen zu findende Ausnahme dar - hier nehmen die Landkreise die 
Regionalplanung als Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises wahr. Häufiger 
findet sich die Variante, bei der die Gemeinden regionale Plammgsgemeinschaf- 
ten bilden, die administrative Unterstützung durch eine staatliche Behörde erhal- 
ten (zu Unterschieden zwischen den Ländern vgl. Schnabel 1980). Insgesamt ist 
in der Instimtionalisierung der Regionalplanung ein Versuch zu erkennen, ein 
zwischen den Ebenen koordiniertes Instrument der Flächensteuerung zu etablie- 
ren und damit die Kooperation zwischen den Einheiten des Mehrebenensystems 
der Bundesrepublik zu intensivieren.®“ Dieses Interventionsmuster beschränkt 
sich nicht auf die Raumplanung, sondern kaim als übergreifende Tendenz für die 
Phase der „aktiven Politik“ bis Mitte der 70er Jahre gelten: 

,,[F]eststellbar waren bis zu diesem Zeitpunkt eine deutliche Tendenz einer Verlage- 
rung von Aufgaben an die zentralstaatlichen Instanzen, eine Zunahme vertikaler Po- 
litikverflechtung in vormals autonomen Entscheidungsbereichen der dezentralen 



59 § 1 Abs. 4 BBauG: „Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung und Landesplanung 
anzupassen“. 

60 Vgl. Benz (1998) für eine problemorientierte Analyse einer auf Politikverflechtung zwischen 
den Ebenen basierenden Regionalpolitik. 
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Einheiten, ein Prozess der Ressourcenzentralisierung und der Ausweitung staatlicher 
Planung mit verbindlichen Zielsetzungen für die nachgeordneten Einheiten“ (Benz 
1984: 59). 



Fazit: zwischen hierarchischer Steuerung und Dezentralisierung 

Insgesamt ist die Reformphase der 70er Jahre durch das traditionelle Steue- 
rungskonzept eines hierarchisch regulierenden und in gesellschaftliche Entwick- 
limgen eingreifenden Staates geprägt. Die dominante Leitidee politischer Pla- 
nung stellt ein Optimierungsmodell hierarchischer Steuerung dar, mit dem nega- 
tive Folgen bürokratischer Organisation und institutioneller Ausdifferenzierung 
überwunden werden sollten. Die dezentralisierte Architektur des Staatsaufbaus 
der Bimdesrepublik wurde in dieser verwaltungspolitischen Phase eher als Hin- 
dernis einer effektiven Politikkoordination zwischen den Ebenen betrachtet; und 
auch hinsichtlich der Verwaltungspolitik selbst wurde versucht, ein möglichst 
hohes Maß an Koordination und Einheitlichkeit zwischen den beteiligten Ebenen 
und Verwaltungseinheiten zu erreichen. 

Dementsprechend zielten die Reformansätze auf eine Überwindung der Re- 
striktionen, die einer verbesserten vertikalen (und auch horizontalen) Koordina- 
tion im Sinne der gesamtstaatlich definierten Ziele im Wege stehen. Bund, Län- 
der und Gemeinden waren - wie Hesse und Benz (1990: 1 12) formulieren - „in 
hierarchische Planungssysteme eingebunden.“ Während sich im Verhälmis zwi- 
schen Bundes- und Landesebene die charakteristischen Verhandlungssysteme 
der Politikverflechtung herausbildeten, war die Reformphase für die Steuerungs- 
beziehungen im Mehrebenensystem der Länder weniger durch die Stärkung von 
Verhandlungssystemen als durch den Ausbau hierarchischer Elemente der Mehr- 
ebenenregulierung gekennzeichnet. So ist das Bemühungen um eine intensivere 
Planung zwischen den Ebenen - beispielsweise im Bereich der Raumplanung - 
mit einer erhöhten Regelungs- und KontroUdichte verbunden. 

Wesentliche Triebkräfte dieser Entwicklung waren die expansive Entwick- 
lung wohlfahrtsstaatlicher Aufgaben unter den institutioneilen Bedingimgen des 
kooperativen Föderalismus der Bundesrepublik. Das folgende Zitat aus dem 
Abschlussbericht der Enquete-Kommission Verfassungsreform von 1977 stellt 
diesen Zusammenhang heraus: 

„Der in der Verfassungswirklichkeit sichtbare Bedeutungswandel in den Beziehun- 
gen zwischen Staatsverwaltung und Kommunalverwaltung, der auf eine stärkere 
Verzahnung der örtlichen Verwaltung mit überregionalen Entscheidungsträgem 
dringt, sowie die stärkere Steuerung der kommunalen Selbstverwaltung durch Bun- 
des- und Landesgesetze und durch zentrale Entwicklungs- und Fachplanungen, die 
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Zunahme finanzieller Abhängigkeiten vom Staat bei steigendem kommunalen Inves- 
titionsbedürfhis für Infrastrukturaufgaben sind offenkundig“ (Enquete-Kommission 
Verfassungsreform 1977: 219). 

Mit diesem Beflmd kontrastiert jedoch eine zweite Folge der planungspolitischen 
Reformphase: Trotz zimehmender Politikverflechtung und der damit verbunde- 
nen „hierarchischen Planungssysteme“ ist hinsichtlich der vertikalen Steue- 
rungsbeziehungen gleichwohl festzuhalten, dass sich das Gewicht der dezentra- 
len Gebietskörperschaften dadurch keinesfalls verringerte. „So zog der Bund 
meist nicht ganze Aufgabenbereiche an sich, sondern versuchte lediglich, steu- 
ernd auf die nach wie vor zuständigen nachgeordneten Gebietskörperschaften 
einzuwirken“ (Hesse/Benz 1990: 38). Teilweise wird im Ergebnis der planungs- 
politischen Reformen - vor allem der kommunalen Gebietsreform - sogar eine 
Aufwertung der lokalen Ebene festgestellt (Wagener 1982: 157; Seibel 1997: 
95). Ein Bedeutungsgewinn der dezentralen Vollzugs- und Politikebene kaim 
demnach als nicht-intendierte Folge der auf optimierte hierarchische Steuerung 
zielenden Reformpolitik gelten. Eine neue Sicht auf das Verhältnis zwischen den 
Ebenen im deutschen Bundesstaat setzte sich daim seit Ende der 70er Jahre mit 
dem Wandel der verwaltungspolitischen Leitideen durch. 



3.2.2 Bürokratiekritik und kooperative Verwaltung (80er Jahre) 

Die Verschiebung der verwaltungspolitischen Leitideen 

Den Steuerungsoptimismus der planungspolitischen Reformphase überlagerten 
zum Ende der 70er Jahre verschiedene interne und externe Faktoren, die zur 
Verbreitung einer grundlegenden Skepsis gegenüber den Möglichkeiten einer 
„aktiven Politik“ führten. Bereits zum Jahresende 1975 wurde die Projektgruppe 
Regierungs- und Verwaltungsreform („sang- und klanglos“, HellstemAVollmann 
1984: 49) aufgelöst, womit der Abschwung und das Auslaufen der reformpoliti- 
schen Leitidee einer Verbesserung der politisch-admiiüstrativen Planungskapazi- 
täten und Koordinierungsfähigkeiten eingeleitet war (ebd.). Angesichts enttäu- 
schender Erfahrungen mit den Verfahren politischer Planung verlor sich der 
Glaube an die Steuerbarkeit politischer Prozesse von zentraler Ebene. Dabei 
geriet die Politikverflechtung im kooperativen Föderalismus zunehmend in die 
Kritik. Vorschläge - beispielsweise der Enquete-Kommission Verfassungsre- 
form des Deutschen Bundestages (Enquete-Kommission Verfassungsreform 
1977) - zur weiteren Intensivierung der Verflechtung und Kooperation zwischen 
den Ebenen stießen insbesondere auf Landes- und Kommunalebene auf Wider- 
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Stand. Stattdessen gewannen Dezentralisierung und Entflechtung als Konzepte 
zur Reform der Aufgaben- und Kompetenzverteilung im Mehrebenensystem des 
deutschen Bundesstaates an Bedeutung. 

Dies geschah vor dem Hintergrund des allmählichen Aufschwungs der Leit- 
idee eines entbürokratisierten Staates, die in den 90er Jahren unter dem Label 
„schlanker Staat“ dominant wurde (vgl. Jann 2002a, 2003). Während auf interna- 
tionaler Ebene die Abkehr von hierarchischer Koordination vor allem in Rich- 
tung der Stärkung des Marktes zielte, blieb dieser Pendelschwung in Deutsch- 
land in den 80er Jahren in seiner Wirkung begrenzt. „Vielmehr fand, zeitlich fast 
parallel laufend, auch eine Bewegung hin zu kooperativen Formen des Regierens 
statt“ (Mayntz 1997: 69). Allerdings bildete sich entlang dieser Leitidee keine 
einflussreiche advocacy coalition, um einen deutlichen Wandel der Verwal- 
tungspolitik auszulösen. Wesentliche Stmkturveränderungen der administrativen 
Institutionen wurden im Unterschied zu den 70er Jahren nicht mehr in Angriff 
genommen. Auch blieben Maßnahmen zur Entflechtung der Aufgaben zwischen 
den Gebietskörperschaften auf wenige Bereiche beschränkt. Insbesondere die 
Krankenhausfmanziemng ist in diesem Zusammenhang zu nennen (Hesse/Benz 
1990: 130 u. 153). 

Die Verwaltungspolitik der Bimdesrepublik stand dabei in den 80er Jahren 
in einem deutlichen Kontrast zu Großbritannien und den USA, wo der Macht- 
wechsel zu Gunsten konservativer Regierungen eine von der ökonomischen 
Theorie angeleitete Reformwelle auslöste, die auf eine wesentliche Verringerung 
staatlichen Einflusses zielte. Freilich erklärte auch die neue Bxmdesregierung den 
„Rückbau des Staates“ zu einem wesentlichen Ziel,®' imd der Rekurs auf eine 
stärkere Geltung des Marktmechanismus gehörte ebenfalls zur Reformrhetorik 
der konservativ-liberalen Koalition. Auch das Konzept eines Wettbewerbsfode- 
ralismus, das in den 90er Jahren als reformpolitische Leitidee und Gegenentwurf 
zum kooperativen Föderalismus an Bedeutung gewann, wurde in dieser Zeit 
bereits diskutiert (vgl. Benz 1987: 51). Die substanziellen Umsetzungsschritte 
blieben jedoch weit hinter diesen Ankündigungen zurück. Zwar wurden in den 
80er Jahren eine Reihe wichtiger Privatisiemngsvorhaben durchgefuhrt bzw. 
vorbereitet,®^ zu einer umfassenden Deregulierung rechtlicher Normen oder zu 
einer Reform der Strukturen und Verfahren der öffentlichen Verwaltung kam es 
jedoch nicht (vgl. Jann/Wewer 1998). 



61 So beispielsweise der Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung: „Wir wollen den Staat auf 
seine ursprünglichen und wirklichen Aufgaben zurückfuhren, zugleich aber dafür sorgen, dass 
er diese zuverlässig erfüllen kann“ (Presse- und Informationsamt 1984: 35). 

62 Zunächst ging es um den Verkauf der vom Bund gehaltenen Aktienanteile (u.a. Lufthansa, 
VEBA). Ende der 80er Jahre rückten die Staatsbetriebe Bahn und Post ins Zentrum, deren for- 
male bzw. materielle Privatisierung im Verlauf der 90er Jahre durchgeführt wurde. 
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Im Ergebnis dieser Entwicklung wurde der Schlüssel zur Lösung der Koor- 
dinationsproblematik weniger in einer integrativen politischen Planung zukünfti- 
ger Vorhaben, sondern stärker auf der In 5 )lementationsebene gesehen - womit 
den dezentralen Ebenen die wichtige Funktion einer problembezogenen Integra- 
tion des fragmentierten politisch-administratives Systems zufiel. Insbesondere 
der „Meso-Ebene“ zwischen kommunaler imd staatlicher Verwaltung schrieb 
man vielfach eine Schlüsselrolle für die Wahrnehmung dieser Integrationsfunk- 
tion zu (vgl. Fürst 1991: 99). Um die Kooperations- und regionale Steuerungs- 
funktion zu ermöglichen, traten kooperatives Verwaltungshandeln und Netz- 
werkbildung als Modi politischer und administrativer Koordination in den Vor- 
dergrund. 



Reformansätze und Implementation 

Dieser Wandel der verwaltungspolitischen Leitideen schlug sich zunächst in 
verschiedenen Bemühungen zur ,3ntbürokratisierung“ bzw. „Gesetzes- und 
Verwaltungsvereinfachung“ (vgl. Seibel 1997: 98-99) nieder. Noch zu Zeiten der 
sozial-liberalen Koalition Ende der 70er Jahre waren erste Bemühimgen zu beo- 
bachten, Rechts- und Verwaltungsvorschriften möglichst weitgehend zu reduzie- 
ren (vgl. König 1999: 153). Die neue Bundesregierung richtete dann 1983 eine 
„Unabhängige Kommission Rechts- und Verwaltungsvereinfachung“ ein, die 
entsprechende Vorschläge entwickelte. Ähnliche Kommissionen wurden in den 
Ländern gebildet. In einigen Ländern initiierte man in den 80er Jahren auch eine 
explizite Verwaltungsreformpolitik - wobei sich die einzelnen Ansätze weitge- 
hend auf die Einführung von Systemen informationstechnisch gestützter Sachbe- 
arbeitung konzentrierten.*^ 

Im Windschatten der Diskussion um Entbürokratisierung gewann - vor al- 
lem auf kommunaler Ebene - auch das Thema einer „bürgemahen Verwaltung“ 
an Bedeutung. Modellversuche ganzheitlicher Servicestellen (Bürgerladen Ha- 
gen) oder einer verbesserten Klientenorientierung sozialer Dienstleistungen 
(Neuordnung der Sozialen Dienste in Bremen) bildeten den vorsichtigen Anfang 
einer Reformentwicklimg, die sich bis in die 90er Jahre fortsetzte und unter dem 
Stichwort der Klienten- oder Dienstleistungsorientierung der Verwaltung disku- 



63 Beispielsweise ist in Baden -Württemberg - beginnend mit der Arbeit der Kommission „Neue 
Führungsstruktur Baden-Württemberg“ - 1984 eine Reform der Landesverwaltung eingeleitet 
worden (vgl. Bemschneider/Schindler/Schüller 1991: 62-63). Dabei bezog sich die Landesre- 
gierung in der Begründung der Reformvorhaben bereits auf die Rolle der öffentlichen Verwal- 
tung im ökonomischen Wettbewerb der Regionen - eine Begründung, die im Zuge der Re- 
formwelle in den 90er Jahren prägend wurde. 
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tiert wurde (vgl. Bogumil/Kißler 1995). Zugleich setzten sich die Kommunen in 
ihrer Verwaltungspolitik verstärkt mit den Zwängen der zunehmenden Budget- 
knappheit auseinander, wie insbesondere an dem reformpolitischen Konzept der 
Aufgabenkritik und der Kosten-Nutzen-Analyse deutlich wird (vgl. Wollmann 
1994: 87-90). Allerdings standen die bereits Mitte der 70er Jahre von der KGSt 
entwickelten Reformansätze konzeptionell im Kontext der Plammgsdiskussion 
und strebten dementsprechend keine Mikroökonomisierung der Kommunalver- 
waltung an, wie es das Neue Steuerungsmodell der 90er Jahre tut. Ähnlich wie 
auf zentraler Ebene leiteten diese Konzepte also nicht die Durchsetzung eines 
neuen Steuemngsverständnisses innerhalb der Verwaltung ein, wogegen Ansätze 
einer Privatisierung öffentlicher Unternehmen auch auf kommunaler Ebene von 
Bedeutung waren.*^ 

Neben diesen wenig durchsetziuigsstarken Ansätzen einer administrativen 
Binnenmodemisiemng entfaltete sich in den 80er Jahren mit Blick auf die regio- 
nale Politik- und Verwaltungsebene und die Frage der Zusammenarbeit zwischen 
den Gebietskörperschaften eine vergleichsweise intensive Reformdebatte. Cha- 
rakteristische Anwendungsformen dieser Reformentwicklung sind schwach insti- 
tutionalisierte Formen der horizontalen und vertikalen Koordination zwischen 
den Gebietskörperschaften. Als „stilbildend“ in diesem Siime können die in 
Nordrhein-Westfalen seit 1987 praktizierten - und später von anderen Bundes- 
ländern imitierten - Formen einer regionalisierten Strukturpolitik gelten (vgl. 
z.B. HeinzeWoelzkow 1997; Rehfeld 1998). Getragen von der Leitidee einer 
Mobilisierung der endogenen Potentiale einer Region, zielten die Programme in 
diesem Kontext („Zukunftsinitiative Montanregionen“ 1987-1988, ab 1989 „Zu- 
kunftsinitiative Nordrhein-Westfalen“) auf die Koordination der verschiedenen 
politisch-administrativen Institutionen mit den organisierten Interessen der Wirt- 
schaft.*^ 

Derartige Versuche regionaler Netzwerkbildung zur Förderung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung berühren den institutionellen Rahmen der Mehrebe- 
nensysteme nicht. Kooperative Entwicklung von Policy-Programmen findet hier 
in Entscheidimgsstrukturen statt, die außerhalb der formalen Verwaltungszustän- 
digkeiten liegen bzw. diese Zuständigkeiten querschnittsartig betreffen. Darüber 



64 Vgl. dazu die Auflistung von König (1999: 157-158) zur Privatisierung kommunaler Einrich- 
tungen, die auf einer Umfrage des Deutschen Städtetags bei seinen Mitgliedsstädten aus den 
80er Jahren basiert, 

65 Das Land gab weder die Institutionalisierungsform der regionalen Kooperation noch die terri- 
torialen Grenzen einer Region vor, sondern setzte auf die Konstituierung kooperativer Netz- 
werke „von unten“ durch die regionalen Akteure. Auf der Grundlage eines von den regionalen 
Akteuren, beispielsweise auf sog. Regionalkonferenzen, entwickelten regionalen Entwick- 
lungskonzeptes wurden die verschiedenen Förderungsprogramme und -mittel an die jeweilige 
Region vergeben. 
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hinausgehende Institutionalisierungsformen regionaler Kooperation finden sich 
vor allem in großstädtischen Verdichtungsräumen. Hier tritt die horizontale Ko- 
ordinationsproblematik eines sozial und ökonomisch eng verflochtenen, aber 
administrativ fragmentierten regionalen Raumes besonders deutlich hervor und 
führt zu u.U. dilemmaartig zugespitzten Konflikten zwischen individuellen Inte- 
ressen der einzelnen Gebietskörperschaften und dem kollektiven Handeln im 
Sinne des gesamten Raumes. 

Institutioneile Reformen zur Überwindung eines derartigen Dilemmas wur- 
den nicht erst in den 80er Jahren diskutiert - so entwickelten sich regionale Pla- 
nungsverbände z.T. bereits in der Vorkriegszeit, imd im Zuge der Gebietsrefor- 
men der 70er Jahre drängten die Kemstädte darauf, mehr Kontrolle über ihre 
Umlandgemeinden zu erhalten. Entsprechende Initiativen zur Eingemeindung 
von Umlandkommunen in die Kemstädte scheiterten jedoch weitgehend an den 
Widerständen der Umlandgemeinden imd -kreise. In den 80er Jahren wurde 
diese Diskussion wieder aufgegriffen und frühere Ansätze einer Institutionalisie- 
rung der Stadt-Umland-Kooperation weiterentwickelt. Die übergreifende Ten- 
denz zu verhandlungsbasierter Koordination und „schwach“ institutionalisierten 
Organisationsformen schlug sich dahingehend nieder, dass Verbände gegründet 
wurden, die der Kooperation in Verdichtungsräumen einen institutioneilen Rah- 
men geben (vgl. Fürst/Ritter 1993: 95-98). 



Auswirkungen auf die vertikalen Steuerungsbeziehungen 

Obgleich wesentliche institutioneile Strukturreformen in den 80er Jahren nicht 
dmchgeführt wurden, war der sich in den 80er Jahren vollziehende Wandel der 
Problemdefinition und dominanten Leitideen für die Steuerungsbeziehungen von 
Landes- und Kommunalebene durchaus erheblich. Die Konzepte der Entbürokra- 
tisiemng und einer bürgemahen Verwaltung kanalisierten eine allgemeine Staats- 
imd Bürokratiekritik, in der ein zunehmend enthierarchisiertes Verständnis im 
Verhältnis von Staat und Gesellschaft zum Ausdmck kam. Ein entsprechender 
Wandel vollzog sich im Verhältnis zwischen den Ebenen des politisch-admi- 
nistrativen Systems, und der bereits zum Ende der planungspolitischen Phase 
deutlich gewordene Bedeutungszuwachs der lokalen Ebene verstärkte sich in den 
80er Jahren. 

In einer policy-orientierten Betrachtung wird allerdings eher eine Ein- 
schränkung der kommunalen Handlungsspielräume diagnostiziert, was vor allem 
auf die ökonomischen Strukturkrisen und deren soziale Folgen, aber auch auf 
Prozesse der Problemverschiebung von den übergeordneten auf die dezentralen 
Ebenen zurückgeführt wird (vgl. Wollmann 1989: 180-181; Jaedicke u.a. 1990). 
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Vielfach wurde daher - verständlicherweise vor allem von kommunalen Akteu- 
ren selbst - von einer Aushöhlung der kommunalen Selbstverwaltung gespro- 
chen (vgl. Stöbe/Brandel 1996: 33). 

Mit Blick auf die administrativen Steuerungsbeziehungen wurde seit Ende 
der 70er Jahre gleichwohl eine Gegenbewegung zu den bis dahin dominierenden 
Zentralisierrmgstendenzen im VerwalmngsfÖderalismus erkaimt (vgl. Benz 1984, 
1985; Hesse/Benz 1990: 153-158; Stöbe/Brandel 1996: 32-33; Baestlein u.a. 
1980). Versuche, den dezentralen Gebietskörperschaften verbindliche Planziele 
im Modus hierarchischer Koordination vorzugeben, wurden aufgegeben oder 
verloren an praktischer Bedeutung. Dies galt insbesondere für den Bereich der 
Landes- und Regionalplanung: 

„Die Regionalplanung ihrerseits war wiederum kaum in der Lage, die Planungen der 
Gemeinden durch verbindliche Ziele zu steuern, vielmehr erfolgte die Entwicklung 
der regionalen Planungskonzepte materiell induktiv, weil nämlich die Gemeinden in 
weiten Bereichen über verbindliche Flächennutzungspläne verfugten, welche die 
Regionalplanung weitgehend in ihren Bereich übernommen hat“ (Benz 1985: 205). 

Diese Entwicklung wird weniger auf die Ansätze einer gezielten Refompolitik 
zur Dezentralisierung und Entflechtung zurückgefuhrt, sondern auf den - zwar 
schleichenden, aber gleichwohl grundlegenden - Funktionswandel der Länder 
und Kommunen und ihrer öffentlichen Verwaltung. Neben die Vollzugsaufgaben 
im Rahmen der traditionellen Aufgabenverteilung im Verwaltungsföderalismus 
traten verstärkt (Dienst-) Leistungsaufgaben. Zudem unterliegen die traditionel- 
len behördlichen Vollzugsfunktionen selbst einem Bedeutungswandel, mit dem 
die Dienstleistungsaspekte dieser Aufgaben in den Vordergmnd rückten - bei- 
spielsweise werm ordnungsbehördliche Funktionen (Bauordnung) stärker in den 
Kontext einer Standortpolitik (Förderung von Investitionen) eingebunden werden 
und die Verwaltung zunehmend als Beratungsinstanz und Verhandlungspartner 
agiert (vgl. Benz 1995: 109-110; am Beispiel des Baugenehmigungsverfahrens 
Wollmann 1985: 66-67; Bachmann 1993). 

Die verschiedenen Ansätze zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 
dienten in diesem Zusammenhang dazu, den Handlungsspielraum der dezentra- 
len Ebenen zu erweitern. Zwar blieben weitgehende Maßnahmen der Entflech- 
tung und Verwaltungsvereinfachung aus, dennoch stützten die einzelnen Ansätze 
die administrative Praxis, rechtliche Regelungen durch Verhandlungslösungen 
(zwischen den Gebietskörperschaften oder im Verhältnis zu Adressaten) zu er- 
gänzen (Hesse/Benz 1990: 154; Benz 1999). In Verbindung mit dem zurückge- 
nommenen Steuerungsanspruch der übergeordneten Instanzen ergaben sich für 
die unteren Verwaltungsebenen neue Handlungsspielräume (Hesse/Benz 1990: 
154-155). 
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Vor diesem Hintergrund wurde die traditionelle, vorwiegend auf repressi- 
ven Aufsichtsmitteln basierende Form der staatlichen Aufsicht über die Kommu- 
nen verstärkt kritisiert. Die Relevanz der Kommunalaufsicht wurde dadurch in 
Frage gestellt, dass auf kommunaler Ebene seit den Gebietsreformen der 70er 
Jahre ein Zuwachs an Leistungsfähigkeit und Fachkompetenz zu verzeichnen ist. 
Die Rechtmäßigkeit kommunalen Verwaltungshandelns galt angesichts der - mit 
den Gebietsreformen möglich gewordenen - Spezialisienmg und Professionali- 
sierung der Kommunalverwaltungen nicht mehr als zentrales Problem. Aus 
kommunaler Sicht erschien vor diesem Hintergrund die dichte Regulierung 
kommunalen Handelns als kritikwürdig, womit in den dreistufigen Ländern 
zugleich die Rolle der Mittelinstanz als Aufsichtsbehörde problematisiert wurde. 

Vor allem der hoheitliche Charakter der Aufsicht rückte vor dem Hinter- 
grund des politischen und administrativen Bedeutungszuwachses der kommuna- 
len Ebene in das Zentrum einer Kritik, wie sie vor allem von den Vertretern der 
kommunalen Spitzenverbänden formuliert wurde (vgl. Stöbe/Brandel 1996: 33- 
34). In diesem Zusammenhang spielte auch eine Rolle, dass die Finanzkrise in 
den 80er Jahren, aber auch Entwicklimgs fragen im Bereich der Raumplanung 
neue Konflikte in das Verhältnis zwischen den Ebenen trug, die im Rahmen der 
Kommunalaufsicht nicht zu lösen, sondern vielmehr Gegenstand der aktiven 
Politisierung durch kommunale Akteure waren (vgl. Hesse 1983). Zudem er- 
schienen hierarchische Koordinationsformen - angesichts der dominierenden 
Leitideen der (regionalen) Kooperation und Vernetzung - grundsätzlich als ver- 
altet und nicht problemangemessen (Fürst 1996: 126). 

Mit zunehmender Kritik an hierarchischen Formen des Aufsichtshandelns 
zwischen Landesbehörden und kommunalen Verwaltungen gewatmen andere 
Steuerungsformen auch in den Aufsichtsbehörden an Bedeutung - insbesondere 
Formen der Verhandlung und Kooperation auch mit den formal „unterstellten“ 
Verwaltungseinheiten. So verstärkten sich in der Aufsichtspraxis der Bezirksre- 
gierung und der obersten Landesbehörden Bemühungen, diese weniger als ho- 
heitliche Kontrolle, sondern verstärkt als Beratung zu verstehen und hierfür auch 
einen direkten Dialog mit den Kommunen zu institutionalisieren (vgl. Stö- 
be/Brandel 1996: 35). Dieses keineswegs neue Instrument der Kommunalauf- 
sicht erlebte einen deutlichen Aufschwung. Insbesondere die Bezirksregierungen 
sehen sich - vor dem Hintergrund ihrer „Allzuständigkeit“ in ihrem Bezirk - 
verstärkt in der Rolle einer regionalen Vermittlungsinstanz. Dieses Rollenver- 
ständnis ist auch als Strategie zu verstehen, innerhalb der veränderten Arbeitstei- 
lung im Mehrebenensystem der Länder - zwischen der Landesebene und den 
administrativ leistungsfähiger und zugleich stärker in den Vollzug staatlicher 
Politik integrierten Kommunen - institutioneile Legitimation zu erhalten (Fürst 
1996: 123). 
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Fazit: Institutionelle Stabilität und Wandel der Steuerungsbeziehungen 

Insgesamt waren die 80er Jahre durch einen hohen Grad an institutioneller Stabi- 
lität gekennzeichnet. Gleichwohl fanden verwaltungspolitische Reaktionen auf 
gewandelte Anforderungen und neue reformpolitische Leitideen statt, die jedoch 
imter dem Schwellenwert einer gezielten Institutionenreform blieben. Vor dem 
Hintergrund des Funktionswandels des öffentlichen Sektors im Allgemeinen 
(Enthierarchisierung von Staat und Gesellschaft) und der Landes- und Kommu- 
nalebene im Besonderen (Bedeutungszuwachs von Aufgaben mit [Dienst-] Leis- 
tungscharakter) wird in der politikwissenschaftlichen Literatur eine erheblicher 
Bedeutungsgewinn kooperativer Koordinationsformen registriert. Im Rahmen 
der Aufsichtsbeziehungen zwischen Kommunal- und Landes- bzw. Mittelebene 
schlägt sich dies in einer verstärkt auf Beramng als Aufsichtsmittel zurückgrei- 
fenden Kommunalaufsicht nieder. Dieser Bedeumngszuwachs kooperativer 
Handlungsformen in der administrativen Interaktion von Landes- und Kommu- 
nalbehörden, wie er in der verwaltungswissenschaftlichen Diskussion identifi- 
ziert wird (Stöbe/Brandel 1996; Fürst 1996), stellt eine Reaktion der Aufsichts- 
behörden auf zunehmende Kritik an hierarchischen Kontrollformen dar, ohne 
dass es dabei zu Reformen an dem formalen Gerüst der Kommunalaufsicht oder 
den Kompetenzen der Aufsichtsbehörden kam. Die staatlichen Mittelinstanzen 
konnten ihre Position in dieser Refomqthase gegenüber den 70er Jahren eher 
stärken (vgl. Wagener 1982; Fürst 1996). 

Es sind zwar auch institutioneile Reformen zu beobachten, die vorwiegend 
auf der Ebene horizontaler Koordination zwischen kommunalen Gebietskörper- 
schaften zu neuen Institutionalisierungsformen regionaler Kooperation führten. 
Insgesamt blieb das Mehrebenensystem der Länder im Verwaltungsföderalismus 
jedoch von diesen Entwicklungen weitgehend unberührt - sowohl im Hinblick 
auf die Strukturen und Kompetenzen in der vertikalen Arbeitsteilung (auch im 
Bereich der Kommunalaufsicht) als auch hinsichtlich der regelorientierten Pro- 
grammierung und des traditionellen Behördenaufbaus innerhalb der Landesver- 
waltung. Es vollzog sich demnach eine Entkoppelung des Wandels in den Steue- 
rungsbeziehungen im Mehrebenensystem der Länder von der Verwaltungsre- 
formpolitik insofern, als dass der Bedeutungszuwachs kooperativer Handlungs- 
formen nur im geringen Maße durch gezielte verwaltungspolitische Impulse 
beeinflusst war. Eher handelt es sich um Veränderungen, die mit Begriffen wie 
„prozessuale Anpassung“ (Hesse/Benz 1990) treffend beschrieben wurden. 
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3.2.3 New Public Management und „ Verwaltungsmodemisierung “ 

(90er Jahre) 

Die Verwaltungspolitik der 90er Jahre ist durch zwei völlig unterschiedliche 
Entwicklungen geprägt. Einerseits entfaltete sich eine zunächst auf die westdeut- 
schen Länder beschränkte Diskussion um die sogenannte „Modernisierung“ des 
öffentlichen Sektors, die in ihrer Intensität an die Reformphase der späten 60er 
und frühen 70er Jahre heranreicht. Andererseits markierte der Systemwechsel in 
der DDR und die Vereinigung Deutschlands einen historischen Einschnitt, der 
sich verwaltungspolitisch in dem Konzept des „Institutionentransfers“^ nieder- 
schlug - der möglichst raschen Übertragung des westdeutschen Institutionen- 
systems auf die neuen Länder und die dadurch zu vollziehende politisch- 
administrative Integration Ostdeutschlands in die föderale Ordnung der Bundes- 
republik. Diese beiden verwaltungspolitischen Entwicklungen verliefen nicht nur 
voneinander entkoppelt (vgl. Wegrich u.a. 1997; Wollmann 1997a), sondern 
hatten auch eine gegensätzliche inhaltliche Ausrichtung: Während der Institutio- 
nentransfer als verwaltungspolitisch konservative Strategie gelten kann, die vor 
allem darauf zielte, die überdimensionale Problemkonstellation in Ostdeutsch- 
land durch eine radikale Komplexitätsreduktion zu bewältigen, richtete sich der 
beginnende „Modemisierungsdiskurs“ genau auf einen grundlegenden Wandel 
der in die neuen Länder transformierten politisch-institutionellen Muster. Im 
Folgenden steht der Reformdiskurs um „Verwaltungsmodemisierung“ im Vor- 
dergrund, die administrative Transformation in Ostdeutschland wird punktuell, 
vorwiegend mit Blick auf Auswirkungen auf die Reformdebatte, einbezogen.®’ 



Problemwahmehmung und -lösungsmuster 

Während in den 80er Jahren trotz entsprechender Ankündigung der Bundesregie- 
rung die Dmchführung eines ökonomisch inspirierten Verwaltungsreformpro- 
gramms weitgehend ausblieb, erlangte diese Leitidee seit Anfang der 90er Jahre 
eine dominierende Rolle in der verwaltungspolitischen Reformdiskussion. Neben 
den nachhaltig veränderten Rahmenbedingungen (europäische Integration, deut- 
sche Vereinigimg und Finanzproblematik) brachte vor allem das schlechte Ab- 
schneiden deutscher Vertreter bei internationalen Vergleichen von „best practi- 
ces“ der Verwaltungsreformen die verwaltungspolitische Stabilität aus dem 



66 Der Begriff „Institutionentransfer“ und die damit verbundene theoretische Interpretation der 
verwaltungspolitischen Transformationsstrategie stammen von Lehmbruch (1993, 1996). 

67 Die Transformationsproblematik spielt im Rahmen der Fallstudien zur Verwaltungspolitik der 
beiden ostdeutschen Länder in Kapitel 4 eine wesentliche Rolle. 
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Gleichgewicht und ermöglichte eine Öffnung der Debatte für managementorien- 
tierte Leitideen. Zunächst setzte diese ,JDiskursverschiebung“ (Wollmann 1996a) 
auf kommunaler Ebene ein, wo Organisationen wie die Kommunale Gemein- 
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt), die Bertelsmaim-Stiftung 
und auch die Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr (ÖTV) 
eine Reformkoalition für die Promotion des ökonomisch-betriebswirtschaftlichen 
Modemisierungskonzepts bildeten und dabei auf eine ausgeprägte Reformbereit- 
schaft bei den lokalen Akteuren trafen. Konzeptionell verband diese Reformkoa- 
lition die Einsicht, dass „inkrementalistisch-graduelle Reformen der kleinen 
Schritte angesichts des weitreichenden Verändemngsdrucks nicht mehr ausrei- 
chen“, um die diagnostizierte „Management- und Wettbewerbslücke“ zu schlie- 
ßen (Naschold 1995: 12). Effizienzgewinne sollten durch eine konsequente Re- 
organisation der kommunalen Verwaltung nach Kriterien eines Dienstleistungs- 
Unternehmens erzielt werden. 

Diese Reformdebatte konzentrierte sich weitgehend auf die biimenadmi- 
nistrativen Strukturen und zielte aus Sicht der Protagonisten nicht auf ein down- 
sizing des öffentlichen Sektors, sondern richtete sich eher gegen eine umfassende 
Privatisiemngsstrategie (vgl. Jann 1998a; 23). Der Reformkonsens iimerhalb 
einer breiten advocacy coalition unter Einschluss der ÖTV und die damit mögli- 
che Mobilisierung einer „Reformbewegung“ war nur auf Grund dieser Fokussie- 
rung auf die binnenadministrative Dimension möglich. Eine radikalere ökono- 
misiemngsstrategie wäre nicht nur bei den Gewerkschaften und Personalvertre- 
tungen auf Widerstand gestoßen, sondern hätte auch nicht der Entwicklungslogik 
des Agenda-Settings entsprochen, die - nach der durch verwaltungsexteme Ak- 
teure (KGSt, Bertelsmann Stiftung) initiierten „Diskmsverschiebung“ - wesent- 
lich einer Mobilisierung „von innen“, durch die hauptamtlichen Führungskräfte 
der Kommunalverwaltung, folgte (Stichwort: Revolution der Verwaltungs- 
chefs).*^ Dies waren die Erfolgsbedingxmgen des „Neuen Steuerungsmodells“ 
(NSM) (KGSt 1993), das von der KGSt zwar im Anschluss an die internationale 
New Public Management-Debatte entwickelt wurde, sich aber auf einen Teilas- 
pekt (ergebnisorientierte Steuerungsformen) konzentrierte und dabei vor allem 
auf entsprechende Erfahrungen in niederländischen Kommunen („Tilburger 
Modell“) stützte (Reichard 1994; ReichardAVollmann 1996). Das Neue Steue- 
rungsmodell wurde ab etwa 1990/91 als inplementationsfähiges Reformkonzept 
in den kommunalen Praxiszusammenhängen verbreitet. 



68 Die ÖTV fusionierte im März 2001 mit weiteren Gewerkschaften zur Dienstleistungsgewerk- 
schaft Ver.di. 

69 In der Policy-Forschung wird üblicherweise zwischen Innen- und Außeninitiierung von Agen- 
da-Setting-Prozessen unterschieden, wobei zudem die unterschiedliche Rolle staatlicher und 
gesellschaftlicher Akteure einbezogen wird (vgl. Howlett/Ramesh 1995: 116). 
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Der Reformdiskurs erfuhr in der Folgezeit in zweierlei Hinsicht eine Aus- 
weitung: 

■ Es kam zu einer raschen Diffiision des Neuen Steuemngsmodells - und 
zwar sowohl horizontal (zwischen Kommunen) als auch vertikal (auf die 
anderen staatlichen Ebenen). Ab Mitte der 90er Jahre war nicht nur eine 
Vielzahl von Städten und Kreisen von dem „Buschfeuer“ (Reichard 1994) 
erfasst, sondern auch eine Reihe von Landesverwaltungen (vgl. Konzendorf 
1998; Bogumil 1999). In der zweiten Hälfte der 90er Jahre schloss sich 
auch die Bundesverwaltung dieser Entwicklung an (vgl. König/Füchtner 
2000 ). 

■ Über den engeren Bereich der Verwaltungsmodemisierung hinaus gewann 
Wettbewerb als Leitidee für eine Reform des Föderalismus an Bedeutung. 
Während der kooperative Föderalismus durch Verhandlungssysteme im 
Verhältnis von Bundes- und Landesebene und in der horizontalen Dimensi- 
on durch das Ziel der Angleichung von Unterschieden zwischen den Län- 
dern geprägt ist,™ zielt die Idee des Wettbewerbsföderalismus auf die Nut- 
zung der Anreizwirkung des Konkurrenzprinzips. Dementsprechende Re- 
formvorschläge richten sich auf die Schaffung von Rahmenbedingungen, 
die größere Unterschiede zwischen den Ländern zulassen - beispielsweise 
im Bereich des Steuerrechts, aber auch im Hinblick auf die Ausgestaltung 
des horizontalen Länderfinanzausgleichs.^' Als wichtige Realisierungs- 
schritte gelten die Entflechtung von Zuständigkeiten zwischen Bund und 
Ländern und die Ausweitung der Gesetzgebungskompetenzen der Länder 
(Bertelsmann Stiftung 1999 ; Bayerischer Landtag 2002). 

Die mit diesen Reformdiskursen verbundene Kritik an den Govemance- 
Stmkturen des deutschen Verwaltungssystems und Föderalismusmodells spielte 
im Kontext der administrativen Transformation in den neuen Ländern zunächst 
keine Rolle (dazu kritisch Reichard/Röber 1993; vgl. Jaim 1995; Lutz/W egrich 
1996). Als Leitidee für die Transformation der real-sozialistischen Verwaltung 
fungierte die „klassisch-kontinentaleuropäische Verwaltung“ (König 1992), die 
zumindest in ihren Formalstrukturen iimerhalb kürzester Zeit in die neuen Län- 



70 Dies gilt nicht nur für das prominente Beispiel des horizontalen Länderfinanzausgleichs. Auch 
in den Bereichen, wo die Länder über eigenständige Gesetzgebungskompetenzen verfugen, 
wirken oft informelle Koordinationsformen und Verhandlungssysteme, die auf eine Anglei- 
chung der Handlungsmuster zielen. Beispielsweise entfaltet die von einer Arbeitsgemeinschaft 
der Länder ausgearbeitete „Musterbauordnung“ im Bereich des Bauordnungsrechts eine ver- 
einheitlichende Wirkung (Interview BBLl). 

71 Zu den Einzelheiten und Erfolgschancen dieser Reformdiskussion vgl. Scharpf (1999) und 
Ziblatt (2002). 
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dem exportiert wurde. Auch im Hinblick auf die bundesstaatlichen Stmkturen 
hatte die Transformation in Ostdeutschland einen deutlich konservativen Charak- 
ter. So blieb die Gelegenheit ungenutzt, die deutsche Vereinigung mit einem 
neuen Anlauf zur Neugliederung des Bundesgebiets zu verbinden. Mit der An- 
knüpfung an die Länderstrukturen, die in der DDR von 1949 bis 1952 Bestand 
hatten,’^ verstärkte man sogar die vielfach kritisierte „Kleinstaaterei“ im deut- 
schen Bimdesstaat. 

Gleichwohl veränderten sich mit der Vereinigung die verwaltungspoliti- 
schen Rahmenbedingungen erheblich. Im Hinblick auf die Entwicklung des 
Föderalismus sind vor allem die potenzierten Disparitäten im Verhältnis der 
Länder von Bedeutung, die den horizontalen Länderfinanzausgleich unter Dmck 
setzten (vgl. Altemeier 1999). Auch hinsichtlich des Verwaltimgsaufbaus der 
Länder kam es im Zuge des ostdeutschen Transformationsprozesses zu einem 
Wandel in der Reformdebatte. Während seit den Gebiets- und Funktionalrefor- 
men der 70er Jahre der Bestand der Bezirksregiemngen nicht ernsthaft in Frage 
gestellt wurde (Wagener 1982), hat sich dies „spätestens mit dem Beitritt der 
fünf Länder der ehemaligen DDR und mit den Diskussionen um den Aufbau der 
dortigen Landesverwaltungen geändert“ (Stöbe/Brandel 1996: 8). In Verbindung 
mit dem Aufstieg des New Public Management als neue reformpolitische Leit- 
idee hat sich in den Ländern eine neue verwaltungspolitische „Großwetterlage“ 
eingestellt. 



Reformansätze und Implementation 

Der gemeinsame Bezug zu management- und wettbewerbsorientierten Leitideen 
auf allen territorialen Ebenen führte nicht zu einer koordinierten Programment- 
wicklung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden nach dem Muster planungs- 
politischer Reformen. Vielmehr wurde der für die 80er Jahre prägende und von 
Derlien (1996a) als disjointed incrementalism bezeichnete Politikstil in den 90er 
Jahren fortgesetzt. Die Programmentwicklung findet innerhalb der Länder und 
beim Bund weitgehend unabhängig von den Aktivitäten jeweils anderer Regie- 



72 Die Struktur der Länder in der DDR entstammt der sowjetischen Besatzungszeit nach dem 2, 
Weltkrieg. In der Zeit von Dezember 1946 bis Februar 1947 sind in den fünf Ländern die Län- 
derverfassung verabschiedet worden, ln der DDR-Verfassung von 1949 war die DDR in Län- 
der mit eigener Staatsqualität gegliedert. Die föderativen Elemente in der Verfassung und dem 
Staatsaufbau der DDR wurden 1952, mit dem „Gesetz über die weitere Demokratisierung des 
Aufbaus und der Arbeitsweise der staatlichen Organe in den Länder der DDR“ vom 23. Juli 
1952, beseitigt, die Landesregierungen und Landtage aufgelöst, und die DDR wurde in einen 
zentralistischen Einheitsstaat nach dem Prinzip des demokratischen Zentralismus reorganisiert 
(vgl. Kilper/Lhotta 1996: 243-245). 
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nmgen statt - womit Imitations- und Lernprozesse jedoch nicht ausgeschlossen 
sind. Inhaltlich steht die „Modernisierung“ binnenadministrativer Strukturen und 
Verfahren nach den Konzepten des sog. „New Public Management“ bzw. seiner 
deutschen Adaption im Neuen Steuerungsmodell im Vordergrund (Bogumil 
1999; Naschold/Bogumil 2000: 79ff.). 

Trotz des „polyzentrischen“ Reformverlaufs haben verwaltungspolitische 
Inhalte inzwischen Eingang in die klassischen Koordinationsgremien des koope- 
rativen Föderalismus gefunden. So stehen seit Ende der 90er Jahre insbesondere 
die Themen kommunales Haushaltsrecht und E-Govemment regelmäßig auf der 
Agenda der Innenenministerkonferenz. Die dort gefassten Beschlüsse konzen- 
trieren sich jedoch auf die Vereinheitlichung von Verfahrensstandards und die 
begrenzte Harmonisiemng rechtlicher Normen (vgl. Innenministerkonferenz 
2000a: 28, 2000b: 55). Eine gemeinsame Programmatik oder gar übergreifende 
Strukturvorstellungen stehen hingegen nicht zur Debatte. 

Auch in dem Reformprogramm der Bundesregierung finden sich Bezüge 
zum Verhälmis zwischen den staatlichen Ebenen. Die Verwalmngspolitik der 
Regierung Kohl beschränkte sich noch weitgehend auf die Erprobung verschie- 
dener Elemente einer neuen Finanzsteuerung (z.B. dezentrale Ressourcenver- 
antwortung) in einzelnen Behörden sowie die vorsichtige Öffnung des öffentli- 
chen Dienstrechts (vgl. König/Füchmer 2000; Schröter 2001).’^ Dem eigenen 
Anspmch nach geht das Ende 1999 verabschiedete Programm der Regierung 
Schröder („Moderner Staat - Moderne Verwaltung“) über Ansätze einer reinen 
binnenadministrativen Verwaltungspolitik hinaus. Innerhalb der Programmatik 
spielt das Verhältnis von Bund, Ländern und Gemeinden als eines von vier sog. 
Reformbereichen („der Bund als Partner“) eine recht prominente Rolle. Insbe- 
sondere die Öffnung bundesrechtlicher Zuständigkeitsbestimmungen für die 
Länder, „um den Ländern mehr Spielräume für ihre Verwaltungsreformen zu 
eröffnen“ (Bimdesregierung 1999: 6), ist in diesem Zusammenhang zu neimen. 
Allerdings sind hier Implementationsschritte hinter den Ankündigungen zxirück- 
geblieben.^'* In den Vordergrund rückten vielmehr Ansätze, die Dienstleitungs- 
orientierung der Bundesverwaltung durch E-Govemment zu verbessern (vgl. das 
Programm „Bund Online 2005“, Bundesregiemng 2001) sowie in der zweiten 
Wahlperiode Ansätze des Bürokratieabbaus im Verhälmis von StaatA^erwaltung 
und Wirtschaft. 



73 Als wichtigste Reformen sind das 1997 verabschiedete Dienstrechtsreformgesetz und das 
Haushaltsreformgesetz aus dem Jahr 1998 zu nennen (vgl. König/Füchtner 2000; Schröter 
2001). 

74 Als wesentlicher Umsetzungsschritt ist das Zuständigkeitslockerungsgesetz vom 10. Mai 2000 
zu nennen (BGB I 12000 S. 632-635), in dem 26 bundesrechtliche Vorgaben aufgehoben wur- 
den (Bundesministerium des Innern 2001 : 40). 
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Die verwaltungspolitische Agenda der Länder wies in der ersten Hälfte der 
90er Jahre eine Trennung entlang einer West-Ost-Linie auf. Während es in den 
alten Ländern vorwiegend um die Einführung managementorientierter Steue- 
rungsinstrumente ging, stand in den neuen Ländern ein umfassendes Programm 
von Institutionalisierungsentscheidungen auf der Tagesordnung, die auf eine 
möglichst rasche Anpassung der Landes- und Kommunalverwaltungen an bun- 
desdeutsche Standards gerichtet sein mussten. Zu diesen Entscheidungsfeldem 
gehörte neben den kommunalen Gebiets- und Funktionalreformen auch der Auf- 
bau der Landesverwaltung selbst.’^ Im Vordergrund standen die Territorialstruk- 
turen auf Landes- und Kommunalebene sowie grundlegende Fragen der Aufga- 
benverteilung - Themen, die in den westdeutschen Ländern die Verwaltungspo- 
litik der 70er Jahre prägte. Die administrative Transformation in den neuen Län- 
dern hatte gleichwohl einen öffnenden Effekt auf die Debatte in den westdeut- 
schen Ländern: Allein durch die Tatsache, dass nur zwei der fünf neuen Länder 
(Sachsen und Sachsen-Anhalt) sich für die Einrichtung eines klassischen dreistu- 
figen Verwaltungsaufbaus entschieden, verlor das traditionelle dreistufige Orga- 
nisationsmodell für (größere) Flächenländer seine Hegemonialstellung, und die 
Frage nach Alternativen für den Verwaltungsaufbau der Länder rückte neben der 
Einführung von Managementinstrumenten auf der binnenadministrativen Ebene 
an zentrale Stelle auf der verwaltungspolitischen Agenda. 

In dieser Diskussion erfuhr nicht nur der Zweistufenaufbau, für den sich 
Mecklenburg- Vorpommern und Brandenburg entschieden, eine Aufwertung. In 
Folge der Entscheidung Thüringens zur Einrichtung eines Landesverwaltungs- 
amts als eigenständiges Kompromissmodell zwischen einem zweistufigen Auf- 
bau und der Eiiuichtung regionaler Mittelinstanzen öffnete sich die Debatte auch 
für weitere Alternativen zum klassischen Dreistufenaufbau. Zwar wurde dieses 
Modell bereits im Kontext des Mittelinstanzberichts diskutiert, imd das Landes- 
verwaltungsamt stellt hinsichtlich seiner Funktions Stellung im Gefüge der Lan- 
desverwaltung keine gmndlegende Neuerung dar, sondern orientiert sich hin- 
sichtlich der Aufgaben und Kompetenzen an klassischen Bezirksregierungen 
(vgl. Helbig 1998: 75-76; König 1997: 234). Gleichwohl wirkte die Entwicklung 
in Thüringen als Eisbrecher und löste auch in anderen Ländern einen Suchpro- 
zess nach neuen Optionen zur Reform der Mittelinstanz aus. In der zweiten Hälf- 
te der 90er Jahre kristallisierten sich neben dem Landesverwaltungsamt, für das 



75 Darüber hinaus zählte auch die Kommunalverfassung zu den zentralen verwaltungspolitischen 
Themenfeldem. Vgl. zur administrativen Transformation Wollmann (1996b, 1997a, 1997c); 
Wegrich u.a. (1997); Berg/Nagelschmidt/Wollmann (1996); Jann (1995); König (1997); Sei- 
bel/Benz/Mäding (1993); Eisen/Wollmann (1996). 
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sich 1997 auch Sachsen- Anhalt entschied (siehe dazu 4.1.1), zwei weitere Re- 
formansätze heraus.’® 

Die erste Variante knüpft an die Argumentation des Mittelinstanzberichts 
an” imd ist durch das Festhalten an einer regionalen staatlichen Mittelinstanz 
gekennzeichnet. Ziel ist die Stärkung der Bündelungsfunktion der Bezirksregie- 
rungen durch die Integration von Sonderbehörden (insbesondere NRW, Nieder- 
sachsen bis 2004, Hessen). Die Auslagerung von Aufgaben durch Übertragung 
auf private Rechtsform oder Delegation an die kommunale Ebene stellt im Rah- 
men dieses Ansatzes einen ergänzenden Reformschritt dar, der darauf gerichtet 
ist, die Steuerbarkeit dieser „integrierten“ Mittelinstanz zu erhalten.’* 

Rheinland-Pfalz verfolgt mit dem sog. „Direktions-Modell“ einen zweiten 
Ansatz zur Reform der staatlichen Mittelebene, der darauf gerichtet ist, die „all- 
zuständigen“ Bezirksregierungen durch zwei „Struktur- und Genehmigxmgs- 
Direktionen“ und eine „Aufsichts- und Service-Direktion“ zu ersetzen (Staats- 
kanzlei Rheinland-Pfalz 1998). Die Leitidee dieses Reformkonzepts besteht in 
der funktionalen Spezialisierung: An die Stelle der Bündelungsbehörde mit um- 
fassender Zuständigkeit tritt eine Behördenstruktur, in der die Direktionen sich 
funktional auf bestimmte, inhaltlich oder verfahrensmäßig verwandte Aufgaben- 
typen spezialisieren. Die Trennung erfolgt zwischen Aufsichts- und Dienstleis- 
tungsfunktionen einerseits und inffastrukturell und wirtschaftlich relevanten 
Genehmigungsfunktionen andererseits. Auch in diesem Konzept spielt die Integ- 
ration von Sonderbehörden eine wichtige Rolle. 

Neben diesen drei Varianten (Landesverwaltimgsamt, „integrierte“ Mit- 
telinstanz, Direktionsmodell) zur Reform der Mittelinstanz hat in der Reformde- 



76 Die folgende Darstellung der Reformvarianten beruht im Wesentlichen auf einer Dokumenten- 
analyse, wobei neben publizierter Programmatik und Gesetzestexten die Internet-Präsenta- 
tionen der Landesregierung genutzt wurden. Vgl. auch Helbig (1998) und Konzendorf (1998, 
2000). 

77 Dies betrifft sowohl die verwaltungspolitischen Lösungen, als auch die zu Grunde liegende 
Problemwahmehmung, die die Interdependenz unterschiedlicher Politikfelder und Verwal- 
tungszweige unter den Bedingungen des modernen Staates betont und daher die Koordinati- 
onsproblematik in den Mittelpunkt stellt (Mittelinstanzbericht 1973: 15; vgl. Stöbe/Brandel 
1996). 

78 Vor dem Hintergrund dieser Aufwertung der staatlichen Mittelinstanz zielt ein weiterer Re- 
formschritt in Nordrhein-Westfalen darauf, die demokratische Legitimation der Regionalbe- 
hörde durch die Institutionalisierung eines indirekten kommunalen Vertretungsorgans zu stär- 
ken. Die sog. „Regionalräte“, die an die Stelle der Bezirksplanungsräte traten, erhalten ein Mit- 
spracherecht bei allen strukturwirksamen Planungen und Fördermaßnahmen des Landes. In den 
Kembereichen Regionalplanung und Strukturpolitik sind die Kompetenzen des Regionalrates 
in Form von Vorschlags- und Anhörungsrechten ausgestaltet. Die Landesregierung von Nord- 
rhein-Westfalen sieht in diesen Plänen eine Stärkung der kommunalen Präsenz auf der regiona- 
len Verwaltungsebene und zieht damit Konsequenzen aus den bisherigen Erfahrungen mit der 
regionalisierten Strukturpolitik (vgl. Innenministerium NRW 2001). 
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batte das ,Jiegionalkreismodeir als Ausprägung eines zweistufigen Verwal- 
tungsaufbaus für die größeren Flächenländer an Bedeutung gewonnen. An die 
Stelle der Bezirksregierungen treten Regionalkreise, die in ihrem Gebietszu- 
schnitt mit 400.000 Einwohnern zugleich die bisherige Landkreisebene ersetzen. 
Das Reformmodell ist für ein gesamtes Bundesland bislang nicht realisiert wor- 
den und steht auch nicht auf der Tagesordnung, findet jedoch - z.T. in abge- 
wandelter Form - im Kontext der Stadt-Umland-Problematik zunehmende 
Verbreitung (Region Hannover, Stuttgart).’’ Es gilt bei seinen Protagonisten aber 
zugleich als neuer Institutionentyp in einem reformierten Staatsaufbau mit einer 
zweistufigen Verwaltung auf Länderebene (vgl. Priebs 2001, 2002). Insbesonde- 
re in den neuen Ländern gewinnt dieses Modell in der verwaltungspolitischen 
Debatte an Gewicht (z.B. in Mecklenburg-Vorpommern). 

Insgesamt kommt es im Zuge der Reform der Landesverwaltung demnach 
zu einer Diversifizierung der Strukturmodelle der Landesorganisation. Während 
bis Anfang der 90er Jahre der dreistufige Verwaltungsbau mit staatlichen Mit- 
telinstanzen auf regionaler Ebene das dominierende Strukturmodell war, hat 
einerseits der zweistufige Verwaltungsaufbau an Bedeuttmg gewoimen (im Jahr 
2005 verfügen fünf von 13 Flächenländem über einen Zweistufenaufbau). An- 
derseits sind mit dem Landesverwaltungsamt und dem Direktions-Modell neue 
Varianten hinzugekommen, die Alternativen zur klassischen Mittelinstanz als 
Bündelimgsbehörde auf regionaler Ebene darstellen. Trotz der Differenziemng 
der Verwaltungspolitiken ist dabei jedoch bemerkenswert, dass neben der be- 
triebswirtschaftlich-ökonomischen Reformrhetorik ein übergreifender Bezug zu 
den Leitideen der „Einheit“ und der „Einräumigkeit“ der Verwaltung (Reisne- 
cker 1999) besteht.*® 

Diese Leitidee hat mit dem Aufkommen des managementorientierten Re- 
formprogramms einen neuen Aufschwung erlebt, jedoch entwickeln die Länder 



79 Die „Region Stuttgart“ mit der ersten direkt gewählten Regionalversammlung Deutsehlands ist 
1 994 auf der Grundlage des „Gesetzes zur Stärkung der Zusammenarbeit in der Region Stutt- 
gart“ entstanden und erhielt 1999 zusätzliche Kompetenzen. Die Kommunalstruktur der Regi- 
on, d.h. die kreisfreie Stadt Stuttgart sowie die umliegenden Landkreise, wurde jedoch nicht 
verändert. Dies stellt den wesentlichen Unterschied zu der im November 2001 konstituierten 
„Region Hannover“ dar, die einen den Landkreisen entsprechenden Status hat. Die bisherigen 
Landkreise wurden aufgelöst und gingen in die Region ein (siehe unten Abschnitt 4,1.1). 

80 Die Leitidee der „Einheit der Verwaltung“ wird durchaus unterschiedlich verwendet, ln ver- 
waltungspolitischen Kontexten wird sie als ein Organisationsprinzip verstanden, bei dem die 
„Konzentration möglichst vieler Aufgaben innerhalb einer Verwaltungsstufe bei einer Behörde 
im Gegensatz zur Aufgabenerledigung durch verschiedene Sonderbehörden“ erfolgt (Eichhorn 
2003: 289). Davon abzugrenzen ist die „Einheit der Verwaltung“ als normatives Prinzip, das 
sich grundsätzlich gegen die Pluralisierung der Verwaltung durch territoriale und funktionale 
Differenzierung wendet und sich dabei wesentlich am Hierarchieprinzip orientiert (vgl. Dreier 
1991; Kahl 2000: 472ff ). 
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unterschiedliche Lösungen zu ihrer Umsetzung - womit es insgesamt zu einer 
größeren Varianz von Strukturmodellen der Landesorganisation kommt. Eine 
Vereinheitlichung der Verwaltungsstrukturen auf Länderebene, die noch ein 
wesentliches Ziel der planimgspolitischen Reformen der 70er Jahre darstellte, 
steht nicht mehr auf der Agenda. Die übergreifende Tendenz besteht aber darin, 
dass die Integration von Sonderbehörden in die allgemeine Verwaltung ange- 
strebt wird. Auch das Direktions-Modell zielt auf die Integration unterschiedli- 
cher Aufgaben innerhalb der allgemeinen Verwaltung, nimmt aber zugleich 
Elemente der Leitidee funktionalen Spezialisierung auf, in dem die Direktionen 
sich auf zwei wesentliche Aufgabengruppen spezialisieren (Aufsicht u. Service 
sowie Struktur u. Genehmigung). Führt man sich den Startpunkt der Entwick- 
lung vor Augen, der durch die Existenz zahlreicher Sonderbehörden gekenn- 
zeichnet ist (vgl. Bitter 1997), kaim jedoch dieser Aspekt des Direktions-Modells 
nicht als Durchsetzung des Prinzips der funktionalen Spezialisierung oder Diffe- 
renziemng betrachtet werden (so Benz 2002a: 217). Das Element der funktiona- 
len Spezialisiemng ist damit deutlich geringer ausgeprägt als in der auf internati- 
onaler Ebene im Kontext des Agency-Konzepts zu beobachtenden Entwicklung 
(vgl. Wollmann 2001, 2003; Pollitt/Bouckaert 2004). 



Auswirkungen auf vertikale Steuerungsbeziehungen 

Obgleich die deutsche Variante der New Public Management-Debatte vorwie- 
gend auf die birmenadministrative Organisationsebene zielt, sind mit dieser Dis- 
kussion Auswirkungen auf das Verhältnis zwischen den Ebenen des Bundesstaa- 
tes verbunden. So kam es in den 90er Jahren zu einer deutlichen Diskursver- 
schiebung zu Gunsten eines Wettbewerbsföderalismus. Angesichts der Entschei- 
dungsstmkturen im deutschen Föderalismus sind umfassende Reformen in die- 
sem Sinne zwar kaum durchsetzbar (vgl. mit Bezug zu den gescheiterten Bemü- 
hungen der „Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung der 
bundesstaatlichen Ordnung“ Scharpf 2005). Jedoch ist eine erhöhte Bereitschaft 
zu erkeimen, den Ländern größeren Entscheidungsspielraum einzuräumen und 
damit Wettbewerbselemente zu stärken, ohne dabei die Basisinstitutionen des 
kooperativen Föderalismus anzutasten (vgl. Scharpf 1999: 1 1-13). Die bereits in 
den 80er Jahren verbreitete Idee einer Entflechtung und Dezentralisierung in der 
Aufgabenverteilung des Bundesstaates gewinnt demnach im Zusammenhang mit 
dem Wettbewerbsgedanken an Bedeutung, denn die Entflechtung von Zustän- 
digkeiten und die Dezentralisierung von Kompetenzen gilt als Voraussetzung für 
einen regulativen Wettbewerb zwischen den Ländern. 
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In Bereichen, wo die Länder über alleinige Gesetzgebungskompetenz ver- 
fugen, so insbesondere im Bereich der Bauordnung, ist in den 90er Jahren ein 
regelrechter „Dereguliemngswettlauf ‘ zwischen den Ländern zu beobachten, der 
zu verschiedenen Formen vereinfachter Baugenehmigungsverfahren und ver- 
schiedenen Ausnahmetatbeständen im Sirme „genehmigungsfreien Bauens“ 
geführt hat (vgl. den Überblick in LorenzAVegrichAVollmaim 2000: 33-35). Im 
Bereich der Bauleitplanung ermöglichte der Bund mit dem Bau- und Raumord- 
nimgsgesetz von 1998 eine Entflechtung der Zuständigkeiten zwischen Landes- 
und Kommunalebene, in dem in § 246 Abs. la BauROG ein weitgehender Ver- 
zicht auf die Rechtskontrolle von städtebaulichen Satzungen durchgesetzt und 
die bis dahin gültigen Anzeigeverfahren abgeschafft wurden.*' Diese Entwick- 
lung im Bereich des Städtebaurechts entspricht einer sektorübergreifenden Ten- 
denz des (vorsichtigen) Abbaus von Genehmigungspflichten und staatlichen 
Mitwirkungsbefugnissen im Zuge der Durchsetzung des management- und wett- 
bewerbsorientierten Leitbildes. 

Auch im Zusammenhang mit der Verwaltungspolitik selbst ist eine Tendenz 
in Richtung Dereguliemng kommunalen Verwaltungshandelns zu beobachten: In 
einer Reihe von Bimdesländem wurden in die Kommunalverfassung sog. Expe- 
rimentierklauseln eingefuhrt, die (auf Antrag) eine befnstete Abweichung von 
den starren Regeln insbesondere des kommunalen Haushaltsrechts zum Zwecke 
der Verwaltungsmodemisiemng ermöglichen (vgl. Reichard 1998). Nachdem 
erste Praxiserfahmngen mit neuen Formen der Haushaltssteuerung in den Kom- 
munen Vorlagen, wurden iimerhalb der Koordinationsgremien der sog. 3. Ebene 
des Bimdesstaates dauerhafte Reformen des kommunalen Haushalts- und Rech- 
nungswesens thematisiert. Beschlüsse der Iimenministerkonferenz der Länder 
vom November 2000 zu diesen Themen zeigen, dass es auf dieser Ebene hori- 
zontaler Koordination Ansätze einer Harmonisienmg der Regulierungsstandards 
gibt, die sich durchaus an „modernen“ Konzepten kommunaler Finanzsteuerung 
orientieren (Stichworte „Doppik“ und „Ressourcenverbrauchskonzept“) (Innen- 
ministerkonferenz 2000b: 55-56). 

Insgesamt handelt es sich bei den genarmten Beispielen um vereinzelte An- 
sätze zur Dereguliemng oder Entflechtung, die jedoch nicht die Säulen des ko- 
operativen Föderalismus und der Kommunalaufsicht berühren. Offen bleibt bis- 
lang, ob und in welcher Form mit den unterschiedlichen Verwaltungsreformen 
auf Landesebene ein Wandel in den administrativen Steuerungsbeziehungen - 
insbesondere im Verhältnis von Landes- und Kommunalbehörden - angestrebt 
wird. Bevor dieser Frage durch einen Fallvergleich der Verwaltungspolitik von 



81 Allerdings wurde zugleich eine Ermächtigungsklausel fiir die Länder geschaffen, diese Anzei- 
gepflicht durch Rechtsverordnung wieder einzufiihren. Vgl. zu den einzelnen Regelungen und 
Bewertungen der BauGB-Novelle Battis/Krautzberger/Löhr (1998). 
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vier Ländern nachgegangen wird, gilt es, die verwaltungspolitische Entwicklung 
mit Blick auf das Zusammenspiel von Leitideen und Reformkonzepten einerseits 
und Auswirkungen auf die vertikalen Steuerungsbeziehungen anderseits zusam- 
menzufassen. 



3.3 Wandel der Leitideen und Differenzierung der Verwaltungspolitik 

Dieses Kapitel zielte darauf, durch eine Analyse verwaltungspolitischer Entwick- 
limgsphasen die in den 90er Jahren gegebenen Startbedingungen der Verwal- 
tungspolitik auf Landesebene zu markieren. Dabei konnte gezeigt werden, dass 
sich seit den 70er Jahren die verwaltungspolitischen Leitideen grundlegend ge- 
wandelt haben - und davon auch die Steuerangsbeziehungen zwischen Landes- 
und Kommunalebene berührt wurden. 

Hinsichtlich der verwaltungspolitischen Leitideen lässt sich die Entwick- 
lung des zu Gmnde liegenden Steuerungsverständnisses in grober Vereinfachung 
als eine Abfolge beschreiben, in der ein dominant hierarchisch-planungs- 
orientiertes Verständnis durch das Konzept der Kooperations- und Netzwerkori- 
entiemng abgelöst und dieses Steuerungsverständnis wiederum durch das mana- 
gement- und wettbewerbsorientierte Neue Steuerungsmodell als dominantes 
Reformkonzept ersetzt wurde. In Tabelle 3.2 sind die wesentlichen Merkmale 
der verwaltungspolitischen Entwicklungsphasen zusammengefasst. 

Die verwaltungspolitische Entwicklung ist jedoch nicht allein diuch diesen 
Wandel der Leitideen geprägt, sondern weist auch Elemente von Kontinuität auf 
Deutlich wurde insbesondere, dass mit dem quasi konjunkturellen Wandel domi- 
nanter Leitideen und Reformkonzepte nicht die vollständige Ablösung des im 
Reformdiskurs zurückgedrängten Steuerungsverständnisses in der materiellen 
Reformpolitik verbunden war. Vielmehr „leben“ im Reformdiskurs verdrängte 
Leitideen und Steuerungsverständnisse weiter imd verbinden sich mit neueren 
Leitideen zu einem „Reformamalgam“, das durch eine Mischung verschiedener 
Steuerungskonzepte geprägt ist. So schließen die unterschiedlichen Varianten 
einer Reform der staatlichen Mittelinstanz zwar einerseits an aktuelle Reform- 
konzepte wie das Neue Steuerungsmodell an und versuchen, bessere institutio- 
nelle Rahmenbedingungen für deren Anwendung in der Praxis zu bieten. 
Zugleich fließen in die konkreten Gestaltungsvarianten aber auch klassische 
Leitideen - wie die Konzepte der „Einheit“ und „Einräumigkeit“ der Verwaltung 
- ein. Charakteristisch ist demnach, dass traditionelle Verständnisse mit neuen 
verwaltungspolitischen Leitideen „angereichert“ werden und kein reiner Ver- 
drängungsprozess stattfindet. 
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Tabelle 3.2: Merkmale verwaltungspolitischer Entwicklungsphasen 





Phase 






Merkmale 


70er Jahre 

Politikverflechtung u. 
hierarchische Steue- 
rung 


80er Jahre 
Bürokratiekritik u. 
kooperative Verwal- 
tung 


90er Jahre 

New Public Management 


dominante Prob- 
lemdefinition 


Koordinationspro- 
bleme eines fragmen- 
tierten PAS 


Bürokratisierung, 
Überverflechtung, 
horizontale Koordi- 
nation 


Effizienzdefizit des 
öffentlichen Sektors 


reformpolitische 

Leitidee 


politische Planung 
zwischen den Ebenen 


Netzwerkbildung auf 
dezentraler Ebene 


Kontrakte und Wettbe- 
werb 

Einheit der Verwaltung 


zentrale reformpo- 
litische Handlungs- 
ebene 


Territorialstrukturen 

(Gebietsreform) 


Netzwerkebene 
(regionale Netze) 


administrative Mikro- 
und Makroebene 


Reformverlauf 


zentrale Steuerung 


wechselseitige An- 
passung 


zunächst „von unten“, 
seit Mitte der 90er Jahre 
„polyzentrisch“ 



Trotz eines gemeinsamen Bezugs zur wettbewerbsorientierten Leitidee, wie auch 
zu der Leitidee der Einheit der Verwaltung, ist es in den 90er Jahren zu einer 
Differenzierung der Verwaltungspolitiken zwischen den Ländern gekommen. Im 
Ergebnis dieser Entwicklung hat die staatliche Mittelinstanz ihre Hegemonial- 
stellung als Strukturmodell für größere Flächenländer verloren. Gestützt wird 
diese Entwicklung dadurch, dass das noch Anfang der 70er Jahre verfolgte Ziel 
einer koordinierten und homogenen Verwaltungspolitik im Bundesstaat (hin- 
sichtlich der Reformansätze und der resultierenden Verwaltimgsstrukturen) weit- 
gehend aufgegeben wurde. Die horizontale Kooperation auf „dritter Ebene“ 
zwischen den Ländern konzentriert sich in der aktuellen Phase auf eine Art 
„Schnittstellenmanagement“ (E-Govemment) und die Definition rechtlicher 
Standards (kommunales Haushaltsrecht). 

Im Hinblick auf die vertikalen Steuerungsbeziehungen ist festzuhalten, dass 
seit Ende der 70er Jahre kooperative Handlimgsformen an Bedeutung gewonnen 
haben. Bis dahin wurde die intensive Regulierung kommunalen Verwaltungs- 
handelns und damit verbundene hierarchische Kontrollformen durch die verwal- 
tungspolitischen Leitideen gestützt. Mit dem Wandel des Reformdiskurses zu 
Gunsten zunächst kooperativer und seit Anfang der 90er Jahre wettbewerbsori- 
entierter Leitideen sind traditionelle, auf dem Modus hierarchischer Koordinati- 
on basierende Aufsichts formen aber vermehrt Gegenstand kritischer Betrach- 
tung. Zudem fand die Vorstellung einer Deregulierung kommunalen Verwal- 
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tungshandelns zunehmend Unterstützimg - allerdings ohne dass damit irnifas- 
sende Veränderungen der Govemance-Strukturen der Kommunalaufsicht oder 
hinsichtlich der Regulierung kommunalen Verwaltungshandelns verbunden ge- 
wesen wären. Es stellt sich damit die Frage, ob es in den administrativen Steue- 
rungsbeziehungen zu einem (weiteren) Wandel gekommen ist und ob neben 
Leitideen kooperativen Verwaltungshandelns auch wettbewerbsorientierte Leit- 
ideen ihren Niederschlag in den Steuerungsbeziehungen zwischen Landes- und 
Kommunalbehörden gefunden haben. 

Auf Grundlage der an verwaltungspolitischen Entwicklungsphasen orien- 
tierten Betrachtung ergibt sich eine ambivalente Einschätzung hinsichtlich 
grundlegender Veränderungen in den vertikalen Steuerungsbeziehungen. So 
scheinen die in pfadabhängigen Entwicklimgsprozessen gefestigte Aufgabenver- 
teilung zwischen Landes- und Kommunalebene sowie die damit verbundenen 
Kontroll- und Aufsichtsformen bislang einer Rezeption von New Public Ma- 
nagement-Konzepten verschlossen zu sein. Denn über sektorale Deregulierungs- 
ansätze hinausgehende Reformen der Steuemngsbeziehungen zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen sind bislang auch nicht mit entsprechenden Reformde- 
batten (Stichwort „Wettbewerbsföderalismus“) oder Politikansätzen auf Bundes- 
ebene verbunden gewesen. Zugleich sind jedoch innerhalb des institutionellen 
Rahmens des kooperativen Föderalismus deutliche Veränderungen in den Steue- 
rungsbeziehungen zu markieren. Wesentlicher Antrieb hierfür war die verwal- 
tungspolitische Aufwertung zunächst der Kommunalebene und später der Region 
als eigenständige politisch-administrative Handlungsebene. Zudem unterliegt die 
interne Steuemng in immer mehr Kommunen einem Wandel, der durch wettbe- 
werbsorientierte Reformkonzeptionen, die im Neuen Steuemngsmodell ihren 
Ausgangspunkt hatten, geprägt ist. Traditionelle Formen hierarchischer Kontrol- 
le durch die Aufsichtsbehörden der Länder verlieren, so der Befund in der vor- 
liegenden Literatur, im Zuge dieser Entwicklung an Akzeptanz. Vor diesem 
Hintergrund wird in Kapitel 4 untersucht, inwieweit Kontroll- und Aufsichtsfor- 
men in den Fokus aktuellerer Verwaltungspolitik auf Landesebene geraten sind. 



82 Einen zentralen Veränderungsschub bedeutete jedoch die in praktisch allen Ländern vollzogene 
Novellierung der Gemeinde- und Kreisordnungen. Diese Reformentwicklung steht allerdings 
nicht in Verbindung zum wettbewerbsorientierten Leitbild, sondern zielt auf die Stärkung der 
demokratischen Legitimität lokaler Politik, insbesondere durch direktdemokratische Partizipa- 
tionsformen, aber auch durch die Direktwahl und institutioneile Stärkung des Verwaltungs- 
chefs (Wollmann 2000b). 
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4 Verwaltungspolitik der Länder im Vergleich: 
Reformen auf Makro- und Mikroebene seit 1990 



Im Ergebnis der phasenorientierten Betrachtung in Kapitel 3 wurde eine zuneh- 
mende Bedeutung kooperativer Handlungsformen und wettbewerbsorientierter 
Steuerungsinstrumente als verwaltungspolitische Leitideen konstatiert. Während 
Formen kooperativen Verwaltungshandelns auch in vertikalen Steuenmgsbezie- 
hungen eine zentrale Rolle zugeschrieben wurde, blieb offen, inwieweit wettbe- 
werbsorientierte Instrumente ebenfalls Eingang in die Koordination zwischen 
Landes- und Kommunalebene gefunden haben - und ob damit ein Bedeutungs- 
verlust hierarchischer Aufsichtsformen einhergeht. Zudem ist eine fortschreiten- 
de Differenzierung der Verwaltungspolitik im Bundesstaat deutlich geworden, so 
dass nicht von einer einheitlichen Entwicklung in den Ländern ausgegangen 
werden kann. Daran anknüpfend zielt dieses Kapitel darauf, Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten der Verwaltungspolitik auf Landesebene seit 1990 zu analy- 
sieren. Der Vergleich der vier ausgewählten Länder (s. Kapitel 1.3) zielt insbe- 
sondere auf die Frage, ob und wie die Steuerungslogik in den Aufsichtsbezie- 
hungen zwischen Landes- und Kommunalebene durch die verwaltungspoliti- 
schen Ansätze beeinflusst wird. Auf diese Weise wird eine zentrale Leitffage der 
Arbeit - die nach dem Zusammenhang zwischen verwaltungspolitischen Inpul- 
sen und den Interaktionsmustem im Mehrebenensystem der Länder - zunächst 
auf der Ebene der Verwaltungspolitik verfolgt. 

Somit rückt die Verwaltungspolitik der Länder in einer policy-orientierten 
Perspektive in den Vordergrund (vgl. Jann 2001a; Christensen/Lasgreid/Wise 
2001, 2002). Die Analyse der verwaltungspolitischen Programme und Imple- 
mentationsschritte richtet sich vor allem auf die zu Grunde liegenden Leitideen 
und die damit verbundenen Steuerungskonzepte. Eine Evaluation der Verwal- 
tungspolitik hinsichtlich der Wirksamkeit der Programme wird hingegen nicht 
angestrebt. Die Darstellung folgt einer üblichen analytischen Unterscheidung 
zwischen zwei - in der Realität nicht vollständig trennbaren - Ebenen: einerseits 
den administrativen (Makro-) Strukturen, also den Strukturmodellen der Landes- 
organisation, andererseits den binnenadministrativen Mikro-Strukturen (vgl. z.B. 
Jann 2001b; Mayntz 1985: 82 ff. und mit Blick auf Reformpolitik Wollmann 
2002a: 489). Wie in Kapitel 3 deutlich wurde, haben die Länder in den 90er 
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Jahren auf beiden Ebenen ihre verwaltungspolitischen Aktivitäten wesentlich 
intensiviert. 

Den Ausgangspunkt der Analyse bilden die unterschiedlichen Typen des 
zwei- und dreistufigen Verwaltungsaufbaus und auf dieser Makroebene anset- 
zende Reformen (4. 1 ). Diese Stmkturmodelle der Landesorganisation markieren 
die zentrale institutioneile Differenz zwischen den Ländern hinsichtlich der 
Wahrnehmung der unmittelbaren Aufsichtsfunktionen gegenüber den kommuna- 
len Behörden (durch die Ministerialverwaltung oder durch eine staatliche Mit- 
telinstanz). Zudem wurde auf dieser Ebene in Kapitel 3 die Tendenz einer Diver- 
sifizierung der Reformansätze erkannt. Anschließend geht es, in Abschnitt 4.2, 
um eine Bilanz der binnenadministrativen Verwaltungsreform, die von allen 
Ländern - zumindest auf der „Verlautbarungsebene“ - unter dem Label des 
Neuen Steuemngsmodells bzw. New Public Management verfolgt wird. Dabei 
dient eine Orientierung an den Phasen des Policy-Cycle als heuristisches Mittel, 
um die verwaltungspolitischen Entwicklungen einer vergleichenden Analyse 
zugänglich zu machen. Auf dieser Grundlage kann schlussfolgernd der im Län- 
dervergleich unterschiedliche Policy-Mix verschiedener Reformansätze auf der 
Makro- und Mikroebene aufgezeigt und bilanziert werden, welche Impulse da- 
von auf die vertikalen Steuerungsbeziehungen zwischen Landes- und Kommu- 
nalebene jeweils ausgehen (4.3). 



4.1 Reform der Strukturmodelle der Landesorganisation 

Bei der folgenden Analyse der verwaltungspolitischen Leitlinien auf der Makro- 
ebene der Strukturmodelle der Landesorganisation ist von besonderem Interesse, 
in welcher Weise die unterschiedlichen Reform-Policies auf einen Wandel des 
Steuerungsverständnisses der Landesbehörden, insbesondere im Verhältnis zu 
den Kommunen, abzielen. Die Darstellimg folgt der Unterscheidung zwischen 
zwei- und dreistufig aufgebauten Ländern. 



4. 1. 1 Die dreistufigen Länder: Mittelinstanzen als gemeinsamer Ausgangspunkt 
unterschiedlicher Reform-Policies 

Niedersachsen und Sachsen-Anhalt stellen nicht zuletzt deshalb eine interessante 
Auswahl für einen Fallvergleich dar, weil die (zunächst) ähnlichen Strukturmo- 
delle der Landesorganisation vor allem auf die Übernahme der Niedersächsi- 
schen Makro-Strukturen durch Sachsen-Anhalt in der Transformationsphase seit 
1990 Zurückzufuhren sind. Von diesem gemeinsamen Ausgangspunkt entwickel- 
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ten sich die Reformen der äußeren Strukturen der Länder jedoch in unterschied- 
liche Richtungen. Während die Niedersächsische Landesregierung auf die zu- 
nehmende Kritik an dem dreistufigen Verwaltungsaufbau mit einer Policy rea- 
gierte, die im Wesentlichen auf die innere Reform der Bezirksregiemngen (bis 
2004 unter Beibehaltung des Strukturmodells) gerichtet war, mündete die Ver- 
waltungspolitik in Sachsen-Anhalt in einem gmndlegenden Neubau der instituti- 
oneilen Architektur des Landes, bei dem das Modell regionaler Mittelinstanzen 
abgelöst werden sollte. 



Niedersachsen 

Seit Anfang der 90er Jahre entwickelte sich in Niedersachsen eine kritische Dis- 
kussion über den dreistufigen Verwaltungsaufbau des Landes mit vier Bezirksre- 
gierungen als staatliche Mittelinstanzen. Vor allem aus Sicht der Oppositionspar- 
teien im Landtag und auch der Kommunalen Spitzenverbände galt der dreistufi- 
ge Verwaltungsaufbau immer weniger als angemessene institutionelle Lösung 
für die Steuerungsprobleme eines großen, z.T. düim besiedelten Flächenlandes. 
Zimehmend wurde dieses Strukturmodell der Landesorganisation selbst als Prob- 
lem eines öffentlichen Sektors auf Landes- und Regionalebene angesehen, der 
seit Anfang der 90er Jahre mit gestiegenen Anforderungen an Wirtschaftlichkeit 
und Flexibilität konfi'ontiert ist. Der Verwaltungstypus „Bezirksregiemng“ geriet 
dabei unmittelbar ins Zentmm der Kritik, und die Frage rückte in den Vorder- 
grund, ob die Bezirksregiemngen als staatliche Mittelinstanz nicht prinzipiell 
entbehrliche Institutionen sind.*^ 

Innerhalb der Landesregiemng blieb jedoch ein weitgehender Konsens über 
die Notwendigkeit einer fachübergreifenden staatlichen Mittelinstanz in einem 
Flächenland mit der räumlichen Ausdehnung Niedersachsens erhalten. Die Exis- 
tenzberechtigung einer Bünde lungs-, Koordinations- und Widerspmchsbehörde 
auf Regionalebene war auch in der SPD-Mehrheitsffaktion des Landtages weit- 
gehend unstrittig. Dieser Leitlinie folgend hat die Landesregiemng mit mehreren 
Entscheidungen in den 90er Jahren die Position der Bezirksregiemngen gestützt 
und „Bestandsgarantien“ ausgesprochen. So wurde 1994, in dem Programm zur 
Modemisiemng der Landesverwaltung, der Erhalt der Bezirksregiemngen be- 
schlossen (Niedersächsische Staatskanzlei 1994), und diese Entscheidung 1997, 
im Ergebnis einer Strategieberatung zwischen der Landesregiemng und den 
Behördenchefs der Bezirksregierungen, bestätigt: 



83 So wurde die Diskussion von Führungskräften in Bezirksregierungen zusammengefasst (Inter- 
views NIL2 u. NILS). 
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„In einem Flächenland wie Niedersachsen können Bezirksregierungen als staatliche 
Mittelbehörden durch keine andere Einrichtung ersetzt werden, die regionale Belan- 
ge und landespolitische Vorgaben mit vergleichbarer Effizienz und Wirtschaftlich- 
keit zum Ausgleich bringen vermag (Bündelungs- und Koordinationsfunktion)“ 
(Niedersächsische Staatskanzlei 1997: 1). 

Diese Bestandsgarantie wurde mit Forderungen an die Bezirksregierungen ver- 
bunden, ihre bisherigen Handlungsmuster im Sinne einer „auf rechtlich-formale 
Aspekte“ und in ihrer Vorgehens weise „nachträglich-repressiven Aufsicht“ zu 
reformieren (ebd.: 1). Verlangt wurde eine Extensivierung und die Betonung von 
Dienstleistungsaspekten der Aufsicht. Die Bezirksregierungen sollten stärker zu 
einer „Steuerung durch allgemeine Vorgaben“ übergehen und „verstärkt Bera- 
tungs-, Service-, Moderatoren- und Konfliktmanagementfunktionen wahmeh- 
men“ (ebd.). 

Im Hinblick auf die Verwalftmgsstmkturen wurde keine umfassende Neu- 
ordnung der institutioneilen Architektur des Landes angestrebt, sondern einzelne 
Strukturveränderungen vorgenommen, die - neben einer allgemeinen Tendenz 
zur „Verschlankung“ der Landesverwaltung durch Ausgliederung, Auflösung 
(vor allem des Landesverwaltungsamts*'* und des Landesjugendamtes) und Re- 
duzierung von Landesbehörden (vgl. die Aufstellung in Niedersächsischer Land- 
tag 2001) - dem Konzept der „integrierten“ Mittelinstanz folgten und einen Auf- 
gabenzuwachs für die Bezirksregierungen durch Integration von Sonderbehörden 
bewirkten. So gliederte man die Schulaufsichts-, Wasserwirtschafts- und die 
Nationalparkverwaltung, mit insgesamt 32 Außenstellen, in die Bezirksregierun- 
gen ein.*^ 

Diese Entscheidungen führten gleichwohl nicht dazu, dass die Diskussion 
um die Abschaffung der Bezirksregierungen abebbte. Vielmehr rückte die Frage 
nach Alternativen zur traditionellen Mittelinstanz in der zweiten Hälfte der 90er 
Jahre zimehmend in den Vordergmnd. Der Aufschwung dieser Debatte ist, neben 
der anhaltenden Kritik an den Bezirksregierungen, auf ein „Experiment“ mit 
neuen politisch-administrativen Strukturen auf Regionalebene zurückzuführen, 
das seit Mitte der 90er Jahre im Großraum Hannover („Region Hannover“) dis- 
kutiert wurde und zum Ende der 90er Jahre einen erfolgreichen Entscheidungs- 
prozess durchlaufen hat. Der Landtagsbeschluss vom 16. Mai 2001 über das 



84 An dessen Stelle traten die Landesämter fiir Bezüge und Versorgung (NLBV) und Denkmal- 
pflege (NLD) sowie die Landesbetriebe Informatikzentrum Niedersachsen (IZN) und Landes- 
vermessung und Geobasisinformation Niedersachsen (LGN). 

85 Zuvor verfügten die Bezirksregierungen über jeweils vier Außenstellen. 
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„Gesetz über die Region Hannover“ (Nds. GVBI. Nr. 16/2001, S. 348) bildete 
den Abschluss einer bis in die 60er Jahre zurückreichenden Reformdiskussion.*® 

Die Landesregierung öffnete sich für die entsprechende Initiative der unter- 
schiedlichen lokalen Akteure im Großraum Hannover und tmg damit - offen- 
sichtlich ohne eine entsprechende Absicht - entscheidend zur Aufwertung der 
Frage der „richtigen“ Institutionalisierungsform für die staatliche Mittel- bzw. 
die Regionalebene bei. Die nach der Wahl der Regionalversammlimg (September 
2001) zum November 2001 vollzogene Konstituierung der Region Hannover, die 
hinsichtlich ihres verfassungsrechtlichen Status als den Landkreisen entspre- 
chende Gebietskörperschaft institutionalisiert wurde und aus den drei Organen 
Regionalversammlung, Regionalausschuss und Regionalpräsidentin sowie aus 
einer Gemeindekammer besteht, gefährdet zwar den Bestand der Bezirksregie- 
rungen nicht direkt. Die Region übernimmt lediglich einige „operative“ Aufga- 
ben der Bezirksregierung, und die Auflösung der Bezirksregiemng wurde „nie 
ernsthaft angestrebt“ (Priebs 2002: 150-151). Allerdings erscheint es nicht un- 
wahrscheinlich, dass mit den sich herausbildenden institutionellen Eigeninteres- 
sen der Region Hannover ein Sog zur Übernahme weiterer staatlicher Aufgaben 
von der Bezirksregierung entsteht. 

Obgleich die Landesregierung mit dem Verweis auf die eimnalige Situation 
im Großraum Hannover Überlegungen zu einer umfassenden Neuordnung des 
Strukturmodells der Landesorganisation ablehnte, erhielt die Diskussion um den 
Umbau des dreistufigen Verwaltungsaufbaus einen neuen Schub. Die Frage der 
Existenzberechtigung der Mittelinstanz stellte sich in neuer Form. Beispielsweise 
sprachen sich die Oppositionsparteien für eine weitgehende Aufgabenübertra- 
gung von den Bezirksregierungen und anderen Landesbehörden auf die Kommu- 
nen bzw. neu zu bildende regionale Gebietskörperschaften aus (vgl. Niedersäch- 
sischer Landtag 1999b, 2001). Damit verbunden wurde zum einen, in dem Vor- 
schlag von Bündnis 90/Die Grünen, die Forderung nach einer vollständigen 



86 Der Großraum Hannover war seit den 60er Jahren Gegenstand unterschiedlicher Reformversu- 
che. Bereits 1962 wurde ein Verband Großraum Hannover als öffentlich-rechtliche Körper- 
schaft gegründet, dessen Kompetenzen 1970 und 1974 ausgeweitet wurden. 1980 erfolgte die 
Umwandlung des Verbandes in den Zweckverband Großraum Hannover, und 1992 wurde der 
Verband in Kommunalverband Hannover umbenannt. Der Versuch, im Zuge der Gebietsre- 
form der 70er Jahre anstelle eines Verbandes eine für alle entwicklungsbestimmende Aufgaben 
der Region zuständige Gebietskörperschaft zu institutionalisieren, scheiterte an den unter- 
schiedlichen Vorstellungen der beteiligten Kommunen. Dem Vorschlag zur Bildung eines Re- 
gionalkreises stand der einer Regionalstadt, d.h. einer den gesamten Großraum umfassenden 
kreisfreien Stadt, gegenüber. Die Initiative zu einem erneuten Anlauf ging Mitte der 90er Jahre 
von den kommunalen Verwaltungschefs selbst aus. Die kommunalen Akteure brachten eine 
konkrete Gestaltungs Variante für eine „Region Hannover" als konsensfähigen Reforrrrvorschlag 
(„blaues Papier“) auf die landespolitische Tagesordnung (vgl. Niedersächsischer Landtag 2000; 
Priebs 2001,2002). 



101 





Abschaffung der Bezirksregiemngen. Die CDU-Fraktion plädierte in ihrem Kon- 
zept zum anderen für die Institutionalisierung von landesweit tätigen Kompe- 
tenzzentren anstelle der Bezirksregienmgen (vgl. dazu das „Direktions-Modell“, 
Kapitel 3.3). 

Vor diesem Hintergmnd öffnete sich die Landesregierung zum Ende der 
90er Jahre, zumindest rhetorisch, stärker für die Suche nach alternativen Struk- 
turmodellen der Landesorganisation und setzte im Jahre 2000 die Frage der op- 
timalen Institutionalisierung der regionalen Verwaltungsebene an die Spitze der 
verwaltungspolitischen Agenda. Man initiierte einen ergebnisoffenen Entschei- 
dimgsprozess über die Zukunft der staatlichen Mittelinstanz, an dessen Beginn 
im Jahr 2000 eine „Bestandsaufnahme“ der Aufgaben- und Zuständigkeitsvertei- 
lung auf der staatlichen Mittelebene stand (vgl. Niedersächsischer Landtag 
2001). Eine „systematische Erfassung von Aufgaben und Strukturen der Landes- 
verwaltung“ sollte die Grundlage bilden, auf der „Perspektiven künftiger Aufga- 
benwahmehmung in der mitte linstanzlichen Verwaltungsebene“ entwickelt wer- 
den (Landesregierung Niedersachsen 2000: 1 ). 

Im Ergebnis dieser Bestandsaufnahme wurde in einem weiteren Kabinetts- 
beschluss im Februar 2001 einerseits die Grundposition der Landesregiemng 
zum dreistufigen Verwaltungsaufbau mit staatlicher Mittelinstanz erneuert - 
wobei geplante Strukturveränderungen sich weiterhin an dem Konzept einer 
„integrierten“ Mittelinstanz orientierten (Niedersächsischer Landtag 2001: 2-3). 
Andererseits stellte die Landesregiemng entsprechende Änderungen in den Or- 
ganisationsstmkturen und Zuständigkeiten der Bezirksregierung gerade nicht in 
den Vordergrund der weiteren Verwaltungspolitik, sondern formulierte mit dem 
sogenannten „Regionalmanagement“ ein Leitbild und Reformkonzept für die 
administrative Koordination im Verhältnis der Bezirksregierungen zu den Minis- 
terien sowie regionalen und lokalen Akteuren (insbesondere den Kommunen). 
Im Vordergrund steht dabei die Überlegung, die Bezirksregierungen als Vermitt- 
lungsinstanz zwischen Landes- und Kommunalebene zu stärken und sie in die 
Lage zu versetzen, regionale Entwicklimgspotenziale zu erkennen und entspre- 
chende Steuemngsimpulse zu setzen. Für die dazu in den vier Bezirkregierungen 
im Juli 2001 gestarteten zwölf Pilotprojekte wurden Themen ausgewählt, die 
sich durch einen konkreten regionalen oder lokalen Problembezug auszeichnen 
(u.a. Naturschutz, Bemfsbildung, Schule, Wirtschaftsfördemng). 

Mit der Programmentwicklung zum Regionalmanagement rückten Fragen 
des stmkturellen Umbaus der Bezirksregiemngen in den Hintergrund und wur- 
den an das Ende einer zweijährigen Pilotphase verschoben. Aus Sicht der Lan- 
desregiemng wurde den Bezirksregierungen mit diesem Verfahren die Möglich- 
keit (und die Zeit) eingeräumt, sich aus eigenem Antrieb zu verändern und an die 
neuen Anforderungen anzupassen - wobei die Stärkung der Bündelungs- und 
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Vermittlungsfunktion gegenüber der traditionellen Aufsichtsfunktion dabei im 
Mittelpunkt steht.®’ Obgleich die Landesregierung bislang den Status quo des 
Dreistufenaufbaus verteidigt hat, sahen sich die Bezirksregierungen durchaus in 
ihrem institutionellen Bestand gefährdet. Damit verbunden ist ein erheblicher 
Druck zum Wandel der Handlungsmuster in Richtung einer Stärkung kooperati- 
ver Dimensionen der Aufgabenwahmehmung - gerade auch im Verhältnis zur 
kommunalen Ebene. An die Stelle einer „nachträglich-repressiven“ Aufsicht 
sollen „präventiv-beratende“ Formen der Kontrolle treten. 

Die Entwicklung nach dem Regierungswechsel führte im Jahr 2004 zu ei- 
nem Beschluss zur Auflösung der Bezirksregierungen, der im Jahr 2005 umge- 
setzt wurde. Die durch die Verwaltungspolitik der SPD-geführten Landesregie- 
rung genährte Debatte um den dreistufigen Verwaltungsaufbau und die Rolle der 
Bezirksregierung ermöglichte es der neu gewählten CDU/FDP-Landesregierung, 
die Auflösung der Bezirksregierung als populäre Stmkturreform rasch durchzu- 
setzen. Die Auswirkungen dieser Entwicklung auf die Aufsichtsbeziehimgen 
zwischen Landes- und Kommunalbehörden konnten im Rahmen dieser Arbeit 
jedoch nicht untersucht werden. 



Sachsen-Anhalt 

Die Verwaltungspolitik im Land Sachsen-Anhalt war in den gesamten 90er Jah- 
ren durch die Entscheidungsproblematik über ein langfnstig tragfähiges Struk- 
turmodell der Landesorganisation geprägt. Die Entscheidung für einen dreistufi- 
gen Verwaltungsaufbau mit drei Mittelinstanzen basierte auf der Übernahme der 
Stmkturen des Parmerlandes Niedersachsen. Zudem wurde die Einrichtung von 
drei Bezirksregierungen mit einer regionalpolitischen Argumentation begründet, 
nach der Landesbehörden bevorzugt in Halle und Dessau angesiedelt werden, um 
die Standortvorteile der Landeshauptstadt Magdeburg auszugleichen. Trotz die- 
ser frühzeitig getroffenen Entscheidung®® konnten sich in der Transformations- 
phase die Regierungspräsidien nicht in allen Geschäftsbereichen der Landesre- 
gierung als zuständige Mittelinstanz etablieren. Im Ergebnis kam es zu einem, 
wie die verwaltungspolitischen Akteure zu einem späteren Zeitpunkt einräumten, 
„unsystematischen Nebeneinander von drei Regierungspräsidien, von vier Lan- 
desoberbehörden mit eigenem nachgeordneten Bereich und von elf Landesober- 



87 So die Interpretation des Projektleiters „Regionalmanagement“ im Niedersächsischen Innen- 
ministerium (Interview NlLl). 

88 Sachsen-Anhalt entschied sich als erste ostdeutsche Landesregierung für einen dreistufigen 
Verwaltungsaufbau und beschloss am 27.1 1.1990 die Einrichtung von drei Bezirksregierungen. 
Die Entscheidung wurde zum Januar 1 991 wirksam (Landtag Sachsen-Anhalt 1 994: 26). 
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behörden ohne nachgeordneten Bereich“ (Innenministerium Sachsen-Anhalt 
1999: 5). 

Die Frage, welches Strukturmodell für das Land Sachsen-Anhalt angemes- 
sen ist, prägte in der Folgezeit weiterhin die verwaltungspolitische Tagesord- 
nung. Die verschiedenen Landesregierungen (die von der CDU-FDP-Koalition 
getragenen Regierungen mit verschiedenen Ministerpräsidenten bis 1994 sowie 
die über zwei Legislaturperioden von SPD-Ministerpräsident Höppner geführten 
[Minderheits-] Regierungen) haben dabei unterschiedliche Positionen vertreten - 
und diese Positionen konnten auch nicht immer im Landtag durchgesetzt werden. 
Zimächst sollte die Mittelinstanz nur vorübergehend installiert und abgeschafft 
werden, sobald die Kommunen und Landkreise über ausreichend Verwaltungs- 
kraft verfugen, um die zusätzlichen Aufgaben, die mit einer Abschaffung der 
Mittelinstanz auf die Kommunalebene übertragen werden, effektiv und effizient 
wahrzunehmen. 

Bereits 1992 nahm die Landesregierung eine neue Position ein, die auf eine 
Stabilisierung des Status quo zielte. Eine Projektgruppe des Inneiuninisteriums 
wurde mit der Überprüfung der Verwaltungsstrukturen beauftragt und kam zu 
dem Ergebnis, „daß als staatliche Behörde der Mittelinstanz nur die Bezirksre- 
gierung in Betracht gezogen werden sollte“ und diese „sowohl von der Wirt- 
schaft als auch von den Landkreisen als notwendig angesehen wird“ (Innenmi- 
nisterium Sachsen- Anhalt 1992: 87). Mit einem Kabinettsbeschluss vom 
27.4.1993 wurde der vorläufige Charakter der Mittelinstanz aufgehoben, diese in 
Regierungspräsidien umbenannt und festgestellt, dass auch nach der bevorste- 
henden Kreisgebietsreform eine Mittelinstanz auf Dauer notwendig sei (vgl. 
Bachmann 1996: 35-38) - wobei man insbesondere im Innenministerium eine 
Reduzierung auf zwei Mittelbehörden für notwendig hielt (Interview LSALl). 

Die Existenz einer staatlichen Mittelinstanz reduzierte den Dmck zur 
Durchsetzimg umfassender territorialer Maßstabsvergrößerungen durch kommu- 
nale Gebietsreformen. So kam es bei der Durchführung der Kreisgebietsreform 
vom Juli 1993 zu zahlreichen Ausnahmen von den angestrebten Mindestgrößen 
für Kreise.** Sachsen-Anhalt ist das einzige Land, das ausschließlich über Land- 
kreise in den kleineren Größenklassen unter 150.000 Einwohnern verfügt (In- 
nenministerium Sachsen- Anhalt 1999: 47), wobei drei Landkreise weniger als 
75.000 Einwohner haben. 

Angesichts der so entstandenen Kommunalstrukturen hielt auch die SPD- 
geführte Landesregierung eine staatliche Mittelinstanz auf Regionalebene wei- 



89 Die Anzahl der Landkreise wurde von 37 auf 21 reduziert, was zu einer durchschnittlichen 
Einwohnerzahl von 102.000 führte (Wollitiann 1997a: 291). Damit wurde in Sachsen-Anhalt 
im Vergleich der ostdeutschen Länder die Kreisgebietsreform mit den geringsten Maßstabsver- 
größerungen durchgeführt (ebd.). 
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terhin für notwendig (Interview LSALl). Zugleich sollte damit keine abschlie- 
ßende Position zum Strukturmodell der Landesorganisation eingenommen wer- 
den. Vielmehr ließ man diese Frage in Abhängigkeit der zukünftigen Kommu- 
nalstrukturen offen, erkannte aber auf grundsätzlicher Ebene einen erheblichen 
Reformbedarf hinsichtlich der staatlichen und kommunalen Verwaltungsstruktu- 
ren. Die in der Transformationsphase geschaffenen administrativen Strukturen 
waren demnach mit neuen verwaltungspolitischen Problemen verbunden, die fast 
dilemmaartige Züge aufwiesen: Während einerseits eine Konsolidierung der 
stark differenzierten Landesverwaltung notwendig erschien, fehlten andererseits 
auf kommunaler Ebene die Voraussetzungen für eine weitgehende Übernahme 
staatlicher Aufgaben. 

Die Landesregiemng konzentrierte sich bis 1997 auf einzelne Strukturver- 
änderungen, die auf die „Verschlankimg“ der Behördenstruktur des Landes ziel- 
ten - wobei insbesondere die Anzahl der Sonderbehörden reduziert wurde. Zu 
den wichtigsten Reformen gehören die Polizeistrukturreform, die Reduziemng 
der Kataster- und Vermessungsämter (von 39 auf 15 und 1997 auf 12), die Neu- 
strukturierung der Schulaufsichtsverwaltung (von den Regierungspräsidien und 
24 Schulaufsichtsämtem auf neun neu gebildete staatliche Schulämter) sowie die 
Neustmkturierung der staatlichen Forstverwaltung (Reduzierung der Forstämter 
von 68 auf 46). Die Frage der Neuordnung der Mittelinstanz blieb bis dahin 
ungeklärt. 

An Komplexität gewann die Entscheidungsproblematik dadurch, dass zwi- 
schenzeitlich die Regionalkreisbildung als alternatives Strukturmodell auf die 
Agenda kam (Interview LSALl). Der Vorschlag zielte darauf, alle bis dahin 
nicht kommunalisierten Vollzugsaufgaben auf staatlich verfasste „Regionalbe- 
hörden“ zu übertragen und dort auch die Zuständigkeiten die Regionalplanung 
anzusiedeln. Angesichts der erkennbaren Fundamentalopposition der Kommu- 
nal- und insbesondere der Kreisebene entschied sich die Landesregierung 1995 
gegen dieses Reformmodell. 

Nachdem die Regionalkreisbildimg als alternative Gestaltungsvariante der 
Landesorganisation ausschied, kristallisierte sich bei der Suche nach einer 
„schlankeren“ Form des dreistufigen Verwaltungsaufbaus ab Mitte der 90er 
Jahre verstärkt das in Thüringen bereits 1990 institutionalisierte Landesverwal- 
tungsamt als durchsetzungsfähige Kompromisslinie heraus. Über die Notwen- 
digkeit einer staatlichen Mittelinstanz festigte sich innerhalb der Landesregie- 
rung ein Konsens (insbesondere zwischen den Schlüsselakteuren im Innenminis- 
terium und der Staatskanzlei). Zugleich erhöhte sich angesichts des Bevölke- 
rungsrückgangs und des zunehmenden Konsolidiemngsbedarfs der Druck, die 
vielfach kritisierte Überinstitutionalisierung und die vergleichsweise hohe Perso- 
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nalausstattung der Landesverwaltung abzubauen.*® Eine einfache Verringerung 
der Regierungsbezirke (von drei auf zwei) erschien der Landesregierung hierfür 
nicht als ausreichend, denn auch in diesem Fall wären die Regierungsbezirke im 
Ländervergleich noch sehr klein (Landtag Sachsen-Anhalt 2000: 14). 

Vor diesem Hintergrund traf die Regierung Höppner im Febmar 1997 in ei- 
nem Kabinettsbeschluss die Grundsatzentscheidung für die Variante eines drei- 
stufigen Verwaltungsaufbaus mit einem zentralen Landesverwaltungsamt als 
Bündelungsbehörde der Mittelebene, das im Jahr 2007 die Regierungspräsidien 
ersetzen sollte. Die Umsetzung dieses Gnmdkonzeptes erwies sich allerdings 
auch deswegen als problematisch und komplex, weil als Voraussetzung hierfür 
die Durchführung einer erneuten kommunalen Gebietsreform als notwendig 
angesehen wurde. Ende 1999 legte schließlich der Innenminister ein „Leitbild“ 
vor, in dem die wesentlichen Eckwerte der zukünftigen Landesorganisation defi- 
niert sind (Innenministerium Sachsen- Anhalt 1999; Landesregierung Sachsen- 
Anhalt 2000). Die Neuordnung der staatlichen Mittelinstanz sollte dabei mit 
einer umfassenden, die Kreis- und Gemeindeebene einschließenden, Gebietsre- 
form kombiniert werden. 

Die Neuordnung der Landesorganisation ist hinsichtlich der Aufgabenver- 
teilung zwischen Landes- und Kommimalebene an dem „Grundsatz der Zweistu- 
figkeit“*’ orientiert, wobei mit dem Landesverwaltungsamt als auf Landesebene 
vorgelagerte Bündelungsbehörde faktisch ein dreistufiger Verwaltungsaufbau 
beibehalten wird. Hinsichtlich des Kompetenz- und Aufgabenprofils entspricht 
das Landesverwaltungsamt einer staatlichen Mittelinstanz.’^ So soll das Landes- 
verwaltungsamt - entsprechend der Begründung im Gesetzentwurf der Landes- 
regierung - als „Schnittstelle zwischen der ministeriellen und der kommunalen 
Ebene“ fungieren, „die Aufsicht über die Kommunen“ ausüben und einen „ein- 
heitlichen Verwaltungs Vollzug“ gewährleisten (Landtag Sachsen-Anhalt 2000: 



90 Vgl. dazu die Begründung in dem „Leitbild der Landesregierung“ (Landesregierung Sachsen- 
Anhalt 2000). 

91 In § 3 Abs. 1 des Zweiten Vorschaltgesetzes zur Kommunalreform und Verwaltungsmodemi- 
sierung vom 15.05. 2001 (GVBl. LSA Nr. 50/2001, S. 168) heißt es: „Die Aufgabenverteilung 
zwischen den Verwaltungsstufen ist am Subsidiaritätsprinzip und am Grundsatz der Zweistu- 
figkeit auszurichten.“ 

92 Zur Aufgabenstellung und Zuständigkeit des Landesverwaltungsamtes heißt es in § 5 Abs. 2 
des Zweiten Vorschaltgesetzes: „Das Landesverwaltungsamt nimmt die nicht nach § 3 Abs. 1 
kommunalisierbaren Aufgaben der allgemeinen Landesverwaltung für das gesamte Land wahr, 
die einer Koordinierung bzw. Bündelung bedürfen, und sorgt im Rahmen seiner Zuständigkeit 
für einen einheitlichen Verwaltungsvollzug. Dem Landesverwaltungsamt sollen die zentral zu 
erledigenden Serviceaufgaben der Landesverwaltung übertragen werden. Darüber hinaus sollen 
weitere Aufgaben der Landesverwaltung vom Landesverwaltungsamt übernommen werden, 
wenn dadurch eine Steigerung der Effektivität oder Effizienz des Verwaltungshandelns erreicht 
wird.“ 
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15). Die Landesregierung verspricht sich durch die Konzentration der bislang in 
drei Regierungspräsidien wahrgenommenen Aufgaben in einer Behörde Efifi- 
zienzvorteile und die „Minimierung des Koordinationsaufwandes“ (ebd.; 16). 

Als Hauptsitz des Landesverwaltungsamts wurde Halle bestimmt, in Dessau 
und Magdeburg sollen Außenstellen des LVA mit Schwerpunktbereichen einge- 
richtet werden (in Dessau ist die Ansiedlung der Kassen- und Bezügeverwaltung 
vorgesehen). Die Landesregierung beschloss, die wesentlichen Elemente dieser 
Reform bereits bis 2005 umzusetzen. Die Einrichtung des Landesverwaltungs- 
amtes sollte den Abschluss des institutionellen Neubaus bilden (Landtag Sach- 
sen-Anhalt 2000). Wesentliche Weichenstellungen zur Umsetzung dieses Kon- 
zepts wurden zwischen Dezember 2000 und Oktober 2001 mit der Verabschie- 
dimg von drei sogenannten „Vorschaltgesetzen zur Kommunalreform“ vorge- 
nommen.®^ 

Mit der Einrichtung des Landesverwaltungsamtes sind erhebliche Verände- 
rungen in der gesamten Struktur der Landesbehörden verbunden. So ist vorgese- 
hen, die (1999) 15 Landesoberbehörden auf neun und die 127 unteren Landesbe- 
hörden um ein Drittel zu reduzieren. Verschiedene Umstrukturierungen wurden 
von 1998 bis April 2002 bereits dmchgeführt. Neben der Auflösung von fünf 
oberen Landesbehörden als eigenständige Behörden®“* und der Überführung einer 
weiteren in einen Landesbetrieb (Landeseichamt) wurden 31 untere Landesbe- 
hörden®^ sowie zahlreiche „sonstige Einrichtimgen“ zusammengelegt oder aufge- 
löst (Landesregierung Sachsen-Anhalt 2002; 3-4). 

Diese und weitere, im Hinblick auf die Umsetzung des neuen Strukturmo- 
dells der Landesorganisation geplanten, Änderungen in der Aufgaben- und Be- 
hördenstruktur orientierten sich an der Unterscheidung von sogenannten „bünde- 
limgsrelevanten“ und „nicht-bündelungsrelevanten“ Aufgaben. In Abhängigkeit 
von der Klassifizierung der jeweiligen Aufgaben nach diesen Kriterien wurden 
einige Bereiche in die Mittelinstanz eingegliedert und andere ausgegliedert und 
als eigenständiger Strang von Sonderbehörden organisiert (insbesondere Polizei-, 



93 Das Erste Vorschaltgesetz zur Kommunalrefonti (GVBl . LSA Nr. 47/2000, S. 664-668) wurde 
am 5. Dezember 2000 verabschiedet, das Dritte Vorschaltgesetz zur Kommunalreform (GVBl . 
LSA Nr. 47/2001 , S. 434440) am 26. Oktober 2001 . 

94 Landesamt zur Regelung offener Vermögensffagen (Eingliederung in das RP Halle), Lan- 
desamt für Verfassungsschutz (Eingliederung als Abteilung in das Innenministerium), Landes- 
prüfungsamt für Lehrämter (Eingliederung ins Kultusministerium), Landespflanzenschutzamt 
(Eingliederung in die Landesanstalt für Landwirtschaft und Gartenbau), Landesveterinär- und 
Lebensmitteluntersuchungsamt (Eingliederung in das Landesuntersuchungsamt) (Landesregie- 
rung Sachsen-Anhalt 2002). 

95 21 Forstämter, vier Ämter für Landwirtschaft und Fluremeuerung, drei staatliche Ämter für 
Umweltschutz, Eingliederung von zwei Bergämtem in das Landesamt für Geologie und Berg- 
wesen, Zusammenlegung der beiden Veterinär- und Lebensmitteluntersuchungsämter (Landes- 
regierung Sachsen-Anhalt 2002: 3). 
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Kataster- und Schulverwaltung). Eine Funktionalreform war im Laufe dieses 
Prozesses und in Abhängigkeit „von der bis dahin erreichten kommunalen Leis- 
tungsfähigkeit“ (Landesregierung Sachsen- Anhalt 2000: 10) geplant. 

Im Hinblick auf die vertikalen Steuerungsbeziehungen ging es bei den Re- 
formplänen nicht um einen Wandel des Aufgabenverständnisses oder der Hand- 
lungsmuster zwischen Aufsicht- und Kommunalbehörden, sondern vorwiegend 
um die Konsolidiemng der traditionellen, auf die Kontrolle rechtsstaatlichen 
Verwaltungshandelns gerichtete Kommunalaufsicht (Innemninisterium Sachsen- 
Anhalt 1999: 98-101). Die angestrebte Neuordnung der kommunalen Strukturen 
sollte auch dazu einen Beitrag leisten. Die dem Leitbild der Landesregierung für 
die kommunale Gebietsreform zu Grunde liegende Analyse des Innenministeri- 
ums hat erhebliche Defizite im Bereich der Kommunalaufsicht der Kreise her- 
ausgestellt: 

„Die gemachten Erfahrungen und die bisher durchgefuhrten Geschäftsprüfungen 
fuhren bei den Regierungspräsidien zu der Erkenntnis, dass das bei den Kommunal- 
aufsichten der Landkreise eingesetzte Personal vielfach nicht ausreichend qualifi- 
ziert ist, um die Aufgaben der Landkreise als Kommunalaufsicht sachgerecht wahr- 
nehmen zu können“ (Innenministerium Sachsen- Anhalt 1999; 86). 

Vor diesem Hintergmnd wurde die Qualifizierung des Personals in den unteren 
Kommunalaufsichtsbehörden der Landkreise als wesentliches Ziel formuliert, 
um die Einhaltung von üblichen Standards rechtsstaatlichen Verhalten auf loka- 
ler Ebene kontrollieren zu können (vgl. ebd.: 100-101). 

„Auch die oberste Kommunalaufsichtsbehörde hat dafür Sorge zu tragen, dass das in 
der Kommunalaufsicht eingesetzte Personal weiterqualifiziert ist“ (ebd.). 

Insgesamt zielten die Pläne der Landesregierung auf eine umfassende Konsoli- 
dierung der Verwaltungsstmkturen Sachsen-Anhalts. Die Koppelung einer Neu- 
ordnimg der Landesbehörden mit einer kommunalen Gebietsreform sollte in 
konzertierter Weise die Durchsetzung eines zukunftsfähigen Strukturmodells der 
Landesorganisation ermöglichen. Allerdings kam es nach dem Regierungswech- 
sel im Frühjahr 2002 zu einem erneuten Neuausrichtung der Verwaltungspolitik: 
Die Regierung von Ministerpräsident Böhmer (CDU-FDP-Koalition) setzte die 
Aufhebung der Vorschaltgesetze zur kommunalen Gebietsreform durch (Landtag 
Sachsen-Anhalt 2002a). Über mögliche kommunale Gebietsreformen soll erst 
am Ende der Planungen zur Funktionalreform entschieden werden - gmndsätz- 
lich wird aber an den bestehenden Territorialstrukturen festgehalten (vgl. Land- 
tag Sachsen- Anhalt 2002b). In Hinblick auf die Landesverwaltung wurden hin- 
gegen die Pläne der Regierung Höppner weiterverfolgt: Das Landesverwaltungs- 
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amt wxirde sogar bereits im Januar 2004 eingerichtet.’* Weiterhin ist die Neuord- 
nung der staatlichen Mittelinstanz das zentrale verwaltimgspolitische Thema. Im 
Unterschied zu Niedersachsen geht von den Reformplänen jedoch bislang kein 
Anreiz oder Druck auf die Mittelbehörden aus, die Handlungsmuster und das 
Aufgabenverständnis in Bezug auf die Aufsicht über kommunales Verwaltimgs- 
handeln zu verändern. 



4. 1.2 Die zweistufigen Länder: Reformen innerhalb eines altemativlosen 
Strukturmodells 

Während in den untersuchten dreistufigen Ländern die staatlichen Mittelinstan- 
zen im Fokus der - allerdings imterschiedlichen - Verwaltungspolitiken stehen, 
zeichnen sich die beiden ausgewählten zweistufigen Länder dadurch aus, dass 
angesichts der kleinräumigen Strukturen das zweistufige Strukturmodell nicht in 
Frage gestellt wurde. Die verwaltungspolitische Debatte konzentrierte sich so- 
wohl in Schleswig-Holstein als auch in Brandenburg auf die Optimierung dieses 
Strukturmodells und seiner einzelnen institutionellen Formen. Es zeigen sich 
auch im Hinblick auf die issues auf der verwaltungspolitischen Agenda zunächst 
weitgehende Parallelen: Im Vordergrund standen die Funktionalreform und da- 
mit verbimden der Rückbau staatlicher Sonderbehörden. Darüber hinaus spielte 
in Brandenburg, nicht jedoch in Schleswig-Holstein, die territoriale Dimension 
der Verwaltungsreform eine Rolle - eine Gebietsreform auf Gemeindeebene 
gehörte zu den zentralen verwaltungspolitischen Projekten. 



Schleswig-Holstein 

Die Zweistufigkeit des Verwaltungsaufbaus gilt in Schleswig-Holstein als all- 
gemein anerkaimtes und praktisch kritikffeies Strukturprinzip. In allen auf Lan- 
des- und Kommunalebene geführten Interviews wird der Zweistufenaufbau für 
ein kleines Flächenland wie Schleswig-Holstein als eindeutiger Vorteil betrach- 
tet. Dieses Strukturmodell entspricht den Leitideen einer „schlanken Verwaltung 
mit möglichst wenig Hierarchieebenen“ (Interview SHL2). Diese innerhalb der 
Landesverwaltung und auch auf Kommunalebene dominant positive Einschät- 
zung des zweistufigen Verwaltungsaufbaus wurde im Ergebnis der verwaltungs- 
politischen Debatte seit Anfang der 90er Jahre gestärkt. So kam die einflussrei- 
che Enquete-Kommission zur Verbesserung der Effizienz der öffentlichen Ver- 



96 Diese Entwicklung findet außerhalb des bis 2002 angesetzten Untersuchungszeitraums statt. 
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waltung (s.a. unten 4.2.1) zu dem Ergebnis, dass es in dem kleinen Flächenland 
Schleswig-Holstein keine Alternativen zu einem zweistufigen Verwaltungsauf- 
bau gibt. „Größe und Leistungsfähigkeit des Landes Schleswig-Holstein erlau- 
ben nicht, echte Zwischenebenen der Aufgabenwahmehmung beizubehalten 
bzw. neu einzuführen“ (Schleswig-Holsteinischer Landtag 1994: 39). Reformbe- 
darf erkannte die Enquete-Kommission dahingehend, dass die Behördenstruktu- 
ren sich im Einzelnen konsequenter am Prinzip der Zweistufigkeit orientieren 
müssten (vgl. ebd.: 38-41). 

Die Enquete-Kommission prägte damit eine verwaltungspolitische Leitidee, 
die in der Folgezeit auch unter dem Stichwort „echte Zweistufigkeit“ diskutiert 
wurde. Der zweistufige Aufbau hat damit spätestens in den 90er Jahren eine 
Hegemonialstellung („policy monopoly“ in der Diktion der Policy-Forschung, 
Baumgarmer/Jones 1993) in der verwaltungspolitischen Debatte eingenommen. 
Dieser Leitlinie entsprechend forderte die Enquete-Kommission eine Konzentra- 
tion der unmittelbaren Landesverwaltung (oberste und „notfalls“ obere Landes- 
behörden) auf Aufgaben der politischen und administrativen Steuerung und Pro- 
grammierung, landesweiten Förderung, Kontrolle, Richtliniengebung und Vorbe- 
reitung der Gesetzgebung. Dagegen sind „Vollzugsaufgaben sowie Aufgaben mit 
nur begrenztem räumlichen Bezug“ auf der regionalen und örtlichen Ebene und 
möglichst in kommunaler Zuständigkeit wahrzunehmen (Schleswig-Holstei- 
nischer Landtag 1994: 39). Zudem resultiert aus dem Prinzip der „echten Zwei- 
stufigkeit“, dass auch innerhalb der staatlichen Ebene mehrsmfige Organisations- 
und Entscheidungsstrukturen zu vermeiden sind. Dementsprechend galt es insbe- 
sondere, die Anzahl der staatlichen Sonderbehörden im nachgeordneten Bereich 
der Ministerien zu reduzieren und deren Struktur übersichtlicher zu gestalten und 
demgegenüber die Stellung und Funktion der Kreise und auch der kreisfi-eien 
Städte als allgemeine untere staatliche Behörde zu stärken. 

Mit dieser gestärkten Rolle der Kommunen und insbesondere der Landkrei- 
se in der Aufgaben- und Kompetenzverteilung des Landes sollte nach Auffas- 
sung der Enquete-Kommission auch ein verändertes Verständnis der Kommu- 
nalaufsicht verbunden sein: 

„Mit der rechtlichen Qualität der Aufgaben von Trägem mittelbarer Staatsverwal- 
tung verändert sich notwendigerweise die Staatsaufsicht. Sie sollte mehr auf Bera- 
tung und Förderung sowie notfalls auf Prävention, denn auf Repression gerichtet 
sein. Bei der heutigen Regelungsdichte der Gesetze und Verordnungen, auch des 
Haushaltsrechts, genügen grundsätzlich Maßstäbe und Mittel der Rechtsaufsicht. 
Auf Zweckmäßigkeitskontrolle als Instrument der Fachaufsicht sollte soweit als 
möglich verzichtet werden. Bei der Umwandlung der Fachaufsicht in Rechtsaufsicht 
muß allerdings im Einzelfall sorgfältig überprüft werden, ob die bisherigen durch 
Rechtsnormen zur Verfügung gestellten Aufsichtsmaßstäbe hinreichende Ansätze 
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bieten, die Aufsicht stärker auf eine Ergebnisorientierung, auf die Einhaltung von 
Leistungszielen und die Beachtung globaler Finanzrahmen zu konzentrieren“ 
(Schleswig-Holsteinischer Landtag 1994: 40-41). 

Die Landesregierung machte sich diese Position eines „echten Zweistufenauf- 
baus“ als Leitbild für das Strukturmodell der Landesorganisation weitgehend zu 
eigen - auch im Hinblick auf die damit verbundene Rolle der Kommunen und 
der Kommunalaufsicht (vgl. Schleswig-Holsteinischer Landtag 1997: 32-34). 
Konkrete verwaltungspolitische Impulse für die „Modernisierung“ der Kommu- 
nalaufsicht sind damit aber nicht verbunden. Zwar fand im Innenministerium 
eine Diskussion über Reformperspektiven für der Kommunalaufsicht statt, die 
von der „Modemisierungsdiskussion“ insofern inspiriert war, als dass nach Mög- 
lichkeiten einer eher strategischen Steuerung statt hierarchischer Kontrolle im 
Rahmen von Aufsichtsbeziehungen gefragt wurde (vgl. Wienholtz 1999). Aller- 
dings sei ein traditionelles Verständnis von Kommunalaufsicht im Sinne hierar- 
chischer Kontrolle in Schleswig-Holstein bereits seit längerer Zeit nicht mehr 
prägend für die administrative Routine. In der Praxis hat sich „... längst ein Ver- 
ständniswandel vollzogen, Kommunalaufsicht wird ganz überwiegend im Wege 
der präventiven Beratung ausgeübt. An die Stelle hierarchischer Maßnahmen ist 
der kooperative Dialog zwischen letztlich dem gleichen Interesse verpflichteten 
Partnern getreten“ (ebd.: 12). Die Steuerungsaufgabe der Kommunalaufsicht 
werde durch eine permanente Beratung und Begleitung von Entscheidungs- und 
Umsetzungsprozessen auf kommunaler Ebene erfüllt. 

Im Hinblick auf die Verwaltungsstrukturen konzentrierte sich die Landesre- 
giemng auf die Straffung der staatlichen Sonderbehörden. Vor dem Hintergrund 
der allgemeinen Zielsetzung, die Tätigkeit der Landesregierung auf Kemaufga- 
ben zu konzentrieren und dabei neben Privatisierungsmöglichkeiten auch eine 
Delegation auf nachgeordnete Behörden zu überprüfen (vgl. Schleswig- 
Holsteinischer Landtag 1997: 27), wurden in verschiedenen Ressorts die Zustän- 
digkeiten nachgeordneter Behörden neu strukturiert. Als wichtigste Reform kaim 
dabei die zum Januar 1998 vollzogene Neuordnung der oberen und unteren Lan- 
desbehörden im Sozial-, Umwelt- und Landwirtschaftsbereich betrachtet wer- 
den.’’ Insgesamt kam es zu einer Reduzierung der Behörden von 21 auf acht. 
Nach Abschluss dieser vergleichsweise umfassenden Reorganisation konzent- 



97 Mit Blick auf die Ebene der Landesoberbehörden wurden die Zuständigkeiten in drei Landes- 
ämtem zusammengefasst (Landesamt für Umwelt- und Naturschutz, Landesamt für soziale 
Dienste, Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz). Auf der Ebene der unteren Landesbe- 
hörden wurden die bestehenden (sechs) Ämter für Land- und Wasserwirtschaft und (vier) Ge- 
werbeaufsichtsämter aufgelöst und an deren Stelle jeweils drei Ämter für Ländliche Räume 
und Staatliche Umweltämter eingerichtet. 
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rierte sich die Verwaltungspolitik auf eher punktuelle Maßnahmen zur Straffung 
der Behördenstrukturen im nachgeordneten Bereich.®* 

In diesem Kontext einer konsequenteren Umsetzimg des Prinzips der Zwei- 
stufigkeit geht es neben dem Rückbau der staatlichen Sonderbehörden um die 
Übertragung von Landesaufgaben auf die Kommunalebene (Funktionalreform) 
sowie die Lockemng staatlicher Standards der kommunalen Leistungserfullung 
(Deregulierung). Zu den wesentlichen Bereichen, die im Rahmen der Funktional- 
reform bislang auf die Kreise und kreisfreien Städte übertragen wurden, gehören 
Zuständigkeiten der Widerspmchsbearbeitung im Bauordnungs- und Natur- 
schutzrecht, Sozialhilfe- und Waffenrecht. Die Widerspmchsbearbeitung im 
Bereich der Bauaufsicht ging 1998 vom Innenministerium in die Zuständigkeit 
der Landkreise und kreisfreien Städte über (Schleswig-Holsteinischer Landtag 
2001: 5). Dies entsprach dem im Zuge der Funktionalreform beschlossenen 
Grundsatz, nachdem die Landräte und (Ober-) Bürgermeister der kreisfreien 
Städte als zuständige Widerspmchsbehörde für die von ihnen erlassenen Verwal- 
tungsakte amtieren. Insgesamt wurden ca. 100 Vorschläge im Rahmen der Funk- 
tionalreform umgesetzt.®® Dabei besteht zwischen den Akteuren auf Landes- und 
Kommunalebene, die im Rahmen einer Arbeitsgmppe die Funktionalreform im 
Bemühen um Konsens konzipiert haben, weitgehende Einigkeit darüber, dass der 
Kreisebene im Strukturmodell des Landes die Rolle einer regionalen Vermitt- 
lungsinstanz zukommt, die neben ihren kommunalen Selbstverwaltungsaufgaben 
auch wesentlich für den Vollzug staatlicher Verwaltungs- und Aufsichtsfunktio- 
nen zuständig ist. 

Seit Anfang 2000 erhielt die strukturelle Reform des zweistufigen Verwal- 
tungsaufbaus zusätzliche Aufmerksamkeit - sowohl innerhalb der Landesregie- 
rung, als auch in der parlamentarischen Arena. Nach der Wiederwahl der Regie- 



98 Beispiele sind im Bereich der Steuer- und der Straßenbauverwaltung sowie der Kataster- 
(Reduzierung) und Eichverwaltung (Zusammenlegung mit Hamburg) zu finden. In diesen Kon- 
text der „Straffung“ des nachgeordneten Bereichs gehört auch die Überführung verschiedener 
Landesbehörden in eine private Rechtsform (Landesbetrieb), wie zuletzt (Januar 2002) im Fall 
des Lebensmittel- und Veterinäruntersuchungsamtes. Für einen Überblick über die Maßnah- 
men zur Reform der Behördenstruktur des Landes siehe Schleswig-Holsteinischer Landtag 
(2002). 

99 Im Rahmen einer gesonderten Projektorganisation „Funktionalreform“ wurden seit 1997 111 
Vorschläge vom Kabinett zur Umsetzung beschlossen. Hier handelt es sich vor allem um die 
Übertragung von Aufgaben der Landes- auf die Kommunalebene sowie um den Abbau staatli- 
cher Zustimmungs- und Genehmigungsvorbehalte. Als bedeutsam werden von Seiten der Lan- 
desregierung beispielsweise die Übertragung der Trägerschaft für die landwirtschaftlichen 
Fachhochschulen und die Delegation von Anspruchseinbürgerungen auf Kreise und kreisfreie 
Städte genannt. Seit Ende 1998 hat die Landesregierung - in Kooperation mit der kommunalen 
Ebene - 41 Vorschläge zum Wegfall von Regulierungen und Standards beschlossen. Vgl. den 
Bericht der Landesregierung (Schleswig-Holsteinischer Landtag 2002) zu dieser Thematik. 
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rungskoalition von SPD und Bündnis 90/Die Grünen im März 2000 wurden die 
Straffung der Landesverwaltung mit dem Ziel der höheren Effektivität und Kos- 
tenreduzierung sowie die Fortsetzung der Funktionalreform als Ziele der Verwal- 
tungspolitik in den Koalitionsvertrag aufgenommen. „Angestrebt wird eine 
durchgängig zweistufige Landesverwaltung bis 2005“ (Koalitionsvertrag 
Schleswig-Holstein 2000; 39). 

Überlagert wurden diese Ansätze von der Problematik der Finanzbeziehun- 
gen zwischen Landes- und Kommunalebene. Da die Landesregierung eine Kür- 
zung der Finanzzuweisungen, insbesondere im Bereich der Förderprogramme, 
angesichts des zunehmenden Konsolidiemngsdmcks als unvermeidlichen Bei- 
trag der Kommunen definierte, erhöhte sich das Konfliktniveau im Verhältnis 
von Landes- und Kommunalebene. Zugleich erhielten die in diesem Kontext 
relevanten Reformansätze, insbesondere die Funktionalreform sowie die inter- 
gouvemementale Dereguliemng (Abbau von Normen und Standards), zusätzli- 
che Aufmerksamkeit (vgl. Schleswig-Holsteinischer Landtag 2000: 3). 

Insgesamt fuhrt die Dominanz der Leitidee einer „echten Zweistufigkeit“ zu 
einer Aufwertung der kommunalen Ebene in der administrativen Arbeitsteilung 
zwischen den Ebenen. Die verwaltungspolitische Debatte war dabei angeregt 
durch die Leitideen des Neuen Steuenmgsmodells. Eine Arbeitsteilung im Mehr- 
ebenensystem des Landes, in der sich die Landesebene auf eine strategische 
Steuerung konzentriert und Vollzugsaufgaben möglichst weitgehend dezentrali- 
siert, war die dominierende Leitidee für die „Modemisiemng“ des zweistufigen 
Verwaltungsaufbaus. Konkretisiert wurden diese Leitideen im Rahmen einer 
Funktionalreform sowie indem Standards und Genehmigungspflichten kommu- 
nalen Verwaltungshandelns abgebaut wurden. Ein gmndlegender Umbau der 
bestehenden Makro-Stmkturen fand dabei nicht statt. Mit Blick auf die Steue- 
rungslogik der Kommunalaufsicht beschränkt sich der Reformimpuls auf die 
Stärkung der kooperativen Dimension der Aufsichtsbeziehungen - wobei ein 
grundlegender Rollenwandel aus Sicht der verwaltungspolitischen Akteure nicht 
notwendig erscheint, sondern die gängige Praxis Bestätigung findet. 



Brandenburg 

Die Partnerschaft Brandenburgs mit einem dreismfig aufgebauten Land (Nord- 
rhein-Westfalen) führte im Unterschied zu Sachsen- Anhalt nicht zur Übernahme 
dieses Strukturmodells, sondern man entschied sich angesichts der Größenver- 
hälmisse frühzeitig für einen zweistufigen Verwaltungsaufbau und schrieb dieses 
Strukturmodell - wohl auch mit dem Ziel eines „hardwiring“ dieser inneradmi- 
nistrativ kontroversen Entscheidung - im Mai 1991 in Form eines Landesorgani- 
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sationsgesetzes’“ fest. In der Folgezeit gelang es der Landesregierung, an diese 
verwaltungspolitische Generallinie anschließende Reformschritte zu konzipieren 
und zeitnah umzusetzen. Dies gilt insbesondere für die im Dezember 1993 abge- 
schlossene Kreisgebietsreform, mit der auf der Ebene der Territorialstmkturen 
wesentliche Vorrausetzungen für eine „echte Zweistufigkeit“ im Verwaltungs- 
aufbau des Landes geschaffen wurden, in dem die Landkreise eine erhebliche 
Maßstabsvergrößerung erfuhren und ihre Anzahl von 38 auf 14 (sowie die kreis- 
freien Städte von sechs auf vier) reduziert winde.'“' Als logisch folgender Re- 
formschritt schloss sich an die territoriale Verwaltungsreform eine Funktionalre- 
form an. 

Die verwaltungspolitische Problemstruktur war am Ende der Transformati- 
onsphase dadurch gekennzeichnet, dass mit der zügigen Kreisgebiets- und Ge- 
meindeverwaltungsreform die Voraussetzungen für eine Wahrnehmung von 
Landesaufgaben durch die Kommunen und insbesondere die Kreise geschaffen 
wurden. Zugleich hatte sich in der Landesverwaltung jedoch eine Struktur etab- 
liert, die durch ein erhebliches Ausmaß an staatlichen Sonderbehörden gekenn- 
zeichnet war. Die auf Grund der (vor der Kreisgebietsreform) geringen Verwal- 
tungskraft auf Kommunalebene fehlende Möglichkeit, die Einrichtung nachge- 
ordneter Vollzugsbehörden der Ministerien durch eine kommunale Aufgaben- 
wahmehmung zu verhindern, führte dazu, dass neun der elf Landesministerien in 
Brandenburg in ihrem Zuständigkeitsbereich Landesoberbehörden einrichteten, 
die mit umfassenden Vollzugs-, Aufsichts-, und Widerspruchskompetenzen 
ausgestattet waren (Eisen 1996: 162). Mit der angestrebten Zweistufigkeit kon- 
trastierend, kam es auch zur Einrichtung von regionalen Außenstellen, die quasi 
als Mittelinstanzen der Fachverwaltungen fungierten (vgl. ebd.: 162-166). 

Darauf reagierend initiierte das Innenministerium eine umfassende Funktio- 
nalreform und berief dazu eine „Unabhängige Kommission Funktionalreform“ 
ein. Die Kommission entwickelte eine Funktionalreform mit weitgehendem 
konzeptionellen Anspmch (vgl. Wollmaim 1996c: 297-298, 1997b). Insbesonde- 
re die - im „Funktionalreformgmndsätzegesetz“ vom 30.06.1994'“^ formulierte - 
gmndsätzliche Zuständigkeitsvermutung zu Gunsten der Kommunalebene galt 
als innovatives Instrument, um den erkennbaren Widerstand der Ressorts gegen 
Aufgabenübertragungen auf die Kommunen und die Auflösung von nachgeord- 
neten Behörden zu brechen.'“^ In einer Art „Beweislastumkehr“ wurde es den 



100 Landesorganisationsgesetz Brandenburg (LOG, Bbg) (GVBl. 1/91,8. 148). 

101 Die Kreisgebietsreform erfolgte mit dem Gesetz zur Neugliederung der Kreise und kreisfreien 
Städte (Kreisneugliederungsgesetz vom 24. IDezember 1992, GVBL 1/92, S. 546). 

102 Gesetz zu den Grundsätzen der Funktionalreform im Land Brandenburg (Funktionalre- 
formgrundsätzegesetz, GVBl .1/94, S. 230). 

103 Vgl. zu den „14 Grundsätzen zur Funktionalreform“ Ziel (1993) und Köstering (1994). 
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Landesbehörden zugewiesen, eine staatliche Zuständigkeit einer Aufgaben- 
wahmehmung zu begründen. Darauf aufbauend wurden in der Zeit von 1994 bis 
Dezember 1997 vier Funktionalreformgesetze verabschiedet, in denen neben 
zahlreichen einzelnen Aufgabenübertragungen mit marginaler Bedeutung in vier 
wesentlichen Aufgabengebieten - Kataster- und Vermessungs wesen, Wasserbe- 
hörden sowie im Bereich der Bauordnung/Bauleitplanung und des Umwelt- und 
Naturschutzes - Aufgaben auf die Kreisebene übertragen wurden (vgl. Ministe- 
rium des Innern Brandenburg 1997).'®^ Im Aufgabenbereich der Bauordnung 
ging bereits 1994 die Zuständigkeit für die Widerspruchsbearbeitung vom Lan- 
desamt für Bauen, Bautechnik und Wohnen auf die Landkreise und kreisfreien 
Städte über. 

Mit der Funktionalreform verbxmden waren strukturelle Veränderungen in 
der Landesverwaltung. Ähnlich der Entwicklung in Schleswig-Holstein ging es, 
dem Grundsatz der „Einheit der Verwaltung“ folgend, vorwiegend um den 
Rückbau staatlicher Sonderbehörden durch eine Konzentration der Landesober- 
behörden imd die Eingliederung unterer Landesbehörden in die Kreisverwaltun- 
gen. Dabei kam es zu einer Reduzierung der Zahl der oberen Landesbehörden 
von 21 auf 17 und der imteren von 169 auf 101 (ebd.). Neben den Widerständen 
der Ministerialverwaltung gegen den Rückbau des eigenen nachgeordneten Be- 
reichs wurde als wesentlicher Hemmschuh einer weiteren Kommunalisierung 
von Vollzugsaufgaben die geringe Leistungskraft der kreisangehörigen Gemein- 
den erkaimt - womit erneut die äußere Struktur der Kommunalebene, jetzt der 
kreisangehörigen Gemeinden, ins Zentrum der Verwaltungspolitik rückte. 

Als Voraussetzung für weitere Aufgabenübertragungen wurde eine umfas- 
sende Reform der kommunalen Strukturen fiir notwendig gehalten und seit 1998 
eine Gemeindegebietsreform eingeleitet. Während die im Dezember 1991 in 
Kraft getretene Amtsordnung die rechtliche Selbständigkeit der kreisangehörigen 
Gemeinden erhielt und die institutionalisierte Zusammenarbeit im Rahmen einer 
gemeinsamen Amtsverwaltmig regelte,'®^ zielt die Gemeindegebietsreform auf 
die Bildung von Einheitsgemeinden („amtsfreie Gemeinden“) und räumt diesen 



104 Verschiedene Vorhaben im Rahmen der Funktionalreform sind am Widerstand der Ressorts 
gescheitert. Für erheblichen Konfliktstoff hatte beispielsweise die geplante und schließlich am 
Landwirtschaftsministerium gescheiterte Kommunalisierung der Ämter für Agrarordnung ge- 
sorgt. Insgesamt sind mit der Funktionalreform vom 1994 bis 1998 110 Aufgabenkomplexe 
mit 283 Einzelaufgaben auf die Landkreise und kreisfreien Städte und z.T. auch auf die Ämter 
und amtsfreien Gemeinden übertragen worden (Ministerium des Innern Brandenburg 1997). 

105 Die an der Amtsordnung Schleswig-Holsteins orientierte Regelung sah für ein ,Amt“ eine 
Einwohnerzahl von mindestens 5.000, einen Bestand von mindestens fünf Gemeinden und eine 
flächenmäßige Orientierung am zentralörtlichen Gliederungsprinzip vor. 
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einen Vorrang vor (reformierten) Ämtern ein. Das im Jahr 2000 von der Lan- 
desregiemng beschlossene (Land Brandenburg 2000a) und im März 2001 vom 
Landtag verabschiedete Reformmodell'®’ sah zunächst eine Phase der freiwilli- 
gen Bildung von Einheitsgemeinden (dmch Neubildungen oder Eingemeindim- 
gen) und reformierten Ämtern (bis März 2002) vor, bevor eine gesetzliche Be- 
stimmung neuer Gemeindestrukturen greifen sollte. 

Neben der neuerlichen kommunalen Gebietsreform geriet Ende der 90er 
Jahre zunehmend die Kostenproblematik der Landesverwaltung in den Vorder- 
grund der verwaltungspolitischen Problemwahmehmung. Eine Straffung der 
Ministerialverwaltung und eine Verlagemng von Vollzugsaufgaben auf nachge- 
ordnete Einrichtungen wurden vor diesem Hintergrund in der Koalitionsverein- 
barung zwischen SPD imd CDU als wesentliche verwaltungspolitische Ziele für 
die Zeit von 1999 bis 2004 vereinbart (vgl. Koalitionsvereinbarung Brandenburg 
1999: Abschnitt 5.2). Seitdem gelang es der Landesregierung, einen Prozess der 
Straffung der Landesverwaltung zu initiieren, der bereits im Jahr 2001 zu einer 
Reduziemng der Anzahl unterer Landesbehörden in verschiedenen Geschäftsbe- 
reichen geführt hat.'®* Auch auf der Ebene der Landesoberbehörden setzte ein 
Prozess ein, in dessen Folge die Zusammenlegung oder die Umwandlung in 
Landesbetriebe zu einer Reduzierung der Behörden fiihrte.'®’ 

In Kontext dieser Konsolidierung der Verwaltungsstrukturen rückte auch 
die Frage des institutioneilen Aufbaus des Landes wieder stärker in den Vorder- 
grund. Neben der Grundorientierung an der Vorstellimg der „echten Zweistufig- 
keit“ spielt die Bildung sog. „Verwaltungsregionen“ eine wichtige Rolle (West- 
phal 2001). Das von der Landesregierung im Juli 2001 vom Kabinett beschlos- 
sene Konzept sieht die Bildung von sechs Verwaltungsregionen im Land vor (bei 
insgesamt 14 Landkreisen und vier kreisfreien Städten), an denen der bislang 



106 Dies gilt vor allem für den „inneren Verflechtungsraum“, d.h. das Berliner Umland. Im „äuße- 
ren Entwicklungsraum“ sollte angesichts der dünnen Besiedlung das reformierte Amtsmodell 
zum Tragen kommen. Wichtiges Element ist zudem die Neufassung der „Ortschaftsverfas- 
sung“, die den ehemals selbständigen Teilen von Einheitsgemeinden begrenzte Selbstverwal- 
tungskompetenzen überträgt. 

107 Gesetz zur Reform der Gemeindestruktur und zur Stärkung der Verwaltungskraft der Gemein- 
den vom 13. März 2001 (GVBl. 1/01 S. 30-38). 

108 Wichtige (teilweise umgesetzte, z.T. beschlossene) Beispiele sind: Reduzierung der Forstämter 
(von 18 auf 10) und der Schulämter (von 18 auf 6), Zusammenlegung von Finanzämtern, Fusi- 
on der beiden Bergämter mit dem Oberbergamt zu einem Landesbergamt, Eingliederung von 
fünf Eichämtern in das Landesamt für Mess- und Eichwesen (vgl. Land Brandenburg 2001). 
Zu erwähnen ist auch die umfassende Neuordnung der Polizeidirektionen. 

109 Wichtige Beispiele sind die Umwandlung des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik 
(LDS) (zum 01.01.01 umgesetzt), des Materialprüfungsamts und des Landesvermessungsamts 
(geplant) in Landesbetriebe sowie die Bündelung der Zuständigkeiten im Verbraucherschutz in 
einem Landesamt für Verbraucherschutz und Landwirtschaft (vgl. Land Brandenburg 2001). 
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sehr disparate Zuschnitt der „sonstigen unteren Landesbehörden“ nach § 7 Abs. 
3 des Brandenburgischen Landesorganisationsgesetzes zukünftig ausgerichtet 
werden soll. Dem Grundsatz der Einräimiigkeit der Verwaltung folgend, geht es 
darum, nachgeordnete Sonderbehörden des Landes entlang gemeinsamer räumli- 
cher Zuständigkeitsbereiche (den Verwaltungsregionen) zu organisieren. Die 

Verwaltungsregionen fassen dabei mehrere Landkreise (und kreisfreie Städte) 
110 

zusammen. 

Obgleich von Seiten der kommunalen Spitzenverbände Bedenken geäußert 
wurden, dass mit der Bildung von Verwaltungsregionen auf „schleichenden 
Wegen“ eine staatliche Mittelinstanz institutionalisiert wird, richtet sich das 
Konzept aus Sicht der Landesregierung gerade auf die „Verschlankung“ der 
Behördenstrukturen und sieht auch eine weitere Übertragung von Landesaufga- 
ben auf die Kommunalebene im Rahmen der fortzusetzenden Funktionalreform 
vor (Westphal 2001: 545; Interview BBL3). Der Grundsatz der „Einräumigkeit 
der Verwaltung“ stand bei der Entwicklung des Vorhabens im Zentrum. Im Mai 
2004 wurde das Konzept der Verwaltungsregionen in das Landesorganisations- 
gesetz aufgenommen (§ 3 Abs. 3 LOG und Anlage dazu). 

Insgesamt ist die auf Makroebene ansetzende Verwaltungspolitik Branden- 
burgs in den 90er Jahren dinch die Gebietsreformen auf kommunaler Ebene und 
daran anknüpfende Reformen der Landesverwaltung geprägt. Obgleich der 
Grundsatz der Zweistufigkeit bereits am Begiim der administrativen Transforma- 
tion in Gesetzesform festgeschrieben wurde, ist die Dominanz dieses Struktur- 
modells als verwaltungspolitische Leitidee nicht ganz so deutlich ausgeprägt wie 
in Schleswig-Holstein. So spricht das Modell der „Verwaltungsregionen“ eher 
für die Tendenz, untere Landesbehörden auf Dauer iimerhalb der einzelnen Teil- 
regionen des Landes zu erhalten. Zugleich wurden jedoch die Bemühungen zur 
„Verschlankung“ des nachgeordneten Bereichs der Ministerien seit 1999 erheb- 
lich intensiviert. Trotz dieser neueren Entwicklung spielen die vertikalen Steue- 
rungsbeziehungen und die Steuerungsformen der Aufsichtsbehörden keine er- 
kennbare Rolle in der verwaltungspolitischen Diskussion um die Makro- 
Strukturen des Landes. Daher geht von den entsprechenden Politikansätzen auch 
kein Druck auf einen Wandel der Handlungsmuster aus. 



110 Unmittelbar betroffen sind folgende Ämter: Landesbauämter, Grundstücks- und Vermögen- 
sämter, staatliche Schulämter, Ämter für Soziales und Versorgung, Ämter für Arbeitsschutz 
und Sicherheitstechnik, Ämter für Immissionsschutz, Straßenbauämter, Ämter für Fluremeue- 
rung und ländliche Entwicklung. Mittelbar betroffen sind die Polizeipräsidien und die Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit, 
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4.2 Politik-Zyklen binnenadministrativer Verwaltungspolitik 

In diesem Abschnitt rückt die auf binnenadministrativer Ebene ansetzende Ver- 
waltungspolitik ins Zentrum. Vor dem Hintergrund des zu Grunde liegenden 
Interesses an Auswirkungen der Verwaltungspolitik auf vertikale Steuerungsbe- 
ziehungen im Allgemeinen und die Steuerungslogik der Kommunalaufsicht im 
Besonderen soll der Implementationsstand binnenadministrativer Reformen 
bilanziert werden. Dazu werden die Schwerpunkte der binnenadministrativen 
Reformpolitik im Hinblick auf ihre inhaltliche Ausrichtung sowie die Intensität 
und Breite ihrer Umsetzung seit Anfang der 90er Jahre im Ländervergleich ana- 
lysiert. Insbesondere geht es dabei um die Frage, ob sich eine auf der Verlautba- 
rungsebene einheitliche Orientierung an dem „Reformkanon“ des Neuen Steue- 
rungsmodells auch auf der Entscheidungs- und Implementationsebene wieder- 
findet und inwieweit es dabei zur Durchsetzung einer veränderten Steuerungslo- 
gik auf der binnenadministrativen Ebene kommt. 

Auf dieser verwaltungspolitischen Handlungsebene finden sich zentrale Un- 
terschiede zwischen den untersuchten westdeutschen und den ostdeutschen Län- 
dern. Während Anfang bis Mitte der 90er Jahre die verwaltimgspolitische Prob- 
lemwahmehmung in Sachsen-Anhalt und Brandenburg noch ganz wesentlich 
durch die Transformationssituation geprägt war und eine umfassende binnenad- 
ministrative Verwaltungsreform mit Bezug zu den Instrumenten des Public Ma- 
nagement nicht im Vordergrund stand, setzte in Schleswig-Holstein und Nieder- 
sachsen 1992 bzw. 1994 eine Phase der verwaltungspolitischen Programmbil- 
dung ein, die dem eigenen Anspmch nach auf eine umfassende Reform der bin- 
nenadministrativen Strukturen und Steuerungsinstrumente zielte. Im Folgenden 
werden zunächst die Verlaufsmuster in den beiden westdeutschen Ländern ge- 
schildert und anschließend die Ansätze in den zwei neuen Ländern aufgezeigt. 
Die Darstellung folgt einer Orientierung an (Teil-) Phasen des Policy-Cycle, 
wobei neben dem Agenda-Setting, den Programmbildungs- und Implementati- 
onsprozessen die dabei zentralen Akteure und die Entscheidungsstrukturen von 
Bedeutung sind. Eine Evaluation der Policy-Outputs oder gar -Impacts wird 
nicht vorgenommen. 



4.2.1 Politik-Zyklen binnenadministrativer Reformen in den westdeutschen 
Ländern 

Die Entwicklung der binnenadministrativen Verwaltungspolitik in Niedersach- 
sen und Schleswig-Holstein weist wesentliche Gemeinsamkeiten auf. So durch- 
liefen die Reformpolitiken in beiden Ländern zwei imterscheidbare Policy- 
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Zyklen mit ähnlichen Entwicklungslogiken. Die eingeleiteten Reformen zielen 
zwar auf die Durchsetzung einer veränderten, möglichst durch Management- und 
Wettbewerbsorientierung geprägten Steuerungslogik in der Landesverwaltung. 
In der ersten Phase der Verwaltungsreform ging es jedoch vorwiegend um ver- 
schiedene Formen der endogenen Verwaltungsvereinfachung und Entbürokrati- 
siemng. Diese Phase des Bürokratieabbaus - in einer Selbstdarstellung der nie- 
dersächsischen Landesregierung wird treffend von „Entrümpelungsarbeiten“ 
(Landesregierung Niedersachsen 1999: 2) gesprochen - prägte den Reformpro- 
zess zunächst stärker als die Ansätze zum Wandel der internen Steuerungsin- 
stmmente. Charakteristisch für diese erste Phase war die Etablierung von Ent- 
scheidungs- und Implementationsstrukturen innerhalb des politisch-administra- 
tiven Netzwerks. Der dominante Implementationsstil war in Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein trotz der z.T. radikalen Reformrhetorik durch ein inkremen- 
talistisches Vorgehen im Rahmen von Pilotprojekten mit einer ca. fünf Jahre 
andauernden Phase der Entwicklung, Erprobung und Auswertung betriebswirt- 
schaftlicher Instmmente geprägt. 

In der zweiten Phase, etwa seit 1997/98, steht die parallele Implementation 
eines Kerns neuer Steuemngsinstrumente auf den Ebenen Personal, Organisation 
und Finanzsteuerung im Vordergmnd. Diese Steuerungsinstrumente sollen im 
Rahmen eines „ganzheitlichen Ansatzes“ - die Reformrhetorik gleicht sich hier - 
positive Wechselwirkungen entfalten und so zur Durchsetzung einer neuen Steu- 
erungslogik fuhren. Die Implementation managementorientierter Steuerungsin- 
stmmente, wie Kosten- und Leistungsrechnung, wurde bislang aber erst in ein- 
zelnen Verwaltungsbereichen abgeschlossen. Diese Ansätze zur Implementation 
einer managementorientierten Steuerungslogik sind mit begrenzten Ausstrah- 
lungseffekten auf die vertikalen Steuerungsbeziehungen verbimden. 



Etablierung binnenadministrativer Reformen als Politilrfeld 

Der Verlauf der Initiativphase zur biimenadministrativen Reform weist in den 
beiden untersuchten westdeutschen Ländern zunächst erhebliche Unterschiede 
auf Die Verwaltungspolitik in Schleswig-Holstein hatte Anfang der 90er Jahre 
einen wichtigen Ausgangspunkt in einer politikfeldübergreifenden Modemisie- 
rungsstrategie der Landesregienmg, die bereits Ende der 80er Jahre von der Re- 
giemng Engholm eingeleitet wurde. Der Ministerpräsident richtete eine als 
„Denkfabrik“ bezeichnete Stabsstelle in der Staatskanzlei ein, deren Aufgabe es 
war, verwaltungs- und sozialwissenschaftliche Konzepte für die Landespolitik 
nutzbar zu machen. Vor diesem Hintergrund bestand in der Landesregierung eine 
vergleichsweise ausgeprägte Bereitschaft, die Anfang der 90er Jahre auf kom- 
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munaler Ebene verbreiteten Reformkonzepte des Neuen Steuerungsmodells für 
entsprechende Ansätze auf Landesebene nutzbar zu machen. 

Das bereits 1992 einsetzende Agenda-Setting war weniger als ein verwal- 
tungsintemer Prozess, sondern eher als eine gemeinsame Initiative der Landesre- 
giemng und anderer landespolitischer Akteure (Landtag, Landesrechnungshof, 
kommunale Spitzenverbände) angelegt. Insbesondere dem Schleswig-Holstei- 
nischen Landtag kam eine Schlüsselrolle zu, der bereits am Beginn des Policy- 
Zyklus mit dem Einsetzen einer Enquete-Kommission die Verwaltungspolitik zu 
einem wichtigen landespolitischen Thema machte und somit unterstützend auf 
die reformbereiten Akteure in der administrativen Arena wirkte. Der Landtag hat 
sich in einem Beschluss vom Januar 1996 die Empfehlungen der Enquete- 
Kommission zu eigen gemacht und damit der Landesregierung ein verwaltungs- 
politisches Reformprogramm ins „Pflichtenheft“ geschrieben. 

Die Programmbildung der Landesregierrmg zur Verwaltungsreform wurde 
in der Initiativphase 1992-93 von einer mit externen Sachverständigen besetzten 
Projektgmppe „Modernisierung des öffentlichen Sektors“ unterstützt, die bis 
zum Ende der 13. Wahlperiode tätig war. Die Koordination des Reformprozesses 
innerhalb der Landesregierung lag seit 1994 bei einem als „Stabsstelle Modemi- 
siemng der Verwaltung“ bezeichneten Gremium, das vom Chef der Staatskanzlei 
geleitet wurde und dem die Staatssekretäre des Innen- und Finanzressorts ange- 
hörten. Weitere Mitglieder waren eine Vertreterin des Frauenministeriums sowie 
Personal- und Schwerbehindertenvertreter, aber auch der Vizepräsident des Lan- 
desrechnungshofs und Gewerkschaftsvertreter. In der Staatskanzlei wurde zudem 
ein Referat „Modemisiemng der Verwaltung“ eingerichtet, das seitdem für die 
Koordination der ressortübergreifenden Reformprojekte zuständig war. Damit 
wurde nach einer eher breit angelegten Debatte in der Initiativphase ein verwal- 
tungsintemes Steuerungszentmm für den weiteren Prozess etabliert (vgl. Landes- 
regiemng Schleswig-Holstein 1999). 

Am Beginn des Reformprozesses in Niedersachsen stand ein Programm- 
entwurf der Landesregiemng, mit dem vor allem auf die alarmierende Entwick- 
lung im Bereich der Personalkosten reagiert wurde.'" Dieser Programmentwurf 
war dementsprechend durch den erhofften Beitrag einer Verwaltungsreform zur 
Lösung der Finanzproblematik gekennzeichnet. So formulierten die Akteure eine 



111 Niedersachsen hatte 1995 einen Personalkostenanteil am Landeshaushalt von 42,6%. Dieser 
Anteil wäre ohne Maßnahmen zur Personalkostenreduzierung bis zum Jahr 2020 auf 50% ge- 
stiegen, Der Haushalt 1995 wies für die niedersächsische Landesverwaltung 183.501 Stellen 
aus, die Anzahl der Beschäftigten (inkl. Teilzeitbeschäftigte) betrug ca. 220.000. Auf Grund 
der bevorstehenden Pensionswelle bei den Beamten werden sich die vom Land zu tragenden 
Versorgungskosten (Beamtenversorgung und Zusatzversorgung für Arbeitnehmer), die 1995 
mit 3,07 Milliarden DM bereits 7,8% des Gesamthaushalts ausmachten, bis zum Jahr 2020 fast 
verdoppeln (Landesregierung Niedersachsen 19%). 
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eindeutige Zielhierarchie, an deren Spitze die Kostensenkung und „Wirtschaft- 
lichkeit“ stand. Zugleich sollten aber auch die „Leistungsfähigkeit“ und die 
„Bürgerorientierung“ der Verwaltung gesteigert und die „Motivation der Mitar- 
beiter“ erhöht werden (Niedersächsische Staatskanzlei 1994). Während die auf 
Effektivitätssteigerung gerichteten Ziele der Verwaltungsreform zunächst nicht 
konkretisiert wurden, beschloss die Landesregierung im Hinblick auf die Perso- 
nalkostenreduzierung bereits 1994, bis 1998 etwa 6.500 Stellen abzubauen und 
damit ca. 400 Mio. DM Personalkosten einzusparen. 

Nach der Formulierung des Reformprogramms bestand auch in Niedersach- 
sen der nächste Schritt in dem Aufbau einer Entscheidungs- und Implementati- 
onsstruktur innerhalb der Landesregierung, wobei das Innenministerium, die 
Staatskanzlei und das Finanzministerium zentrale Rollen einnahmen. Diese drei 
Ressorts bildeten - unter Leitung des Innenministeriums - den Kabinettsaus- 
schuss, der alle Maßnahmen und Projekte der Verwaltungsreform koordinieren 
und als wesentliche Entscheidungsinstanz der Verwaltungsreform dienen sollte. 
Der Kabinettsausschuss wurde bis Februar 1 997 durch einen Sachverständigen- 
rat, bestehend aus acht Repräsentanten aus Wirtschaft, Wissenschaft, Medien 
und Verwaltungspraxis, beraten. Auf der Ebene darunter wurde der Staatssekre- 
tärsausschuss, bestehend aus Staatssekretären der Ressorts Inneres, Finanzen und 
Soziales, eingerichtet, der als Koordinierungsgremium zwischen den Ressorts 
der Landesregiemng sowie als Forum für Vertreter relevanter Interessenorgani- 
sationen fungierte - ÖTV, DAG, DBB sowie die kommunalen Spitzenverbände 
und die Bezirksregierungen waren mit je drei Vertretern beteiligt. Diese Aus- 
schüsse bildeten die Führungsebene der Verwaltungspolitik, sie wurden von 
einer vierzehnköpfigen Geschäftsstelle als Arbeitsebene imterstützt, die im feder- 
führenden Innenministerium angesiedelt war und insbesondere der Projektbeglei- 
tung und Koordination diente. In den einzelnen Ressorts wurden Reformbeauf- 
tragte eingesetzt, die sich in einem (ressortübergreifenden) Arbeitskreis zusam- 
menschlossen (vgl. Landesregierung Niedersachsen 1997, 1999). 

Hinsichtlich der inhaltlichen Programmatik der binnenadministrativen Re- 
formen bildete das auf der Kommunalebene zunehmend verbreitete Neue Steue- 
rungsmodell zwar auch für die verwaltungspolitischen Akteure in Schleswig- 
Holstein und Niedersachsen den zentralen programmatischen Bezugspunkt. Al- 
lerdings stand die Implementation entsprechender betriebswirtschaftlicher Steue- 
rungsinstmmente in der ersten Reformphase nicht im Vordergrund der materiel- 
len Ansätze. Vielmehr kristallisierten sich vier zentrale Handlungsbereiche bin- 
nenadministrativer Reformen heraus, von denen zwei (Aufgabenkritik und Straf- 
fung der Aufbauorganisation) stärker auf der Ebene binnenadministrativen 
Stmkturen (inklusive der Aufgaben) ansetzten und zwei weitere (betriebswirt- 
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schaftliche Steuerungsinstrumente und Personalentwicklung) sich im Wesentli- 
chen auf die Reform organisatorischer Prozesse und Regeln bezogen. 

Die Aufgabenkritik imd (interne) Dereguliemng bildeten dabei den Aus- 
gangs- und Schwerpunkt der materiellen Maßnahmen in dieser Phase (Nieder- 
sächsische Staatskanzlei 1994: 2). Das Ziel bestand darin, vor dem Hintergmnd 
des notwendigen Konsolidierungsbeitrags der Verwaltung, die Ministerien auf 
den Kembestand ihrer ministeriellen Aufgaben zu „verschlanken“. Als wesentli- 
che Instrumente hierfür galten, neben der Reduzierung von Aufgaben (Zweckkri- 
tik), der Abbau von Genehmigungsvorbehalten und die Überprüfung der Intensi- 
tät der Fachaufsicht gegenüber nachgeordneten Einrichtungen sowie die Verlage- 
rung von Aufgaben auf die nachgeordneten Bereiche. Auch die Verselbständi- 
gung nachgeordneter Bereiche und deren Überführung in alternative Rechtsfor- 
men bildete einen wichtigen Ansatzpunkt. Diese Maßnahmen der Entbürokrati- 
siemng waren zu diesem Zeitpunkt nicht mit einer Diskussion über alternative 
Kontrollformen in vertikalen Steuenmgsbeziehungen verbunden. 

Während in diesen beiden Handlungsfeldem bereits in der ersten Reform- 
phase substanzielle Maßnahmen vollzogen wurden,*'^ ging es im Hinblick auf 
die intraorganisatorischen Prozesse vorwiegend um die Konzipierung und Er- 
probung entsprechender Instmmente - imd (noch) nicht um deren Implementati- 
on auf breiter Ebene. Im Bereich der betriebswirtschaftlichen Steuemngsinstru- 
mente kam insbesondere der Kosten- und Leistungsrechnung (in Vorbereitung 
einer Budgetierung des Landeshaushalts) und der Personalkostenbudgetiemng 
eine wichtige Rolle zu. Diese Ansätze wurden, auf der Grundlage von Experi- 
mentierklauseln in der Landeshaushaltsordnung, in verschiedenen Pilotprojekten 
erprobt. Eine Besonderheit des Vorgehens in Schleswig-Holstein bestand darin, 
dass dieser Prozess von Beginn an nicht nur bei nachgeordneten Behörden,“^ 
sondern auch auf der Ministerialebene ansetzte. 

Zudem spielte die Förderung kommunaler Managementreformen in 
Schleswig-Holstein eine zentrale Rolle. Im Rahmen einer beim Innenministeri- 
um angesiedelten Projektgruppe wurden kommunale Modellprojekte aus Mitteln 
des Finanzausgleichs gefördert und dabei eine dauerhafte Kooperation sowohl 
der „Modellkommunen“ untereinander als auch im Verhältnis zum Innenministe- 



112 So reduzierte man in den Jahren 1995 bis 1998 den Personalbestand in der niedersächsischen 
Landesverwaltung um etwa 7.000 Stellen. In Schleswig-Holstein ging der Personalbestand in 
diesem Zeitraum um knapp 4.000 Stellen zurück, wobei von 1998 auf 1999 ein Rückgang um 
mehr als 8.000 Stellen ausgewiesen wird. Zwar ist dieser Rückgang auch auf Stellenstreichun- 
gen in der Landesverwaltung zurückzuftihren, der Löwenanteil resultiert jedoch aus der Ver- 
selbständigung von Krankenhäusern (vgl. Landesrechnungshof Schleswig-Holstein 1999: 58). 

113 Pilotprojekte woirden durchgeführt in der Gerichtsbarkeit, dem Landesarchiv, den Hochschu- 
len, dem Statistischen Landesamt, einem Internat und in der Forstverwaltung. 
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rium etabliert. '''' Auch die kommunalen Modellprojekte konzentrierten sich 
weitgehend auf die Entwicklung und Erprobimg einzelner betriebswirtschaftli- 
cher Steuemngsformen (vgl. KGSt 1999). Die Landesregierung hat in diesem 
Kontext den landesgesetzlichen Rahmen für kommunale Managementreformen 
geöffnet und zunächst (1994) eine Experimentierklausel in die Landeshaushalts- 
ordnung aufgenommen und diese in einem zweiten Schritt 1996 novelliert und 
dabei die Flexibilität im Haushaltsrecht (z.B. Ausweitung der Deckungsfähigkeit 
und Übertragbarkeit sowie und des Kreises kostenrechnender Einheiten) erhöht 
(vgl. Wienholtz 1999: 17). 

Eine Besonderheit der Verwaltungsreform in Niedersachsen bestand darin, 
dass bereits in der fnihen Phase seit 1994 die Organisationsentwicklung in den 
Landesbehörden über diese „harten“ betriebswirtschaftlichen Instrumente des 
Neuen Steuerungsmodells hinaus um ein Element des Qualitätsmanagement 
ergänzt wurde: Nach dem Vorbild privatwirtschaftlicher Unternehmen dient der 
„Kontinuierliche Verbesserungsprozess“ (KVP) dazu, in Qualitätszirkeln Mitar- 
beiterideen für eine Verbesserung von Aufbau- und Ablauforganisation zu nut- 
zen und diese für den Organisationswandel zu motivieren und an diesem aktiv zu 
beteiligen. Dabei spielte die Bezirksregierung Lüneburg eine hervorgehobene 
Rolle, die diesen Reformansatz in die landespolitische Arena trug und damit 
einen Beitrag zur Reform der binnenadministrativen Strukturen und Verfahren 
leisten wollte. Über die Eigeninitiative einzelner Bezirksregierungen hinaus 
waren die Mittelinstanzen von Begiim an im Rahmen der verschiedenen Pilot- 
projekte des Reformprogramms der Landesregierung beteiligt. Insbesondere die 
Entwicklung der Kosten- imd Leistungsrechnung wurde seit 1995 in zunächst 
einer Bezirksregierung (Weser-Ems) erprobt und diese Pilotprojekte in den Fol- 
gejahren auf weitere Bezirksregierungen ausgeweitet. 

Unter dem Stichwort Personalentwicklung werden in beiden Ländern ver- 
schiedene Maßnahmen zusammengefasst, die einerseits dazu dienen, den mit 
dem Prozess der aufbauorganisatorischen Straffung verbundenen Personalabbau 
sozialverträglich zu gestalten. Andererseits werden unter Personalentwicklimg 
Instrumente verstanden, die dazu dienen, die personellen Voraussetzungen für 
die angestrebten Innovationsprozesse auf Organisationsebene zu schaffen (Fort- 
bildungsmaßnahmen, Ansätze zur Reform der Beziehungen innerhalb der hierar- 
chischen Linienorganisation [Ziel Vereinbarungen, Mitarbeiter- Vorgesetzten- 
Gespräche] u.a.). 

Im Hinblick auf die Implementationsstile biimenadministrativer Reformen 
sind zunächst deutliche Unterschiede zwischen den beiden Ländern festzustellen, 
die vor allem auf die Rolle Schleswig-Holsteines als (einer der) Vorreiter imter 



114 Von 1993 bis 1999 wurden Pilotprojekte in insgesamt 26 Kommunen aus Mitteln aus dem 
Sonderbedarfsfond des kommunalen Finanzausgleichs mit ca. 10,4 Millionen DM gefördert. 
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den deutschen Ländern zurückzufuhren sind. Insbesondere zeichnete sich die 
erste Phase der Verwaltungsreform in Schleswig-Holstein durch die vergleichs- 
weise offene Debatte über Ziele, Entwicklungsrichtung und Realisierungsschritte 
einer „Modernisierung des öffentlichen Sektors“ aus. Dabei war eine frühzeitige 
und breite Beteiligung der Beschäftigten ein wesentliches Element der Imple- 
mentationsstrategie. Während die mit den gewerkschaftlichen Interessenvertre- 
tem im Dezember 1995 abgeschlossene ,>lodemisierungsvereinbarung“, in der 
Beteiligungsformen des Personals in Reformvorhaben und Beschäftigungsgaran- 
tien vereinbart wurden, zu den Standardverfahren der Verwaltungsreform in den 
deutschen Ländern gehört, stellte die offensive Entwicklung eines Leitbildes eine 
Besonderheit Schleswig-Holsteins dar - zumindest für die Zeit um die Mitte der 
90er Jahre. Die verwaltungspolitischen Akteure versuchten auf diese Weise, 
möglichst viele Beschäftigte „mit in das Boot“ der Reformpolitik zu bekommen, 
was vor allem für die Realisierung des Konzepts zur Aufgabenkritik von zentra- 
ler Bedeutung war. Das Leitbild enthält als Orientierungsrahmen für alle am 
Reformprozess Beteiligten allgemeine Ziele, Werte und Normen, nach denen die 
Mitarbeiter handeln und nach denen sich die Organisation entwickeln soll, und 
fungiert als Ausgangspunkt für „Tochterleitbilder“ der einzelnen Verwaltungsbe- 
reiche sowie als konzeptioneller Rahmen für die modellhafte Verbindung ver- 
schiedener Reformansätze in ausgewählten Behörden.”* 

In Niedersachsen nahm die breite Mitarbeiterbeteiligung und die Entwick- 
lung eines Leitbildes hingegen nicht diese hervorgehobene Rolle ein (aber auch 
in Niedersachsen wurde, bereits im März 1995, eine Vereinbarung mit den Be- 
schäftigtenvertretem zur sozialverträglichen Gestaltung des Reformprozesses 
und insbesondere des Personalabbaus getroffen). Ausgehend von den „harten“ 
finanzpolitischen Zielen und vor dem Hintergnmd Mitte der 90er Jahre bereits 
vorliegender Erfahrungen mit binnenadministrativen Reformprogrammen in 
anderen Ländern und auf der Kommunalebene, verzichtete man auf eine umfas- 
sende konzeptionelle Vorbereitung des Reformprozesses. 

Zwar winde in Abgrenzung von den inkrementalistischen Verwaltungsre- 
formen der 70er und 80er Jahre die Dringlichkeit einer raschen und umfassenden 
„Modernisierung der Landes Verwaltung“ betont (Niedersächsische Staatskanzlei 
1994: 1). Zugleich favorisierte man jedoch ein kleinteilig-projektartiges Vorge- 
hen gegenüber der Formulierung eines implementationsreifen Masterplans. Der 
Implementationsstil lässt sich als beschleunigte Variante des verwaltungspoliti- 
schen Inkrementalismus beschreiben. Dieses Vorgehen ist durch die Kombinati- 
on einer Vielzahl von Reformprojekten in einzelnen Behörden des Landes mit 
gleichzeitiger Konzeptentwicklung gekennzeichnet, wobei neu entwickelte Kon- 



115 In den auf Fachebene geführten Interviews wurde allerdings auch Skepsis gegenüber dem 
Leitbild geäußert. 
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zepte zunächst in Pilotprojekten erprobt werden sollten, bevor über eine flächen- 
deckende Einführung entschieden wird. Dem Neuen Steuerungsmodell wurde 
dabei ein integratives Potenzial für die Einbindung der einzelnen Reformmaß- 
nahmen in eine gemeinsame Entwicklimgsrichtung zugeschrieben - daher ver- 
zichtete man auch auf die zeitaufwändige Entwicklung eines gemeinsamen Leit- 
bildes, dem sich die verschiedenen Reformprojekte verschreiben. 

Besteht in der unterschiedlichen Rolle von Leitbildern demnach ein wesent- 
licher Unterschied zwischen Niedersachsen und Schleswig-Holstein, so gleicht 
sich die Implementationsstrategie im Hinblick auf die Umsetzung substanzieller 
Maßnahmen wiederum. Auch in Schleswig-Holstein folgte die Landesregierung 
einer Inplementationsstrategie, die auf die Konzipiemng und Erprobung von 
Reformansätzen in einzelnen Verwaltungsbereichen zielte, um in einem zweiten 
Schritt über eine mögliche Einfühmng der erprobten Instrumente in der gesam- 
ten Landesverwaltung zu entscheiden. Dem folgend initiierte die Projektgruppe 
„Modernisierung des öffentlichen Sektors“ für jedes Ressort mindestens ein 
Modellprojekt. In beiden Ländern wurden zahlreiche Pilotprojekte durchge- 
führt"* und deren Ergebnisse im Hinblick auf eine Übertragung auf die gesamte 
Landesverwaltung bewertet.'" 

Diese administrative und politische Evaluation"® des bisherigen Reform- 
prozesses bildete die Grundlage für die Re-Formulierung der verwaltungspoliti- 
schen Programmatik. Dabei ging es weniger um eine „rationale“ Evaluation der 
bisherigen Verwaltungspolitik (etwa nach Kosten-Nutzen-Kriterien),"® sondern 
die mikropolitische „Vermarktung“ bisheriger Reformansätze und das Einleiten 
einer neuen Phase in der Reformpolitik, in der die Veränderungsprozesse verste- 
tigt und verbreitert werden sollten. Bis dahin gingen von den binnenadministrati- 



116 ln Niedersachsen wurden von 1994 bis 1996 ca. 55 Reformprojekte mit 20 Unterprojekten 
formell durch Kabinettsbeschluss oder andere Gremien der Verwaltungsreform beschlossen. 

1 1 7 Die Landesregierung Schleswig-Holstein hat durch sog. „Eckwerteentscheidungen“ die Ergeb- 
nisse von Modellprojekten in die Programmatik für die gesamte Landesverwaltung aufgenom- 
men: „Eckwerte für eine Flexibilisierung des staatlichen Haushaltsrechts in Schleswig- 
Holstein“ vom 28. März 1995, „Organisationseckwerte für die Neufassung der GGO“ vom 25. 
September 1995, „Eckwerte für eine moderne Personalwirtschaft“ vom 10. September 1996 
(Schleswig- Holsteinischer Landtag 1997; Landesregierung Schleswig-Holstein 1999). 

1 18 Gemeint ist einerseits die Analyse der Pilotprojekte durch administrative Einheiten (Stabsstel- 
len, Projektgruppen) sowie andererseits die damit verbundene Bewertung der erzielten Ergeb- 
nisse durch die Landesregierung nach politischen Kriterien - und nicht die Evaluierung nach 
wissenschaftlichen Standards. Zu dieser Unterscheidung unterschiedlicher Evaluationsformen 
vgl. Howlett/Ramesh (1995: 168f. u.l74). 

119 Aus dem organisationssoziologischen Institutionalismus ist bekannt, dass reformpolitische 
Akteure kaum ein vitales Interesse an einer ergebnisoffenen Evaluation der Ergebnisse und 
Wirkungen von Reformen haben (vgl. z.B. Brunsson/Olsen 1993). 
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ven Verwaltungsreformen kaum Impulse in Richtung einer Erweiterung oder 
Neuausrichtung der Kontrollformen in vertikalen Steuerungsbeziehimgen aus. 



Implementation der Kernelemente managementorientierter Steuerung 

Wenngleich die Ansätze des endogenen Bürokratieabbaus fortgesetzt wurden, 
verschob sich der Fokus in dieser verwaltungspolitischen Phase zunehmend auf 
die Implementation einer neuen Steuerungslogik mit Hilfe verschiedener Mana- 
gementinstrumente. Die verwaltungspolitischen Akteure selbst sehen den we- 
sentlichen Unterschied zur vorherigen Phase darin, dass die konzertierte Einfüh- 
rung verschiedener betriebswirtschaftlicher Ansätze zur Durchsetzung einer 
management- und ergebnisorientierten Steuerungslogik in der Landesverwaltung 
fuhren würde. In beiden Ländern wird in diesem Zusammenhang von einem 
„ganzheitlichen Ansatz“ der binnenadministrativen Verwaltungsreform gespro- 
chen (Landesregierung Schleswig-Holstein 1999; Niedersächsische Staatskanzlei 
1999b). Darunter verstehen die Akteure einerseits die Ablösimg des Vorgehens 
in Pilotprojekten und andererseits die Kombination von Reformansätzen auf der 
Ebene der Organisationsstrukturen, der Haushaltswirtschaft und des Personalbe- 
reichs. 

Während in diesem Prozess eine Konzentration auf Keminstrumente des 
Public Management, die in der gesamten Landesverwaltung eingefuhrt werden 
sollen, zu beobachten ist, findet zugleich eine Weiterentwicklung der Reforman- 
sätze statt. Dies betrifft zum einen die Methoden der Organisationsentwicklung 
und zum anderen die Kombination der Standardinstrumente des Neuen Steue- 
rungsmodells mit weitergehenden Formen eines Public Management (insbeson- 
dere Qualitätsmanagement, Benchmarking). Hierbei kommt erneut die Strategie 
der Erprobung neuer Instrumente und Organisationsformen in Pilotprojekten zm 
Anwendung. Mit der Verschiebung des Schwerpunkts binnenadministrativer 
Reformen auf die Implementation einer neuen Steuemngslogik sind verstärkte 
Impulse für die interorganisatorischen Steuerungsbeziehungen, auch auf das 
Verhältnis von Landes- und Kommunalebene, verbunden. Allerdings handelt es 
sich dabei kaum um konkrete oder umfassende Vorgaben zur Implementation 
neuer Kontrollformen in vertikalen Steuerungsbeziehungen, sondern eher um die 
unspezifische Aufwertung managementorientierter Steuerungsinstrumente und 
die damit verbundene Abwertung hierarchischer Kontrollformen. 

In Niedersachsen leitete die Landesregierung Ende 1997 mit einer Zwi- 
schenbilanz (vgl. Landesregierung Niedersachsen 1997) die zweite Phase der 
binnenadministrativen Verwaltungspolitik ein. Dabei bestand auf der Zielebene 
weitgehende Kontinuität - manifestiert vor allem in der Planung, bis zum Jahr 
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2003 weitere 5.000 Stellen abzubauen. Ein Jahr später wurde die Anzahl der 
abzubauenden Stellen auf 5.527 erhöht und entsprechend zwischen den Ressorts 
aufgeteilt (Landesregierung Niedersachsen 1998). Zugleich kündigte man - 
symbolisiert in der Umwidmung der verwaltungspolitischen Programmatik in 
„Staatsmodemisierung“ - die Intensivierung der Bimienmodemisiemng an. Da- 
bei konnte sich die Landesregierung auf eine erhöhte Aufmerksamkeit in der 
landespolitischen Arena für das Thema stützen. Zunächst bildete sich ein Unter- 
ausschuss des Landtags-Innenausschusses. Ab dem 30. März 1998 begleitete ein 
selbständiger Ausschuss für „Verwaltungsreform und öffentliches Dienstrecht“ 
den Reformprozess. Der Landtag als Ganzes hat in zahlreichen Beschlüssen die 
Landesregierung in ihren Reformbemühimgen unterstützt bzw. weitergehendere 
Schritte gefordert, insbesondere in dem Beschluss vom Januar 1 999 zum „Fort- 
gang der Verwaltungsreform“ (Niedersächsischer Landtag 1999a). 

Innerhalb der Landesregierung ging die Gesamtsteuerung der Verwaltungs- 
politik im Januar 1999 vom Kabinettsausschuss imter Federführung des Iimen- 
ministers zur Staatskanzlei über, wo ein Beauftragter für Staatsmodemisierung 
mit einem Stab von zehn Mitarbeitern eingerichtet wurde. Unter Leitung des 
Chefs der Staatskanzlei war zudem ein Lenkungskreis zur Steuerang des Ge- 
samtprozesses auf Staatssekretärsebene zuständig (Staatssekretäre Innen- 
ministerium, Finanzministerium und Ministerium für Frauen, Arbeit und Sozia- 
les, Beauftragter für Staatsmodemisierung). Drei neu eingerichtete Arbeitskreise 
sollten der Einbindung relevanter Interessengmppen und der kommunalen Ebene 
dienen.'^® 

Allerdings blieb die praktische Bedeutung dieser Gremien weit hinter den 
Ankündigungen zurück - was damit zusammenhängt, dass es in Niedersachsen 
nach einer kurzen Phase deutlich erhöhter Aufmerksamkeit für die Verwaltungs- 
politik zu einer „Normalisierung“ und damit auch zu einer Routinisierung der 
Reform kam. Deutliches Zeichen dafür ist, dass die zunächst beim „Beauftragten 
für Staatsmodemisiemng“ in der Staatskanzlei zentralisierten Zuständigkeiten 
für die Verwaltungsmodemisiemng Anfang 2001 wieder weitgehend auf das 
Innenministerium zurück übertragen wurden. Die Staatskanzlei behielt sich zwar 
die „politische Steuemng des Gesamtprozesses“ und die Durchfühmng der soge- 
nannten „Diskursprojekte“ vor; insgesamt hat die Regiemngsspitze ihr Enga- 
gement aber deutlich ziuückgenommen. 



120 Der „Steuerungskreis Verwaltungsreform“ diente zur Beteiligung der Gewerkschaften und 
Berufsverbände. Vertreter der Wirtschaft haben ebenso ein separates Forum („Arbeitskreis 
Wirtschaft“) wie die kommunalen Ebene, deren Spitzenverbände mit Vertretern des Innenmi- 
nisteriums den „Arbeitskreis Land/Kommune“ bilden. 

121 Hierbei versuchte man, im Rahmen einzelner „Diskurse“ auf kommunaler Ebene mit interes- 
sierten Bürgern in einzelnen Themenbereichen über die Möglichkeiten der Übertragung staatli- 
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In Schleswig-Holstein wurden die Implementationsstrukturen hingegen 
nicht wesentlich verändert. So setzte die „Stabsstelle Modernisierung der Ver- 
waltung“ ebenso ihre Koordinations- und Leitungsfunktion fort wie das „Moder- 
nisierungsreferat“ in der Staatskanzlei als wesentliche Arbeitseinheit der Ent- 
wicklimg, Verbreitung und Vermittlung von Reformkonzepten. Im Unterschied 
zur breiten Beteiligung externen Sachverstandes und der aktivierenden Rolle des 
Landtages in der Initiativphase ist die zweite Phase ebenfalls eher durch die 
Routinisierung der binnenadministrativen Verwaltungspolitik in der administra- 
tiven Arena gekemizeichnet. Dies wird u.a. an der Einrichtung jährlicher Ge- 
schäftsberichte der Ressorts zur Verwaltungsmodemisierung deutlich. In diesen 
erstmals im Jahr 2000 aufgelegten Geschäftsberichten bilanzieren die Ressorts 
die Reformprojekte und geben damit Anstöße für Steuerungsimpulse der Regie- 
rungszentrale (Landesregierung Schleswig-Holstein 2000, 2001). 

Die in dieser Phase entwickelten verwaltungspolitischen Programme beider 
Länder weisen einerseits einen breiten Bereich ähnlicher Reformstrategien auf 
Andererseits finden sich unterschiedliche Schwerpunktsetzungen vor allem bei 
der Weiterentwicklung der Standardinstrumente des Neuen Steuerungsmodells. 
In Schleswig-Holstein standen zunächst die intensive Fortsetzung der Aufgaben- 
kritik und die daran anknüpfende Reorganisation der Binnenstrukturen der Lan- 
desbehörden im Vordergmnd (vgl. zu dem Folgenden Schleswig-Holsteinischer 
Landtag 1997; Landesregierung Schleswig-Holstein 1999). Nachdem seit 1995 
zunächst zwei Pilotprojekte auf Ministerialebene und eins im nachgeordneten 
Bereich (Finanzämter) durchgefuhrt wurden, leitete man im August 1996 - im 
Übergang zur zweiten Phase der Verwaltungsreform - eine „flächendeckende 
Aktion“ zai Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik ein, die bis Juni 1997 alle 
obersten Landesbehörden einschloss und von Oktober 1997 bis Juni 2000 den 
gesamten Bereich der nachgeordneten Behörden betraf Im Ergebnis des in 
Schleswig-Holstein praktizierten Verfahrens der Aufgabenkritik, das alle Mit- 
arbeiter der jeweils analysierten Verwaltungseinheit in eine Projektorganisation 
einband und in dem durch die Mitarbeiter Vorschläge zur Reduzierung oder 
Reorganisation der Aufgabenwahmehmung entwickelt wurden, standen für den 
Bereich der Ministerialverwaltung aimährend 10.000 Vorschläge zur Prüfung an. 

Die Aufgabenkritik stellte in der zweiten Hälfte der 90er Jahre das zentrale 
Reformprojekt der Schleswig-Holsteinischen Landesregierung dar und bildete 
die Grundlage für darauf folgende Reorganisationen der Landesverwaltung. 
Manifestiert wurden die neuen Organisationsstrukturen in der 1998 in Kraft 



eher Aufgaben auf den zivilgesellschaftlichen Sektor zu diskutieren. Verwaltungspolitisch 
blieben diese Diskursprojekte jedoch offensichtlich folgenlos. 

122 Dieses Verfahren wurde 1998 im Rahmen des Qualitätswettbewerbs der Hochschule für Ver- 
waltungswissenschaften in Speyer mit dem „Speyerer Projektpreis“ ausgezeichnet. 
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getretenen neuen „Gemeinsamen GescMftsordnung für die Ministerien des Lan- 
des Schleswig-Holstein (GGO)“. Um das Ziel eines Abbaus kleinteilig-hierar- 
chischer Organisationsstrukturen zu realisieren, wurden in der GGO Mindest- 
größen für Abteilungen und Referate festgelegt, die bis Ende 1999 durch die 
Ministerien und die Staatskanzlei umgesetzt wurden. Die Anzahl der Ende 1997 
vorhandenen Stabsstellen ist von 21 auf 15 (-28,57 %), die der Abteilungen von 
54 auf 46 (-14,8 %) und die der Referate von 419 auf 243 (-42 %) reduziert wor- 
den. Als bedeutsam wird in der Einschätzung der Landesregierung auch die Ver- 
änderung in der Arbeitsorganisation genannt. Insbesondere wurden die Kompe- 
tenzen der Sachbearbeiterebene gestärkt. 

Während der methodisch anspruchsvollen und administrativ aufwändigen 
flächendeckenden Durchführung der Aufgabenkritik - auf der Ministerialebene 
zwischen 1997 und 1998 - stand die Implementation neuer Steuerungsinstru- 
mente auf breiter Ebene noch nicht im Vordergmnd. Zum Ende der 90er Jahre 
rückten die betriebswirtschaftlichen Steuenmgsinstrumente daim ins Zentrum der 
Verwaltungsreform, und ihre schrittweise Implementation iimerhalb der Landes- 
verwaltung wurde in Angriff genommen. Nachdem zunächst die Budgetierung 
der Personalkosten 1998 eingeführt wurde, stand in der Folgezeit die Einführung 
kon^jlexerer Steuerungsinstrumente des Public Management auf Grundlage der 
vor allem im Rahmen des Pilotprojekts in der Staatskanzlei gesammelten Erfah- 
rungen auf der Tagesordnung. Bis zum Jahr 2005 sollten die Kosten- und Leis- 
tungsrechnung, die outputorientierte Budgetierung und ein Controlling-System 
als wesentliche Elemente betriebswirtschaftlicher Steuerung in grundsätzlich 
allen Bereichen der Landesverwaltung eingeführt werden - wobei die KLR als 
Grundlage für die weiteren Instrumente bis zum Jahr 2003 flächendeckend ein- 
geführt werden sollte (Interview SHLI). Bis zum März 2000 wurde die KLR 
zunächst in ausgewählten Pilotbereichen, seit Oktober 2000 in weiteren Pilotbe- 
reichen und ab Oktober 2001 in allen übrigen Landesbehörden schrittweise iiiqj- 
lementiert. 

Ende 1999 begann die Landesregierung Schleswig-Holsteins mit Pilotpro- 
jekten zu neuen Verfahren der Haushaltsaufstellung, die sich an Konzepten der 
outputorientierten Budgetierung orientieren. Im Kern zielt das Konzept auf eine 
an der Idee des Kontraktmanagements orientierte Steuerungsbeziehimg zwischen 
Landesparlament und -Verwaltung bzw. der Landesregierung und den nachge- 
ordneten Bereichen. Zwischen den Institutionen sollen „Festlegimgen“ verein- 
bart werden, die als zusätzliche Erläuterungen über Inhalte und Qualitätsstan- 
dards für die zu erbringenden Leistungen und die dafür zur Verfügung gestellten 
Haushaltsmittel eine Steuerung des Gesetzgebers über den Haushalt ermögli- 
chen. Dies entspricht der Forderung des Parlaments, für alle künftig zu budgetie- 
renden Verwaltimgsbereiche Zielvereinbarungen abzuschließen (Schleswig- 
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Holsteinischer Landtag 1998). In die traditionellen Strukturen des Haushalts - 
rechtlich vorgegebene Systematik, Ressortprinzip - greift die Budgetierung je- 
doch nicht ein. Obgleich zunächst eine rasche Ausweitung der im September 
1999 beschlossenen Konzeption vorgesehen war, gelang es bislang nicht, über 
einzelne Experimente außerhalb der Ministerialverwaltung hinauszukommen. 

Insgesamt ist im Zuge der breiteren Implementation neuer Steuerungsin- 
strumente eine Verlangsamung des Reformprozesses zu verzeichnen. So wird die 
Realisierung einer outputorientierten Budgetierung zunehmend in die Zukunft 
verschoben. Ursprüngliche Planungen, bereits den Haushalt des Jahres 2002 als 
produktorientierter Haushalt mit der Definition der strategischen Ziele der ein- 
zelnen Geschäftsbereiche sowie einem System produktorientierter Kennzahlen 
aufzustellen, konnten bis zum Ende des Untersuchungszeitraumes (Frühjahr 
2002) nicht realisiert werden imd wurden zeitlich gestreckt. Zielvereinbamngen 
zwischen den Ressortchefs und den Abteilungsleitern sowie zwischen Abtei- 
lungs- und Referatsleitem wurden in einzelnen Ressorts (insbesondere Staats- 
kanzlei) erprobt imd sollten in den nächsten Jahren horizontal auf weitere Ge- 
schäftsbereiche und vertikal auf die Beziehung zwischen obersten Landesbehör- 
den und den nachgeordneten Einrichtungen ausgedehnt werden. Allerdings 
nimmt auch in diesem Bereich die Veränderungsgeschwindigkeit eher ab, und 
der Anwendungsbereich von Zielvereinbarungen konzentriert sich weitgehend 
auf den intraorganisatorischen Bereich. 

Diese Entwicklung der binnenadministrativen Reformpolitik in Schleswig- 
Holstein hat zu einer breiteren Diskussion über Anwendungsmöglichkeiten von 
Managementinstrumenten in vertikalen Steuemngsbeziehungen geführt. Füh- 
rungskräfte des Iimenministeriums setzten sich insbesondere mit der Möglichkeit 
auseinander, die Idee des Kontraktmanagements auf die Beziehung zwischen 
Landes- und Kommunalbehörden zu übertragen (Wienholtz 1999). Allerdings 
würden nach verbreiteter Auffassung Steuemngs formen im Sinne eines strategi- 
schen und operativen Controllings bereits praktiziert werden, so dass hinsichtlich 
der Steuerungsformen der Kommunalaufsicht kein akuter Reformbedarf erkannt 
wird (ebd.; Interview SHL2). 

Auch in Niedersachsen ging es in der zweiten Reformphase um eine flä- 
chendeckende Implementation der zuvor erprobten Instrumente. Dabei wurde 
mit dem Jahr 2005 der gleiche Zeitraum für die Einführung des Kembereichs 
betriebswirtschaftlicher Instmmente ins Auge gefasst wie in Schleswig- 
Holstein.'^^ Ein Kabinettsbeschluss vom 6. November 1998 definiert den zeitli- 
chen und finanziellen Rahmen für die Einführung der KLR. Auch in Niedersach- 



123 Nachdem man 1997 noch das Jahr 2002 als Datum für die flächendeckende Einführung be- 
triebswirtschaftlicher Steuerungsinstrumente nannte, wurde der Zeitplan bis zum Jahr 2005 ge- 
streckt. 
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sen konnten die Planungen, im Jahr 2002 den Haushalt in wesentlichen Teilen 
mit Elementen der Kosten- und Leistungsrechnungen abzubilden, nicht umge- 
setzt werden. Der Planungsstand Anfang 2002 sieht eine flächendeckende 
Implementation der KLR sowie damit verbundener Controlling- und Budgetie- 
rungsverfahren bis 2006 vor. 

Während eine Aufgabenkritik und die Straffung der Organisationsstrukturen 
zwar ebenfalls wichtige Elemente des Reformprogramms darstellten, lag darin 
nicht im gleichen Maße einen Schwerpunkt wie in Schleswig-Holstein. Dies gilt 
insbesondere im Hinblick auf die Mitarbeiterbeteiligung, die in dieser intensiven 
Form nur in Schleswig-Holstein zu beobachten ist. Das Niedersächsische Kon- 
zept der „Ständigen Aufgabenkritik“ organisierte den Prozess im Rahmen einer 
interministeriellen Projektgruppe. Als Weiterentwicklung der einzelnen Maß- 
nahmen der Aufgabenkritik erprobte man - neben repräsentativen Mitarbeiterbe- 
ffagungen - das Instrument „Benchmarking“ als Ansatzpunkt für eine Reform 
der Organisationsstrukturen und Arbeitsabläufe in der Landesverwaltung. Hierzu 
wurden erste Pilotprojekte im Bereich der Straßenbauverwaltung, der Landesso- 
zialverwaltung und auch der Personalverwaltung als Querschnittsbereich durch- 
gefiihrt (vgl. Niedersächsische Staatskanzlei/Niedersächsisches Innenministeri- 
um 2000). 

An diese Erfahrungen anknüpfend, wurde seit Ende der 90er Jahre verstärkt 
über Möglichkeiten diskutiert, auf der Grundlage betriebswirtschaftlicher Steue- 
rungsinstmmente einen Kosten- und Leistungsvergleich als Wettbewerbssurrogat 
zwischen Behörden zu institutionalisieren (Niedersächsische Staatskanzlei 
1999a). Da hinsichtlich des Aufgabenbestandes und der Größe zwischen den 
Bezirksregierungen gute Vergleichsmöglichkeiten bestehen, zielten diese Über- 
legungen vor allem auf die staatliche Mittelinstanz. Neben derartigen Ansätzen 
eines Leistungsvergleichs wurde im Jahr 2000 erstmals ein Wettbewerb um er- 
folgreiche Reformprojekte („Innovative Behörde“) ausgeschrieben. Die ver- 
gleichsweise prominente Rolle dieser wettbewerbsorientierten Steuerungsin- 
strumente in der binnenadministrativen Reformpolitik führte dazu, dass entspre- 
chende Benchmarkingansätze auch als Konzept zur Erweiterung von Kontroll- 
formen und Steuerungsinstrumenten in interorganisatorischen Beziehungen dis- 
kutiert wurden. Dies gilt nicht nur für die Steuerung der Bezirksregierungen 
(durch die Ministerialverwaltung oder als Form der Selbststeuerung durch 
Benchmarking), sondern auch für das Verhältnis zur kommimalen Ebene. Aller- 
dings ist diese Entwicklung auch in Niedersachsen weitgehend auf der Ebene der 
Diskussion über Handlungsmöglichkeiten stehen geblieben. 

Neben diesen Ansätzen zur Einführung von Wettbewerbsinstmmenten rück- 
te das Kontraktmanagement als Reformkonzept in den Vordergmnd. Dabei ge- 
waim zum Ende der 90er Jahre die Idee an Bedeutung, die Steuenmgsbeziehung 
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zwischen den Bezirksregierungen und der Ministerialverwaltung durch Zielver- 
einbarungen zu reformieren. So sollten nach einem Beschluss der Landesregie- 
rung zur Reform der Bezirksregierungen (Niedersächsische Staatskanzlei 1997: 
1) Zielvereinbarungen zwischen obersten Landesbehörden mit den Bezirksregie- 
rungen über Inhalt, Ziele und Intensität der von den Bezirksregierungen zu erle- 
digenden Aufgaben, über die dafür notwendigen Ressourcen und über das Ver- 
fahren zur Steuerung und Kontrolle der Zielvereinbarungen abgeschlossen wer- 
den. Im Rahmen eines derartigen Kontraktmanagements erledigen die Bezirksre- 
gierungen „auf der Grundlage der Zielvereinbarungen die übertragenen Aufga- 
ben eigenverantwortlich“ (ebd.: 1). Diese Ansätze zur Reform der vertikalen 
Steuerungsbeziehungen wurden zimächst - nach eigener Einschätzung der Lan- 
desregierung - jedoch nur teilweise umgesetzt. 

„Die in den bisherigen Reformbestrebungen angelegte Arbeitsteilung zwischen Mi- 
nisterien und Mittelbehörden im Sinne strategischer Steuerung konnte bislang nur 
teilweise in die Praxis umgesetzt werden. Die Mittelinstanz stellt sich im Ergebnis 
als überwiegend reagierende Vollzugsbehörde dar“ (Niedersächsischer Landtag 
2001 ). 

Die Lande sregienmg setzte entsprechende Leitideen Anfang 2001, mit der For- 
mulierung eines „Regionalmanagements“ als Reformkonzept der Mittelinstanz 
(siehe oben, 4.1.1), erneut auf die Tagesordnung. Die Rolle von Zielvereinba- 
rungen wurde darin konkretisiert und im Rahmen der Pilotprojekte zum „Regio- 
nalmanagement“ erprobt. Zielvereinbarungen galten als Instrument, um den 
Bezirksregierungen Handlimgsspielraum für eine stärkere ergebnis- und kunden- 
orientierte Aufgabenwahmehmung zu eröffnen. „Gleichzeitig öffnen sie den 
Weg weg von der traditionellen hierarchischen Kontrolle hin zu einem koopera- 
tiven Verwaltungshandeln im Biimenverhältnis“ (Niedersächsischer Landtag 
2001: 14). Die Zielvereinbarungen sollten neben den Zieldefinitionen, die Res- 
sourcenbereitstellung (aufgabenbezogene Budgetierung) hierfür, den Zeitrahmen 
und die Vorgaben für ein Berichtswesen (als Grundlage für ein Controlling) 
umfassen. 

Als Voraussetzung für die Institutionalisierung eines Kontraktmanagements 
gelten die z.T. bereits implementierten Instrumente Kosten- und Leistungsrech- 
nung, Budgetierung und das darauf aufbauende Berichts wesen (vgl. ebd.). Im 
Rahmen der zwölf Pilotprojekte zum Regionalmanagement wurden Zielverein- 
barungen zwischen Ministerien und den Bezirksregierungen abgeschlossen. 
Allerdings handelt es sich bei diesen Zielvereinbarungen eher um Absprachen zu 
projektorientierter Zusammenarbeit in den ausgewählten Handlungsfeldem. Mit 
den Zielvereinbarungen wird die Kooperation zwischen den beteiligten Organi- 
sationen geregelt, jedoch keine neue Form der vertikalen Steuerung/Kontrolle 
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institutionalisiert. Die Struktur der Aufsichtsbeziehungen zwischen den Fachmi- 
nisterien und den Bezirksregierungen sowie den kommunalen Behörden wird 
durch das Regionalmanagement nicht verändert. 

Gleichwohl werden durch die Zielsetzungen des Regionalmanagements, das 
vor allem auf die Stärkung der Vermittlungsfunktion der Mittelinstanz gerichtet 
ist, kooperative Interaktionsformen in den vertikalen Steuemngsbeziehungen 
aufgewertet und gefordert. Managementorientierte Steuemngsinstrumente spiel- 
ten zwar in der Programmformuliemng des Regionalmanagements eine wichtige 
Rolle, verloren im Zuge der Programmkonkretisiemng und -implementation 
jedoch an Bedeutung. 

Resümierend ist festzuhalten, dass es sich bei den binnenadministrativen 
Verwaltungspolitiken in Schleswig-Holstein und Niedersachsen um Prozesse des 
inkrementeilen Wandels handelt, die bis zum Jahr 2002 nicht zur Durchsetzung 
einer grundlegend veränderten Steuerungslogik auf der Organisationsebene der 
Landesverwaltungen geführt haben. Dem eigenen Anspmch nach zielen die 
eingeleiteten Reformen zwar auf die Durchsetzung einer veränderten, möglichst 
durch Management- und Wettbewerbsorientierung geprägten Steuemngslogik in 
der Landesverwaltung. Die Implementationsprozesse sind jedoch im Untersu- 
chungszeitraum nicht soweit vorangeschritten, dass Public Management- 
Instrumente auf breiter Ebene zu den Standardverfahren der internen Verwal- 
tungssteuemng gehören würden. Vielmehr steht die Implementation Neuer Steu- 
erungsinstrumente erst seit Ende der 90er Jahre auf breiterer Ebene (d.h. horizon- 
tal im Hinblick auf die Geschäftsbereiche der Landesverwaltungen und interor- 
ganisatorisch hinsichtlich des Verhältnisses zu den nachgeordneten Behörden) 
auf der Agenda. 

Ein Transfer entsprechender Steuerungslogiken auf interorganisatorische 
Steuerungsbeziehungen ist in beiden Ländern diskutiert worden. In Niedersach- 
sen haben entsprechende Ansätze auch Eingang in die verwaltungspolitische 
Programmatik gefunden. Der Anwendungsbereich management- und wettbe- 
werbsorientierter Steuerungsinstrumente bleibt aber weitgehend auf die intraor- 
ganisatorischer Ebene beschränkt. Nur punktuell kam es zur Erprobung entspre- 
chender Instrumente auf interorganisatorischer Ebene. Direkte Vorgaben zum 
Wandel der Kontrollformen in Aufsichtsbeziehungen gehen von den binnenad- 
ministrativen Verwaltungspolitiken beider Länder bisher nicht aus. 
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4.2.2 Programmbildung binnenadministrativer Reformen in den ostdeutschen 
Ländern 

Während in Schleswig-Holstein und Niedersachsen seit Ende der 90er Jahre die 
kritische Masse von Verwaltungsteilen, die an Reformprojekten beteiligt sind, 
erreicht sein dürfte, durchliefen beide ostdeutschen Länder bis zum Ende des 
Untersuchungszeitraums ein Teilstück des Reformpfades, der in wesentlichen 
Aspekten der ersten Reformphase in Schleswig-Holstein und Niedersachsen 
gleicht. Dies gilt zunächst für die Problemwahmehmung der Verwaltungspolitik, 
die nach dem Abschluss des Transformationsprozesses seit Mitte der 90er Jahre 
vorwiegend durch die Kostenproblematik geprägt ist - wobei die besondere 
Bevölkerungsstmktur in den neuen Ländern, neben der ebenfalls verstärkt wahr- 
genommenen Standortkonkurrenz, als zusätzlicher Problemkomplex vor allem in 
Sachsen-Anhalt von hervorgehobener Bedeutung ist. Auch die Implementati- 
onsstile sind durch einen zurückhaltenden verwaltungspolitischen Inkrementa- 
lismus geprägt, mit dem die Einführung einer neuen Steuemngslogik zunächst 
nur in einzelnen, häufig nicht zum Kembereich der Ministerialverwaltung gehö- 
renden Teilen der Landesverwaltung angestrebt wird. 

Sowohl in Sachsen-Anhalt als auch in Brandenburg prägten die als „Aufga- 
benkritik“ bezeichnete Entbürokratisierung und „Verschlankung“ der Verwal- 
tung ohne wesentliche Änderungen in der Steuemngslogik der Ministerialver- 
waltung die biimenadministrative Verwaltungspolitik. Hier schlägt sich der ge- 
stiegene Dmck zum Personalabbau in den ostdeutschen Landesverwaltungen 
nieder. Insgesamt bleibt unsicher, ob die Implementation einer neuen Steue- 
rungslogik innerhalb der Landesverwaltung, wie er von den Landesregierungen 
in Schleswig-Holstein und Niedersachsen angestrebt wurde, in Brandenburg xmd 
Sachsen-Anhalt mit vergleichbarer Intensität verfolgt wird. Bislang lassen sich 
für beide ostdeutschen Länder zwei Phasen binnenadministrativer Reformpolitik 
unterscheiden. Während in einer ersten Initiativphase das Thema auf die Agenda 
getragen und erste Ansätze zur Programmbildung unternommen wmden, ging es 
in der zweiten Phase dämm, unter jeweils gewandelten Rahmenbedingungen die 
Programmbildung zu erneuern und erste wesentliche Implementationsschritte zu 
vollziehen. Eine den beiden westdeutschen Ländern entsprechende Implementa- 
tionsphase von managementorientierten Steuerungsinstmmenten hat bis zum 
Jahr 2002 erst in Ansätzen eingesetzt. Dementsprechend spielte ein möglicher 
Transfer von Managementinstmmenten auf die vertikalen Steuerungsbeziehun- 
gen auch noch keine wesentliche Rolle in der verwaltungspolitischen Diskussi- 
on. 
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Agenda-Setting und erste Programmbildung 

Erste Ansätze, eine binnenadministrative Verwaltungsreform auf die politische 
Tagesordnung zu setzen, waren in Sachsen- Anhalt und Brandenburg seit Mitte 
der 90er Jahre zu beobachten. Nachdem zuvor der Transformationsprozess kaum 
Spielräume für entsprechende Reformansätze eröffnete, erhielt das Thema nach 
dem Vollzug der grundlegenden Institutionenbildungsprozesse eine zunehmende 
Bedeutung. 

In Brandenburg kam die Thematik zunächst 1995 im Hinblick auf die För- 
derung kommunaler Managementreformen auf die Agenda (vgl. Maaß 1999). 
Das Innenministerium schrieb einen Wettbewerb um die finanzielle und ideelle 
Förderung kommunaler Modemisierungsprojekte aus. Acht Kommunen unter- 
schiedlicher Größenklassen (zwei Kreise, zwei große Städte, zwei kleinere Städ- 
te/Gemeinden und zwei Ämter) wurden aus den 41 Bewerbern als ,>Iodellkom- 
munen“ ausgewählt. Die Fördemng erstreckte sich insgesamt auf drei Jahre und 
lief 1998 aus. Zwar waren die Modellprojekte mit der Einführung einer Experi- 
mentierklausel im kommunalen Haushaltsrecht verbunden, eine Diskussion über 
Kontrollformen in den Steuerungsbeziehungen zu den kommunalen Verwaltun- 
gen löste diese Entwicklung jedoch nicht aus. 

Daneben begann die Landesregierung ab 1 996, entsprechende betriebswirt- 
schaftliche Instrumente auch in Behörden und Einrichtungen der Landesverwal- 
tung zu implementieren. Einzelne Pilotprojekte zur Budgetierung, Kosten- und 
Leistungsrechnung und zu Controllingverfahren wurden in zunächst sieben 
Dienststellen bzw. nachgeordneten Behörden des Landes erprobt (Landesrech- 
nungshof Brandenburg 2000: 18). An diese Pilotprojekte schloss sich im Jahr 
1997 ein erster Versuch an, binnenadministrative Reformen auch innerhalb der 
Ministerialverwaltung durchzuführen - allerdings prägten erhebliche Probleme 
bei der Durchsetzung von Reformkonzepten innerhalb der administrativen Arena 
diese Ansätze. Die Landesregierung leitete die Programmbildung im August 
1997 mit dem Beschluss ein, eine Untersuchung der obersten Landesbehörden 
und der nachgeordneten Behörden und Einrichtungen durchzuführen (Land 
Brandenburg 1997). Hierzu und als Ideengeber für „Optimierungsvorschläge“ 
wurde eine Kommission („Verwaltungsstrukturkommission“, VSK) eingerichtet. 
In der Begründung zur Einrichtung der VSK wird zwar auch auf die gewandelten 
Leistungsanforderungen an die Landesverwaltung und die daher notwendige 
Implementation einer gewandelten Steuerungslogik Bezug genommen. Wesent- 
liches Ziel war es aber, den beschlossenen Personalabbau als Beitrag zur Haus- 
haltskonsolidierung nicht mehr durch lineare Kürzungen über alle Ressorts, son- 
dern auf Grundlage einer systematischen Aufgabenkritik durchzuführen. Der 
Arbeitsauftrag der Verwaltungsstrukturkommission war daher vor allem auf 
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Effizienzsteigerung und die Ermittlung von Sparpotenzialen gerichtet (vgl. ebd.). 
Neue Steuerungsinstrumente sollten neben Veränderungen in der Aufbau- und 
Ablauforganisation und der verstärkten Einführung von Informationstechnik der 
Realisierung dieser Konsolidierungsziele dienen. 

Mit der Einrichtung der Verwaltungsstmkrnrkommission wurde der Ver- 
such unternommen, eine durch die administrativen Akteiue selbst durchgefuhrte 
aufgabenkritische Analyse der bestehenden Verwaltungsstrukturen durch exter- 
nen Sachverstand anzuleiten. Die Kommission setzte sich aus den Leitern der 
Zentralabteilungen aller Ministerien zusammen und wurde von drei unabhängi- 
gen Experten geleitet. Die 1999 vorgestellten Empfehlungen der Kommission 
basieren auf den Arbeitsergebnissen von fünf Projektgruppen, die zu den The- 
men „Aufbauorganisation/Benchmarking“, „Personalmanagement“, „Delegation 
und Verlagerung“, „Internes Benchmarking“, „IT-Strategie Brandenburg“ sowie 
„Flexibilisierung im Haushaltsrecht und im Haushaltsvollzug“ eingerichtet wur- 
den. 

Die Installation der Verwaltungsstrukturkommission zielte auf ein verwal- 
tungspolitisches Agenda-Setting. Zugleich sollten wesentliche Schritte zur Pro- 
grammbildung vollzogen werden. Insbesondere das Konzept des Benchmarkings 
diente dazu, in einem aufgabenbezogenen Vergleich zwischen Brandenburg und 
anderen Bundesländern (externes Benchmarking) sowie zwischen einzelnen 
Geschäftsbereichen der Landesverwaltung (internes Benchmarking) Einsparpo- 
tenziale zu sondieren und auch Druck zur Durchsetzung von Veränderungen zu 
erzeugen. Aber auch die Einführung weiterer Managementinstrumente - insbe- 
sondere in den Handlungsfeldem Personal- und Haushaltswesen - gehörte zu 
den Vorschlägen und Empfehlungen der Verwaltungsstrukturkommission (vgl. 
Land Brandenburg 1999a). 

Im Rahmen dieser Organisation des Refom^rozesses fehlte allerdings eine 
politische Steuerungsinstanz, d.h. die Durchführung von Pilotprojekten oblag 
den Ressorts in eigener Zuständigkeit und es wurde kein zentrales Koordinie- 
rungs- oder Steuerungsgremium in der Staatskanzlei oder dem Innenministerium 
eingerichtet. Entsprechend der Interessenlage der Ressorts in Reorganisations- 
prozessen, die vor allem auf die Reduzierung von Aufgaben und Ressourcen 
zielen, kam eine produktive Zusammenarbeit von externen Experten und admi- 
nistrativen Akteuren nur in Ansätzen zu Stande, so dass die Vorschläge auf er- 
hebliche Widerstände der Ressortvertreter stießen. 



124 Der Inhalt mit den Empfehlungen stellt bereits einen Kompromissvorschlag der externen 
Sachverständigen dar, wurde jedoch von den Leitern der Zentralabteilungen der Ressorts in 
weiten Bereichen abgelehnt. Vgl, dazu die Schilderung in dem Bericht der Verwaltungsstruk- 
turkommission (Land Brandenburg 1 999a). 
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Im Ergebnis beschränkte sich die Einführung betriebswirtschaftlicher Steue- 
rungsinstmmente zwischen 1996 und 2000 weitgehend auf Pilotprojekte in aus- 
gewählten nachgeordneten Behörden.’^* Die umfassende Aufgabenkritik und die 
Einführung der Kosten- und Leistungsrechnung im Landesvermessungsamt gel- 
ten als Erfolgsbeispiel. Der Kembereich der Landesverwaltung und insbesondere 
die Ministerialverwaltung war an diesen Projekten zunächst jedoch nur am Ran- 
de beteiligt. Als wichtigster Schritt in diese Richtung kann die Budgetierung der 
Personalkosten ab dem Haushaltsjahr 1999 genannt werden. 

Die Initiativphase der biimenadministrativen Reformen in Sachsen-Anhalt 
unterscheidet sich zunächst nicht wesentlich von den entsprechenden Verläufen 
in Schleswig-Holstein und Niedersachsen. Im Vordergrund stand die Formulie- 
rung einer ersten Reformprogrammatik und die Organisation eines entsprechen- 
den Entscheidungsprozesses sowie, damit verbunden, die Etablierung politischer 
Steuerungsstruktiuen. Ähnlich wie in Schleswig-Holstein hat eine parlamentari- 
sche Enquete-Kommission, die im Januar 1993 eingesetzt wurde und im April 
1994 ihren Abschlussbericht vorlegte (Landtag Sachsen- Anhalt 1994), hierfür 
eine wichtige Initiatorfunktion übernommen. Die Enquete-Kommission war 
zwar vor allem auf die Frage des Strukturmodells der Landesorganisation gerich- 
tet, entwickelte aber auch Leitlinien für eine biimenadministrative Modernisie- 
rung der Landesverwaltung, so dass die Thematik damit vergleichsweise frühzei- 
tig auf die parlamentarische Ebene transportiert wurde. 

Nach dem Regierungswechsel im Sommer 1994 griff die Regierung Höpp- 
ner das Thema auf und etablierte zimächst entsprechende Entscheidungsstruktu- 
ren in der Regierungszentrale - womit die neue Priorität dieses Themas verdeut- 
licht werden sollte. In der Staatskanzlei richtete man eine Stabsstelle ein, der die 
Koordination der einzelnen Reformprojekte in den Ministerien oblag. Auf der 
Ressortebene wurden zudem Projektbeauftragte eingesetzt, die für die Durchfüh- 
rung der einzelnen Projekte zuständig waren und hierfür unmittelbar mit der 
Stabsstelle Zusammenarbeiten sollten. Ein Beirat, dem neben dem Chef der 
Staatskanzlei die Staatssekretäre des Innen- und Finanzressorts, der Regierungs- 
präsident Dessau, die Geschäftsführer der kommunalen Spitzenverbände, Vertre- 
ter der ÖTV, DAG und des DBB, der Koalitionsparteien sowie der Leiter der 
Stabsstelle als Geschäftsführer angehörten, wurde als politisches Steuerungs- 
und Koordinationsgremium eingerichtet. Auch ein Sachverständigenrat beriet die 
Landesregierung in Fragen der Verwaltungsmodemisierung. 

Im Rahmen dieser Projektstruktur wurde ein im Dezember 1995 von der 
Landesregierung beschlossenes Reformprogramm erarbeitet, dass einen „Maß- 
nahmenkatalog“ von insgesamt 132 Prüf- und Handlungsaufträgen formulierte. 



125 1998 arbeiteten 25 Dienststellen entsprechend der Regelung zur Haushaltsflexibilisierung 

(Landesrechnungshof Brandenburg 2000: 18). 
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Dabei sollte ca. die Hälfte der Maßnahmen in einem knapp bemessenen Zeitrah- 
men bis Herbst 1996 umgesetzt werden (vgl. Brachmann 1996: 36). Inhaltlich 
handelte es sich im Wesentlichen um einzelne Aufgabenverlagerungen zwischen 
Teilen der Landesverwaltung und zwischen Landes- und Kommunalebene sowie 
um Schritte zur Einführung betriebswirtschaftlicher Steuerungsinstrumente in 
der Landesverwaltung (ebd.). 

Die Implementation dieser Ansätze sowie die Planung weiterer Reform- 
schritte stießen jedoch auf erhebliche Widerstände der Ressorts (Brachmann/ 
Miller 1999: 19). Die Durchsetzungsfähigkeit der verwaltimgspolitischen Akteu- 
re erwies sich auch deshalb als gering, weil innerhalb der Landesregierung keine 
einheitliche Position zur Grundfi'age des institutioneilen Aufbaus des Landes 
hergestellt werden konnte. Diese imgelöste verwaltungspolitische Entschei- 
dungsproblematik überlagerte die binnenadministrativen Reformen. Vor diesem 
Hintergrund beschloss die Landesregierung im Dezember 1995, die Durchfüh- 
rung der Reformen den Ressorts in eigener Verantwortung zu überlassen. Von 
einer politisch gesteuerten Durchsetzung binnenadministrativer Reformen wurde 
damit abgesehen.'^® Die Staatskanzlei zog sich aus der Steuerung des Reform- 
prozesses weitgehend zurück und übertrug diese Aufgabe dem Innemninister. 
Eine neu etablierte Stabsstelle war für die Begleitung des Refomprozesses und 
die Koordination der einzelnen Maßnahmen zuständig. Diese Stabsstelle konnte 
jedoch nicht die Rolle eines durchsetzungsfähigen Reformpromotors eiimehmen, 
im Wesentlichen führte sie „... nur noch eine Art Buchhaltung über das, was im 
Lande unternommen bzw. unterlassen wurde“ durch (ebd.). 

Unter diesen Bedingungen waren umfassende Reformansätze nicht durch- 
setzbar, so dass sich die Maßnahmen auf den Umbau von Strukturen und Verfah- 
ren in einzelnen Aufgabenbereichen imd Behörden beschränkten. Materielle 
Veränderungen wurden überwiegend auf der Ebene der Aufbauorganisation 
vollzogen (siehe dazu oben, 4.1.1). Innerhalb einzelner Behörden ging es eben- 
falls um eine „Verschlankung“ der Aufbauorganisation, so wurden beispielswei- 
se im Landesamt für Straßenbau die Anzahl der Abteilungen von fünf auf drei 
und die der Dezernate von 20 auf 14 reduziert. Die Organisationsstrukturen der 
Regierungspräsidien wurden im Zuge der Auslagerang von Aufgabenbereichen 
„verschlankt“ - die Zahl der Abteilungen reduzierte man von fünf auf vier und 
die der Dezernat von 32 auf 26. 



126 Einige Interviewpartner konstatierten sogar das vollständige Fehlen einer auf binnenadminist- 
rative Reformen zielenden verwaltungspolitischen Programmatik der Landesregierung. 
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Eine wichtige Rolle spielte zudem die Überführung von bislang als Behör- 
den geführte Einrichtungen in andere Rechts- und Organisationsformen. Die 
Einführung betriebswirtschaftlicher Steuerungsinstrumente im Kembereich der 
Landesverwaltung beschränkte sich dagegen auf einzelne Pilotbehörden, insbe- 
sondere in der Arbeitsschutzverwaltung (sechs Gewerbeaufsichtsämter). Ent- 
sprechende Pilotprojekte wurden zudem in einigen nachgeordneten Dienststellen 
oder selbständigen Eimichtungen des Landes durchgeführt, beispielsweise im 
Bereich der Polizei, in der staatlichen Archivverwaltung, im Landesamt für Ar- 
chäologie sowie in Fachhochschulen. Da ein Wandel der binnenadministrativen 
Steuerungslogik bis dahin kaum Gegenstand der Verwaltungspolitik war, berühr- 
te diese Entwicklung die Kontrollformen und Steuerungsinstrumente der Kom- 
munalaufsicht nicht. 



Intensivierte Programmbildung 

In Brandenburg ging es nach den Erfahrungen mit der Verwaltungsstruktur- 
kommission am Beginn des zweiten Anlaufs zur Programmbildung gerade auch 
um die Etablierung politischer Steuerungsstrukturen und eines wirksamen 
Implementationsnetzwerks. Im Jahr 1999 - nach Bildimg der Großen Koalition 
von SPD und CDU - wurden die von der Verwaltungsstrukturkommission ver- 
folgten Reformansätze erneut aufgegriffen und zunächst eine veränderte Koordi- 
nations- und Implementationsstruktur aufgebaut. Dazu hat die Landesregierung 
im Juli 1999 ein politisches Leitungsgremium etabliert, den Ausschuss für Ver- 
waltungsoptimierung (AVO), bestehend aus den Staatssekretären des Innen- und 
Finanzministeriums, des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kultm 
sowie dem Chef der Staatskanzlei (Landesregierung Brandenburg 1999b). Zu- 
dem richtete man in der Staatskanzlei eine „Zentrale Projektgruppe für Verwal- 
tungsoptimierung (ZPG)“ ein (Landesregierung Brandenburg 1999c), die als 
Arbeitseinheit des AVO füngierte und für die administrative Koordination des 
Reformprozesses zuständig ist. Später wurde die ZPG in eine „Stabsstelle für 
Verwaltungsmodemisierung“ umgewandelt und diese dem Chef der Staatskanz- 
lei zugeordnet (die ZPG war bis dahin in der Abteilung I angesiedelt). Der Chef 
der Staatskanzlei hat zudem den Vorsitz des AVO übernommen, der Staatssekre- 
tär des Wissenschaftsministeriums schied aus. Dem Ausschuss gehörten als bera- 
tende Mitglieder die Präsidentin des Landesrechnungshofs (die allerdings an den 



1 27 Neben der formellen Privatisierung von Krankenhäusern ging es vor allem um Betriebe nach § 
26 der Landeshaushaltsordnung (Landesmaterialprüfungsamt, Geologisches Landesamt, Lan- 
deseichamt). 
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Ausschusssitzungen nicht teilnahm) und ein Professor der Universität Potsdam 
an. 

Zur Durchführung der „Verwaltungsoptimierung“ konnte sich die Landes- 
regiemng auf die Rahmenvereinbarung mit den Gewerkschaften und Bemfsver- 
bänden stützen, die noch von der alten Regiemng im Juli 1999 abgeschlossen 
wurde (Landtag Brandenburg 1999). Im November 1999 konstituierte sich der 
entsprechend dieser Vereinbarung einzurichtende Beirat, bestehend aus zwei 
Vertretern der Landesregierung (Finanz- und Inneiuninister) und drei Gewerk- 
schaftsvertretern. In den einzelnen Ressorts wurden erneut ressortinteme Ar- 
beitsgmppen gebildet. Insgesamt zeigen diese organisatorischen Maßnahmen die 
gestiegene Priorität des Themas auf der politischen Agenda des Landes. 

Die Landesregierung hat in einem weiteren Schritt ihre Ziele konkretisiert 
und im Febmar 2000 beschlossen, bis zum Jahr 2005 mindestens 8.000 Stellen 
einzusparen. Dieses Ziel und weitere Ansätze der Konsolidierungspolitik wur- 
den im Rahmen des im Juni 2000 vom Landtag beschlossenen Haushaltsstruk- 
turgesetzes in Gesetzesform festgeschrieben. In Artikel 1 enthält das Haus- 
haltsstrukturgesetz das Gesetz über Grundsätze und Vorgaben zur Optimierung 
der Landesverwaltung (GrundsätzeG), in dem festgelegt ist, dass der Personalab- 
bau nach den Grundsätzen und Methoden der Aufgabenkritik durchzuführen ist 
(§ 1). Bis Ende des Jahres 2000 sollte ein entsprechendes Konzept für eine bis 
2005 reichende „Aufgaben- und Personalbedarfsplanung“ erarbeitet werden (§1 
Abs. 1 Satz 4). Ziel des „aufgabenbezogenen“ Stellenabbaus ist es, alle Aufga- 
benbereiche der Ressorts einer Zweck- und Vollzugskritik zu imterziehen. 

Daraufhin hat der Ausschuss für Verwaltungsoptimierung im März 2000 ein 
„Konzept zur Aufgabenkritik in der brandenburgischen Landesverwaltung“ vor- 
gelegt, das im April 2000 vom Kabinett beschlossen wurde und die Grundlage 
für die im Laufe des Jahres 2000 durchgeführte Aufgabenkritik in der Landes- 
verwaltung bildete. Kernstück des Verfahrens war eine fragebogengestützte 
Erfassung der Aufgaben- und Personalstmkturen, die als Ausgangspunkt für 
erste Ansätze der Aufgabenkritik diente, vor allem aber die Grundlage für den 
Verhandlungs- und Entscheidungsprozess über die „Aufgaben- und Personalbe- 
darfsplanung“ bildete. Dabei ist das Konzept zwar durch eine intensive Beteili- 
gung der Ressorts, organisiert über die ressortintemen Arbeitsgruppen, gekenn- 
zeichnet. Insgesamt prägt aber die top-down Steuemng der Landesregierung 
durch die Vorgabe von Einsparzielen und die Prozess-Steuerung das Verfahren, 
worin Parallelen zur ersten Reformphase in Niedersachsen zu erkennen sind. 
Insbesondere fand keine aktive Beteiligung der Beschäftigten auf breiter Ebene 



1 28 Das Einsparziel wurde in den Folgejahren auf 1 2.000 Stellen bis zum Jahr 2007 erhöht. 

129 Gesetz zur Beseitigung des strukturellen Ungleichgewichts im Haushalt (Haushaltsstrukturge- 
setz 2000) vom 28. Juni 2000, (GVBI. 1/00, S. 90ff). 
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dahingehend statt, dass eine Aufgabenkritik durch diese selbst vorgenommen 
wurde, wie dies in Schleswig-Holstein der Fall war. 

Im Ergebnis dieses Programmbildungsprozesses hat die Landesregierung im 
April 2001 das Konzept zur Implementation der Einsparziele (Personalbedarfs- 
planung 2005) sowie ein Rahmenkonzept zur Fortsetzimg und Intensivierung der 
Modernisierung der Landesverwaltung beschlossen (vgl. Land Brandenburg 
2001). In diesem „Rahmenkonzept“, das im Wesentlichen die Ziele der Verwal- 
tungsmodemisierung bestimmt, aber noch keine Implementationsschritte bein- 
haltet, wurde neben der Fortsetzung der eingeleiteten Aufgabenkritik erstmals 
die schrittweise Einführung neuer Steuerungsinstrumente - Budgetierung und 
dezentrale Ressourcenverantwortung, Kosten- und Leistungsrechnung, Kon- 
traktmanagement (Zielvereinbarungen u. Controlling) - auf breiter Ebene inner- 
halb der Landesverwaltung angekündigt und die Wechselwirkung der verschie- 
denen Instrumente im Sinne einer „ganzheitlichen Betrachtungsweise“ betont. 
Als weitere (neue) Reformansätze wurden „Qualitätsmanagement“ (Entwicklung 
von Qualitätsstandards, Benchmarking), ,JPersonalmanagement“ und „E- 
Govemment“ benannt. Angekündigt wurde, die wesentlichen Elemente der Ver- 
waltungsmodemisierung zunächst im Rahmen von Pilotprojekten zu erproben 
und schrittweise innerhalb der Landesverwaltung zu implementieren. Neben 
diesen Pilotprojekten ging es seit Mitte 2001 um die Umsetzung der Personalbe- 
darfsplanung, wobei die Ressorts hierzu eine Aufgabenkritik durchfuhren soll- 
ten. Zudem wurde eine „Koordinierungsstelle Personalmanagement“ eingerich- 
tet. 

In Folge dieser neuen Programmbildungsphase kam es in Brandenburg zu 
einer deutlichen Intensivierung verwaltungspolitischer Aktivitäten, die sich vor 
allem auf die oben geschilderten Ansätze zur Straffung der Verwaltungsstruktu- 
ren richteten, aber auch zimehmend auf den Abbau von Normen und Standards 
sowie die Einführung neuer Steuerungsinstrumente entsprechend des üblichen 
Reformkanons von Managementinstrumenten zielten. So galt in den Jahren 2001 
bis 2003 vor allem der Aufbau und die zunächst in einzelnen Einrichtungen zu 
erfolgende Erprobung der Kosten- und Leistungsrechnung als wesentlicher Re- 
formschritt (Land Brandenburg 2001: 72). 

Insgesamt befand sich die brandenburgische Landesregierung bis 2002 noch 
am Beginn eines Policy-Zyklus zur binnenadministrativen Reformpolitik. Das 
Agenda-Setting ist dabei durch die finanzpolitische motivierte Initiative der 
Regierungsspitze und die konkreten Vorgaben zum Personalabbau geprägt. Zent- 
raler Ansatz war die Aufgabenkritik als Instrument zur Implementation der Ein- 
sparziele. Da sich zum Ende der 90er Jahre der Konsolidierungsdruck noch ein- 
mal erhöht hat, werden die bereits von der Verwaltungsstrukturkommission ein- 
geleiteten aufgabenkritischen Ansätze seit dem Jahr 2000 mit größerem politi- 
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sehen Nachdruck verfolgt. Während die Aufgabenkritik demnach - trotz der 
weiterhin bestehenden Zurückhaltung innerhalb der einzelnen Geschäftsbereiche 
(vgl. Land Brandenburg 2001: 6) - zu dem zentralen Vorhaben der binnenadmi- 
nistrativen Verwaltungspolitik geworden ist, setzte die Programmbildung für die 
Einführung neuer Steuerungsinstrumente innerhalb der Landesverwaltung (z.B. 
Kosten- und Leistungsrechnung) erst zum Ende des Untersuchungszeitraums ein. 

Bisheriges Ergebnis der Programmbildung ist ein Rahmenkonzept zur Ver- 
waltungsmodemisierung, in dem erstmals die umfassende Implementation neuer 
Steuerungsinstrumente innerhalb der Landesverwaltung als Ziel der Verwal- 
tungspolitik definiert wird. Bis zum Abschluss der empirischen Bestandsauf- 
nahme kamen die binnenadministrativen Reformen nicht wesentlich über diese 
Phase der Programmbildung hinaus. Gleichwohl hat sich das Thema Verwal- 
tungsreform inzwischen fest auf der landespolitischen Agenda etabliert und ro- 
buste Steuemngsstrukturen (AVO, Stabsstelle Verwaltungsmodemisierung) 
wurden geschaffen. Auch die regelmäßige Berichterstattung (vgl. den ersten 
Bericht des AVO zur Verwaltungsmodemisierung, Land Brandenburg 2001) 
spricht für die Etabliemng des Themas innerhalb der Landesregierang. Wesentli- 
che Ausstrahlungseffekte auf interorganisatorische Koordination und insbeson- 
dere die Steuerangsbeziehungen zwischen Landes- und Kommunalbehörden 
waren bis dahin nicht zu beobachten. Gleichwohl ist insgesamt eine Intensivie- 
rung der verwaltungspolitischen Debatte hinsichtlich alternativer Steuerangs- 
formen zu registrieren. 

In Sachsen- Anhalt leitete die Landesregierung im Februar 1997 mit der Ent- 
scheidung für die Einrichtung eines Landesverwaltungsamtes anstelle der bishe- 
rigen Regierungspräsidien die zweite Phase der Verwaltungspolitik ein. Nach- 
dem diese Grundsatzentscheidung zwar getroffen, aber nicht über konkrete Um- 
setzungsschritte entschieden wurde, rückte die binnenadministrative Verwal- 
tungsreform zunächst (weiter) in den Hintergrund - eine Entwicklung, die nach 
außen in der Auflösung der Stabsstelle im Innenministerium im Mai 1998 imd 
der Übertragung ihrer Aufgaben auf die Linienorganisation des Iimenministeri- 
ums deutlich wurde. Erst nachdem die Programmatik der Landesregierung für 
eine Neuordnung des Verwaltungsaufbaus auf Landes- und Kommunalebene 
Ende 1999 mit der Vorlage eines „Leitbildes“ durch den Innenminister eine 
wesentliche Weiterentwicklung vollzog und im Jahr 2000 ein parlamentarischer 
Diskussions- und Entscheidungsprozess eingeleitet wurde, setzte man auch die 
binnenadministrative Verwaltungsreform wieder verstärkt auf die Tagesordnung. 
So soll die Neuordnung der äußeren Struktur des Landes mit einer an den Zielen 
und Kriterien der Verwaltungsmodemisierung orientierten Reform der binnen- 
administrativen Strukturen und Verfahren verbunden werden. Die grundlegenden 
Ziele und Ansätze sind dementsprechend sowohl in einem „Leitbild imd Pro- 
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gramm der Landesregierung“ zur „Modernisierung der Verwaltung des Landes 
Sachsen-Anhalt“ (Landesregierung Sachsen-Anhalt 2000), als auch in dem 
„Zweiten Gesetz zur Kommunalreform imd Verwaltungsmodemisierung“ vom 
15. Mai 2001 (GVBl. LSA Nr. 19/2001, S. 168) formuliert. 

Als wichtigste Reformansätze zur Verwirklichung der allgemein formulier- 
ten „Ziele und Gmndsätze der Verwaltungsmodemisiemng“ („eine an Effizienz 
und Qualität orientierte Dienstleistungsverwaltung“, § 2) wurden die intensive 
Nutzung der Informationstechnologie und die Durchführung einer Aufgabenkri- 
tik in der Landesverwaltung benaimt. Ansätze des endogenen Bürokratieabbaus 
wurden damit verbunden - beispielsweise sind nach Angaben der Landesregie- 
rung seit 1999 612 Verwaltungsvorschriften und 28 Rechtsverordnungen aufge- 
hoben und 480 Berichtspflichten abgeschafft worden (Landesregierung Sachsen- 
Anhalt 2002: 4). 

Zwar gehören auch betriebswirtschaftliche Steuemngsinstrumente zu die- 
sem Reformprogramm, es bleibt dabei allerdings offen, inwieweit auch in der 
Ministerialverwaltung imd den nachgeordneten Behörden Managementinstm- 
mente eingeführt werden sollen. So wird einerseits die „größtmögliche Über- 
nahme bewährter betriebswirtschaftlicher Instrumente der Privatwirtschaft“ als 
Ansatz einer Binnenmodemisiemng der Landesverwaltung bezeichnet, und es 
werden in diesem Zusammenhang die Kosten- und Leistungsrechnung, Control- 
ling und Kundenorientiemng als wesentliche Elemente eines entsprechenden 
Ansatzes benaimt. Andererseits bleiben die konkreten Vorhaben in diesem Sinne 
weitgehend auf die „Überführung von Behörden oder Eimichtungen des Landes 
in Landesbetriebe“ beschränkt (Landtag-Sachsen-Anhalt 2000: 10). Eine umfas- 
sende Einführung managementorientierter Steuemngsinstrumente in der Ministe- 
rialverwaltung oder in den Regierungsbezirken bzw. dem späteren Landesver- 
waltungsamt wurde bis dahin nicht geplant. 

Die in der ersten Phase der binnenadministrativen Reformen begonnenen 
Pilotprojekte werden jedoch weitergeführt und auf andere Bereiche ausgeweitet 
(Fachhochschulen, Landesamt für Archäologie, Polizei, Landesarchivverwal- 
tung, Landeszentrale für politische Bildimg). Zudem ist die „Flexibilisiemng des 
Haushaltsvollzugs ... durch Ausweitung der budgetierenden Eiiuichtungen“ so- 
wie die Ausdehnung der Kosten- und Leistungsrechnung auf „weitere dazu ge- 
eignete Verwaltungsbereiche“ geplant (Landesregiemng Sachsen-Anhalt 2000: 
15). Schließlich soll auch das Instmment der Zielvereinbarungen sowohl inner- 
halb als auch im Verhälmis zwischen Behörden zur Anwendung kommen. „Das 
Landwirtschaftsministerium hat dazu bereits einen Erlass zu Zielvereinbamngen 
zwischen Regiemngspräsidien und Forstämtem veröffentlicht“ (ebd.). Weiterge- 
hende Anwendungsfelder für Zielvereinbamngen wurden jedoch bislang nicht 
benannt. 
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Die Durchführung der Aufgabenkritik ist durch die Grundsatzentscheidung 
für die Eiiuichtung eines Landesverwaltungsamtes geprägt und in Form von 
„Organisationsuntersuchungen“ angelegt. Auf diese Weise sollten alle Ressorts 
schrittweise auf verzichtbare oder privatisierbare Aufgaben untersucht werden 
(Landesregierung Sachsen-Anhalt 2000: 10). Darüber hinaus ist auch eine Voll- 
zugskritik der Aufgabenwahmehmung innerhalb der Landesverwalmng geplant, 
wobei aber auch hierbei die Aufgabenverteilung zwischen den Landesbehörden 
im Hinblick auf die Einrichtung des Landesverwaltungsamtes die zentrale Rolle 
spielt (vgl. oben, 4.1.1). Insgesamt konzentrierte sich die binnenadministrative 
Verwaltungspolitik in Sachsen- Anhalt weitgehend auf Veränderungen in der 
Aufbauorganisation der Landesbehörden. Die Programmbildimg zur Einführung 
der Kemelemente des Neuen Steuerungsmodells wurde bislang nicht abge- 
schlossen. Die Ebene der interorganisatorischen Steuerungsbeziehungen blieb - 
trotz der punktuellen Adaption von Zielvereinbarungen als Reformansatz - weit- 
gehend unberührt von den binnenadministrativen Reformen. 

Insgesamt erscheint die Verwaltungspolitik der beiden neuen Länder auf der 
Mikroebene weitgehend als eine Form der Haushaltskonsolidierung mit verwal- 
tungspolitischen Mitteln. Die Durchsetzung einer neuen Steuerungslogik durch 
binnenadministrative Reformen stand demgegenüber deutlich im Hintergrund. 
Entsprechende Ansätze beschränkten sich im Untersuchungszeitraum weitge- 
hend auf einzelne „Pilotbereiche“ bzw. wurden als allgemeine Zielsetzung defi- 
niert, aber noch nicht in ein implementationsfähiges Programm transportiert. 
Dementsprechend waren auch keine wesentlichen Ausstrahlungseffekte auf in- 
terorganisatorische Steuerungsbeziehungen oder Kontrollformen zu beobachten. 
Gleichwohl fand insbesondere in Brandenburg zum Ende des Untersuchungszeit- 
raums eine Intensivierung der binnenadministrativen Verwaltungspolitik statt, 
die mit einer Aufwertimg managementorientierter Steuerungsinstrumente ein- 
herging. 



4.3 Kommunalaufsicht als Gegenstand der Verwaltungspolitik? 

Zum Abschluss dieses Kapitels sollen die Untersuchungsergebnisse mit Blick 
auf das Zusammenwirken der verwaltungspolitischen Policies auf den beiden 
Handlungsebenen (Makroebene der Strukturmodelle der Landesorganisation, 
binnenadministrative Mikroebene) sowie den Grad der Differenzen im Länder- 
vergleich zusammengefasst werden. 

Die Verwaltungspolitik in Niedersachsen zeichnete sich in den 90er Jahren 
dadurch aus, dass mit einer Reformstrategie auf eine zunehmende Kritik an dem 
grandlegenden Strakturmodell reagiert wurde, die einerseits, auf der Makroebe- 
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ne, auf eine Verteidigung des Status quo des dreistufigen Grundmodells der 
Landesorganisation gerichtet war und dabei andererseits auf eine vergleichsweise 
intensive binnenadministrative Reform auf der Mikroebene zielte. Die Bezirks- 
regiemngen standen seit Begiim der Reformdebatte im Zentmm einer Kritik an 
der Leistungsfähigkeit des öffentlichen Sektors. Diese Kritik fuhrt immer wieder 
zu Forderungen nach einer Abschaffung der Bezirksregierung als staatliche Mit- 
telinstanz (die im Jahr 2005 von der neuen CDU/FDP-Landesregierung realisiert 
wurde). In den 90er Jahren hat sich die Landesregierung jedoch für den Erhalt 
der Bezirksregiemng entschieden - und im Rahmen eines verwaltungspoliti- 
schen Tauschgeschäfts zugleich ihre umfassende Modemisiemng eingefordert. 
Damit wurde die Debatte um die Rolle der Bezirksregierungen im institutionei- 
len System des Landes verbunden mit der binnenadministrativen Reformdiskus- 
sion und -politik - wobei die Landesregierung diuch diese Koppelung vor allem 
versuchte, die Gmndsatzdiskussion um das Strukturmodell der Landesorganisa- 
tion zu begrenzen und ihre Präferenz für den Status quo zu legitimieren. Die 
materielle Verwaltungspolitik konzentrierte sich auf einzelne Strukturverände- 
rungen innerhalb des dreistufigen Verwaltungsaufbaus und die Einführung be- 
triebswirtschaftlicher Steuerungsinstrumente. 

Nachdem diese Reformstrategie allerdings nicht zu einem Ende der in der 
landespolitischen Arena kontrovers geführten Diskussion um den dreistufigen 
Verwaltungsaufbau und die Rolle der Bezirksregierung führte, griff die Landes- 
regiemng diese Debatte offensiver auf - einerseits indem man sich für die Initia- 
tive „von unten“ zur Bildung einer Region Hannover öffnete und ein entspre- 
chendes Gesetzgebungsverfahren einleitete. Andererseits entwickelte die Lan- 
desregierung mit dem „Regionalmanagement“ ein Reformkonzept, das - unter 
Beibehaltung des traditionellen Dreistufenaufbaus - auf die Reform der interor- 
ganisatorischen Koordination zielte und vor allem auf die verbesserte Zusam- 
menarbeit in der vertikalen Verflechtung zwischen Ministerien und Mittelinstanz 
sowie der horizontalen Verflechtung zwischen den verschiedenen Institutionen 
auf der Regionalebene gerichtet war. 

Dabei sollten die betriebswirtschaftlichen Steuerungsinstrumente, insbeson- 
dere Zielvereinbarungen und Controlling, zwar genutzt werden. Im Kern zielte 
das Konzept jedoch auf ein Netzwerkmanagement der Bezirksregierungen als 
Vermittlungsinstanz zwischen Ministerial- und Kommunalebene und die Stär- 
kung kooperativen Verwaltungshandelns. Strukturelle Neuordnungen spielten 
dabei gegenüber der Förderung und Erprobung neuer Kooperationsformen und 
Steuerungsinstmmente eine untergeordnete Rolle. Allerdings ist die Implementa- 
tion des Regionalmanagements bis zum Ende des Untersuchungszeitraums nicht 
über einzelne Pilotprojekte hinaus gekommen. Zudem handelt es sich bei den 
Zielvereinbarungen, denen in der Begründung des Regionalmanagements eine 
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zentrale Rolle zugewiesen wurde, eher um Policy-Dokumente im Rahmen pro- 
jektbezogener Kooperation als um ein Steuerungsinstrument im Siime des Kon- 
traktmanagements. 

Der Ansatz des Regionalmanagements ist als Reaktion auf den schwinden- 
den Grundkonsens für den Erhalt des dreistufigen Verwaltungsaufbaus mit den 
Bezirksregierungen als staatliche Mittelinstanz zu interpretieren - wobei damit 
zugleich die Position der Bezirksregierungen im Sinne der „integrierten Mit- 
telinstanz“ gestärkt werden sollte. Gleichzeitig hielt sich die Landesregierung 
„radikalere“ Optionen institutioneller Reformen offen. Die Reformrhetorik der 
Landesregierung nutzte dabei den NPM-Diskurs, um ihre Präferenz für den Er- 
halt des bestehenden Dreistufenaufbaus zu legitimieren und zugleich Verände- 
rungsbereitschaft zu symbolisieren. Im Ergebnis standen die Bezirksregierungen 
imter vergleichsweise großem Druck, neue Steuerungsinstrumente in die interne 
Verwaltungssteuerung zu integrieren und entsprechende Handlungsformen auch 
in der interorganisatorischen Koordination einzusetzen. Letzteres betrifft insbe- 
sondere die Steuerungsbeziehimgen mit kommunalen Verwaltungen. 

In Schleswig-Hostein war die gesamte Verwaltungspolitik weniger stark auf 
die Ebene der Makrostrukturen des Verwaltungsaufbaus gerichtet. Dies hängt 
damit zusammen, dass über die Angemessenheit dieses Strukturmodells weitge- 
hende Einigkeit bestand und politische Kontroversen sich allenfalls an der Frage 
der „richtigen“ Umsetzung dieser Leitidee in den einzelnen Aufgabenbereichen 
entzündeten. Das Leitbild der „echten Zweistufigkeit“ wurde bereits am Beginn 
des Reformprozesses zu einem zentralen Orientiemngspunkt der Verwaltungspo- 
litik, und die Funktionalreform sowie der Abbau von Normen und Standards der 
kommunalen Aufgabenerfüllung spielten in der Folgezeit eine wichtige Rolle. 
Änderungen in den Behördenstmkturen konzentrierten sich weitgehend auf die 
Auslagerung und Privatisierung von ehemals als Behörden des Landes geführten 
Einrichtungen sowie die Neuordnung des nachgeordneten Bereichs einiger Res- 
sorts. 

Zwar hat die Diskussion um eine konsequentere Umsetzung des Prinzips 
der „echten Zweistufigkeit“ seit dem Jahr 2000 eine erhöhte Aufmerksamkeit in 
der landespolitischen Arena erhalten, und die Landesregierung hatte weitere 
Schritte (Funktionalreform, weitere Behördenstrukturreformen) angekündigt. Im 
Zentrum der Verwaltungspolitik stand jedoch die binnenadministrative Ebene. 
Zentrale Themen waren dabei die Leitbildentwicklung, die flächendeckende und 
sehr intensiv durchgeführte Aufgabenkritik sowie die in der zweiten Reformpha- 
se in den Vordergrund gerückte Einführung eines Kembereichs betriebswirt- 
schaftlicher Steuerungsinstrumente. Eine Verbindung zwischen den Fragen des 
Verwaltungsaufbaus des Landes und der Reform der Steuerungsinstrumente 
bestand vor allem im Hinblick auf die Förderung kommunaler Modemisierungs- 
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Vorhaben sowie die entsprechende Öffnung und Anpassung des kommunalrecht- 
lichen Rahmens. Der zweistufige Verwaltungsaufbau hat bereits am Begiim der 
ersten Reformphase von Seiten der Enquete-Kommission „Modernisierung des 
Öffentlichen Sektors“ das „Testat“ einer modernen und mit den neuen reformpo- 
litischen Leitideen kompatiblen Stmktur erhalten und bedurfte daher keiner be- 
sonderen Legitimationsstrategie. Daher standen die beiden verwaltungspoliti- 
schen Handlungsebenen eher in einem losen Zusammenhang, der in einem Be- 
zug zu gemeinsamen Leitideen besteht. Eine direkte Verbindung zwischen den 
beiden Handlungsebenen ging mit der verwaltungspolitischen Programmatik 
hingegen nicht einher. 

Die positive Bewertung des zweistufigen Verwaltungsaufbaus schließt auch 
die administrative Interaktion zwischen Landes- und Kommunalebene ein, deren 
Praxis von verwaltungspolitischen Akteuren als weitgehend hierarchiearm und 
kooperativ eingeschätzt wurde. Zwar wurde neuen Steuerungsinstrumenten von 
einzelnen Akteuren durchaus Potenzial für die „Modernisierung“ der Kommu- 
nalaufsicht zugeschrieben, vor allem hinsichtlich einer Arbeitsteilung im Mehr- 
ebenensystem, bei der sich die Landesebene auf die strategische Steuerung kon- 
zentriert und die Kontrolle der kommunalen Ebene im Sinne eines stärker ergeb- 
nisorientierten Controllings weiterentwickelt. Von entsprechenden Überlegungen 
ging jedoch kein unmittelbarer Veränderungsdruck auf die vertikalen Steue- 
rungsbeziehungen in Form verwaltungspolitischer Vorgaben aus. Vielmehr sa- 
hen die verwaltungspolitischen Akteure in neuen Steuerungskonzepten die bishe- 
rige Praxis der Aufsichtsbeziehungen als bestätigt an und erkaimten wenig Ver- 
änderungsbedarf Die kooperative Dimension der Kommunalaufsicht fand durch 
diese Debatte eine Bestätigung imd Verstärkung. 

In Brandenburg und Sachsen- Anhalt war die Verwaltungspolitik durch ein 
sequentielles Verlaufsmuster gekennzeichnet, bei dem die Fragen des institutio- 
neilen Aufbaus der Landes- und Kommunalverwaltung Priorität vor den binnen- 
administrativen Reformen einnahmen. Die Reformen auf der intraorganisatori- 
schen Ebene konzentrierten sich weitgehend auf die Aufbauorganisation bzw. 
auf den „endogenen“ Bürokratieabbau. Die Einführung einer neuen Steuerungs- 
logik innerhalb der Landesverwaltung stand - trotz entsprechender Zielformulie- 
rungen - noch nicht im Zentrum der Verwaltungspolitik auf biimenadministrati- 
ver Ebene. 

In Sachsen-Anhalt ist die Zurückhaltung bei der Implementation neuer 
Steuerungsinstrumente vor allem auf die lange ungeklärte Frage über die Zu- 
kunft der staatlichen Mittelinstanz und, damit verbimden, die Territorialstruktu- 
ren auf kommunaler Ebene zurückzuführen. Nachdem diese Fragen in das Zen- 
trum der verwaltungspolitischen Programmatik gerückt waren und eine umfas- 
sende Neuordmmg der institutioneilen Architektur des Landes in Angriff ge- 
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nommen wurde, blieben für eine Auseinandersetzung mit neuen Steuerungsin- 
strumenten kaum Handlungskapazitäten übrig. Im Mittelpunkt standen vorberei- 
tende Maßnahmen für die Einrichtung eines zentralen Landesverwaltungsamtes 
als Bündelungsbehörde der Landesregierung anstelle der bisherigen Regierungs- 
präsidien. Für die binnenadministrative Reformpolitik in Sachsen-Anhalt war 
daher prägend, dass die Anläufe zur Programmbildung durch die Entscheidungs- 
problematik über ein allgemein anerkanntes und längerfristig tragfähiges Struk- 
turmodell der Landesverwaltung und auch der kommunalen Stmkturen überla- 
gert wurden. Nachdem diese Entscheidung verbindlich getroffen wurde, rückten 
vorbereitende Strukturanpassungen für die Implementation der neuen Landesor- 
ganisation in den Vordergrund. Die Akteure selbst hielten eine Sequentialisie- 
rung der Verwaltungspolitik in einer Phase des Strukturumbaus und eine spätere 
Phase der internen Modernisierung für die einzig umsetzbare Option. 

Es kam damit zu einer deutlichen Hierarchisierung der verwaltungspoliti- 
schen Handlungsebenen, d.h. die binnenadministrative Reform winde als sekun- 
däres Element einer Verwaltungspolitik verstanden, dessen Priorität bei der insti- 
tutioneilen Neuordnung der administrativen Institutionen das Landes lag. Auf 
Grund der Entscheidungsproblematik auf der Ebene des Strukturmodells der 
Landesorganisation kam der binnenadministrativen Reform eine vergleichsweise 
geringe Aufmerksamkeit zu - zumal erste Ansätze seit Mitte der 90er Jahre auf 
erhebliche mikropolitische Widerstände stießen. Seit etwa 1997 galt die binnen- 
administrative Reform als (zunächst weniger wichtiger) Teil der umfassenden 
Neuausrichtung der institutioneilen Architektur des Landes. Angesichts des Um- 
fangs und der Reichweite des Reformprogramms zur Neuordnung des Verwal- 
tungsaufbaus in Sachsen- Anhalt fand eine Konzentration der Handlungskapazitä- 
ten auf dieser Ebene statt. Die verwaltungspolitische Generallinie einer Konsoli- 
dierung der Verwaltungsstmkturen korrespondierte mit dem Ziel einer Stärkung 
der traditionellen Ziele und Formen der Kommunalaufsicht. Insbesondere im 
Bereich der unteren Kommunalaufsicht der Landkreise wurden erhebliche Defi- 
zite erkannt. Ansätze einer Übertragung neuer Steuerungsinstrumente auf die 
vertikalen Steuerungsbeziehungen spielten demgegenüber keine Rolle. Eher ging 
es um eine Stärkung klassischer Aufsichtsformen. 

In Brandenburg entwickelte sich die Verwaltungspolitik nach einem ähnli- 
chen Verlaufsmuster, an dessen Beginn die grundlegenden Strukturentscheidun- 
gen (Zweistufigkeit, Kreisgebietsreform) standen - wobei es im Unterschied zu 
Sachsen-Anhalt bereits in der Transformationsphase gelang, zentrale institutio- 
nelle Weichenstellungen rasch vorzunehmen. Die Leitidee des zweistufigen 
Verwaltungsaufbaus galt dabei, ähnlich wie in Schleswig-Holstein, als zentraler 
Bezugspunkt der verwaltungspolitischen Debatte. Vor diesem Hintergrund koim- 
te die Brandenburger Verwaltungspolitik bereits seit Mitte der 90er Jahre zu 
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einer „Feinsteuerung“ und internen Modernisierung der neuen Strukturen über- 
gehen. Zentrale Ansatzpunkte in diesem Siime waren der konsequente Ansatz 
einer Funktionalreform und die Förderung kommunaler Managementreformen. 

Diese Sequentialisiemngsstrategie konnte in der Folgezeit jedoch nicht auf- 
recht erhalten werden, denn im Verlauf der 90er Jahre erschien die Makro- 
Struktur der Landesorganisation in zweifacher Hinsicht als reformbedürftig: 
einerseits wurde das „Durchbrechen“ des Prinzips der Zweistufigkeit im nachge- 
ordneten Bereich der Landesverwaltung zu einem verwaltungspolitischen Pro- 
blem, andererseits stellte man die Leistungsfähigkeit der kleinräumigen Gemein- 
destrukturen in Frage. Die daraufhin zügig durchgesetzte Gemeindegebietsre- 
form hat seit Ende der 90er Jahre wesentliche verwaltungspolitische Aufmerk- 
samkeit auf sich gezogen und Handlungskapazitäten gebunden. Parallel dazu 
stießen Versuche zur Programmbildung binnenadministrativer Reformen verwal- 
tungsintem auf erhebliche Widerstände und wurden erst Anfang 2000, unter 
Bedingimgen erhöhten Sparzwangs, mit nachhaltiger politischer Unterstützung 
wieder auf die Tagesordnung gesetzt. Der Schwerpunkt lag hierbei auf der 
„Verschlankung“ der Verwaltungsstrukturen, und die Reform der Steuerungsin- 
stmmente erhielt erst langsam mehr Aufmerksamkeit. Neben der Zweistufigkeit 
der Landesverwaltung spielte bei der Konzeption verwaltungspolitischer Maß- 
nahmen die Leitidee der „Einheit“ und „Einräumigkeit“ der Verwaltmig eine 
zentrale Rolle, vor allem mit Blick auf die beschlossene Etablierung sogenannter 
„Verwaltungsregionen“. Eine Fortführung der Mitte der 90er Jahre begonnenen 
Ansätze zur Förderung von Managementreformen auf kommunaler Ebene oder 
eine Übertragung neuer Steuerungsinstrumente auf die Beziehung von Landes- 
und Kommunalbehörden war dagegen nicht zu beobachten. 

Im Vergleich der untersuchten Länder ist festzustellen, dass eine direkte 
Einflussnahme (Steuemng) der Verwaltungspolitik auf die Aufsichtsbeziehungen 
zwischen Landes- und Kommunalbehörden eher die Ausnahme darstellt. Wie die 
Übersicht in Tabelle 4.1 zeigt, sind nur in Niedersachsen und mit Abstrichen in 
Schleswig-Holstein die vertikalen Steuemngsbeziehungen und die Kontrollfor- 
men der Kommunalaufsicht in das verwaltungspolitische Aufmerksamkeitsfeld 
gerückt. In Sachsen-Anhalt und Brandenburg war eine durch managementorien- 
tierte Leitideen inspirierte Reform der vertikalen Steuerungsbeziehungen prak- 
tisch kein Thema. In Sachsen-Anhalt ging es eher um eine Konsolidiemng tradi- 
tioneller Aufsichtsformen. 

In beiden westdeutschen Ländern war hingegen eine punktuelle Auseinan- 
dersetzung über die Möglichkeiten zur Inqjlementation neuer Steuerungs- und 
Kontrollformen in der Kommunalaufsicht zu beobachten. Insbesondere über den 
Transfer des Instruments der Zielvereinbarungen von der Mikroebene auf die 
vertikalen Steuemngsbeziehungen wurde diskutiert - und in Niedersachsen wa- 
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ren mit dem Konzept des Regionalmanagements erste derartige Versuche ver- 
bunden. Substanzielle Schritte zur Etablierung von Zielvereinbarungen oder 
anderen Formen des Kontraktmanagements zwischen Landes- und Kommunal- 
behörden waren jedoch auch hier (noch) nicht zu markieren. Auch institutioneile 
Reformen der Kommunalaufsicht - beispielsweise hinsichtlich der Konqjetenz- 
verteilung innerhalb der Landesverwaltung (mit der Querschnittszuständigkeit 
beim Innenminister imd der Fach- bzw. Sonderaufsicht bei den Fachministerien) 
- standen nicht zur Debatte. 

Tabelle 4.1: Verwaltungspolitik und vertikale Steuerungsbeziehungen 



Reform- 



dimension u. 
-Intensität 


Niedersachsen 


Sachsen-Anhalt 


Schleswig-Holstein 


Brandenburg 


Struktumno- 


Status quo- 


Neuordnung der 


zweistufiger Auf- 


zweistufiger 


dell der 


Verteidigung u. 


Mittelinstanz. 


bau als Optimalva- 


Aufbau als 


Landes- 


Stärkung der Be- 


Landesverwaltungs- 


riante und hierar- 


weitgehend 


organisation 


zirksregierungen als 


amt anstelle von 3 


chiearmes Struk- 


akzeptierte 




Reaktion auf zuneh- 
mende Kritik 


Regierungspräsidien 


turmodell. 
Stärkung der 
Kommunalebene 


Struktur. 
Territorialrefor- 
men auf Kom- 
munalebene 




-hoch- 


- hoch - 


- mittel - 


- mittel/hoch - 


binnen- 


seit 1994 endogener 


seit 1995/96 endo- 


seit 1993 endoge- 


seit 1997 endo- 


administra- 


Bürokratieabbau. 


gener Bürokratieab- 


ner Bürokratieab- 


gener Bürokratie- 


tive Ebene 


Ab 1 997 Implemen- 


bau. 


bau. 


abbau. 




tation von Kemele- 


Pilotprojekte zur 


Ab 1998 Imple- 


Ab 2000 Intensi- 




menten des NSM 


Implementation von 
NSM-lnstrumenten 


mentation von 
Kemelementen des 
NSM 


vierung u. Be- 
deutungsgewinn 
von NSM- 
lnstrumenten 




- hoch - 


- niedrig - 


- hoch - 


- mittel - 


vertikale 


Stärkung kooperati- 


Konsolidierung 


Stärkung koopera- 


kein erkennbarer 


Steuerungs- 


ver Handlungs- 


traditioneller Auf- 


tiver Kontrolle. 


Gegenstand der 


beziehungen 


formen. 

Diskussion u. Erpro- 
bung von NPM- 
Instrumenten (Ziel- 
vereinbarungen, 
Benchmarking) 


sichtsformen 


Punktuelle Diskus- 
sion von NPM- 
Instru menten 
(Zielvereinbarun- 
gen) 


Verwaltungspoli- 

tik 




- mittel - 


- niedrig- 


- niedrig/mittel - 


- niedrig - 
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Hinsichtlich des Zusammenwirkens der imterschiedenen verwaltungspolitischen 
Handlungsebenen und der Bedeutung management- und wettbewerbsorientierter 
Leitideen ist im Ergebnis des Ländervergleichs Folgendes deutlich geworden: 
Die Leitideen des New Public Management oder Neuen Steuerungsmodells dien- 
ten vor allem dazu, die verwaltungspolitischen Initiativen auf der Makroebene 
der Strukturmodelle der Landesorganisation zu legitimieren; beispielsweise 
wenn es um die Abschichtung von Aufgaben zwischen der Ministerialebene, 
dem nachgeordneten Bereich der Landesverwaltung und der kommunalen Ebene 
geht. Demnach sollen sich die Ministerien auf ihre Kemaufgaben konzentrieren 
und vor allem für die strategische Steuerung zuständig sein, während operative 
Funktionen dekonzentriert werden. Eine entsprechende Rhetorik findet sich in 
den zweistufig wie in den dreistufig aufgebauten Ländern. 

Während auf der Verlautbamngsebene demnach die Verbindimg von ,Jdas- 
sischen“ mit „neuen“ Reformansätzen problemlos gelingt, konzentrieren sich die 
substanziellen Maßnahmen auf der Makroebene weitgehend auf eine verwal- 
tungspolitische ,J^lurbereinigung“ - wobei die zu Grunde liegende Leitidee eher 
einem klassischen Reformdiskurs im Siime von „Einheit“ und „Einräumigkeit“ 
der Verwaltimg entstammt. Eine Diffusion management- oder wettbewerbsorien- 
tierter Steuerungsinstrumente auf die vertikalen Steuerangsbeziehungen zwi- 
schen Landes- und Kommunalebene ist dagegen bislang nur punktuell zu beo- 
bachten. Eine Verbindung zwischen der Makro- und Mikroebene der Verwal- 
tungspolitik findet demnach kaum statt, so dass die dominante Rolle manage- 
mentorientierter Leitideen für substanzielle Policies weitgehend auf die biimen- 
administrative Ebene begrenzt bleibt. 

Die verwaltungspolitische Entwicklung schlägt sich aber in einem Wandel 
der Umweltbedingungen und damit verbundener Anforderungen an die Kommu- 
nalaufsicht nieder. Während hierarchische Aufsicht zunehmend kritisch betrach- 
tet wird, haben kooperative Handlungsformen und mit Abstrichen auch wettbe- 
werbsorientierte Steuerungsinstrumente Konjunktur. Diese bereits auf der Ebene 
der verwaltungspolitischen Leitideen deutlich gewordene Tendenz (Kapitel 3) 
wird durch die Analyse der Verwaltungspolitik der Länder bestätigt. Jedoch 
handelt es sich um insgesamt höchstens diffuse Impulse über angemessene 
Handlungsformen, die von den Verwaltungspolitiken auf die vertikalen Steue- 
rungsbeziehungen ausgehen. Zudem waren entsprechende Impulse nicht in allen 
Ländern gleichermaßen zu beobachten. Die Frage, inwiefern die administrative 
Interaktion zwischen Landes- und Kommunalbehörden davon beeinflusst wird, 
lässt sich auf Grundlage der im folgenden Kapitel präsentierten Untersuchungs- 
ergebnisse beantworten. 
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5 Handlungsorientierungen und 

Steuerungsinstrumente in der administrativen 
Interaktion 



5.1 Methodisches Vorgehen 

Im Ergebnis des in Kapitel 4 vorgenommenen Ländervergleichs ist eine nur 
selektive verwaltungspolitische Einflussnahme auf die vertikalen Steuerungsbe- 
ziehungen festgestellt worden. Zugleich traten erhebliche Unterschiede im Län- 
dervergleich auf Wenn nun die administrative Interaktion zwischen Landes- und 
Kommunalbehörden in den Vordergrund rückt, sollen ebenfalls Unterschiede 
und Gemeinsamkeiten zwischen den Ländern untersucht werden. Dabei dient die 
Aufsicht über Kommunen als exemplarisches Untersuchungsfeld vertikaler Steu- 
erungsbeziehungen, dessen Bedeutung sich aus der Konstruktion des deutschen 
Verwaltungsföderalismus ergibt: Während der Vollzug eines wesentlichen Teils 
der Gesetze an kommunale Behörden delegiert ist, nehmen die Landesbehörden 
Aufsichtsfunktionen wahr. Zudem bilden die formalen Eingriffskompetenzen der 
Aufsichtsbehörden das hierarchische Element in der Beziehung zwischen Lan- 
des- und Kommunalebene ab. 

Wie gestaltet sich das Mischverhälmis zwischen hierarchischen und koope- 
rativen Merkmalen des Verhälmisses von Landes- und Kommunalebene unter 
den gewandelten verwaltungspolitischen Bedingungen? Welche Bedeutung ha- 
ben die auf verwaltungspolitischer Ebene prägenden management- und wettbe- 
werbsorientierten Leitideen für die Praxis der Aufsichtsbeziehungen? Bei der 
Beantwortung dieser Untersuchungsffagen rücken das Aufgaben- und Rollenver- 
ständnis der Akteure in den Aufsichtsbehörden (Ministerien bzw. sofern vorhan- 
den staatliche Mittelinstanzen) sowie die in der administrativen Interaktion ein- 
gesetzten Steuerungsinstrumente in den Vordergrund des Interesses. 

Das dafür in den Blick genommene Handlungsfeld, Städtebau, gehört nicht 
nur zu den zentralen Politikbereichen auf lokaler Ebene, sondern steht auch in 
einem interessanten Spannungsfeld zwischen Ordnungsverwaltung (Bauaufsicht) 
und planender Verwaltung (Bauleitplanung) (s. Kapitel 1.2). Der Schwerpunkt 
der Untersuchung liegt dabei auf den Aufsichtsbeziehungen im Bereich der Bau- 
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aufsicht.'^“ Da es sich um einen klassischen Bereich der Ordnungsverwaltung 
handelt und die Städte und Landkreise hierbei zudem der Fach- oder Sonderauf- 
sicht durch die oberen bzw. obersten Bauaufsichtsbehörden unterliegen, sind mit 
diesem Handlungsfeld besonders „harte“ Testbedingungen für die „Enthierarchi- 
sierungsthese“ (s. Kapitel 1.1) imd die Frage nach der Bedeutung alternativer 
Steuerungs- und Kontrollformen verbunden. 

Um Aussagen über vertikale Steuerungsbeziehungen zwischen Landes- und 
Kommunalebene treffen zu können, die nicht nur durch die Besonderheiten die- 
ses Handlungsfeldes geprägt sind, wurde der Bereich der allgemeinen Kommu- 
nalaufsicht in die Untersuchung einbezogen. Die allgemeine Kommunalaufsicht 
- angesiedelt in den Innemninisterien und den Dezernaten für Kommunales in 
den staatlichen Mittelinstanzen - ist für die Rechtsaufsicht über die Aufgaben- 
wahmehmimg im eigenen Wirkungskreis der Kommunen zuständig (z.B. Ge- 
nehmigung kommunaler Haushaltssatzungen, Klärung von Zuständigkeitsffagen 
zwischen kommunalen Organen, Überprüfung der Rechtmäßigkeit kommunaler 
Satzungen). Darüber hinaus wirken sie in einer Filter- und Querschnittsfunktion 
und sind sowohl für die Kommunen als auch für andere Bereiche der Landes- 
verwaltung zentraler Ansprechpaitner bei Problemen im Verhältnis zwischen 
Landes- und Kommunalbehörden. 

Das methodische Vorgehen umfasst zwei Untersuchungsschritte: Leitfaden- 
interviews und eine standardisierte Befragung. Den ersten Schritt bildeten teil- 
standardisierte Leitfadeninterviews'^^, die darauf gerichtet waren, erste Ein- 
schätzungen über Charakteristika der vertikalen Steuerungsbeziehungen in den 
vier untersuchten Ländern zu gewinnen. Diese Erhebungsphase dauerte von 
Mitte 1999 bis September 2001 an. Insgesamt wurden 35 Interviews durchge- 
führt. Die Interviewparmer (vgl. Anhang I) waren einerseits Vertreter der 



130 Ein gewichtiges Argument für diese Schwerpunktsetzung besteht darin, dass die - neben den 
kreisfreien Städten - im Zentrum der Untersuchung stehenden Landkreise vorwiegend in der 
Rolle als sogenannte „Träger Öffentlicher Belange“ an Verfahren der Bauleitplanung beteiligt 
sind, selbst aber keine Bauleitplanungen durchführen. Wegen der bestehenden Verflechtung 
zwischen den Aufgabenbereichen wird die Bauleitplanung aber nicht vollständig aus der Un- 
tersuchung ausgeklammert. 

131 Rechtlich stützt sich diese Querschnittsfunktion auf die in den Kommunalverfassungen und in 
Landesverwaltungs- bzw. Landesorganisationsgesetzen getroffene Regelung, nach der über fa- 
chaufsichtliche Weisungen hinausgehende Aufsichtsmittel wie Ersatzvomahmen nicht durch 
Fach- oder Sonderaufsichtsbehörden selbst, sondern nur durch die Rechtsaufsichtsbehörde (all- 
gemeine Kommunalaufsicht) eingesetzt werden können (vgl. Kapitel 2.2.1; Groß 2002). 

132 Ebenso gebräuchlich ist der im Folgenden synonym verwendete Begriff „leitfadengestütztes 
Experteninterview“. 

133 Ein geringer Teil wurde in Form von Gruppeninterviews (Führungskräfte zogen Mitarbeiter 
hinzu), eines in Form eines Telefoninterviews durchgefuhrt. Zwei der 35 Interviews wurden im 
Rahmen eines vorangegangenen Forschungsprojekts durchgefuhrt. 
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Bauverwaltung von Landkreisen und kreisfreien Städten - Amtsleiter, Fachbe- 
reichsleiter und Dezernenten bzw. Beigeordnete andererseits Akteure in den 
Aufsichtsbehörden der Länder, d.h. den staatlichen Mittelinstanzen in den drei- 
stufig aufgebauten Ländern sowie den Ministerien in den Ländern ohne staatli- 
che Mittelinstanz. Einbezogen wurden hier auch Vertreter des Bereichs allge- 
meine Kommunalaufsicht, die eher als „Generalisten“ gelten können, die gegen- 
über den „Spezialisten“ aus dem Bereich Städtebau/Bauaufsicht eine stärkere 
Orientiemng an organisationsintemen Regeln aufweisen. So war es möglich, 
fachbezogene Positionen gegenüber allgemeinen Tendenzen iimerhalb der Lan- 
desverwaltung bzw. der staatlichen Mittelinstanz zu gewichten. 

Obgleich der Leitfaden leicht variiert werden musste, deckten die auf Lan- 
des- und Kommunalebene geführten Interviews dieselben Themenbereiche ab. 
Erfragt wurden Einschätzungen zum grundlegenden Verhältnis von Landes- und 
Kommunalebene und zum Verwaltungsaufbau des Landes, zum Aufgabenver- 
ständnis der Aufsichtsbehörden sowie zur Bedeutung unterschiedlicher Auf- 
sichtsmittel für die administrative Praxis. Schließlich winde der Einfluss der 
Verwaltungspolitik auf die Steuerungsbeziehungen von Landes- und Kommu- 
nalbehörden behandelt. 

Insbesondere für die kommunalen Akteure stellte die Anonymisierung von 
Interviewaussagen eine zentrale „Geschäftsgrundlage“ dar und war Vorausset- 
zung dafür, dass die Aussagen nicht auf Grund befürchteter Sanktionierungen 
geschönt werden. Daher werden Interviewzitate im Folgenden nur kodiert wie- 
dergegeben (vgl. Anhang I zur Kodierung), und auch im Anhang sind die kom- 
munalen Gebietskörperschaften und Personen nicht namentlich genannt. Ergänzt 
werden die Interviews durch die Analyse von Dokumenten, wie beispielsweise 
interne Berichte, Projektdarstellungen, Organigramme u.a. In einem Fall war 
auch die Teilnahme an einer Projektgruppensitzung mit Vertretern einer Bezirks- 
regiemng Niedersachsens (Lüneburg) und kommunalen Führungskräften (Bür- 
germeistern, Dezernenten) möglich. 

Als zweiter Untersuchungsschritt wurde von Dezember 2001 bis März 2002 
eine schriftliche Befragung bei den Landkreisen und kreisfreien Städten der 



134 Bei den Ministerien handelte es sich um die Innenministerien Brandenburgs (allgemeine 
Kommunalaufsicht) und Schleswig-Holsteins (allgemeine Kommunalaufsicht sowie oberste 
Bauaufsicht) und um das Ministerium lur Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr in Branden- 
burg (oberste Bauaufsicht). 

135 Die Unterscheidung von Generalisten („administrators“) und Spezialisten („Professionals“) 
wurde ursprünglich mit Blick auf das britische Verwaltungssystem entwickelt und passt nicht 
hundertprozentig zum öffentlichen Dienst in Deutschland. Gleichwohl können mehr generalis- 
tische und stärker fachbezogene Orientierungen unterschieden werden. Vgl. zu dem Konzept 
und zur Bedeutung generalistischer und spezialisierter Orientierungen in Deutschland Mayntz 
(1985: 178). 
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Untersuchungsregionen durchgeführt.'^* Von einer Befragung der Aufsichtsbe- 
hörden der Länder wurde abgesehen, da es sich um zu wenige Personen iimer- 
halb eines Zuständigkeitsbereichs handelt, um das Instrument der Befragung 
sinnvoll anwenden zu köimen. Der verwendete Fragebogen (vgl. Anhang II) 
basierte auf dem Leitfaden der Experteninterviews und den Ergebnissen der 
ersten Untersuchungsphase. Der zehn Fragen (mit je bis zu elf Teilfragen) um- 
fassende Fragebogen ist in die drei Teile „allgemeine Einschätzungen zum Ver- 
waltungsaufbau“, „Zusammenarbeit von Aufsichtsbehörden und Kommunen“ 
und „Auswirkungen der Verwaltungsreform“ gegliedert. 

Adressaten der Befragung waren die für den Bereich Städtebau zuständigen 
Dezernenten bzw. - sofern vorhanden - Fachbereichsleiter aller kreisfreien Städ- 
te'^’ und Landkreise der Untersuchungsregionen. Dezernenten oder Fachbe- 
reichsleiter haben sich bereits in den leitfadengestützten Experteninterviews als 
„richtige“ Ansprechpartner erwiesen, da sie einerseits über ausreichende Nähe 
zur Praxis administrativer Koordination auf der Fachebene verfugen, andererseits 
aber auch über die spezialisierte Fachsicht eines Amtsleiters hinaus Aussagen 
über grundlegende Tendenzen in den vertikalen Steuerungsbeziehungen treffen 
können. Sofern Fachbereichsleiter existierten, wurden diese als Adressaten aus- 
gewählt, da sie bei geringerer Leitungsspanne über direkteren Kontakt ziu admi- 
nistrativen Praxis im Bereich Bauaufsicht verfugen als Dezernenten. Dass ein 
Teil der Adressaten die Beantwortung des Fragebogens beispielsweise an Amts- 
leiter delegiert hat, kaim jedoch nicht ausgeschlossen werden. Hierbei handelt es 
sich um eine charakteristische methodische Unsicherheit von schriftlichen Be- 
fragungen, die einerseits die Notwendigkeit einer abgewogenen Dateninterpreta- 
tion unterstreicht, und andererseits durch die gewählte Kombination der Befra- 
gimg mit leitfadengestützten Experteninterviews „abgefedert“ wird. 

Dadurch, dass die Befragung alle Landkreise und kreisfreien Städte der Un- 
tersuchungsregionen einschließt, wurde eine Vollerhebung dieser kommunalen 
Ebene vorgenommen. Bei einer Rücklaufquote von 72,5% konnten 58 Fragebö- 
gen (von 87) ausgewertet werden. Damit besteht eine gute Datenbasis für (intern) 
valide Untersuchungsergebnisse; die Anwendung von Verfahren der schließen- 



1 36 Die Untersuchungsregionen sind in Schleswig-Holstein und Brandenburg deckungsgleich mit 
den Ländern, in Niedersachsen und Sachsen-Anhalt umfassen diese die Gebiete der jeweils 
zwei in die Untersuchung einbezogenen (inzwischen in beiden Ländern aufgelösten) Regie- 
rungsbezirke (Weser-Ems und Lüneburg in Niedersachsen sowie Magdeburg und Halle in 
Sachsen-Anhalt), Wenn mit Bezug auf die Befragungsergebnisse im Folgenden von Sachsen- 
Anhalt und Niedersachsen gesprochen wird, schließen die Aussagen nicht die Kreise und kreis- 
freien Städte des gesamten Landes ein, sondern beziehen sich auf die Untersuchungsregionen 
in diesen Ländern. 

137 Im Regierungsbezirk Lüneburg wurde mit der Stadt Lüneburg eine sogenannten „Große selb- 
ständige Stadt“ in die Befragung einbezogen, da kreisfreie Städte dort nicht existieren. 
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den Statistik erlaubt der Datenumfang jedoch ebenso wenig wie eine Generalisie- 
rung der Untersuchungsergebnisse. Häufigkeitsverteilungen im Ländervergleich 
sowie entlang der beiden wesentlichen Vergleichsdimensionen - OstAVest einer- 
seits und zweistufig/dreistufig andererseits - stellen daher das angemessene 
Auswertungsverfahren dar. 

Das zweistufige methodische Vorgehen diente dazu, die Untersuchungser- 
gebnisse wechselseitig zu üherprüfen. So konnte mit Hilfe der Befiagungsergeb- 
nisse ausgeschlossen werden, dass selektive Wahrnehmungen einzelner Kom- 
munalakteure die Interpretation für gesamte Länder prägen. Andersherum fun- 
gieren die Ergebnisse der Experteninterviews als Interpretationshilfe für die 
Beffagimgsergebnisse. Die Auswahl von kommunalen Akteuren als Adressaten 
der schriftlichen Befragung ermöglicht es, dem in Experteninterviews erhobenen 
Selbstbild der Akteure in den Aufsichtsbehörden das auf breiter Datenbasis ge- 
wonnene Fremdbild - die Einschätzungen der kommunalen Akteure - gegenüber 
zu stellen und auf diese Weise zu einem fundierten Urteil über die Handlungsori- 
entierangen sowie die Implementationsstile in den vertikalen Steuerungsbezie- 
hungen zu kommen. 

Die Untersuchungsstrategie zielt also nicht auf die Analyse einzelner Ent- 
scheidimgsprozesse in den vertikalen Steuerungsbeziehungen, denn hierfür wä- 
ren materielle Fallstudien die angemessene Herangehensweise. Die Untersu- 
chung ist auf dominante Handlungsorientierungen und -Stile in der administrati- 
ven Interaktion zwischen Landes- und Kommunalebene gerichtet und orientiert 
sich daher an Konzepten des Verwaltungskultur- (Jann 1983, 2002b) sowie des 
Policy-Styles-Ansatzes (Jordan/Gustafsson/Richardson 1982; vgl. Feick/Jaim 
1988). Zudem stellen Studien zu Rollenverständnissen und Präferenzen von 
Verwaltungseliten zentrale analytische Vorbilder dar (vgl. u.a. Aberbach/Put- 
nam/Rockman 1981; Hooghe 2001). Diese Untersuchungen haben die Bedeu- 
tung von Einstellungen, Werthaltungen und Rollenverständnissen für politisches 
und administratives Handeln deutlich gemacht. Während einzelne Entschei- 
dimgsprozesse immer auch durch Kontexte, Situationen, institutioneile Rahmen- 
bedingungen etc. beeinflusst sind, stellen derartige Orientierungen recht stabile 
Einflussvariablen mit hoher Bedeutung für Handlungen dar. Sie fungieren als 
heuristische Orientierungshilfe oder ,^eneral guidelines“ für situatives Handeln 
(Hooghe 2001: 11). 

Obwohl es hier weniger um grundlegende Werthaltungen und kulturelle O- 
rientiemngen geht, sind jedoch Rollenverständnisse der Akteure in den Auf- 
sichtsbehörden von zentraler Bedeutung für die verfolgte Fragestellung. Die 
Untersuchung ist insbesondere auf das in den Aufsichtsbehörden dominierende 
Aufgabenverständnis und damit verbimdene Steuerungskonzepte sowie Ein- 
schätzungen zum Konfliktniveau in den Aufsichtsbeziehungen gerichtet. Ob sich 
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angesichts gewandelter Anforderungen an ebenenübergreifende Verwaltungs- 
steuerung das Aufgabenverständnis gewandelt hat und welche Rolle dabei die 
unterschiedlichen verwaltungspolitischen Leitideen spielen, sind die in diesem 
Zusammenhang zentralen Fragen. Es wird davon ausgegangen, dass diese Hand- 
limgsorientierungen die administrative Interaktion prägen imd mit ihrer unmit- 
telbaren Analyse mehr über die Verändemngen in den vertikalen Steuerungsbe- 
ziehungen erfahren werden kann als dmch die Untersuchung von stark kontext- 
abhängigen Einzelfallentscheidungen (vgl. Hooghe 2001 : 1 1). 

Allerdings ist die Verknüpfung zwischen Handlungsorientierungen imd 
Verhalten nicht unproblematisch oder selbstverständlich (vgl. Aberbach/Put- 
nam/Rockman 1981: 31). Daher komplettiert die Analyse der Anwendungspraxis 
unterschiedlicher Steuerungsinstrumente in den vertikalen Steuerungsbeziehun- 
gen die Untersuchung. Dabei geht es um die Intensität der Verwendung formaler 
Aufsichtsmittel sowie die Bedeutung alternativer Steuerungsinstrumente (koope- 
ratives Verwaltungshandeln und wettbewerbsorientierte Steuerungsformen). 
Indem spezifische Merkmale des Umgangs mit Steuerungsinstrumenten themati- 
siert werden, knüpft die Untersuchung an den PoUcy-Styles-Ans&tz an (Jor- 
dan/Gustafsson/Richardson 1982). Während es in diesem Rahmen um Stile des 
Policy-Making und Policy-Profile geht (vgl. Feick/Jann 1988), stehen hier die 
Implementationsdimension und dabei zum Tragen kommende Aufsichts- bzw. 
Verwaltungsstile im Vordergrund (vgl. Knill 2001a: 39-40). 

Der methodischen Anlage der Untersuchimg entsprechend konnte es nicht 
um eine unmittelbare Erhebung des Einsatzes verschiedener Steuerungsinstru- 
mente gehen, sondern um Einschätzungen der Akteure auf Landes- und Kom- 
munalebene zu Bedeutung und Handhabung der Steuerungsinstrumente. Wenn 
möglich wurden auch Materialien und Informationen einbezogen, die direkt über 
die Anwendung von Steuemngsinstrumenten Auskunft geben (beispielsweise 
Materialien aus Geschäftsprüfimgen, Projektberichte). Da jedoch der Einsatz 
unterschiedlicher Steuerungsinstrumente dmch die Aufsichtsbehörden nicht 
systematisch dokumentiert wird, kommt entsprechenden Informationen lediglich 
eine ergänzende Funktion zu. Auch in den auf Landesebene geführten Interviews 
konnten zu diesen Themen nur Einschätzungen der Akteure abgeffagt werden - 
und dabei war ein erschöpfendes Abfragen der einzelnen Instrumente auf Grund 
der Interviewsituation nur begrenzt möglich. 

Im Folgenden werden zunächst die Handlungsorientierungen der Akteure 
behandelt (5.2). Als erstes steht das Aufgabenverständnis des Personals in den 
Aufsichtsbehörden im Vordergrund, anschließend rücken die Einschätzungen 
zum Konfliktniveau im Verhältnis von Landes- und Kommunalebene ins Zen- 
tram. Die Analyse der Steuerungsinstrumente und Koordinationsformen wird in 
Abschnitt 5.3 vorgenommen. Auf dieser Grundlage erfolgt eine vergleichende 
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Bilanz bezüglich der Interaktionsmuster in den Aufsichtsbeziehungen der unter- 
suchten Länder (5.4). Die Darstellimgsform in den Abschnitten 5.2 und 5.3 vari- 
iert zwischen einer an den Ländern orientierten Schilderung und einer den ein- 
zelnen Analysedimensionen folgenden Präsentation der Untersuchungsergebnis- 
se. Länderprofile stehen mit Blick auf das Aufgabenverständnis des Personals in 
den Landesbehörden im Vordergmnd, um ein grundlegendes Bild der charakte- 
ristischen Merkmale der Aufsichtsbeziehungen in den vier untersuchten Ländern 
zu vermitteln. Hinsichtlich der Anwendungspraxis und Bedeutung unterschiedli- 
cher Steuerungsinstrumente werden jeweils zuerst übergreifende Tendenzen und 
anschließend Besonderheiten der Länder diskutiert. Zum Abschluss der Teilab- 
schnitte erfolgt eine vergleichende Betrachtung entlang der beiden Auswahlkrite- 
rien des Fallvergleichs {zweistufig/dreistufig sowie Ost/West). 



5.2 Handlungsorientierungen: Aufgabenverständnis und Konfliktniveau 

5.2.1 Aufgabenverständnis 

Der Begriff Aufgabenverständnis dient hier zur Kennzeichnung eines Bündels 
von tätigkeitsbezogenen Handlungsorientierungen. Damit sind weniger grundle- 
gende Werthaltimgen und Einstellungen gemeint, sondern das Verständnis über 
die Ziele und Instrumente des jeweiligen Aufgabenbereichs (hier: die Aufsicht 
über die Kommunen im Bereich des Städtebaus sowie der allgemeinen Kommu- 
nalaufsicht) und die eigene Rolle in diesem Zusammenhang.'^® Mayntz spricht 
von dem „funktionellen Selbstverständnis“, um dessen Kern „weitere Normen 
gelagert sind, die insbesondere die Beziehungen zu wichtigen Interaktionspart- 
nem regeln“ (Mayntz 1985: 173). Genau diese Dimension - die Beziehimg zu 
den Interaktionspartnem auf kommunaler Ebene - steht hier im Mittelpunkt, 
wobei vor allem das dabei zum Ausdruck kommende Steuerungsverständnis von 
Interesse ist. Dem methodischen Vorgehen entsprechend beschränkt sich die 
Analyse nicht auf das Selbstbild der Akteure in den Aufsichtsbehörden, sondern 
stellt diesem das in den Einschätzungen der Kommunalakteure zum Ausdruck 
kommende Fremdbild gegenüber. 

Welche Steuerungskonzepte prägen das Aufgabenverständnis der Akteure 
in den Aufsichtsbehörden in Bezug auf das Verhälmis zur Kommunalebene? 
Angesichts des Erkennmisinteresses der Arbeit ist insbesondere zu fragen, ob 
und wie Elemente unterschiedlicher verwaltungspolitischer Leitideen in das 



138 Der Zusammenhang zwischen allgemeineren Werthaltungen und dem spezifischen Aufgaben- 
verständnis im Bereich der Kommunalaufsicht kann im Rahmen dieser Arbeit nicht behandelt 
werden. 
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Aufgabenverständnis eingehen. Im Anschluss an die in Kapitel 2 unterschiede- 
nen Govemance-Typen können - vereinfacht typologisiert - drei „Images“ von 
Aufgabenverständnissen unterschieden werden: 

In einem durch hierarchische Aufsicht geprägten Verständnis steht die in- 
tensive Kontrolle der Rechtmäßigkeit kommunalen Handelns im Vordergrund. 
Die Aufsichtsbehörden verstehen sich als übergeordnete Kontrollinstanz der 
Kommunen, die ihrer Kontrollfunktion durch hierarchische Intervention nach- 
kommt. Als wesentliches Ziel der hierarchischen Kommunalaufsicht gilt insbe- 
sondere die einheitliche Rechtsanwendung entsprechend der Normierung durch 
Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften. 

Dem steht das Bild der Aufsichtsbehörde als Kooperationspartner gegen- 
über, der zwar ebenso die Gesetzmäßigkeit kommunalen Handelns zu kontrollie- 
ren hat, aber in den Kommunen einen prinzipiell gleichwertigen Akteur sieht, 
dessen Eigenverantwortlichkeit anerkannt wird. Dabei ist hierarchische Interven- 
tion nicht ausgeschlossen, bevorzugt wird aber die kooperative Abstimmung 
zwischen Aufsichts- und Kommunalbehörden. Im Rahmen eines derartigen Auf- 
gabenverständnisses wird die Rolle der Kommunalaufsicht als Vermittlungsin- 
stanz zwischen der lokalen Implementationspraxis einerseits und der Normbil- 
dung sowie politischen Schwerpunktsetzung auf Landesebene andererseits stär- 
ker gewichtet als die reine Kontrollfunktion. 

Neben diesen konträren Bildern ist auch das „Image“ einer Aufsichtsbehör- 
de denkbar, die sich vor allem als Dienstleister der Kommune versteht und ma- 
nagement- und wettbewerbsorientierte Steuerungskonzepte favorisiert. Hier steht 
die Rechtmäßigkeitskontrolle nicht im Vordergrund, sondern es geht um die 
möglichst effektive imd vor allem effiziente Aufgabenwahmehmung, zu der die 
Aufsichtsbehörde durch Beratung sowie die Organisation und Regulierung von 
Leistungs- und Kostenvergleichen beiträgt. 

Diese idealtypischen Bilder von Aufgabenverständnissen - die in der Reali- 
tät kaum in „Reinform“, sondern als imterschiedlich ausgeprägte Mischformen 
auftreten - korrespondieren mit verschiedenen verwaltungspolitischen Leitideen. 
Von besonderem Interesse sind daher die Verändemngen im Aufgabenverständ- 
nis der Kommunalaufsicht, die sich seit dem Aufkommen des Modemisierungs- 
diskurses um ein New Public Management vollzogen haben. Während im über- 
wiegenden Teil der Literatur von einer hauptsächlich kooperativ agierenden 
Kommunalaufsicht ausgegangen wird, liegen nur wenig empirische Informatio- 
nen über Verändemngsprozesse im Zuge der aktuellen Modemisierungsdebatte 
und den Einfluss von Leitideen des Public Managements vor. 

Im Rahmen der schriftlichen Befi'agung richten sich drei Fragen direkt auf 
diese unterschiedlichen „Bilder“ des Aufgabenverständnisses. So wurden die 
Einschätzungen der Kommunalakteure zur Beschreibung der Aufsichtsbehörden 
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als Kooperationspartner der Kommunen (Frage 4.1) und als übergeordnete Kon- 
trollinstanz (Frage 4.2) erfragt (hierarchische vs. kooperative Kommunalauf- 
sicht). Frage 9.1 zielt unmittelbar auf die Auswirkungen der Verwaltungspolitik 
auf das Aufgabenverständnis der Kommunalaufsicht, indem die Befragten ein- 
schätzen sollten, ob sich die Aufsichtsbehörden im Zuge der Verwaltungsreform 
stärker als Dienstleister der Kommunen verstehen. 

Die Befragungsergebnisse zeigen insgesamt, dass die Kommunalakteure ei- 
ne simultane Präsenz unterschiedlicher Bilder der Kommunalaufsicht im Aufga- 
benverständnis der Aufsichtsbehörden beobachten: Die Aufsichtsbehörden wer- 
den von kommunaler Seite sowohl in ihrer Funktion als „übergeordnete Kon- 
trollinstanz“, als auch in der Rolle als „Kooperationspartner der Kommunen“ 
wahrgenommen. So stimmt eine Mehrzahl der Befragten (58,6%) der Aussage 
zu, nach der sich die Aufsichtsbehörden des Landes vor allem als Kooperations- 
partner der Kommunen verstehen (Tabelle 5.1). 

Zugleich betrachtet ebenfalls eine (noch deutlichere) Mehrheit von 62,0% 
die Aufsichtsbehörden als „übergeordnete Kontrollinstanz“. Demnach schließen 
sich das Aufgabenverständnis einer Kontrollinstanz und das eines Kooperations- 
partners der Kommunen nicht gegenseitig aus, sondern stellen zwei unterschied- 
liche Anforderungen dar, die gleichermaßen das Aufgabenverständnis der Auf- 
sichtsbehörden prägen. Eine Festlegung auf ein „Image“ der Kommunalaufsicht 
findet dagegen nicht statt. Allerdings bestehen - wie aus Tabelle 5.1 hervorgeht 
- zwischen den untersuchten Ländern z.T. erhebliche Unterschiede. Diese Diffe- 
renzen verlaufen hinsichtlich des Bildes der Landesbehörden als Kooperations- 
partner deutlich entlang einer Ost-West-Linie: In den beiden ostdeutschen Län- 
dern ist die kooperative Dimension der Kommunalaufsicht deutlich geringer 
ausgeprägt als in den westdeutschen - wobei zwischen Brandenburg (50,0% 
Zustimmung zum Bild des Kooperationspartners) und Sachsen-Anhalt (27,3%) 
noch einmal deutliche Unterschiede zu markieren sind. Diese Differenz im Ver- 
gleich ost- und westdeutscher Länder ist im Hinblick auf das Bild einer hierar- 
chischen Aufsicht im Sinne einer übergeordneten Kontrollinstanz weniger stark 
ausgeprägt - eher steht die sehr gering ausgeprägte hierarchische Dimension in 
Schleswig-Holstein (14,2%) als Ausnahme den drei anderen Ländern gegenüber, 
in denen dieses Bild recht stark (Niedersachsen) bzw. sehr stark (Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt) profiliert ist. 

Die Dimension der management- und wettbewerbsorientierten Kommimal- 
aufsicht ist aus Sicht der antwortenden Kommunalakteure deutlich weniger stark 
ausgeprägt als die Dimensionen Kooperationspartner und Kontrollinstanz: Wie 
Tabelle 5.1 zeigt, erkeimt nur gut ein Viertel eine Tendenz, nach der sich die 
Landesbehörden im Zuge von Verwaltungsreformen zunehmend als Dienstleister 
der Kommunen verstehen. Der Einfluss wettbewerbsorientierten Verwaltungsre- 
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formen auf das Aufgabenverständnis der Aufsichtsbehörden ist demnach bislang 
eher gering. Allerdings weisen die Beffagungsergebnisse wiederum deutliche 
Unterschiede im Ländervergleich auf. Vor allem Niedersachsen stellt mit 47,4% 
Zustimmung einen , Ausreißer“ nach oben dar. Diesen Besonderheiten wird im 
Folgenden durch eine Darstellung von Länderprofilen nachgegangen. 

Tabelle 5.1: Landesbehörden als Kooperationspartner, übergeordnete 

Kontrollinstanz und , JDienstleister“ der Kommunen 





Schleswig- 

Holstein 


Niedersach- 

sen 


Brandenburg 


Sachsen - 
Anhalt 


Gesamt 


„Die Landesbehörden verstehen sich als Kooperationspartner der Kommunen. " 


Trifft voll 
zu/trifft zu 


1\A% 


73,7% 


50,0% 


27,3% 


58,6% 


Trifft kaum/ 
nicht zu 


28,6% 


26,3% 


50,0% 


72,7% 


41,3% 


n 


14 


19 


14 


11 


58 


„Die Landesbehörden handeln überwiegend im Sinne einer übergeordneten Kontrollinstanz. “ 


Trifft voll 
zu/trifft zu 


14,2% 


68,5% 


78,5% 


90,9% 


62,0% 


Trifft kaum/ 
nicht zu 


85,7% 


31,6% 


21,4% 


9,1% 


37,9% 


n 


14 


19 


14 


11 


58 


„Die Reform der Landesverwaltung hat dazu geführt, dass die Landesbehörden sich stärker 
als Dienstleister der Kommunen verstehen. " 


Trifft voll 
zu/trifft zu 


21,4% 


A1A% 


7,7% 


20,0% 


26,8% 


Trifft kaum/ 
nicht zu 


78,6% 


52,6% 


92,4% 


80,0% 


73,3% 


n 


14 


19 


13 


10 


56 



Niedersachsen: Modemisierungsrhetorik und Wandel des 
Aufgabenverständnisses 

Für Niedersachsen weisen die Beffagungsergebnisse den im Ländervergleich 
höchsten Prozentanteil bezüglich des Bildes der Kommunalaufsicht als „Koope- 
rationspartner der Kommunen“ auf (73,7 % der antwortenden Kommunalakteure 
stimmen dieser Aussage zu). Die Bezirksregiemngen werden jedoch in fast glei- 
chem Maße als „übergeordnete Kontrollinstanz“ wahrgenommen (68,5% halten 
diese Aussage für eher oder voll zutreffend). Dem ausgeprägten kooperativen 
Element im Aufgabenverständnis der Kommunalaufsicht steht demnach eine fast 
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ebenso bedeutsame hierarchische Dimension der Aufsicht gegenüber. Die in der 
überblicksartigen Darstellimg der Beffagungsergebnisse deutlich gewordene 
Ambivalenz in den Einschätzungen der Kommunalakteure zum Aufgabenver- 
ständnis in den Aufsichtsbehörden tritt demnach in Niedersachsen besonders 
stark hervor. Schließlich ist auch das Image der Kommunalaufsicht als ,JDienst- 
leister der Kommunen“ in Niedersachsen deutlich ausgeprägt: 47,4% der Befrag- 
ten, der mit Abstand höchste Anteil im Ländervergleich, stimmen der Aussage 
zu, dass die Bezirksregierungen sich im Zuge von Verwaltungsreformen stärker 
als Dienstleister der Kommunen verstehen. 

Damit honoriert ein erheblicher Teil der Kommunalakteure Bemühungen 
der Aufsichtsbehörden, die auf einen gezielten Wandel des Aufgabenverständ- 
nisses gerichtet sind. So ist in den niedersächsischen Bezirksregierungen eine 
offensive Auseinandersetzung mit neuen Anforderungen an Verwaltungssteue- 
rung und -handeln, wie sie mit der New Public Management-Debatte transpor- 
tiert werden, festzustellen. Den Selbsteinschätzungen der Akteure in den Be- 
zirksregiemngen folgend, hat ein deutlicher Wandel von einem „traditionellen“, 
durch die zentrale Rolle der aufsichts- und genehmigungsbehördlichen Funktio- 
nen geprägten Selbstverständnis, zu einem stärker durch Kooperation sowie 
Managementorientierung (Kundenorientierung, Wettbewerb zwischen Bezirks- 
regierungen) charakterisierten Verständnis bereits stattgefunden. Es kommt dabei 
zu einer Kombination von Leitideen des Public Management und denen des 
kooperativen Verwaltungshandelns - vor allem weim die Vermittlungs- und 
Bündelungsfunktion der Bezirksregierung betont wird. 

Der Zusammenhang mit der Modemisiemngsdiskussion wird bereits am 
Zeitpiuikt deutlich, in dem dieser Veränderungsprozess einsetzte. „Mit Beginn 
der 90er Jahre hat sich das geändert, das kann man ruhig sagen“ (Interview 
NILS). Während das Verhältnis zur kommunalen Ebene noch bis Anfang der 
90er Jahre durch das traditionelle Aufgabenverständnis einer auf rechtliche Kon- 
trolle orientierten Behörde geprägt gewesen sei, beschreiben alle fünf Interview- 
partner in den beiden untersuchten Bezirksregierungen einen erheblichen Wandel 
im dominanten Aufgabenverständnis innerhalb der Bezirksregierungen. Die 
traditionelle Aufsichtsfunktion verliert gegenüber der Berater-, Bündelimgs- und 
Vermittlungsfunktion an Bedeutung. 

„Wir sind heute nicht mehr die Aufsichtsbehörde wie früher, auch im Städtebau oder 
im Baubereich allgemein“ (Interview NIL3). 

„Wir verstehen uns als Regionalbehörde, weniger als Behörde im autoritären Obrig- 
keitsstaat. Das hat sich schon, muss ich sagen - ich bin jetzt 25 Jahre bei dieser Be- 
hörde, in diesem Haus - das hat sich schon deutlich geändert“ (Interview NILS). 
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Dies betreffe einerseits neue inhaltliche Aufgabenbereiche, denen an sich bereits 
der Charakter einer Beratungstätigkeit und Vermittlungsfunktion zu Eigen ist 
(Europa-Büros, Koordination von Regionalkonferenzen u.ä.). Andererseits sind 
jedoch auch die traditionellen „Kemaufgaben“ der Bezirksregierungen von die- 
sem Wandel betroffen. 

„Ich würde schon sagen, dass die Zusammenarbeit (mit den Kommunen, KW) sich 
gravierend verändert hat, weil wir uns als Bezirksregierung heute nicht mehr primär 
als Fachaufsichts- oder Rechtsaufsichtsbehörde verstehen. ... (D)ieses fachaufsichtli- 
che Element ist immer noch wichtig, ist aber in der Tendenz stark zurückgedrängt 
worden. Und heute geht das Selbstverständnis eher in Richtung Regionalbehörde, 
Steuerung von Planungs- und Entwicklungsprozessen“ (Interview NILS). 

Die in der Reformdebatte transportierten Leitbilder haben demnach inzwischen 
Eingang in die Selbstbeschreibungen der Akteure in den Bezirksregienmgen 
gefunden - auch in „klassischen“ Handlungsfeldem wie der Kommunalaufsicht. 
So hat der Leiter des Dezernats Kommunales der Bezirksregiemng Lüneburg 
keine Bedenken, den Kundenbegriff auf die Kommunen anzuwenden, d.h. die 
Gemeinden und Landkreise als Kunden der Bezirksregierung zu verstehen. Darin 
wird eine Weiterentwicklung des Aufgabenverständnisses gesehen, mit der dem 
veränderten Anforderungsprofil von Aufsichtsbehörden Rechnung getragen 
wird, deren wesentliche Aufgabe heute nicht mehr in erster Linie die Kontrolle 
der korrekten Rechtsanwendung durch die Kommunen sei:'^’ 

„Wir müssen zum Kundendenken kommen. ... Der Kundenbegriff ist deswegen gut, 
weil er signalisiert: schnell und offen und auf dessen Bedürfnisse orientiert etwas zu 
machen, was hilft. ... Wir sind Koordinator und Bündler, aber wir sind auch Wider- 
spruchsbehörde, rechtliche Entscheidungsbehörde. Wir sind ja dem Staat verpflich- 
tet hier. Und wenn wir da rechtlich tragfähige Kompromisse finden, ist es doch 
wunderbar. Das ist Kundenorientierung. Das ist eine Weiterentwicklung, denn die 
rechtliche Fundierung hat auch immer wieder Schwächen, weil ja auch immer 
schematisch entschieden wird“ (Interview NIL2). 

Diese Selbstbeschreibungen relativierend ist festzuhalten, dass ein Wandel des 
Aufgabenverständnisses von den Akteuren im Bereich des Städtebaus nicht der- 
artig emphatisch mitgetragen wird, wie dies im Bereich der allgemeinen Kom- 
munalaufsicht der Fall ist. So wird die „kommunalffeundliche“ Haltung im Be- 
reich der allgemeinen Kommunalaufsicht durchaus kritisch gesehen. „Bei ims 



139 Die Bezirksregierung Lüneburg ist im Mai 2002 für diese Bemühungen im Landeswettbewerb 
„Innovative Behörde“ zum Thema „Kundenorientierung in der Verwaltung“ mit dem ersten 
Preis ausgezeichnet worden. 
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heißt die Kommunalaufsicht .kommunale Nachsicht’. Das ist nicht Aufsicht 
sondern Nachsicht“ (Interview NILS). Zwar wurde auch in den Interviews in den 
für Städtebau (inkl. Bauaufsicht) zuständigen Dezernaten der beiden Bezirksre- 
gierungen der Wandel weg von der hierarchisch agierenden Aufsichtsbehörden 
hin zur kooperativen Regionalbehörde festgestellt. Teilweise wird dies jedoch 
auch als Verlust hierarchischer Eingrififskompetenz wahrgenommen, wobei diese 
als notwendig für das Erreichen fachlicher Ziele eingeschätzt werden: 

„... und da ist die Vermittlerrolle eben sehr wichtig und auch das Weitertragen von 
Wünschen aus der Region an die Landesregierung, das wird sehr wichtig genom- 
men. Und die Aufsichtsfunktion oder das Weitergeben von Anweisungen der Lan- 
desregierung an die Landkreise und die Gemeinden, das wird nicht so gesehen. 
Wenn wir also einen Gesetzesauftrag haben und den durchsetzen sollen, Landespla- 
nung, Städtebau usw. Für uns wäre dies die eigentliche Aufgabe. Ich würde dies 
schon stärker bewerten als ich es darf' (Interview NIL3). 

Dies deutet darauf hin, dass der beschriebene Wandlungsprozess noch vorwie- 
gend auf der Verlautbarungsebene angesiedelt ist und nicht völlig dem intemali- 
sierten Rollenverständnis der Akteure auf Fachebene entspricht. Zugleich regist- 
riert das Personal auf Fachebene aber eine übergreifende Tendenz im Sinne einer 
„kommunalffeundlichen“ Aufgabenwahmehmung, der sie sich nicht vollständig 
entziehen können. Diese Interpretation wird auch durch die oben genannten 
Einschätzungen von kommunaler Seite zum dominanten Aufgabenverständnis in 
den niedersächsischen Bezirksregierungen gestützt. Auch in den mit kommuna- 
len Akteuren geführten Interviews wurde eine eher moderate Veränderung des 
Aufgabenverständnisses registriert und hinsichtlich der Veränderungsdynamik 
eine „relative Betulichkeit der Bezirksregierung auf Grund des Fehlens eines 
Parlaments“ festgestellt (Interview NIKI). Allerdings können die durch reform- 
orientierte Leitideen geprägten Selbstbilder - das wird im Fremdbild durch die 
kommunalen Akteure deutlich - auch nicht auf ein reines window dressing redu- 
ziert werden, sondern stellen spürbare Veränderungen dar. 

Dieser Wandlimgsprozess wird auch daran deutlich, dass die Kommunalak- 
teure auf die allgemein gehaltene Frage zum Wandel der Zusammenarbeit zwi- 
schen Bezirksregierungen und Kommunen (Frage 3, vgl. Tabelle 5.2) mehrheit- 
lich einen starken oder mittelstarken Wandel registrieren. Diese 55,6% stellen im 
Ländervergleich mit Abstand den höchsten Prozentanteil dar. Die Beffagimgser- 
gebnisse hinsichtlich des Bildes der Aufsicht als übergeordnete Kontrollinstanz 
weisen jedoch auch darauf hin, dass trotz dieser Veränderungsprozesse das hie- 
rarchische Element immer noch recht stark ausgeprägt bleibt. Der Stärkung der 
kooperativen Dimension im Aufgabenverständnis steht demnach nicht im glei- 
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chen Maße eine Reduzierung des traditionellen Verständnisses als hierarchische 
Kontrollinstanz gegenüber. 

Tabelle 5.2: Wandel der Zusammenarbeit zwischen Aufsichtsbehörden und 

Kommunen 



Niedersachsen Brandenburg Gesamt 

„Unterlag die Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbehörden des Landes und Kommunen in 

den letzten Jahren einem Wandel?“ 

starker/ 



mittelstarker 

Wandel 


30,8% 


55,6% 


28,6% 


30,0% 


38,2% 


geringer u. 
kein Wandel 


69,2% 


44,5% 


71,4% 


70,0% 


61,8% 


n 


13 


18 


14 


10 


55 



Sachsen-Anhalt: Kontrollfunktion als Hauptaufgabe 

In Sachsen- Anhalt spiegeln die Einschätzungen der kommunalen Akteure recht 
eindeutig das Bild einer hierarchischen Aufsicht wider. So ist die Zustimmung 
zu der Beschreibung der Regierungspräsidien als „übergeordnete Kontrollin- 
stanz“ mit 90,9% sehr stark und im Ländervergleich am deutlichsten ausgeprägt. 
Demgegenüber halten vergleichsweise geringe 27,3% der antwortenden Kom- 
munalakteure die Kennzeichnung der Landesbehörden als „Kooperationspartner 
der Kommunen“ für zutreffend. Mit Blick auf eine zunehmende Dienstleistungs- 
orientierung in den Aufsichtsbehörden ist der Anteil zustimmender Bewertungen 
mit 20,0% ebenfalls niedrig, jedoch noch höher als in Brandenburg tmd praktisch 
genauso hoch wie in Schleswig-Holstein (Tabelle 5.1). Einen ebenfalls durch- 
schnittlichen Wert stellen die 30% der Kommunalakteure dar, die einen mittel- 
starken oder starken Wandel in der Zusammenarbeit zwischen Regierungspräsi- 
dien und Kommunen registrieren (vgl. Tabelle 5.2). 

Obgleich einige Kommunalakteme eine „gewisse Bewusstseinsänderung 
von der Aufsichtsorientierung in Richtung Kooperation“ (Interview LSAK2) 
wahmehmen, stellt die vergleichsweise stark ausgeprägte hierarchische Dimen- 
sion das hervorstechende Merkmal des Aufgabenverständnisses der Aufsichtsbe- 
hörden dar. So spielt die Rolle der Aufsichtsbehörden als Kontrollinstanz in den 
Selbstbeschreibungen der Dezematsleiter der Regierungspräsidien eine wesentli- 
che gewichtigere Rolle als die Elemente Vermittlungsinstanz und Kooperations- 
partner: 
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„Die wichtigste Aufgabe besteht darin, Kontrolle auszuüben, zu beraten und anzulei- 
ten, z.T. sogar die Aufgaben selbst zu übernehmen“ (Interview LSAL5). 

„Die größere Bedeutung hat sicher die Überwachungsfunktion. Einhaltung der Ge- 
setze. Das ist die wesentlich wichtigere Funktion. ... Die Vermittlerfunktion sehe ich 
bei uns schwach“ (Interview LSAL4). 

Die Rolle der Aufsichtsbehörden als übergeordnete Kontrollinstanz ist im 
Selbstbild des interviewten Personals der Regierungspräsidien in der allgemei- 
nen Kommunalaufsicht deutlich stärker ausgeprägt als im Bereich Städtebau. Die 
Interviewpaitner aus dem Bereich der allgemeinen Kommunalaufsicht sehen 
auch über zehn Jahre nach der Neugründung Sachsen-Anhalts und dem Beginn 
des Transformationsprozesses auf lokaler Ebene erhebliche Defizite in der 
Rechtsanwendungspraxis der Kommunen. Da es vor allem die kleineren Kom- 
munen sind, in denen erhebliche Mängel der Rechtsanwendungspraxis festge- 
stellt werden, geht es den Akteuren in den Regierungspräsidien vor allem darum, 
die Kommunalaufsicht der Landkreise über die kreisangehörigen Gemeinden zu 
kontrollieren. Vor diesem Hintergrund imd angesichts eines teilweise problema- 
tischen Widerstandes der Kommunen gegen Entscheidungen der Aufsichtsbe- 
hörden wird in der klassischen Aufsicht und Kontrolle der Rechtsanwendung 
durch kommunale Behörden die wichtigste Funktion der Kommimalaufsicht 
gesehen (Interviews LSAL3 u. LSAL5). 

„Weisungen von Seiten der Kommunalaufsicht werden nicht oder nur sehr widerwil- 
lig umgesetzt. ... Auf Grund von verschiedenen Qualifikationsmaßnahmen dominiert 
heute eine Art Halbwissen, das zu Rechtsanwendungsfehlem fuhrt. Zugleich hält 
man sich aber für kompetent und ist gegenüber der Aufsicht uneinsichtig“ (Inter- 
view LS ALS). 

Demgegenüber wird die Aufsichtsbeziehung im Bereich Städtebau deutlich ko- 
operativer geschildert, sowohl von den Interviewpartnem in den Regienmgsprä- 
sidien als auch von den Kommunalakteuren. So diagnostiziert der Leiter eines 
Bauaufsichtsamtes einer kreisfreien Stadt „... eine konstant gute Zusammenarbeit 
im Bereich der Bauordnung. Wir werden mit Rat und Tat unterstützt“ (Interview 
LSAK4). Gleichwohl wird die obere Bauaufsicht im Regierungspräsidium vor 
allem als Kontrollinstanz in Widerspruchsverfahren wahrgenommen. „Hauptauf- 
gabe ist die Rolle der oberen Bauaufsicht als Widerspmchsbehörde“ (ebd.). In 
diesem Zusammenhang wird insbesondere die fehlende Einspruchs- oder Wider- 
spmchsmöglichkeit gegen Entscheidungen der oberen Behörde kritisiert. „Nur 
weil der in dieser Behörde sitzt, kann ich die Entscheidung nicht akzeptieren“ 
(ebd.). 
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Trotz der hohen Bedeutung der Kontrollfunktion wird von allen Interview- 
partnem in den Regierungspräsidien die Rolle der Aufsichtsbehörden als Bera- 
tungs- und Vermittlungsinstanz ebenfalls als relevant eingeschätzt. Auch betonen 
die Akteure, dass die Kontrollintensität im Vergleich zur ersten Hälfte der 90er 
Jahre bereits deutlich zurückgegangen und die Zusammenarbeit erheblich koope- 
rativer geworden ist, da auf kommunaler Ebene ein erheblicher Qualifizierungs- 
prozess stattgefunden hat. 

„Anfang der 90er Jahre überwog die Kontrolle deutlich, weil auf kommunaler Ebene 
wenig Sachverstand vorhanden war. Im Laufe des Qualifizierungsprozesses hat sich 
aber ein Vertrauensverhältnis entwickelt“ (Interview LSAL3). 

„Ich denke zuerst war die Zusammenarbeit eher schlecht, weil es bei den Leuten so 
angekommen war: .wir sind jetzt die Gemeinden, wir haben die Selbstverwaltung. 
Und jetzt machen wir mal was wir wollen.’... Dann haben sie gemerkt, dass die Feh- 
lerquoten ziemlich hoch waren und sie nicht zum Ziel kamen. Und dann ist diese 
Zusammenarbeit bezogen auf meinen Bereich sehr, sehr viel besser geworden“ (In- 
terview LSAL4). 

Dies kann erklären, dass auch ein Teil der Kommunalakteure markante Verände- 
rungen in den vertikalen Steuemngsbeziehungen und im Aufgabenverständnis 
der Aufsichtsbehörden feststellt. Allerdings überwiegt auf kommunaler Seite 
weiterhin eine kritische Haltung gegenüber dem in den Regienmgspräsidien 
dominierenden Aufgabenverständnis und den praktizierten Aufsichtsstilen, wie 
sie im folgenden Zitat zum Ausdrack kommt: 

„Leider gibt es in Sachsen-Anhalt nicht nur Bevormundung (Weisung mit Diszipli- 
naranordnung), sondern eine eklatante Ungleichbehandlung der einzelnen Landkrei- 
se. Was in einem Landkreis verboten wurde, wird in einem anderen Landkreis tole- 
riert bzw. gutgeheißen“ (Fragebogen 38). 

Management- oder wettbewerbsorientierte Steuenmgskonzepte spielen in den 
Selbstbildern der Akteure in den Aufsichtsbehörden keine wesentliche Rolle. 
Während das Bild einer kooperativen Aufsicht grundsätzlich als erstrebenswert 
gilt, vereinzelt auch die Rolle des Regiemngspräsidiums in der „Kundenbetreu- 
ung“ und als .JDienstleister Bündelungsbehörde“ betont wird (Interview 
LSALZ),'“'® überwiegt aus Sicht der Kommunen eindeutig die hierarchische Di- 



140 Das von diesem Interviewpartner aus dem Bereich Städtebau im Regierungspräsidium Magde- 
burg zum Ausdruck gebrachte Aufgabenverständnis, das Ähnlichkeiten zu Selbstbeschreibun- 
gen der Akteure aus den niedersächsischen Bezirksregierungen aufweist, stellt in dieser dezi- 
dierten Form eine Abweichung von der dominierenden Handlungsorientierung dar - so auch 
die Interpretation der interviewten Kommunalakteure. 
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mension im Aufgabenverständnis des Personals der Aufsichtsbehörden. Seit 
Mitte/Ende der 90er Jahre stattfmdende Veränderungen in den vertikalen Steue- 
rungsbeziehungen haben daran nichts grundlegendes geändert. 



Schleswig-Holstein: „Kooperative Kontrolle" als anerkanntes Leitbild 

Während in Sachsen-Anhalt die hierarchische Dimension der Aufsicht im Vor- 
dergrund steht, überwiegt in Schleswig-Holstein eindeutig das kooperative Ele- 
ment. Dies wird nicht nur an den 71,4% der antwortenden Kommunalakteure 
deutlich, die der Beschreibung der Aufsichtsbehörden als „Kooperationspartner 
der Kommunen“ zustimmen. Ein deutlicher Kontrast zu den anderen Ländern 
tritt vor allem hervor, weim die Rolle der Aufsichtsbehörden als übergeordnete 
Kontrollinstanz betrachtet wird: nur 14,2% stimmen dieser Aussage zu. Zwar 
erkennen die kommunalen Akteure, dass zur Doppelrolle der Ministerialverwal- 
hmg in Schleswig-Holstein (hier: das Innenministerium mit Zuständigkeit für 
allgemeine Kommunalaufsicht und Städtebau) neben der Funktion als gesetzes- 
vorbereitende Instanz auch die Aufsichtsfunktion gehört. Deren Wahrnehmung 
erfolge jedoch im Rahmen ausgeprägt kooperativer Beziehungen. 

„Ich würde schon sagen, dass die Aufsichtsfunktion Hauptaufgabe ist. Aber verbun- 
den im Vorfeld mit viel Abstimmung und Kooperation. ... Man empfindet sie selten 
als Aufsicht, weil eben vorher eine kooperative Zusammenarbeit immer da ist“ (In- 
terview SHKl). 

„Wir merken eigentlich nur, ich sag es mal so, eine lockere Aufsicht. Die ist sehr 
positiv. Es ist kaum eine Kontrolle. Wir arbeiten hier sehr eigenverantwortlich. Das 
wollen wir auch“ (Interview SHK2). 

Dem entsprechen auch die Selbstbilder des Personals in den Aufsichtsbehörden, 
die einheitlich durch die Betonung eines kooperativen Aufgabenverständnisses 
geprägt sind. Im Bereich der allgemeinen Kommunalaufsicht dient das Stichwort 
der „kooperativen Kontrolle“ dazu, das Spannungsverhälmis zwischen dem hie- 
rarchischen Element der Aufsicht und der kooperativen Grundorientierung der 
Akteure zu überbrücken. Kooperation tmd Kontrolle werden - in der Schilderung 
des Interviewpaitners - nicht als Pole eines Gegensatzpaares aufgefasst: 

„Ich begreife Kontrolle und Kooperation nicht als Gegenpole. Das liegt ja schon 
daran, wie man den Begriff Kontrolle definiert und welches Verständnis man bei 
dem Begriff Kontrolle zu Grunde legt. Und in der Frage (des Interviewers, KW) ist 
der Begriff Kontrolle auch noch sehr hierarchisch verwendet. Wenn man das tut. 
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kommt man zu dem Gegensatzpaar, wenn man Kontrolle aber nicht von vornherein 
in dem hierarchischen Sinne versteht, sondern als eine konstruktive Begleitung in 
dem Prozess, als ein ,an die Hand nehmen* wenn es Probleme gibt, dann stellt sich 
Kontrolle und Kooperation nicht so als Gegensatz dar“ (Interview SHL2). 

Im Bereich Städtebau und Bauaufsicht (beide Zuständigkeitsbereiche sind in 
einem Referat des Iimenministeriums angesiedelt) spricht man von kooperativer 
Zurückhaltung als dominantem Modus des Aufgabenverständnisses. 

„Man akzeptiert die Eigenverantwortung vielleicht eher als früher. Soweit sich die 
Kommunen selbst organisieren und helfen können und es sich erkennbar im recht- 
mäßigen Rahmen bewegt, besteht ja auch keine Veranlassung durch Forderungen 
oder Anordnungen oder ähnliches einzugreifen. Also: Kooperative Zurückhaltung 
ist oft angesagt. Das ist ganz wichtig, finde ich“ (Interview SHL3). 

Damit verbunden ist ein weitreichendes Vertrauen in die Professionalität lokaler 
Rechtsanwendungspraxis. Bedenken, dass diese kooperative Aufsicht zu unein- 
heitlicher oder problematischer Implementationspraxis führen könnte, bestehen 
kaum. Dieses Vertrauen basiert - so die Interviewpartner - auf über lange Zeit- 
räume nachgewiesener Rechtsanwendungsqualität in den kommunalen Behör- 
den. 

Dass diese kooperative Kommunalaufsicht sich nicht im Zuge aktueller 
Entwicklungen etabliert hat, zeigen die Befragungsergebnisse zum Wandel der 
Zusammenarbeit zwischen Landes- und Kommunalbehörden: 69,2% der antwor- 
tenden Kommunalakteure erkennt nur einen schwachen oder gar keinen Wandel 
in der Zusammenarbeit. Eher sind kooperative Interaktionsformen ein Kennzei- 
chen des Verhälmisses von Landes- und Kommunalebene, das bereits vor Ein- 
setzen der Modemisierungsdiskussion prägend war. Die Gegenüberstellung eines 
Zitats eines Baudezeraenten sowie des für Städtebau/Bauaufsicht zuständigen 
Referatsleiters im Innenministerium kaim dies illustrieren: 

„Dieses Verständnis war Ende der 80er Jahre auch schon da. Es hat sich jetzt weiter 
ausdifferenziert, ist noch deutlicher geworden. Aber ich habe das auch zu diesem 
Zeitpunkt nicht als hoheitlich oder obrigkeitsgeprägt empfunden“ (Interview SHK4). 

„Die Unmittelbarkeit der Zusammenarbeit war vor 25 Jahren auch schon da. Ich 
meine, die Aufsicht war vielleicht noch etwas stärker, weil die Landesbauordnung 
noch viel stärker Genehmigungsverfahren hatte, weil wir Widerspruchsverfahren 
auch noch viel stärker hier hatten, was jetzt revidiert worden ist. Und jeder B-Plan 
musste noch geprüft werden. Aber an der Art der Zusammenarbeit, würde ich sagen, 
hat sich eigentlich nicht viel geändert“ (Interview SHL3). 
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Die Leitideen des Public Management bzw. Neuen Steuerungsmodells spielen 
nur dann eine wesentliche Rolle für das Aufgabenverständnis der Kommunalauf- 
sicht, sofern damit kooperative Handlungsformen gestärkt werden. Der Prozent- 
anteil von 21,4% der antwortenden Kommunalakteure, die eine stärkere Dienst- 
leistungsorientierung in den Aufsichtsbehörden erkennen, weist auf die eher 
geringe Bedeutung der managementorientierten Dimension im Aufgabenver- 
ständnis der Kommunalaufsicht hin. Auch in den Selbstbeschreibungen der Ak- 
teure in den Aufsichtsbehörden war eine gewisse Skepsis gegenüber einem ent- 
sprechenden Rollenverständnis spürbar. Während demnach mit der Modemisie- 
rungsdiskussion keine grundlegende Neuorientierung des Aufgabenverständnis- 
ses verbunden ist, hat die Debatte als „Verstärker“ kooperativer Interaktionsfor- 
men gewirkt. Vor dem Hintergmnd allgemeiner gesellschaftlicher Entwicklungs- 
tendenzen, die auch innerhalb der Ministerialverwaltung Prozesse der Enthierar- 
chisierung begünstigen (Stichwort Generationenwechsel), hat die Reformpolitik 
der Landesregierung einen zusätzlichen Beitrag geleistet: 

„Ich meine, dass solche allgemeinen gesellschaftlichen Tendenzen durch Frau Si- 
monis als Ministerpräsidentin noch verstärkt wurden. Dass die durchaus noch einen 
Push bekommen haben, in dem sie das auch unter die Leitidee ihrer Reformansätze 
gestellt hat“ (Interview SHK4). 



Brandenburg: Von der Kontrolle zur Kooperation? 

In Brandenburg werden die Aufsichtsbehörden überwiegend als übergeordnete 
Kontrollinstanz wahrgenommen. 78,5% der antwortenden Kommunalakteure 
stimmen der entsprechenden Kennzeichnung zu - ein Wert, der nur von Sachsen- 
Anhalt übertroffen wird. Zugleich ist die Hälfte der Befragten der Meinung, die 
Aufsichtsbehörden handeln im Sinne eines Kooperationspartners der Kommu- 
nen. Während sich hier die ambivalente Rolle der Kommunalaufsicht als Koope- 
rationspartner und Kontrollinstanz spiegelt (mit einem stärkeren „Ausschlag“ in 
Richtung hierarchischer Aufsicht), ist die managementorientierte Dimension der 
Kommunalaufsicht kaum von Bedeutung. Die 7,7% an Zustimmung zu der Aus- 
sage einer stärkeren Dienstleistungsorientierung der Aufsichtsbehörden stellen 
im Ländervergleich den geringsten Prozentanteil dar. 

In den Selbstbildern der Akteure in den Aufsichtsbehörden (Iimenministeri- 
um für die allgemeine Kommunalaufsicht und Ministerium für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr für den Bereich Bauaufsicht) bestätigen sich diese Befra- 
gungsergebnisse. So wird die klassische Kontrollfunktion gegenüber einer reinen 
Vermittlungsfunktion weiterhin betont. 



171 




„Es ist also nicht so, dass wir uns mehr und mehr auf die Vermittlerfunktion zurück- 
ziehen, sondern es werden natürlich Sachverhalte zur Entscheidung vorgelegt. Und 
wir bekommen auch Abfragen und wir haben dort auch teilweise einzuschreiten. Die 
Rechtsaufsicht, die Überwachung der Einhaltung von Gesetzen, hat nach wie vor ei- 
ne erhebliche Bedeutung im Land Brandenburg“ (Interview BBL2). 

Zugleich registrieren die Akteure in den Aufsichtsbehörden jedoch auf Kommu- 
nalebene einen nachhaltigen Qualifizierungs- und Professionalisierungsprozess, 
so dass die Kontrolldimension in ihrer Intensität reduziert werden kann. Dement- 
sprechend besteht eine Tendenz, die Rolle als Kooperationspartner gegenüber 
einer primären Kontrollinstanz zu stärken (worin ein deutlicher Unterschied zur 
Situation in Sachsen-Anhalt besteht): 

„Ich kann Ihnen sagen, dass wir im Grundsatzreferat darum bemüht sind, dieses 
Spannungsverhältnis durchaus in Richtung Kooperationspartner zu verändern“ (In- 
terview BBL2). 

Während ein entsprechender Rollenwandel in der allgemeinen Kommunalauf- 
sicht des Innenministeriums zum Ausdruck gebracht wurde, heben die Akteure 
in der obersten Bauaufsichtsbehörde des Landes die gut funktionierende Zu- 
sammenarbeit mit den Kommunen hervor, sehen aber keinen Anlass für einen 
Wandel des Rollenverständnisses. Vielmehr gilt die Sicherung einer einheitli- 
chen Rechtsanwendungspraxis im Land weiterhin als Hauptaufgabe der Auf- 
sichtsbehörde, womit das Aufgabenverständnis einer übergeordneten Kontrollin- 
stanz verbunden wird. So sei die Akzeptanz eines hierarchischen Subordinati- 
onsverhältnisses zwischen oberster und unteren Bauaufsichtsbehörden eine wich- 
tige Funktionsvoraussetzung der vertikalen Steuemngsbeziehungen: 

„Die Hierarchie sagt ja im Grunde genommen etwas zum Über- und Unterord- 
nungsverhältnis und wenn ein Oberer etwas entscheidet, dann hat der Untere das zur 
Kenntnis zu nehmen, ob ihm das passt oder nicht. Und dieses Verständnis muss man 
natürlich erst einmal haben. Und hier ist es noch gar nicht da. Ich meine, das muss 
nicht immer schlecht sein. Aber in vielen Dingen ist es schlecht, weil man erst mal 
seine nachgeordneten Behörden davon überzeugen muss, dass es dann doch richtig 
ist“ (Interview BBLl). 

Dementsprechend wird die von der Kommunalabteilung im Inneruninisterium 
angestrebte Stärkung der Rolle der Landesbehörden als Kooperationspartner der 
Kommunen mit Blick auf die Fachebene der Bauaufsicht von kommunaler Seite 
nur in Grenzen wahrgenommen. Dies ist insbesondere an der hohen Bedeutung, 
die der Kontrollfunktion im Aufgabenverständnis der Aufsichtsbehörden zuge- 
schrieben wird, zu erkennen. 
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Auf kommunaler Seite ist gleichwohl eine recht hohe Akzeptanz des eher 
hierarchischen Rollen- imd Aufgabenverständnisses der Aufsichtsbehörden ver- 
breitet. In den Interviews kamen aber auch kritische Stimmen mit Blick auf die 
Rolle der Aufsichtsbehörden als Kontrollinstanz ziun Ausdruck. Beispielsweise 
wurde in einem Interview von einem „Vorgesetzen-Verständnis gegenüber den 
unteren Bauaufsichtsbehörden ..." gesprochen, das dazu geführt habe, dass bei 
den „... imteren Bauaufsichtsbehörden ein Verständnis als staatliche Behörde 
durchgesetzt wurde“ (Interview BBK3). Damit verbunden sind enge Kommuni- 
kationsbeziehungen zwischen der Arbeitsebene in den unteren Bauaufsichtsbe- 
hörden und der obersten Bauaufsichtsbehörde, die von einem Interviewpaitner 
nicht nur positiv bewertet wurden. Auf die Frage nach der Häufigkeit des Kon- 
taktes der Sachbearbeiterebene zum Ministerium antwortete der Baudezement 
eines Landkreises: 

,JZu oft. Manchmal erfahre ich das erst wenn die dort sind, weil ich die gerade hier 
brauche, dann heißt es, die oder der ist gerade im Ministerium. ... Der Mitarbeiter 
muss sich darüber im Klaren sein, dass er eine Ermessensentscheidung trifft. Und 
wenn er es nicht alleine kann, dann ist eigentlich sein direkter Vorgesetzter und erst 
danach das Ministerium der richtige Ansprechpartner“ (Interview BBKl). 

Daneben wurden in den Interviews jedoch auch Charakterisierangen geäußert, 
wonach die Kontrollfunktion gegenüber der Rolle als Kooperationspartner in den 
Hintergrund tritt. 

„Die Kontrollfunktion ist eher untergeordnet. ... Eher Kooperationspartner und na- 
türlich Vermittlungsfunktion, aber nur in der Form, dass sie bestimmte Gesetzge- 
bungsverfahren oder Verwaltungsgerichtsurteile interpretieren und uns dann ent- 
sprechende Hinweise geben“ (Interview BBK2). 

Insgesamt spiegeln diese unterschiedlichen Einschätzungen des Aufgaben- und 
Rollverständnisses die Doppelrolle der Aufsichtsbehörden als Kooperationspart- 
ner und Kontrollinstanz wider, die bereits im Ergebnis der schriftlichen Befra- 
gung deutlich hervortrat. 



5.2.2 Konfliktniveau 

Das Konfliktniveau stellt die zweite untersuchte Dimension der tätigkeitsbezo- 
genen Handlungsorientierungen dar. Dabei geht es hier um die Frage, als wie 
kooperativ oder konfliktreich die Akteure die Beziehung von Landes- und 
Kommunalebene einschätzen. Es wird davon ausgegangen, dass jenseits sub- 
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stanzieller Interessenunterschiede zwischen den Gebietskörperschaften die 
Wahrnehmung des Verhältnisses als mehr oder weniger kooperativ oder konflikt- 
reich wesentlichen Einfluss auf die administrative Interaktion in den vertikalen 
Steuemngsbeziehungen hat. Im Rahmen der schriftlichen Befragung wurde diese 
Einschätzung des Konflikmiveaus mit Frage 1 erhoben. Das Ergebnis zu dieser 
Frage korrespondiert mit der mehrheitlichen Zustimmung zu dem Bild einer 
kooperativen Aufsicht. Das Konflikmiveau wird insgesamt als gering bewertet: 
Nur 7,0% der antwortenden Kommunalakteure schätzen die Beziehung als „eher 
konfliktreich“ oder „konfliktreich“ ein. Die Hälfte der befragten Kommunalak- 
teure (49,1%) meinen, das Verhältnis von Landes- und Kommimalakteure ist 
gmndsätzlich „sehr kooperativ“ oder „eher kooperativ“. Weitere 43,9% bewerte- 
ten das Verhältnis als „teils/teils“ (vgl. Tabelle 5.3). 

Tabelle 5.3: Konfliktniveau im Verhältnis von Landes- und Kommunalebene 



Niedersachsen Brandenburg ^Antf^ Gesamt 



„Wir schätzen Sie - ganz allgemein - das Verhältnis von Landes- und Kommunalebene ein?“ 



sehr koope- 


rativ u. 
kooperativ 


71,4% 


42,1% 


61,5% 


18,2% 


49,1% 


teils/teils 


28,6% 


57,9% 


30,8% 


54,5% 


43,9% 


eher kon- 


fliktreich u. 
sehr kon- 
fliktreich 


0,0% 


0,0% 


7,7% 


27,3% 


7,0% 


n 


14 


19 


13 


11 


57 



Betrachtet man die Befragungsergebnisse zum Konfliktniveau im Länderver- 
gleich, treten wiedemm markante Unterschiede hervor. So wird in Schleswig- 
Holstein (71,4%) und in Brandenburg (61,5%) das Verhälmis von Landes- und 
Kommunalebene überwiegend als ,Jcooperativ“ eingeschätzt. In Niedersachsen 
überwiegt dagegen die Einschätzung als „teils/teils“ (57,9%), ebenso in Sachsen- 
Anhalt (54,5%) - wobei dort weitere 27,3% der antwortenden Kommunalakteure 
für die Optionen „eher konfliktreich“ oder „sehr konfliktreich“ votierten. Dem 
stehen in Niedersachsen und Schleswig-Holstein 0% und in Brandenburg 7,7% 
gegenüber. Daher kaim das Konfliktniveau in Schleswig-Holstein als sehr nied- 
rig, in Brandenburg als niedrig und in Niedersachsen als mäßig bezeichnet wer- 
den. In Sachsen-Anhalt ist hingegen ein vergleichsweise hohes Konflikmiveau 
festzustellen. 
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Tabelle 5.4: Zufriedenheit mit dem Strukturmodell der Landesorganisation 





Schleswig- 

Holstein 


Niedersachsen 


Brandenburg 


Sachsen-Anhalt 


Gesamt 


„Wem Sie den zweistufigen/dreistufigen Verwaltungsauflyau mit/ohne staatliche Mittelinstanz 
beurteilen, äberwiegen die Vorteile oder die Nachteile?^ 


nur Vortei- 
le 


42,9% 


0,0% 


0,0% 


0,0% 


10,3% 


überwie- 

gend 

Vorteile 


35,7% 


57,9% 


71,4% 


18,2% 


48,3% 


teils/teils 


7,1% 


15,8% 


28,6% 


45,5% 


22,4% 


überwie- 

gend 

Nachteile 


14,3% 


21,1% 


0,0% 


27,3% 


15,5% 


nur 

Nachteile 


0,0% 


5,3% 


0,0% 


9,1% 


3,4% 


n 


14 


19 


14 


11 


58 



Diese unterschiedlichen Einschätzungen zum Konfliktniveau im Ländervergleich 
korrespondieren mit dem Niveau der Zufriedenheit mit den bestehenden Verwal- 
tungsstrukturen im Land (Frage 2, vgl. Tabelle 5.4), d.h. dort wo ein vergleichs- 
weise hohes Konfliktniveau besteht, neigen die Kommunalakteure zu einer eher 
kritischen Bewertung der Verwaltungsstrukturen auf Landesebene. Obgleich ein 
Kausalzusammenhang auf Grundlage der vorhandenen Daten nicht aufgezeigt 
werden kann, ist zu vermuten, dass eine grundlegende Unzufriedenheit mit den 
Steuenmgsbeziehungen auf die Bewertung der Verwaltungsstrukturen durch die 
Kommunalakteure „abfärbt“. 

In Schleswig-Holstein entspricht das sehr niedrige Konfliktniveau dem do- 
minierenden Aufgabenverständnis einer kooperativen Aufsicht. Dabei nehmen 
die Akteure auf Landes- und Kommunalebene die vertikalen Steuerungsbezie- 
himgen als stabile Kooperationsbeziehung wahr, die sich in dieser Form etwa bis 
in die 70er Jahre zurückverfolgen lässt (hier endet der persönliche Erfahrungsho- 
rizont der meisten Interviewpartner). Zugleich überwiegt ganz eindeutig eine 
positive Einschätzung des bestehenden Verwaltungsaufbaus: In Schleswig- 
Holstein erkennen 42,9% „nur Vorteile“ und weitere 35,7% „überwiegend Vor- 
teile“ des zweistufigen Verwaltungsaufbaus. 

Das Beispiel Brandenburg zeigt, dass ein kooperatives Verhältnis auch in 
Aufsichtsbeziehungen möglich ist, in denen die hierarchische Dimension der 
Aufsichtsbehörden als Kontrollinstanz eher stark profiliert ist. Dies spricht für 
eine verbreitete Akzeptanz dieses Aufgabenverständnisses auf Seiten der kom- 
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munalen Akteure. Die kooperative „Grundstimmung“ in den vertikalen Steue- 
rungsbeziehungen spiegelt sich in einer weitgehenden Zufriedenheit mit den 
bestehenden Stmkturen des zweistufigen Verwaltungsaufbaus wider. Mit 71,4% 
der antwortenden Kommunalakteure, die „überwiegend Vorteile“ erkennen, fällt 
die Zustimmung zwar nicht so eindeutig aus wie in Schleswig-Holstein, ist aber 
gleichwohl deutlich ausgeprägt. 

Spürbar weniger kooperativ wird das Verhältnis von Landes- und Kommu- 
nalebene in Niedersachsen eingeschätzt: 42,1% bewerten das Verhältnis von 
Landes- und Kommunalebene als sehr kooperativ oder kooperativ. Zugleich ist 
die Zufriedenheit mit dem bestehenden (dreistufigen) Verwaltungsaufbau weni- 
ger stark ausgeprägt als in den beiden zweistufigen Ländern. Dennoch ist noch 
immer eine Mehrheit von 57,9% der antwortenden Kommunalakteure der Mei- 
nung, dass der dreistufige Verwaltungsaufbau „überwiegend Vorteile“ mit sich 
bringt. Das gegenüber Brandenburg und Schleswig-Holstein spürbar höhere 
Konfliktniveau in Niedersachsen ist auch in den Darstellungen der Akteure in 
den Bezirksregierungen wieder zu finden - wobei auf der Fachebene des Städte- 
baus das Konfliktniveau tendenziell höher eingeschätzt wird als im Bereich der 
allgemeinen Kommunalaufsicht. In Schleswig-Holstein und Brandenburg waren 
entsprechende Differenzen hingegen nicht zu erkennen. 

In Sachsen-Anhalt korrespondiert das hohe Konfliktniveau mit einer im 
Ländervergleich deutlich stärker ausgeprägten Unzufnedenheit mit den beste- 
henden Verwaltungsstrukturen - dabei lässt sich allerdings nicht ohne weiteres 
einschätzen, ob sich diese Beurteilung auch auf die beschlossene Reform des 
Dreistufenaufbaus imd die Einrichtung eines Landesverwaltungsamtes bezieht. 
In den geführten Interviews mit kommunalen Akteuren überwiegt aber eine eher 
skeptische Haltimg gegenüber diesen Reformen, wobei insbesondere angezwei- 
felt wurde, ob mit der Einrichtung des Landesverwaltungsamts tatsächlich nach- 
haltige Strukturveränderungen einhergehen. 

Nur aus Sicht von 18,2% der Antwortenden überwiegen die Vorteile des be- 
stehenden Verwaltungsaufbaus dessen Nachteile, und exakt der gleiche Prozent- 
anteil nimmt das Verhältnis von Landes- und Kommunalebene als sehr koopera- 
tiv oder kooperativ wahr. Auch die Bewertung des Aufgabenverständnisses der 
Regierungspräsidien als überwiegend hierarchische Kontrollinstanzen entspricht 
diesem Ergebnis. In deutlichem Kontrast zu den anderen drei Ländern wird das 
Verhälmis zu den Kommunen auch von den Interviewpartnem in den Aufsichts- 
behörden als weniger kooperativ, z.T. sogar als konfliktreich eingeschätzt. Kon- 
flikte entstehen dabei innerhalb der routinemäßigen Arbeitsbeziehungen zwi- 
schen den Regierungspräsidien und den Kommunen. „Konflikte entstehen durch 
die gegebene Situation der Weisungsbefugnis im Bereich der Rechtsaufsicht des 
Landes über die Kommunen“ (Interview LSAL3). Dabei werden von Seiten der 
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Landesbehörden die Unterschiede betont und neben den grundsätzlich koopera- 
tiven Arbeitsbeziehungen sehr konfliktreiche Konstellationen in den Beziehun- 
gen zu einzelnen Kommunen hervorgehoben. 

Trotz dieser Unterschiede im Ländervergleich überwiegt insgesamt eine - 
mit Einschränkungen - kooperative Tendenz. In den auf Landesebene geführten 
Interviews kam eine ähnliche Einschätzung zum Ausdruck: Das Verhälmis zu 
den Kommunen wird überwiegend als kooperativ eingeschätzt, aber zugleich die 
Existenz von Konflikten in Einzelfallen sowie Interessenunterschieden in be- 
stimmten Handlungsfeldem betont - wobei naturgemäß die Verteilungsproble- 
matik im Rahmen der Finanzbeziehungen zwischen Landes- und Kommunalebe- 
ne als besonders problematisch gilt. Die folgenden Zitate spiegeln diese Tendenz 
wider. 

„In Bezug auf die aufsichtsrechtlichen Fragen ist das Verhältnis durchaus koopera- 
tiv“ (Interview BBLl). 

„Die kommunale Ebene hat ja eine andere Interessenlage als die staatliche Ebene. 
Das sind ja unterschiedliche Dinge. Und da hat jeder seine Interessen und jeder muss 
seinen Auftrag erfüllen. Und das kann von der Natur der Saehe eigentlich auch nur 
kooperativ sein und nicht mehr, denn wir sind ja ein Weisungsstrang“ (Interview 
NIL2). 

Auch von kommunaler Seite werden vor allem materielle Interessenunterschiede 
als Ursache für Konflikte erkaimt. 72,4% der antwortenden Kommunalakteure 
halten die Aussage für zutreffend, nach der einige Entscheidungen der Landes- 
behörden im Gegensatz zu kommunalen Interessen stehen. Zugleich meinen aber 
69,6% der Antwortenden, dass es in der Regel einen guten Einklang zwischen 
den kommunalen Interessen und der Tätigkeit der Landesbehörden gäbe. In 
Schleswig-Holstein findet die entsprechende Aussage sogar eine himdertprozen- 
tige Zustimmung bei den Kommunalakteuren. 

Tabelle 5.5 gibt den Prozentanteil zustimmender Einschätzungen der Kom- 
munalakteure zu Aussagen mit Gründen und Anlässen für „typische Konflikte“ 
im Verhälmis zu den Landesbehörden wieder. Deutlich wird, dass aus Sicht der 
Kommunen die Dauer von Entscheidungen einen häufigen Anlass für Konflikte 
darstellt. 65,5% aller antwortenden Kommunalakteure stimmen der Aussage zu, 
nach der die Kommunen oft zu lange auf Entscheidungen von Landesbehörden 
warten müssen. Betrachtet man die typischen Konflikte im Ländervergleich, fällt 
auf, dass in Niedersachsen der Prozentanteil der Zustimmungen zu fast allen 
Antwortmöglichkeiten bei über 50% liegt. Während die Daten für Brandenburg 
und Sachen-Anhalt ein ähnliches Bild ergeben - bei insgesamt etwas niedrigeren 
Prozentanteilen - ist es in Schleswig-Holstein genau andersherum: Hier findet - 



177 




mit Ausnahme der positiv formulierten Option eines „guten Einklangs der Inte- 
ressen“ zwischen Landes- und Kommunalebene (100% Zustimmung) - keine der 
Antwortmöglichkeiten mehr Zustimmung als 42,8%- Dieses Ergebnis korres- 
pondiert mit den Einschätzungen zum (geringen) Konfliktniveau in Schleswig- 
Holstein. 

Tabelle 5.5: Typische Konflikte im Verhälmis zu Landesbehörden - 

Prozentangaben der Nennungen „trifft voll zu“ imd „trifft zu“ 





Schleswig- 

Holstein 


Niedersachsen 


Brandenburg 


Sachsen- 

Anhalt 


Gesamt 


1 ) Interessenge- 
gensatz 

2) Einmischung 


35,7% 


89,4% 


85,7% 


72,7% 


72,4% 


in Kommu- 
nalangelegen- 
heiten 

3) mangelnder 


7,1% 


63,2% 


50,0% 


63,6% 


46,5% 


Informations- 
austausch 
4) Unterschiedli- 


7,1% 


A1A% 


28,5% 


36,4% 


31,0% 


che Rechts- 
auslegung 
5) Dauer von 


21,4% 


57,9% 


46,2% 


45,5% 


43,9% 


Entscheidun- 

gen 


42,8% 


73,6% 


64,3% 


81,8% 


65,5% 


6) Interessen- 
einklang 


100% 


57,9% 


69,2% 


50,0% 


69,6% 


n 


14 


19 


14 


11 


58 



Die Frage lautete: „Welches sind ßr Sie typische Konflikte in der Beziehung zu den Landesbehör- 
den?'' 



1 : Einige Entscheidungen stehen im Gegensatz zu unseren kommunalen Interessen. 

2: In Fragen der kommunalen Selbstverwaltung mischen sich die Landesbehörden oft zu stark ein. 
3: Der Informationsaustausch zwischen Landesbehörden und Kommunen funktioniert nicht. 

4: Konflikte entstehen vor allem durch unterschiedliche Rechtsauslegungen. 

5: Kommunen müssen oft zu lange auf Entscheidungen der Landesbehörden warten. 

6: In der Regel gibt es einen guten Einklang zwischen unseren kommunalen Interessen und der 
Tätigkeit der Landesbehörden 



Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass innerhalb des Rahmens eines gerin- 
gen bis mittleren Konfliktniveaus im Ländervergleich erhebliche Unterschiede 
bestehen. Dabei korrespondiert ein höheres Konfliktniveau vor allem mit einer 
eher kritischen Haltung gegenüber den bestehenden Verwaltungsstrukturen. 



178 









Auch zum dominierenden Aufgabenverständnis bestehen Verbindungen, wobei 
ein Zusammenhang jedoch nicht in allen Ländern festzustellen ist. 



5.2.3 Übergreifende Tendenzen und Differenzen im Ländervergleich 

Betrachtet man die Handlungsorientierungen der Akteure in den Aufsichtsbehör- 
den in einer vergleichenden Gesamtschau, sind sowohl übergreifende Tendenzen 
als auch markante Unterschiede festzustellen. So ist insgesamt ein eher niedriges 
Konflikmiveau sowie ein vorwiegend kooperatives Verhältnis von Landes- und 
Kommunalebene zu markieren. Die Differenzen zwischen den Ländern - insbe- 
sondere Schleswig-Holstein auf der einen und Sachsen-Anhalt auf der anderen 
Seite - sind allerdings erheblich. 

Hinsichtlich des dominierenden Aufgabenverständnisses hat sich ein diffe- 
renziertes Bild ergeben. Das zunächst paradox erscheinende Ergebnis der schrift- 
lichen Befragimg, nach der eine Mehrheit der antwortenden Kommimalakteure 
die Aufsichtsbehörden des Landes gleichermaßen als Kooperationspartner und 
Kontrollinstanz wahmehmen, relativiert sich durch die Unterschiede im Länder- 
vergleich. Gleichwohl bleibt auch bei länderspezifischer Betrachtung eine ambi- 
valente Einschätzung des Aufgabenverständnisses der Aufsichtsbehörden durch 
die Kommunen bestehen: Den Aufsichtsbehörden wird eine „Doppelrolle“ zuge- 
schrieben, die beide Dimensionen des Aufgabenverständnisses - Kooperations- 
partner und Kontrollinstanz - einschließt. Dieses durchaus klassische Verständ- 
nis der Aufsichtsbehörden als kontrollierende und helfende Instanz hat demnach 
weiterhin Bestand. 

Während demzufolge die ersten beiden Bilder des Aufgabenverständnisses 
- Kooperationspartner und Kontrollinstanz - bei bestehenden Unterschieden im 
Ländervergleich gleichermaßen Geltung beanspmchen können, gilt dies für das 
Image der Kommunalaufsicht als wettbewerbsorientierter Dienstleister kaum, 
denn in den Einschätzungen des überwiegenden Teils der Kommunalakteure 
spielt ein derartiges Aufgabenverständnis in den Aufsichtsbehörden keine zentra- 
le Rolle. Niedersachsen stellt hier einen deutlich abweichenden Fall dar, bei dem 
diese Dimension der Kommunalaufsicht deutlich stärker ausgeprägt ist als in den 
anderen drei Ländern. 

Versucht man die festgestellten Unterschiede mit Blick auf die beiden Ver- 
gleichskriterien - OstAVest und zweistufig/dreistufig - zu analysieren, so ist 
bezüglich des Konflikmiveaus ein deutlicher Unterschied zwischen zweistufig 
und dreistufig aufgebauten Ländern festzustellen. Wie aus Tabelle 5.6 hervor- 
geht, sind zwar ebenfalls Differenzen im Ost-West-Vergleich zu markieren (in 
den westdeutschen Ländern ist das Verhältnis von Landes- imd Kommunalebene 
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etwas kooperativer als in den ostdeutschen Ländern). Jedoch sind die Unter- 
schiede entlang der Vergleichsdimension „Verwaltungsaufbau“ erheblich stärker 
ausgeprägt. Das Verhältnis wird von den Kommunalakteiuen in den dreistufig 
aufgebauten Ländern als deutlich weniger kooperativ wahrgenommen als in den 
Ländern mit zweistufigem Verwaltungsaufbau. 

Tabelle 5.6: Konfliktniveau im Vergleich drei- und zweistufiger Länder sowie 

im Vergleich ost- und westdeutscher Länder - Prozentangaben der 
Nennungen „stimme voll zu“ und „stimme zu“ 



E)reistufiger versus 



Ostdeutsche versus west- 



zwe.stuf.ger yerwaltungs- Länder (..=57) 



Verhältnis von 
Landes- u. Kommu- 
nalebene 


dreistufig 


zweistufig 


Ost 


West 


sehr kooperativ/ 
kooperativ 


33,3% 


66,7% 


41,7% 


54,5% 


teils/teils 


56,7% 


29,6% 


41,7% 


45,5% 


eher konflikthafV 
konflikthaft 


10,0% 


3,7% 


16,7% 


0,0% 



Auf der Analyseebene „Aufgabenverständnis der Kommunalaufsicht“ verläuft 
die Trennlinie hingegen zwischen ost- und westdeutschen Ländern. Zwar sind 
auch im Vergleich zwischen zwei- und dreistufig aufgebauten Ländern deutliche 
Unterschiede zu erkennen - vor allem mit Blick auf die Rolle der Landesbehör- 
den als übergeordnete Kontrollinstanz, die in den dreistufigen Ländern stärker 
ausgeprägt ist als in den Ländern ohne Mittelinstanz. Allerdings eröffnen sich im 
Ost- West- Vergleich für alle drei imtersuchten „Images“ des Aufgabenverständ- 
nisses fast gegensätzliche Tendenzen (vgl. Tabelle 5.7). 

Deutlich wird, dass in den ostdeutschen Ländern die hierarchische Kommu- 
nalaufsicht gegenüber der kooperativen Dimension überwiegt. In den westdeut- 
schen Ländern ist das kooperative Element hingegen wesentlich stärker ausge- 
prägt als die hierarchische Dimension, und auch die managementorientierte 
Komponente spielt eine sichtbare, wenn auch keine dominante, Rolle. 
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Tabelle 5. 7: Aufgabenverständnis im Vergleich drei- imd zweistufiger Länder 

sowie im Vergleich ost- und westdeutscher Länder - Prozentan- 
gaben der Nennungen „stimme voll zu“ und „stimme zu“ 



Dreistufiger versus 
zweistufiger Verwal- 
tungsaufbau (n=57) 



Ostdeutsche versus west- 
deutsche Länder (n=57) 



Landesbehörden 


dreistufig 


zweistufig 


Ost 


West 


... als Kooperationspartner 
(Frage 4. 1 ) 


56,6% 


60,7% 


40,0% 


72,7% 


... als übergeordnete Kon- 
trollinstanz (Frage 4.2) 


76.6% 


46,4% 


84,0% 


45,5% 


... als Dienstleister der 
Kommunen 


37,9% 


14,8% 


13,0% 


36,4% 



5.3 Steuerungsinstrumente und Koordinationsformen 

Wenn nun die Steuerungsinstrumente der Aufsicht in den Vordergrund rücken, 
wird einerseits nach der Relevanz formaler Aufsichtsmittel als Instrumente hie- 
rarchischer Koordination für die Praxis vertikaler Steuenmgsbeziehungen ge- 
fragt. Von besonderem Interesse ist dabei, ob deren Bedeutung im Zeitverlauf 
abgenommen hat oder nicht. Außerdem geht es um die Rolle alternativer Koor- 
dinationsformen und die Frage, ob und welche mit Leitideen kooperativen Ver- 
waltungshandelns und wettbewerbsorientierter Verwaltungssteuerung verbunde- 
nen Instrumente - anstatt und in Ergänzung formaler Aufsichtsmittel - in das 
Handlungsrepertoire der Aufsichtsbehörden aufgenommen wurden. Ziel ist es, 
die relative Bedeutung der verschiedenen Koordinationsformen in dem unter- 
suchten Ausschnitt der vertikalen Steuerungsbeziehungen von Landes- und 
Kommunalebene zu analysieren. Zunächst werden die Untersuchungsergebnisse 
zur Anwendungspraxis formal-hierarchischer Aufsichtsmittel präsentiert. 



5.3.1 A nwendungspraxis formaler A ufsichtsmittel 

Der Kommunalaufsicht stehen für die Wahrnehmung der Aufsichtstätigkeit eine 
Reihe formaler Aufsichtsmittel zur Verfügung, die insgesamt eine ladder of 
control bilden. Beginnend mit dem eher „weichen“ Informationsrecht (auch: 
Auskunftsverlangen) stellen die weiteren Mittel - Beanstandimgen, Weisungen, 



181 






Ersatzvomahmen bis hin zur Bestellung eines Beauftragten („Staatskommissar“) 
- jeweils zunehmend scharfe Formen des hierarchischen Eingriffs in das Han- 
deln der kommunalen Behörden dar. So ist das Einsetzen eines Beauftragten eine 
Art „ultima ratio“ der Kommunalaufsicht, die nur in Extremsituationen zum 
Einsatz kommt und - so auch die Einschätzung der Interviewpartner - nicht 
kennzeichnend für die Routine der administrativen Koordination zwischen Lan- 
des- und Kommunalbehörden ist. Neben diesen repressiven Aufsichtsmitteln 
verfugen Aufsichtsbehörden über die sogenannten präventiven Aufsichtsmittel 
(insbesondere Genehmigungs- u. Anzeigenvorbehalte), die allerdings für das 
Aufgabenfeld Bauaufsicht weniger wichtig sind, aber im Bereich der Bauleitpla- 
nung erhebliche Relevanz haben. Dagegen kommt dem Informationsrecht, das 
ebenfalls als präventives Aufsichtsmittel gilt (vgl. LübkingA^ogelgesang 1998: 
87-88), im Bereich der Bauaufsicht eine wichtige Rolle zu. 

Da es sich bei der Bauaufsicht um eine übertragene staatliche Aufgabe 
(bzw. eine Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung) handelt, unterliegen die 
kommunalen Behörden als untere Bauaufsichtsbehörden der umfassenderen 
Fach- oder Sonderaufsicht, die neben der Rechtmäßigkeit auch die Zweckmäßig- 
keit als Aufsichtskriterium einschließt. Gleichwohl ist das Instramentarium der 
Aufsichtsbehörden im Vergleich zur allgemeinen Kommunalaufsicht deutlich 
eingeschränkt. So verfügt die Fachaufsicht weder über das Recht der Ersatzvor- 
nahme noch über ein Selbsteintrittsrecht, sofern dies nicht spezialgesetzlich vor- 
gesehen ist (Groß 2002: 798). 

Grundsätzlich stehen den untersuchten Aufsichtsbehörden nahezu identi- 
sche Aufsichtsmittel und Eingriffskompetenzen zu. Ein wichtiger Unterschied 
besteht aber darin, dass in den dreistufigen Ländern die Mittelinstanz zuständige 
Behörde für die Bearbeitung von Widersprüchen gegen Entscheidungen der 
unteren Bauaufsichtsbehörde ist.'“*' In Brandenburg sind diese vormals vom 
(inzwischen aufgelösten) Landesamt für Bauen, Bautechnik und Wohnen wahr- 
genommenen Zuständigkeiten in den 90er Jahren auf die Landkreise imd kreis- 
freien Städte delegiert worden. In Schleswig-Holstein war das Innenministerium 
bis 1998 für die Bearbeitung von Widersprüchen gegen Entscheidungen der 
unteren Bauaufsichtsbehörden zuständig. Seitdem fungieren nur noch die Land- 
kreise und kreisfreien Städte als Widerspruchsbehörden (s.o. 4.1.2). 

Im Rahmen der schriftlichen Befragung wurde zum einen nach der Bedeu- 
tung der einzelnen Aufsichtsmittel für die Praxis der Koordination von Auf- 
sichts- und Kommunalbehörden gefragt - wobei eine Konzentration auf die Auf- 
sichtsmittel erfolgte, denen in den Experteninterviews wesentliches Gewicht für 
die Fach- bzw. Sonderaufsicht im Bereich der Bauaufsicht beigemessen wurde 



141 Mit der Auflösung der Bezirksregierungen in Niedersachsen zum 1. Januar 2005 ging die 
Zuständigkeit für das Widerspuchsverfahren auf die Kommunen über. 
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(Frage 6). Eine weitere Frage fokussiert gesondert die Rolle von Erlassen als 
Aufsichtsmittel (4.7). Die Betrachtung der relativen Bedeutung einzelner Auf- 
sichtsmittel vermittelt allerdings noch keinen Eindruck darüber, als wie stark die 
Relevanz dieser Steuerungsinstrumente insgesamt eingeschätzt und wie intensiv 
die damit verbundene hierarchische Kontrolle kommunalen Verwaltungshan- 
delns wahrgenommen wird. Daher beinhaltet die schriftliche Befragung zum 
anderen eine Reihe von Fragen zum Gewicht rechtlicher Aufsichtskompetenzen 
in den vertikalen Steuerungsbeziehungen. So wurden Einschätzungen zur Rele- 
vanz rechtlicher Aufsichtsmittel insgesamt (Frage 4.4), der dadurch ausgeübten 
Kontrollintensität (4.3) sowie der Häufigkeit des Einsatzes rechtlicher Auf- 
sichtsmittel erhoben. Zudem richtete sich Frage 7.6 auf den Grad der Rigidität 
der Rechtsauslegung, die umgangssprachlich mit „Pingeligkeit“ umschrieben 
wurde. Schließlich zielte eine weitere Frage direkt auf den Zusammenhang zwi- 
schen Verwaltungsreformen und einem möglichen Bedeutungsverlust traditio- 
neller Aufsichtsmittel (Frage 9.2). 

Richtet man das Augenmerk zunächst auf die einzelnen Aufsichtsmittel und 
ihre relative Bedeutung, ist festzustellen, dass bei den antwortenden Kommunal- 
akteuren vor allem Verwaltungsvorschriften - mit 81,1%, die dieses Aufsichts- 
mittel für wichtig oder sehr wichtig halten - und Erlasse bzw. Weisimgen 
(77,2%) als besonders relevante rechtliche Instramente der Kommunalaufsicht 
gelten.''*^ Dabei sind die Unterschiede zwischen den vier Ländern recht gering, 
lediglich in Schleswig-Holstein werden Verwaltungsvorschriften mit 64,1% von 
den Kommunalakteuren nicht ganz so häufig als wichtiges Aufsichtsmittel be- 
wertet. Aber auch das Informationsrecht bzw. die Berichtspflicht der Kommunen 
gegenüber den Aufsichtsbehörden wird als eher wichtiges Steuerungsinstrament 
eingeschätzt - 65,6% der antwortenden Kommunalakteure gaben diese Einschät- 
zung ab. Das Informationsrecht kaim als das erste hierarchische Mittel gelten, 
mit dem ein Eingreifen der Aufsichtsbehörde überhaupt ermöglicht wird. Somit 
steht mit der Anwendung des Informationsrechts auch die mögliche Anwendung 
schärferer Formen der hierarchischen Kontrolle und Intervention im Raum. 

Auch Geschäftsprüfimgen in den unteren Bauaufsichtsbehörden basieren 
rechtlich auf dem Auskunftsrecht der Aufsichtsbehörden, das nicht nur die Vor- 
lage von Berichten und Aktenvorlage erlaubt, sondern auch das ,d’rüftxngs- imd 
Visitationsrecht“ einschließt (Schröder 1986; 374). Unabhängig von der Häufig- 
keit des formalen Rekurses auf das Informationsrecht stellt es daher eine zentrale 
Steuerungsressource der Aufsichtsbehörden dar. 



142 Geschäftsprüfungen und Genehmigungs- und Anzeigenvorbehalte (die im Bereich der Bauleit- 
planung, aber nicht der Bauaufsicht relevant ist) schätzen 37,9% als sehr wichtig oder wichtig 
ein. Beanstandungen und das Informationsrecht gelten aus Sicht von 46,6% bzw. 65,6% der 
Befragten als wichtiges bzw. sehr wichtiges Aufsichtsmittel. 
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Dagegen spielen Genehmigungs- und Anzeigenvorbehalte offenbar eine 
deutlich weniger zentrale Rolle - 37,9% der Antwortenden bewerten diese als 
wichtig oder sehr wichtig. Dies hängt vor allem damit zusammen, dass im Be- 
reich der Bauordnung (im Unterschied zur Bauleitplanung) die Kommunen zwar 
über Bauanträge der Bürger entscheiden, jedoch das Handeln der unteren Bau- 
aufsichtsbehörden nicht durch Genehmigungs- oder Anzeigenvorbehalte regu- 
liert ist. Eine derartige regulative Funktion nehmen im Bereich der Bauaufsicht - 
in Ergänzung zu Gesetzen und Verordnungen (Baugesetzbuch, Landesbauord- 
nung, Baunutzungsverordnung, baunebenrechtliche Vorschriften) - Verwal- 
tungsvorschriften sowie Erlasse und Weisungen wahr. Diese gelten auch in der 
juristischen Literatur (Lübking/Vogelgesang 1998: 156) als charakteristische 
Aufsichtsmittel für die Fach- bzw. Sonderaufsicht. Die Bezeichnung „Verwal- 
tungsvorschrift“ wird üblicherweise als Sammelbegriff für verwaltungsinteme 
Vorschriften verstanden, unter den auch Erlasse fallen. Allerdings wird in der 
Praxis zwischen Runderlassen und Verwaltungsvorschriften zu gesetzlichen 
Regelungen unterschieden. So stellen Runderlasse die erste Stufe einer Regulie- 
rung kommunalen Rechtsanwendungsverhaltens dar, die zu einem späteren Zeit- 
punkt häufig in eine umfassendere Verwaltungsvorschrift zu einem Gesetz auf- 
genommen wird: 

„Runderlasse betreffen alle unteren Bauaufsichtsbehörden. Das sind Erlasse, die für 
eine bestimmte Zeit eine gewisse Grundsatzregelung treffen. ... Häufig sind Rege- 
lungen zu Abstandsflächen. Beispielsweise wird der Windkrafterlass aufgehen in die 
Verwaltungs Vorschrift zur neuen Bauordnung“ (Interview BBLl ). 

Mit diesen Instrumenten werden demnach neue Normen oder Folgen der Rechts- 
sprechung für die Vollzugspraxis an die Kommunen übermittelt und auch Leitli- 
nien für die (einheitliche) Rechtsanwendung weitergegeben. Runderlasse stellen 
in diesem Zusammenhang häufig den ersten Schritt zur Vereinheitlichung der 
Rechtsanwendung in Einzelffagen dar. Demgegenüber sind Gesetzen zugeordne- 
te Verwaltungsvorschriften umfassendere Norminterpretationen mit höherem 
Differenzierungsgrad, die Ermessensspielräume der kommunalen Vollzugsbe- 
hörden einschränken. 

Erlasse, vor allem in Form von Runderlassen an alle Behörden, stellen da- 
her nicht immer eine hierarchische Intervention, sondern häufig ein Mittel der 
Informationsvermittlung dar - wobei allerdings ein hierarchisches Element durch 
die regulative Funktion der Informationsvermittlung gegeben ist. Erlasse im 
Siiuie von Anordnungen an einzelne Kommunen - auch Weisungen oder Verfü- 
gungen (auf der Ebene der Mittelinstanzen) sind gebräuchliche Begriffe - sind 
dagegen als direkte hierarchische Intervention zu verstehen. Sie bilden neben 
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Verwaltungsvorschriften der o.g. Art das zentrale formale Steuerungsinstrument 
der Landesbehörden im Bereich der Fach- bzw. Sonderaufsicht. 

Tabelle 5.8: Erlasse als Aufsichtsmittel mit beratendem Charakter 





Schleswig- 

Holstein 


Niedersachsen 


Brandenburg 


Sachsen-Anhalt 


Gesamt 


,^rlasse der Aufsichtsbehörden haben lediglich einen beratenden Charakter.“ 


trifft voll 
zu/ trifft zu 


57,1% 


26,3% 


7,1% 


20,0% 


28,1% 


trifft 
kaum/ 
nicht zu 


42,9% 


73,7% 


92,9% 


80,0% 


72,0% 


n 


14 


19 


14 


10 


57 



Dass die Rolle von Erlassen nicht auf eine rein beratende Funktion reduziert 
werden kaim, zeigt Tabelle 5.8. Nur 28,1% der antwortenden Kommunalakteure 
können der Aussage zustimmen, nach der Erlasse der Aufsichtsbehörden ledig- 
lich einen beratenden Charakter haben. Allerdings sind hier die Unterschiede im 
Ländervergleich erheblich: Während in Brandenburg nur 7,1% zustimmen, liegt 
der Prozentanteil in Schleswig-Holstein bei 57,1% - eine Mehrheit der dortigen 
Kommunen sieht in Erlassen demnach kein hierarchisches Interventionsmittel. 
Die Einfuhmng relevanter Erlasse erfolgt in Schleswig-Holstein zudem unter 
Beteiligung der Kommunen bzw. der kommunalen Spitzenverbände. 

„Das Erlasswesen gibt es natürlich auch. Aber das sind sehr allgemeine, nie auf den 
Einzelfall bezogene Erlasse. ... Es gibt klärende Erlasse, zum Baugesetzbuch einfuh- 
rende Erlasse, zur Umweltverträglichkeitsprüfung. Aber in der Regel sind wir betei- 
ligt. Wir werden vorher immer gefragt, ,wie gefallt Euch der Erlass’“ (Interview 
SHK3). 

Auch aus Sicht des für den Bereich der Bauordnung und Städtebau zuständigen 
Referatsleiters im Innenministerium dienen Erlasse vor allem der Informations- 
vermittlung, insbesondere im Zusammenhang mit gesetzlichen Neuregelimgen. 
Demgegenüber hält man sich mit Verwaltungsvorschriften, die Auswirkungen 
auf den Ermessensspielraum der Kommunen haben, zurück: 

„Bei Erlassen muss man unterscheiden zwischen Erlassen, die nur Rechtsauslegun- 
gen vornehmen. Das sind Hilfen. Davon machen wir eine ganze Menge: Einfuh- 
rungserlasse zur Änderung der Landesbauordnung, zur Änderung des Baugesetzbu- 
ches etc. Damit jeder für sich einen kleinen Kommentar hat. Unter Verwaltungs Vor- 
schrift verstehe ich im eigentlichen Sinn eine Vorschrift, mit der Behörden vorgege- 
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ben wird, dort wo Ermessensspielräume bestehen, wie sie die Ermessensspielräume 
auszunutzen haben. Das machen wir relativ wenig. Da müssen Sie wirklich streng 
unterscheiden zwischen Erlassen, die eine Auslegungshilfe sind oder die einer nach- 
geordneten Behörde Ermessensspielräume wegnimmt. Und solche Erlasse sind sel- 
ten“ (Interview SHL3). 

In der obersten Bauaufsichtsbehörde Brandenburgs werden Erlasse ebenfalls 
weniger als hierarchisches Interventionsmittel, denn als übliche Form des 
Schriftverkehrs mit den unteren Bauaufsichtsbehörden betrachtet. Erlasse in 
Form hierarchischer Eingriffe kämen dagegen selten vor. 

„Der normale Schriftverkehr zwischen unteren und oberen Behörden hat grundsätz- 
lich den Erlasscharakter. Erlasse mit Weisungscharakter kommen vielleicht ein oder 
zweimal im Jahr vor“ (Interview BBLI). 

Aus Sicht der ganz überwiegenden Mehrheit der Kommunalakteure in Branden- 
burg ist die Rolle von Erlassen jedoch nicht auf eine Verkehrsform der interad- 
ministrativen Kommunikation beschränkt, sondern stellt darüber hinaus ein hie- 
rarchisches Interventionsmittel dar. In Niedersachsen und Sachsen-Anhalt über- 
wiegt ebenfalls diese Interpretation, jedoch weniger deutlich als in Brandenburg. 

Einzelnen Weisungen gehen meist Beanstandungen voraus, in denen die 
Aufsichtsbehörde Beschlüsse oder andere Maßnahmen der Kommune für nicht 
regelkonform erklärt. Beanstandungen kommen nach Auskunft der Interview- 
partner in den Aufsichtsbehörden weniger häufig vor als Erlasse, werden aber 
noch von 46,6% der antwortenden Kommunalakteure als wichtiges Aufsichts- 
mittel betrachtet. Die aus kommunaler Sicht recht geringe Bedeutung von Ge- 
schäftsprüfimgen - 37,9% der Antwortenden betrachten dieses Instrument als 
wichtig - hängt damit zusammen, dass diese Form der Fachaufsicht eher selten 
ziu" Anwendung kommt. Ein wichtiger Grund hierfür dürfte vor allem in dem 
hohen Aufwand für die Aufsichtsbehörden bei der Durchfühmng von Geschäfts- 
prüfungen liegen. 

Insgesamt deuten diese Befragungsergebnisse zui Relevanz einzelner recht- 
licher Aufsichtsmittel einerseits darauf hin, dass in den Aufsichtsbehörden ein 
Interventionsmuster der abgestuften Kontrolle mit eher geringer Intensität prak- 
tiziert wird, bei dem die Routine durch quasi-regulative Instramente und „wei- 
che“ Formen hierarchischer Intervention gekennzeichnet ist und schärfere Auf- 
sichtsmittel sehr dosiert eingesetzt werden. Andererseits sind mit Blick auf die 
Rolle von Erlassen markante Unterschiede zwischen den Ländern zu erkennen. 

Verfolgt man die Frage nach der Rolle formaler Aufsichtsmittel und hierar- 
chischer Eingriffskompetenzen mit Blick auf Gesamteinschätzimgen kommuna- 
ler Akteure zu deren Relevanz in den Steuerungsbeziehimgen, bestätigt sich der 
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oben geschilderte Befund einer eher geringen Aufsichtsintensität. Wie Tabelle 
5.9 zeigt, nehmen nur gut ein Viertel der antwortenden Kommunalakteure die 
Kontrolle durch die Landesbehörden als intensiv wahr. 

Allerdings sind im Ländervergleich wiederum deutliche Unterschiede fest- 
zustellen: So sticht hinsichtlich der Kontrollintensität die grundlegende Differenz 
zwischen Schleswig-Holstein (nur 14,3% stimmen der Aussage zu, nach der die 
Aufsichtsbehörden eine sehr intensive Kontrolle ausüben) und Sachsen-Anhalt 
(hier stimmen 63,6% dieser Aussage zu) hervor. In Brandenburg und Nieder- 
sachsen besteht - mit 21,4% bzw. 21,1% - praktisch das gleiche Maß an Zu- 
stimmung, wobei damit die Intensität der Aufsicht vom überwiegenden Teil der 
Kommunen als eher gering wahrgenommen wird. Während demnach in Schles- 
wig-Holstein die Aufsicht als sehr zurückhaltend empfunden wird - was im 
Übrigen auch von den Akteuren in den Aufsichtsbehörden so gesehen wird (In- 
terviews SHL3, SHL2) - und auch in Brandenburg und Niedersachsen die Inten- 
sität eher als gering zu veranschlagen ist, wird die Aufsicht von den Kommunen 
Sachsen-Anhalts als überwiegend sehr intensiv wahrgenommen. Dies entspricht 
den Wahrnehmungen der Kommunalakteure zur vorwiegend im Sinne einer 
Kontrollinstanz agierenden Aufsicht in Sachsen- Anhalt. 

Ein etwas anderes Bild ergibt sich, wenn die Einschätzungen der Kommu- 
nalakteure zur Bedeutung rechtlicher Aufsichtskompetenzen betrachtet werden 
(vgl. Tabelle 5.9). So ist eine knappe Mehrheit von 51,7% nicht der Auffassung, 
dass die rechtlichen Aufsichtskompetenzen für die Zusammenarbeit zwischen 
Landes- und Kommunalbehörden nur eine geringe Bedeutung haben. Während 
also die Intensität der Aufsicht insgesamt eher als gering eingeschätzt wird, gel- 
ten die formalen Aufsichtsmittel hingegen mehrheitlich als relevant für die verti- 
kalen Steuerungsbeziehungen. 

Allerdings sind erneut erhebliche Differenzen im Ländervergleich zu mar- 
kieren. Während in Schleswig-Holstein die Bedeutung der rechtlichen Auf- 
sichtsmittel ganz überwiegend als gering eingeschätzt wird (78,6% Zustimmung 
zin o.g. Aussage), liegt der Prozentanteil in den beiden ostdeutschen Ländern bei 
knapp unter 30%. Niedersachsen liegt mit 52,7% Bejahung dazwischen. Diese 
auffälligen Unterschiede verlaufen eher entlang einer Ost-West-Differenz als 
zwischen zwei- und dreistufig aufgebauten Ländern. Denmach sind die Imple- 
mentationsstile in Brandenburg und Sachsen- Anhalt deutlich stärker durch den 
Einsatz formaler Aufsichtsmittel gekemizeichnet als in Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen. 
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Tabelle 5.9: Bewertung der Aufsichtsintensität 





Schleswig- 

Holstein 


Niedersachsen 


Brandenburg 


Sachsen- 

Anhalt 


Gesamt 


„Die Aufsichts- und Genehmigungsbehörden des Landes üben eine sehr intensive Kontrolle 
kommunalen Handelns aus. " 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


14,3% 


21,1% 


21,4% 


63,6% 


27,6% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


85,7% 


78,9% 


78,6% 


36,4% 


72,4% 


n 


14 


19 


14 


11 


58 


„Die rechtlichen Aufsichtskompetenzen spielen in der alltäglichen Zusammenarbeit zwischen 
Landes- und Kommunalbehörden kaum eine Rolle. " 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


78,6% 


52,7% 


28,6% 


27,3% 


48,3% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


21,4% 


47,4% 


71,4% 


72,7% 


51,7% 


n 


14 


19 


14 


11 


58 


„Die Landesbehörden setzen die formellen Aufsichtsmittel (Weisung, Erlass, Verßgungen, 
Beanstandungen, Geschäftsprüfungen etc.) sehr häufig ein. " 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


7,1% 


26,3% 


42,9% 


50,0% 


29,8% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


92,9% 


73,7% 


57,2 


50,0% 


70,1% 


n 


14 


19 


14 


10 


57 



In Sachsen-Anhalt wird die Bedeutung formaler Aufsichtsmittel auch von den 
interviewten Vertretern der allgemeinen Kommunalaufsicht als hoch einge- 
schätzt. Formale Aufsichtsmittel gelten als zentrale Steuerungsinstmmente und 
Handlungsressource der Kommunalaufsicht. So könnten beispielsweise Verfü- 
gungen - wie ein Vertreter aus dem Bereich der allgemeinen Kommunalaufsicht 
argumentierte - auch nicht als Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung be- 
trachtet werden, sondern sie sind , Ausdruck der Schutzfunktion der Aufsicht für 
die kommunale Selbstverwaltung“ (Interview LSAL3). Die Akteure im Bereich 
Städtebau haben demgegenüber eine deutlich stärkere Zurückhaltung bei der 
Anwendung formaler Aufsichtsmittel zum Ausdruck gebracht. Die in der schrift- 
lichen Befragung geäußerte Wahrnehmung von kommunaler Seite deutet jedoch 
auf eine auch auf der Fachebene des Städtebaus vergleichsweise hohe Relevanz 
formaler Aufsichtsmittel hin. 

Obgleich in Brandenburg die Intensität der Kontrolle kommunalen Han- 
delns deutlich niedriger eingeschätzt wird, haben rechtliche Steuemngsinstru- 
mente in der Aufsichtspraxis eine ähnlich zentrale Bedeutung wie in Sachsen- 
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Anhalt. Dies gilt wiederum nicht nur für die Einschätzungen der Kommunalak- 
teure. So weisen die Vertreter der Kommunalaufsicht im Innenministerium und 
der obersten Bauaufsichtsbehörde in den Interviews auf die hohe Bedeutung der 
rechtlichen Aufsichtsmittel hin - wobei zugleich deren „dosierter Einsatz“ und 
die genaue Einhaltung der Grenzen der Eingriffsbefiignisse, beispielsweise hin- 
sichtlich der Treimung zwischen Rechts-, Fach- und Sonderaufsicht, hervorge- 
hoben wird (Interview BBL2). Zudem wird im Bereich der allgemeinen Kom- 
munalaufsicht ein Wandel im Aufsichtsstil angestrebt, der zunehmend durch den 
Einsatz präventiver anstatt repressiver Aufsichtsmittel gekennzeichnet sein soll: 

„Wir werden in der Entwicklung wohl dazu kommen, dass es mehr und mehr von 
den repressiven Aufsichtsmitteln hin zu den präventiven geht“ (Interview BBL2). 

Die hohe Bedeutung rechtlicher Aufsichtsmittel in den vertikalen Steuerungsbe- 
ziehungen wurde, wie das folgende Zitat verdeutlicht, von kommunaler Seite in 
den Leitfadeninterviews teilweise deutlich kritisiert: 

„Sie versuchen auch durch Einzelerlasse oder durch Weisungen uns zu bestimmten 
Handlungen zu verdonnern. ... Ich empfinde die Erlassversion einen etwas überzo- 
genen Punkt, weil ganz einfach wir so einen Berg von Erlassen haben, die uns im- 
mer stärker in unserer Ermessensentscheidung einschränken. Und das kann es nicht 
sein. Eigentlich müsste jeder Erlass jedes Jahr wieder überprüft werden, ob er noch 
Gültigkeit besitzt“ (Interview BBKl). 

Aus Sicht eines anderen Interviewpartners ist hingegen die Anwendungshäufig- 
keit von Erlassen sowie die Intensität der Aufsicht kein Anlass für Kritik. „Der 
Rahmen wird nicht gesprengt“ (Interview BBK2). Auch wird die Aufsicht insge- 
samt nicht als intensiv oder hierarchisch betrachtet: 

„Wir haben zwar auch unterschiedliche Auffassungen, treffen Entscheidungen in der 
Regel aber einvemehmlich. Das ist die absolute Ausnahme, dass die sich mal Akten 
zu irgendeinem Verwaltungsakt kommen lassen. Meistens eigentlich nur, wenn der 
Petitionsausschuss oder die Staatskanzlei durch Betroffene angeschrieben wird“ (In- 
terview BBK2). 

Insgesamt ist in Brandenburg eine recht verbreitete Akzeptanz bei den Kommu- 
nalakteuren gegenüber einem eher hierarchischen Aufsichtsstil zu beobachten. 
So wird die vergleichsweise hohe Bedeutung formaler Aufsichtsmittel von 
kommunalen Akteuren zu einem erheblichen Teil als sinnvolle und notwendige 
Handlungspraxis der Aufsichtsbehörde eingeschätzt, wie das folgende Zitat aus 
der schriftlichen Befragung verdeutlicht: 



189 




„Die Bedeutung (formaler Aufsichtsmittel, KW) liegt im Besonderen darin, eine im 
Land abgestimmte und einheitliche Verfahrensweise zu organisieren. Als Instrumen- 
te dafür sind eben die Information, Erlasse und Weisungen und Verwaltungsvor- 
schriften geeignet“ (Fragebogen 1 1 ). 

In Schleswig-Holstein sind die Aufsichtsbeziehungen durch eine sehr defensive 
Anwendung formaler Aufsichtsmittel gekennzeichnet, wobei die Zurückhaltung 
beim Einsatz hierarchischer Eingriffskompetenzen noch deutlich ausgeprägter ist 
als in Niedersachsen. Landes- und Kommunalbehörden schätzen übereinstim- 
mend den Stellenwert formaler Aufsichtsmittel für die Praxis der vertikalen 
Steuerungsbeziehungen als gering ein. Der Vertreter einer Kreisverwaltung 
räumte diesen Instrumenten praktisch überhaupt keine Bedeutung ein: „In der 
Praxis ist die Bedeutung fast gleich null“ (Interview SHKl). Ähnlich antwortete 
ein weiterer Dezernent einer Kreisverwaltung auf die Frage nach der Relevanz 
formaler Aufsichtsmittel: 

„Keine Bedeutung. Die Rechts- und Fachaufsicht hat noch nicht dazu geführt, dass 
von denen eine Entscheidung angezogen wurde. Was von mir manchmal provokativ 
verlangt wird: ,dann entscheidet das doch, wenn ihr meint, ihr müsst euch einmi- 
schen.’ Haben sie noch nie gemacht“ (Interview SHK3). 

In Niedersachsen betonen die Akteure in den Bezirksregierungen vor allem die 
Verändemngsprozesse hinsichtlich der Rolle formaler Aufsichtsmittel in den 
letzten 10-15 Jahren. Während noch in den 80er Jahren der häufige Einsatz hie- 
rarchischer Kontrollformen in den Aufsichtsbeziehungen zu den Standardverfah- 
ren gehörte, hat deren Bedeutung in den 90er Jahren erheblich abgenommen 
(Interviews NIL2, NILS, NILS, NIL6). Beispielsweise spielen Rundverfugungen 
(entspricht Runderlassen auf Ministerialebene) - nach Aussage des Dezematslei- 
ters Kommunales der Bezirksregierung Lüneburg - als Steuerungsinstrument 
kaum noch eine Rolle. 

„Also Rundverfugungen machen wir gar nicht mehr, denn wir machen ja Deregulie- 
mng. Rundverfugung nimmt ja auch immer Spielräume, weil da immer drin steht, 
,in den und den Fällen ist so und so zu verfahren’“ (Interview NIL2). 

Auch der Einsatz anderer Aufsichtsmittel ist laut Auskunft der Interviewpartner 
seit Ende der 80er/ Anfang der 90er Jahre deutlich ziuückgegangen. Zudem habe 
sich in den Aufsichtsbeziehungen eine deutlich kommunalffeundlichere Ausle- 
gung von Ermessensspielräumen durchgesetzt: 
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„Wir wollen da nicht wie die Oberbuchhalter rangehen und sagen hier: ,Du hast hier 
bei einer Baugenehmigung das Verhältnis zur Treppenstufe nicht richtig ausgerech- 
net, das musst Du bitte noch mal nachrechnen. Leg das bitte in einer Woche vor und 
wenn nicht, wird es Konsequenzen geben!’ Das wird auch zurückgedrängt, immer 
mehr“ (Interview NILS). 

Erwähnenswert in diesem Zusammenhang ist auch ein Ansatz der Bezirksregie- 
nmg Lüneburg, Verwaltungsvorschriften des Landes zum Baugesetzbuch, soweit 
sie sich auf die Bauleitplanung beziehen, einseitig für zwei Jahre probeweise 
auszusetzen (Bezirksregierung Lüneburg 1998: 3). 

„Das sind Landesvorschriften, die veraltet sind und ausgesetzt werden ... Also der 
Mitarbeiter in der Verwaltung, in der Gemeinde, der soll sich nicht an irgendwel- 
chen überholten Empfehlungen orientieren, sondern schnell und kreativ nachdenken, 
wie er die Sache gut hinkriegt“ (Interview NIL2). 

Trotz dieser Bemühungen zur „Entbürokratisierung“ der Aufsichtsbeziehimgen 
prägen die formalen Eingriffskompetenzen die Aufsichtsbeziehungen in Nieder- 
sachsen deutlich stärker als dies in Schleswig-Holstein der Fall ist. 

Ein weiterer Indikator für die Rolle rechtlicher Aufsichtsmittel ist die Häu- 
figkeit ihres Einsatzes. Die Ergebnisse zu dieser Frage (Tabelle 5.9) bestätigen 
zimächst die bereits festgestellte Tendenz eines insgesamt eher dosierten Einsat- 
zes formaler Aufsichtsmittel. So stimmt mit 70,1% der ganz überwiegende An- 
teil der antwortenden Kommunalakteure der Aussage nicht zu, nach der formelle 
Aufsichtsmittel sehr häufig angewendet werden. 

Die im Rahmen dieser Tendenz bestehenden Unterschiede im Länderver- 
gleich verlaufen wiederum entlang der Ost-West-Dimension. Dabei ist erneut 
das Ergebnis für Schleswig-Holstein mit einem sehr geringen Prozentanteil von 
7,1% Zustimmung zu der o.g. Aussage auffällig. Aber auch in Niedersachsen 
sind fast drei viertel der antwortenden Kommunalakteure nicht der Auffassung, 
dass die Bezirksregiemngen rechtliche Aufsichtsmittel sehr häufig einsetzen. In 
Brandenburg stimmt dagegen mit 42,9% schon eine sehr große Minderheit dieser 
Aussage zu. In zwei gleichgroße Lager ist das Ergebnis für Sachsen-Anhalt ge- 
teilt, wobei dort auch die Akteure aus den Regiemngspräsidien - insbesondere 
aus dem Bereich der allgemeinen Kommunalaufsicht - einen häufigen Einsatz 
rechtlicher Steuerungsinstmmente feststellen. So kommen formale aufsichts- 
rechtliche Instrumente wie Weisungen imd Erlasse „mehrfach im Monat fünf, 
sechs, sieben Mal“ vor (Interview LSAL3). Dagegen nimmt das fiir Städtebau 
zuständige Personal für sich in Anspruch, entsprechende Aufsichtsmittel sehr 
dosiert xmd eher in Ausnahmefällen einzusetzen (Interviews LSAL2 u. LSAL4). 
„Verfügimgen wurden in der Anfangszeit als Steuerungsinstrument häufiger 
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eingesetzt. Heute steuern wir mehr über Beratung und Kommunikation“ (Inter- 
view LSAL4). Gleichwohl weisen die Befragungsergebnisse darauf hin, dass 
formale Aufsichtsmittel deutlich häufiger zur Anwendung kommen als in den 
westdeutschen Ländern. 

In Tabelle 5.10 werden die Befragungsergebnisse zu der Frage abgebildet, 
ob die Aufsichtsbehörden in ihrer Rechtsauslegung zu übertriebener ,d*ingelig- 
keit“ neigen. Mit 47,4% stimmt insgesamt fast die Hälfte der antwortenden 
Kommunalakteure dieser Aussage zu. Im Ländervergleich werden jedoch nicht 
alle bisherigen Muster bestätigt. Während in Schleswig-Holstein die 21,4% Zu- 
stimmung (geringster Prozentanteil im Ländervergleich) den bisherigen Ergeb- 
nisse entsprechen, und auch die mit 54,5% mehrheitliche Zustimmung der 
Kommunalakteure in Sachsen- Anhalt zu dieser Kennzeichnung der Rechtsausle- 
gung durch die Aufsichtsbehörden in der Tendenz dem bisherigen Muster ent- 
spricht, fallen Niedersachsen und Brandenburg aus diesem Schema heraus. 

Tabelle 5.10: „Pingeligkeit“ der Rechtsauslegung durch die Aufsichtsbehörden 





Schleswig- 

Holstein 


Niedersachsen 


Brandenburg 


Sachsen- 

Anhalt 


Gesamt 


,J)ie Aufsichtsbehörden neigen 


in ihrer Rechlsauslegung zu übertriebener .Pingeligkeit " 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


21,4% 


68,4% 


38,5% 


54,5% 


47,4% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


78,6% 


31,6% 


61,6% 


45,5% 


52,6% 


n 


14 


19 


13 


11 


51 



Insbesondere die in Niedersachsen mit 68,4% (höchster Anteil im Länderver- 
gleich) sehr stark ausgeprägte Zustimmung zu der „hart“ formulierten Aussage 
in der Fragestellung ist markant. Demnach korrespondiert der zuvor festgestellte 
defensive Einsatz rechtlicher Steuerungsinstrumente nicht mit einer großzügigen 
Rechtsauslegung. Dieses Ergebnis stützt eine Interpretation der Rolle formaler 
Aufsichtsmittel in Niedersachsen, nach der entsprechende Instrumente zwar 
„sparsam“ eingesetzt werden, aber gleichwohl prägend für die vertikalen Steue- 
rungsbeziehungen bleiben. In den qualitativen Interviews zeigte sich dies darin, 
dass eine Verfügung der Bezirksregierung an einen Landkreis als ernsthafte 
„Rufschädigung“ gilt und daher aus Sicht beider Seiten möglichst zu vermeiden 
ist (Interview NIKI). In Brandenburg spiegelt sich in diesem Ergebnis - ver- 
gleichsweise geringe 38,5% schätzen die Rechtsauslegung als „pingelig“ ein - 
die recht hohe Akzeptanz der hierarchischen Aufsicht bzw. der damit verbunde- 
nen formalen Aufsichtsmittel wider. Darin scheint der wesentliche Unterschied 
zu Sachsen- Anhalt zu liegen. 
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Um den Einfluss verwaltungspolitischer Entwicklungen auf die Rolle hie- 
rarchischer Steuerungsinstrumente der Kommunalaufsicht zu erfassen, wurde 
danach gefragt, ob im Zuge der Verwaltungsreform auf Landesebene traditionel- 
le Aufsichtsmittel an Bedeutung verloren haben. Im Ergebnis ist ein eher gerin- 
ger Einfluss von Verwaltungsreformen festzustellen. So registrieren nur etwa ein 
Viertel der antwortenden Kommunalakteure einen Bedeutungsverlust rechtlicher 
Aufsichtsmittel (vgl. Tabelle 5.11). Wiederum sind jedoch die Differenzen zwi- 
schen den untersuchten Ländern erheblich, wobei hier Brandenburg mit einem 
abweichenden Ergebnis hervorsticht: Keiner der Befragten verzeichnet einen 
wesentlichen Bedeutungsverlust traditioneller Aufsichtsinstrumente in den verti- 
kalen Steuerungsbeziehungen. In den anderen Ländern erkennt hingegen ein Teil 
der Kommunalakteiue eine entsprechende Tendenz - wobei dieser Anteil mit 
36,8% in Niedersachsen am größten ist. Jedoch sind die Unterschiede zwischen 
den drei Ländern Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein bezüg- 
lich dieser Frage nicht so erheblich wie hinsichtlich der Anwendungspraxis der 
rechtlichen Steuerungsinstrumente selbst. 

Tabelle 5.1 1: Bedeutungsverlust traditioneller Aufsichtsinstrumente 





Schleswig- 

Holstein 


Niedersachsen 


Brandenburg 


Sachsen- 

Anhalt 


Gesamt 


„Die Reform der Landesverwaltung hat dazu geführt, dass traditionelle Aufsichtsinstrumente 
(Weisung, Erlass, Verfügungen, Beanstandungen, Ersatzvornahme) bei der Steuerung kommu- 
nalen Handelns an Bedeutung verloren haben. " 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


28,6% 


36,8% 


0,0% 


30,0% 


25,0% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


1\,5% 


63,1% 


100,0% 


70,0% 


75,0% 


n 


14 


19 


13 


10 


56 



Insgesamt finden sich im Hinblick auf die Wahrnehmung der Aufsichtskompe- 
tenzen durch die Landesbehörden gegenüber den Kommunen erneut deutliche 
Differenzen vor allem im Ost-West-Vergleich. In beiden untersuchten ostdeut- 
schen Ländern stellt die Kontrolle kommunalen Verwaltungshandelns mit den 
unterschiedlichen formalen Aufsichtsmitteln auch über zehn Jahre nach der deut- 
schen Vereinigung keinen Ausnahmefall dar, sondern gehört in stärkerem Maße 
als dies in den westdeutschen Länder der Fall ist zum Verwaltungsstil der Lan- 
desbehörden. Dabei bestehen zwischen den beiden ostdeutschen Ländern aber 
durchaus erhebliche Unterschiede - weniger hinsichtlich der Bedeutung formaler 
Aufsichtsmittel in der Anwendungspraxis, sondern im Hinblick auf die Akzep- 
tanz dieses Vorgehens. Genauso wie die Kontrollfunktion als berechtigte Aufga- 
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be der Landesbehörden wahrgenommen wird, stehen die Kommunalakteure in 
Brandenburg auch dem Einsatz entsprechender Aufsichtsmittel eher positiv ge- 
genüber. In Brandenburg nehmen die kommunalen Akteure die Aufsicht insge- 
samt als deutlich weniger intensiv wahr als in Sachsen-Anhalt. Hier sehen die 
Kommunen hingegen in den Regierungspräsidien vor allem eine Kontrollinstanz, 
die vorwiegend mit formalen Aufsichtsmitteln agiert. Die zentrale Bedeutung der 
Kontrollfunktion im Aufgabenverständnis der Kommunalaufsicht schlägt sich 
demnach auch im Umgang mit formalen Aufsichtsmitteln nieder, die mit ver- 
gleichsweise hoher Häufigkeit und Intensität zur Anwendung kommen. Für bei- 
de ostdeutschen Länder gilt, dass die Steuemng kommunalen Handelns mit for- 
malen Aufsichtsmitteln eine deutlich „sichtbare“ Dimension der administrativen 
Interaktion darstellt. 

Im Vergleich mit beiden ostdeutschen Ländern spielen die formalen Auf- 
sichtsmittel in den vertikalen Steuerungsbeziehungen der beiden westdeutschen 
Länder eine deutlich abweichende Rolle. Zwar ist auch die Koordination zwi- 
schen Landesbehörden imd Kommunalverwaltungen durch das dichte Normen- 
geflecht gesetzlicher Regulierung (Baugesetzbuch und Landesbauordnung) und 
Erlassen bzw. Verwaltungsvorschriften mit regulativem Charakter geprägt. 
Rechtliche Regelungen oder einzelne Anwendungsprobleme und -fälle stellen im 
Bereich Städtebau/Bauaufsicht nach wie vor den zentralen Ausgangs- und Be- 
zugspunkt der Koordinationsprozesse zwischen den Kommunen und den Auf- 
sichtsbehörden dar. Jedoch kommen die routinemäßigen Koordinationsprozesse 
zwischen den Ebenen ohne die häufige Anwendung formaler Aufsichtsmittel 
aus. Während Runderlasse und Verwaltungsvorschriften noch zur üblichen Pra- 
xis gehören, wird mit einzelnen Weisungen in Schleswig-Holstein und Nieder- 
sachsen sehr zurückhaltend umgegangen. Jedoch bedeutet dies nicht, dass die 
hierarchischen Eingriffskompetenzen der Aufsichtsbehörden unbedeutend sind. 

Dabei lassen sich - insbesondere wenn die kommunale Perspektive einge- 
nommen wird - allerdings deutliche Unterschiede zwischen den Bezirksregie- 
rungen Niedersachsens und den Ministerien Schleswig-Holsteins in ihrer Funkti- 
on als Aufsichtsbehörden identifizieren. So macht sich in den Bezirksregierun- 
gen Niedersachsens vor allem auf der Fachebene bis heute eine Prägung als tra- 
ditionelle Aufsichtsbehörde bemerkbar, die ihre zentrale Funktion und Legitima- 
tion in der Aufsicht über die korrekte Rechtsanwendung durch die Kommunen 
hat. Die Interviewpartner in den niedersächsischen Kommunen verweisen auf 
Restbestände „obrigkeitsstaatlichen Denkens“, die zwar nicht mehr die Gesamt- 
organisation prägen, aber in einzelnen Bereichen noch spürbar seien (Interview 
NIKI). Auch wird den Aufsichtsbehörden Niedersachsen das im Länderver- 
gleich höchste Maß an ,J’ingeligkeit“ in der Rechtsauslegung attestiert. Zugleich 
ist der Veränderungsprozess, d.h. der Wandel in der Art und Intensität der Auf- 
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Sichtspraxis, in Niedersachsen besonders ausgeprägt - wobei auch verwaltungs- 
politische Impulse eine spürbare Rolle spielen. In Schleswig-Holstein scheint 
hingegen der sehr defensive Einsatz rechtlicher Steuerungsinstrumente eher einer 
„üblichen Praxis“ in den vertikalen Steuemngsbeziehungen zu entsprechen, die 
sich nicht erst in den 90er Jahren etabliert hat. 



5.3.2 Kooperatives Verwaltungshandeln in den Aufsichtsbeziehungen 

Weim hinsichtlich der Bedeutung formaler Aufsichtsmittel bislang unterschiedli- 
che Implementationsstile im Ländervergleich diagnostiziert wurden, soll nun 
gefragt werden, ob sich entsprechende Differenzen auch mit Blick auf alternative 
Steuerungsinstmmente finden. In welchem Ausmaß kommen diese in den verti- 
kalen Steuerungsbeziehungen zum Einsatz? Stellen entsprechende Steuerungsin- 
strumente eine Ergänzung des Handlungsrepertoires der Aufsichtsbehörden dar 
oder werden sie anstelle formaler Aufsichtsmittel eingesetzt? In Beantwortung 
dieser Fragen rückt zunächst die Rolle kooperativen Verwaltungshandelns in den 
Vordergrund. 

Im Rahmen der schriftlichen Befragung wurden dabei zwei unterschiedliche 
Formen kooperativen Verwaltungshandelns thematisiert. Da die „aufsichtliche 
Beratung“ das zentrale Instrument für kooperatives Verwaltungshandeln im 
Rahmen von Aufsichtsbeziehungen darstellt (vgl. dazu Kapitel 2.2.2), sind zwei 
Fragen auf die Art und Intensität der Beratung der Kommunen durch die Auf- 
sichtsbehörden im Rahmen des routinemäßigen Geschäftsverkehrs gerichtet 
(Fragen 4.5 und 4.8.). Davon abzugrenzen sind neue Formen der Kooperation 
zwischen Landes- und Kommunalbehörden, die in ihrer Intention und Art über 
die meist einzelfallbezogene Beratung in Fragen der Rechtsanwendung hinaus- 
gehen. Charakteristisch hierfür sind beispielsweise gemeinsame Projekte von 
Landes- und Kommunalbehörden zur Neuordnung von Koordinationsprozessen 
oder zur Fördemng von Innovationen, wobei sowohl hinsichtlich des Teilneh- 
merkreises (weiter) als auch der Themen (weniger bezogen auf einzelne Rechts- 
anwendungsprobleme) Unterschiede zu Dienstbesprechungen entlang formaler 
Zuständigkeiten in den Aufsichtsbeziehungen bestehen. Um diesen Bereich in- 
nerhalb der Befragung abzudecken, wurde einerseits direkt nach neuen Formen 
der Zusammenarbeit gefragt, wobei Kooperationsprojekte und Partnerschaften 
als Beispiele in der Frage aufgeführt sind (Frage 9.7). Auf eine Art Gesamtbe- 
wertung der kooperativen Dimension der Kommunalaufsicht richtete sich 
schließlich die Frage, ob im Zuge der Verwaltungsreformen zunehmend eine 
problemorientierte Kooperation an die Stelle bürokratischer Aufsicht trat (Frage 
9.5). 
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Die Beratung der Kommunen stellt einen wesentlichen Schwerpunkt der 
Arbeit aller Aufsichtsbehörden dar. Neben stärker formalisierten Formen in 
Dienstbesprechungen und ähnlichen Veranstaltungen prägt insbesondere die 
persönliche imd vor allem telefonische Einzelfallberatung das Tagesgeschäft der 
Aufsichtsbehörden. Ein Interviewpartner sprach von „meiner Telefonseelsorge“ 
(Interview SHL3). Neben kommunalen Akteuren sind es häufig Bürger - im 
Bereich Bauaufsicht meist Antragsteller, Architekten etc. die sich direkt an die 
obere/oberste Bauaufsichtsbehörde wenden. 

Die schriftliche Befragung ergab, dass insgesamt 39,4% der antwortenden 
Kommunalakteure so zufrieden mit der Beratung durch die Aufsichtsbehörden 
sind, dass sie diesen eine „präventiv-beratende Arbeitsweise“ attestieren können 
(siehe Tabelle 5.12). Dieser eher mäßig erscheinen Prozentanteil ist allerdings 
durch die radikal abweichenden Einschätzungen der Kommunalakteure in Sach- 
sen-Anhalt geprägt - denn keiner der Antwortenden kann der Kennzeichnung der 
Arbeitsweise der Kommunalaufsicht als „präventiv-beratend“ zustimmen. 

Tabelle 5. 12; Bewertung der Beratungstätigkeit der Aufsichtsbehörden 





Schleswig- 

Holstein 


Niedersachsen 


Brandenburg 


Sachsen- 

Anhalt 


Gesamt 


„ Die Landesbehörden nehmen ihre Aufsichtsfunktionen vor allem im 
beratenden Arbeitsweise wahr" 


Sinne einer präventiv- 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


57,1% 


42,1% 


50,0% 


0,0% 


39,6% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


42,8% 


57,9% 


50,0% 


100,0% 


60,4% 


„Die Beratung der Kommunen kommt in der Aufsichtstätigkeit zu kurz" 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


35,7% 


52,7% 


42,8% 


81,8% 


51,7% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


64,3% 


47,4% 


57,2% 


18,2% 


48,3% 


n 


14 


19 


14 


11 


58 



Umgekehrt stimmen in Sachsen- Anhalt 81,8% der antwortenden Kommunalak- 
teure der Aussage zu, nach der die Beratung der Kommunen in der Aufsichtstä- 
tigkeit nicht ausreicht (siehe Tabelle 5.12). Offensichtlich nehmen die Kommu- 
nalakteure die Regiemngspräsidien in Sachsen-Anhalt vor allem als Aufsichts- 
behörden wahr, die ihre Kontrollfiinktion weitgehend ohne eine vorhergehende 
oder begleitende („präventive“) Beratung der Kommunen ausüben. Auch in den 
Leitfadeninterviews mit kommunalen Akteuren wurde entsprechende Kritik 
geäußert - allerdings nicht in der Deutlichkeit, die in dem Befragungsergebnis 
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zum Ausdmck kommt. Aber auch zwischen den anderen drei Ländern bestehen 
merkliche Unterschiede. Die Zustimmung zur Einschätzung der Kommunalauf- 
sicht als „präventiv-beratend“ schwankt zwischen 57,1% in Schleswig-Holstein 
imd 42,1% in Niedersachsen. Die Einschätzungen zu der Aussage, nach der die 
Beratung der Kommunen in der Aufsichtstätigkeit zu kurz kommt, bestätigen im 
Wesentlichen dieses Ergebnis. 

Trotz weniger großer Unterschiede im Ländervergleich fällt gleichwohl auf, 
dass in den Kommunen Schleswig-Holsteins das höchste Maß an Zufriedenheit 
mit der Beratung durch die Aufsichtsbehörden besteht. Die Landesbehörden 
gleichen den zurückhaltenden Einsatz formeller Aufsichtsbehörden offensicht- 
lich durch eine intensivere Beratung der Kommunen aus. Aus Sicht eines Kom- 
munalvertreters erleichtert die Beratungstätigkeit die Wahrnehmung der Kon- 
trollfunktion durch die Landesbehörden, da eine Einflussnahme ohne ein auf- 
wändiges hierarchisches Eingreifen möglich ist: 

„Die Mitarbeiter dort in dem Referat, die messen der Beratung der Kommunen eine 
sehr hohe Bedeutung bei, weil dadurch nachher auch die Aufsichtsfunktion erleich- 
tert wird. Wenn ich Dinge im Vorfeld schon abgestimmt habe, brauche ich hinterher 
nicht mehr viel zu kontrollieren“ (Interview SHKl ). 

Allerdings wurde auch die Position geäußert, dass die zurückhaltende Form der 
Aufsicht zu einem Verlust an Beratung für die Kommunen fuhrt. So würde Bera- 
tung zwar stattfinden, jedoch „in viel zu allgemeiner Art und Weise. Auf konkre- 
te Fragen erhält man keine konkrete Antwort. ... In Zweifelsfallen hilft die 
Kommunalaufsicht nicht und die Kreise müssen sich selbst helfen“ (Fragebogen 
2). Gleichwohl überwiegt bei den Kommunalakteuren eine zustimmende Haltung 
gegenüber dieser Art der Wahrnehmung von Aufsichtsfunktionen. 

Auch in Brandenburg ist die Zufriedenheit mit der Beratung durch die Auf- 
sichtsbehörden noch recht deutlich: Die Zustimmung zur Einschätzung einer 
„präventiv-beratenden“ Kommunalaufsicht beträgt 50,0%. 57,2% der Antwor- 
tenden halten die Aussage für nicht zutreffend, nach der die Beratung der Kom- 
munen in der Aufsichtstätigkeit zu kurz kommt. Dabei kaim allerdings auch die 
umgekehrte Lesart, nach der etwas weniger als die Hälfte der Antwortenden mit 
der aufsichtlichen Beratung unzufrieden sind, betont werden. Die Leitfadeninter- 
views bestätigen dieses Ergebnis insofern, als dass sowohl kritische Positionen 
als auch Meinungen geäußert wurden, in denen eine weitgehende Zufriedenheit 
mit der Beratungstätigkeit der obersten Bauaufsichtsbehörde zum Ausdruck 
kamen. Dies gilt insbesondere für die vierteljährlich stattfindenden Tagungen der 
Amtsleiter der unteren Bauaufsichtsbehörden, die von kommunaler Seite weitge- 
hend begrüßt werden: 
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„Das ist ein sehr intensiver Erfahrungsaustausch, der allgemein von den unteren 
Bauaufsichtsbehörden begrüßt wird. Wobei auch diese Arbeitsberatung einen eher 
partnerschaftlichen Charakter hat. Das ist eine konstruktive Sache, die viel bringt. 
Da gibt es auch Protokolle darüber, wo bestimmte Fachfragen dargelegt werden, so 
dass auch die unteren Bauaufsichtsbehörden in ihren Entscheidungen eine gewisse 
Rechtssicherheit haben. Das ist eine gute Sache“ (Interview BBK2). 

In Niedersachsen schätzt eine knappe Mehrheit der antwortenden Kommunalak- 
teure (52,7%) die Beratung der Kommunalaufsicht als defizitär ein. Dieses Er- 
gebnis steht insofern im Widerspruch zum Selbstbild der Akteure in den Auf- 
sichtsbehörden, als dass die Vertreter beider untersuchten Bezirksregierungen 
eine Entwicklung beschrieben haben, in dessen Folge in den letzten Jahren for- 
mal-rechtliche Eingriffe häufig durch präventive Beratungen der Bezirksregie- 
rungen ersetzt wurden. Allerdings ist hier wiederum zu betonen, dass vor allem 
die Vertreter der allgemeinen Kommunalaufsicht diese Entwicklung beobachten 
und auch selbst dafür eintreten. Im Bereich des Fachgebiets Städtebau/Bau- 
aufsicht wird hingegen die Beratung der Kommunen weniger emphatisch betrie- 
ben. 

Zusammenfassend ergibt sich bislang das Bild, nachdem Unterschiede in 
der „beratenden Kommunalaufsicht“ eher entlang der Vergleichsdimension 
zweistufig/dreistufig zu markieren sind. Dieses Ergebnis überrascht insofern, als 
dass in dem vergleichsweise direkten Kontakt zur Kommunalebene ein wesentli- 
cher Vorteil einer staatlichen Mittelinstanz gegenüber zweistufigen Ländern 
gesehen wird. Denn dort sind die Ministerialverwaltungen in einer Doppelrolle 
einerseits für die Aufsichtsfunktionen zuständig und andererseits wirken sie 
entscheidend bei der Weiterentwicklung von Vorschriften (Gesetze, Verordmm- 
gen) mit. Offensichtlich ist diese Doppelrolle kein Hindernis für die Etablierung 
eines kooperativen Aufsichtsstils. 

Richtet man den Blick über die aufsichtliche Beratung hinaus auf neue 
Formen der Zusammenarbeit in den vertikalen Steuerungsbeziehungen sowie auf 
gmndlegende Einschätzungen zum kooperativen Verwaltungshandeln ändert 
sich dieser Eindruck wiederum. Zum einen spricht das Gesamtergebnis zu der 
entsprechenden Frage (vgl. Tabelle 5.13) dafür, dass insbesondere neue Formen 
der Zusammenarbeit zwischen Landes- und Kommunalbehörden nur eine gerin- 
ge Rolle spielen: 21,4% der antwortenden Kommunalakteure stimmen der Aus- 
sage zu, dass sich die Landesbehörden im Zuge von Verwaltungsreformen um 
entsprechende Kooperationsprojekte, Partnerschaften u.ä. bemühen. Auch hin- 
sichtlich der Gesamteinschätzung zum kooperativen Verwaltungshandeln kann 
nxir knapp ein Drittel erkennen, dass bürokratische Aufsicht durch problemorien- 
tierte Kooperation ersetzt wird. 
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Allerdings sind bei diesen Fragen - zum anderen - markante Unterschiede 
wiederam vor allem entlang der Vergleichsdimension OstAVest festzustellen. 
Während die Kommunalakteure der beiden ostdeutschen Länder neue Formen 
der Zusammenarbeit überhaupt nicht registrieren, erkennen 42,9% der schleswig- 
holsteinischen und 3 1 ,6% der niedersächsischen Kommunalakteure ein Bemühen 
der Landesbehörden um entsprechende Innovationen in den vertikalen Steue- 
rungsbeziehungen. Ein ähnliches Resultat ist hinsichtlich der allgemeineren 
Einschätzung über die Bedeutung der kooperativen Dimension der Kommtmal- 
aufsicht festzustellen. 53,8% (Schleswig-Holstein) bzw. 42,1% (Niedersachsen) 
Zustimmung zxu Aussage, nach der bürokratische Aufsicht durch problemorien- 
tierte Kooperation ersetzt wird, stehen 15,4% und 10,0% Bejahung in Branden- 
burg bzw. Sachsen- Anhalt gegenüber. 

Tabelle 5. 13: Neue Formen der Zusammenarbeit zwischen Landes- und 
Kommunalbehörden? 





Schleswig- 

Holstein 


Niedersachsen 


Brandenburg 


Sachsen- 

Anhalt 


Gesamt 


,J)ie Reform der Landesverwaltung hat dazu geföhrt, dass sich die Landesbehörden um neue 
Formen der Zusammenarbeit (z.B. Kooperationsprojekte, Partnerschaften) bemühen.“ 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


42,9% 


31,6% 


0,0% 


0,0% 


21,4% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


57,1% 


68,4% 


100% 


100% 


78,6% 


n 


14 


19 


13 


10 


56 


,J)ie Reform der Landesverwaltung hat dazu geführt, dass bürokratische Aufsicht durch pro- 
blemorientierte Kooperation ersetzt wird.“ 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


53,8% 


42,1% 


15,4% 


10,0% 


32,7% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


46,2% 


51,9% 


84,6% 


90,0% 


67,2% 


n 


13 


19 


13 


10 


55 



Diese Werte spiegeln Bemühungen in den beiden westdeutschen Ländern wider, 
über die routinemäßigen Arbeitsbeziehungen hinaus neue Formen der Zusam- 
menarbeit zu institutionalisieren. Entsprechende Ansätze berühren den Arbeits- 
bereich der Bauaufsichtsbehörden zwar nicht direkt, werden aber von einer er- 
heblichen Minderheit der Kommunalakteure registriert. In Schleswig-Holstein 
steht insbesondere die Aktivierung interkommimaler Kooperation - im Bereich 
der Verwaltungsmodemisierung, aber auch in Fragen der Regionalplanung und 
-entwicklung - im Vordergrund. Entsprechende Ansätze wurden in den Leitfa- 
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deninterviews vor allem von Vertretern der Landkreise erkannt. Die im Ver- 
gleich zu Niedersachsen deutlich höhere Zustimmung zu diesen beiden (und 
auch den weiter oben dargestellten) Aspekten kooperativen Verwaltungshan- 
delns geben aber auch die insgesamt kooperativere „Grundstimmung“ und höhe- 
re Zufriedenheit mit dem Verhältnis zu den Aufsichtsbehörden wieder. 

In Niedersachsen ist neben der Diskussion und Erprobung des Regionalma- 
nagements als Steuerungsinstrument (s.o. 4.1.1) - das in dem untersuchten Ver- 
waltungs- bzw. Rechtsbereich wenig Ausstrahlungskraft entfaltete - ein Ansatz 
kooperativen Verwaltungshandelns der Bezirksregierung Lüneburg hervorzuhe- 
ben: Im Rahmen eines gemeinsamen Reformprojekts von Kommunen und der 
Bezirksregierung Lüneburg kam es zur Erprobung einer neuen Form der ebenen- 
übergreifenden Zusammenarbeit. Um die Kooperation der an Verfahren der 
Bauleitplanung beteiligten Behörden auf den beiden kommunalen Ebenen (Krei- 
se und Gemeinden) und der Bezirksregierung zu verbessern, wurden innerhalb 
einer Projektgmppe Verbesserungsvorschläge und best pracftce-Verfahren ver- 
einbart. Von beteiligten Kommunalakteuren wurde dieses Projekt ganz überwie- 
gend als sinnvolle Ergänzung der üblichen Zusammenarbeit interpretiert. Die 
Anwendung des Verfahrens der Projektarbeit auf weitere Themen der vertikalen 
Steuerungsbeziehungen ist vorgesehen (z.B. Baugenehmigungsverfahren), wurde 
jedoch im Untersuchungszeitraum nicht realisiert. In der Bezirksregiemng We- 
ser-Ems sind zwar auch Projekte kooperativen Verwaltungshandelns zu finden - 
so vor allem im Bereich der Regionalentwicklung und Wirtschaftsförderung. 
Allerdings zielen diese nicht vorwiegend auf die Steuerungsbeziehungen zwi- 
schen Kommunen imd der Bezirksregierung. 

Vergleichbare Aktivitäten zur Erweitenmg des „Vorrats“ an Koordinations- 
formen durch neue Formen kooperativen Verwaltungshandelns finden sich in 
den beiden untersuchten ostdeutschen Ländern nicht - zumindest nicht im analy- 
sierten Rechtsbereich. Die qualitativen Interviews bestätigen die o.g. Befra- 
gungsergebnisse insofern, als dass eine Weiterentwicklung des Handlungsreper- 
toires der Kommunalaufsicht in Richtung neuer, kooperativer Formen der admi- 
nistrativen Interaktion von den Akteuren nicht gezielt angestrebt wird. Zwar sind 
insbesondere die Aufsichtsbehörden in Brandenburg um ein gutes, „kooperati- 
ves“ Verhältnis zu Kommunal Verwaltungen bemüht - und dies gilt für die obers- 
te Bauaufsichtsbehörde wie für die allgemeine Kommunalaufsicht im Innenmi- 
nisterium. Dies bestätigen auch die oben diskutierten Daten zur Beratungstätig- 
keit der Aufsichtsbehörden in Brandenburg. Folgt man den Beffagungsergebnis- 
sen und auch einigen Einschätzungen aus den Interviews mit kommunalen Ak- 



143 Diese Einschätzung beruht auf der Teilnahme des Autors an einer Sitzung der Projektgruppe 
sowie den bei dieser Gelegenheit geführten Gesprächen mit Vertretern (Bürgermeistern, De- 
zernenten, Amtsleitem) verschiedener Kommunen. 
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teuren, ist damit aber keine bedeutende Abweichung von dem Aufgabenver- 
ständnis und dem damit verbundenen Verwaltungsstil der Aufsichtsbehörde 
verbunden. Beispielsweise steht bei den regelmäßig stattfindenden Amtsleiterta- 
gungen der obersten Bauaufsichtsbehörde - wie das folgende Zitat eines Vertre- 
ters der obersten Bauaufsichtsbehörde verdeutlicht - die landes weite Vereinheit- 
lichung der Rechtsanwendungspraxis im Vordergmnd: 

„Das Protokoll der Amtsleitertagung fasst die Themen und Entscheidungen einer 
Tagung zusammen. Unser Protokoll hat im Grunde genommen auch regelnden Cha- 
rakter, d.h. praktisch Erlasscharakter. Wenn wir eine Frage beantwortet haben, dann 
gilt die Antwort allgemeinverbindlich für alle unteren Bauaufsichtsbehörden“ (In- 
terview BBLl). 

In Sachsen-Anhalt sind hingegen, im Unterschied zu Brandenburg, beide Dimen- 
sionen kooperativen Verwaltungshandelns sehr schwach ausgeprägt - zumindest 
wenn den Ergebnissen der schriftlichen Befragung gefolgt wird. Aber auch die 
Leitfadeninterviews geben keinen Anlass, dieses Bild wesentlich zu korrigieren. 
Zwar entwickelten die Regierungspräsidien bereits in der ersten Hälfte der 90er 
Jahre Ansätze kooperativen Verwaltungshandelns gegenüber gesellschaftlichen 
Akteuren. (So wurde ein „Investitionsbeirat“ als Koordinationsgremium geschaf- 
fen, um die Zusammenarbeit zwischen Verwaltungsbereichen eines Regierungs- 
präsidiums gegenüber Antragstellern zu effektivieren und im Sinne eines Pro- 
jektmanagements zu gestalten.) Auf die vertikalen Steuerungsbeziehungen zwi- 
schen Landes- und Kommunalebene hatten diese Innovationsansätze allerdings 
keine erkennbaren Auswirkungen. 

Zusammenfassend betrachtet treten mit Blick auf die Bedeutung kooperati- 
ver Handlungsformen deutliche Unterschiede im Ländervergleich hervor. Wäh- 
rend in Schleswig-Holstein beide Dimensionen kooperativen Verwaltungshan- 
delns - sowohl die aufsichtliche Beratung der Kommunen wie die Etablierung 
neuer Kooperationsformen - vergleichsweise stark profiliert sind, ist dies in den 
anderen drei Ländern nicht der Fall. In Sachsen- Anhalt ist das kooperative Ele- 
ment in der Kommunalaufsicht insgesamt schwach ausgeprägt und in Branden- 
burg konzentrieren sich die Aufsichtsbehörden auf die Beratung als kooperative 
Handlungsform, die zudem mit formalen Aufsichtsmitteln verknüpft wird. In 
Niedersachsen ist hingegen - bei allerdings nicht übermäßigen Unterschieden zu 
Brandenburg - eine etwas größere Unzufnedenheit mit der routinemäßigen Bera- 
tung zu spüren. Zugleich sind Ansätze erkennbar, das Handlungsrepertoire der 
Bezirksregierungen um neue Kooperationsformen mit den Kommunen zu erwei- 
tern. 
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5.3.3 Wettbewerbs- und managementorientierte Steuerungsinstrumente 

Wie in Kapitel 2.2.3 gezeigt wurde, können für die Steuerungsbeziehungen im 
Mehrebenensystem der Länder insbesondere Benchmarking-Ansätze wie Kos- 
ten- und Leistungsvergleiche, aber auch Formen des Kontraktmanagements 
(Zielvereinbamngen) als potenziell relevante Steuerungsinstrumente mit Wettbe- 
werbs- oder managementorientiertem Charakter gelten. Im Folgenden geht es um 
die Bedeutung dieser Steuerungsinstrumente für die Aufsichtsbeziehungen. 

In der schriftlichen Befragung zielten zunächst zwei Fragen auf die Praxis 
des Einsatzes neuer Steuerungsinstrumente in den Aufsichtsbeziehungen. Ob im 
Zuge von Verwaltungsreformen auf Landesebene „neue Managementinstrumente 
in den Aufsichtsbehörden eine immer wichtigere Rolle spielen“, sollten die 
Kommunalakteure in Frage 9.4 einschätzen. Frage 9.3 richtete sich stärker auf 
ein spezifisches neues Steuerungsinstrument. Hier wurde gefragt, ob sich die 
Steuerungsbeziehungen zwischen Landes- und Kommunalbehörden als „Kon- 
traktmanagement“ zwischen gleichwertigen Partnern beschreiben lassen. Dar- 
über hinaus sollten mit weiteren Fragen die Vorstellungen der Kommunalakteure 
über die Möglichkeiten und Grenzen des Einsatzes wettbewerbsorientierter Steu- 
erungsinstrumente in den vertikalen Steuerungsbeziehungen erhoben werden. 
Mit Beantwortung der Frage 10.1 bewerten die antwortenden Kommunalakteure 
die Forderung, nach der interkommunale Kosten- und Leistungsvergleiche vom 
Land initiiert und gefördert werden sollten. Direkt auf den Einsatz von „Mana- 
gementinstrumenten“ (im Sinne des neuen Steuerungsmodells) als Aufsichtsmit- 
tel richteten sich die Einschätzungen zu folgenden Aussagen: „Management- 
instrumente sollten Instrumente der Rechts- und Fachaufsicht ersetzen“ (4.9) und 
„Managementinstrumente sind als Aufsichtsinstmmente ungeeignet“ (4.10). 

Die Befragungsergebnisse zeigen zunächst, dass in der Wahrnehmung der 
kommunalen Akteure management- und wettbewerbsorientierte Steuerungsin- 
stramente im Verhälmis von Landes- und Kommunalbehörden bislang eine eher 
geringe Bedeutung einnehmen. So kann die überwiegende Mehrheit der antwor- 
tenden Kommunalakteure (74,1%) eine zunehmend wichtige Rolle von Mana- 
gementinstrumenten in der Handlungspraxis der Aufsichtsbehörden nicht fest- 
stellen (vgl. Tabelle 5.14). Ein Viertel nimmt hingegen einen entsprechenden 
Verändemngsprozess in Richtung der Adaption neuer Steuerungsinstrumente 
durch die Aufsichtsbehörden wahr. Bemerkenswert ist dabei, dass - im Unter- 
schied zum überwiegenden Teil der bislang präsentierten Daten - hier die Vari- 
anz im Ländervergleich gering ist. Die Prozentwerte schwanken zwischen 29,4% 
Zustimmung in Niedersachsen und 20% in Sachsen-Anhalt. Insbesondere ange- 



144 Die Formulierung lehnt sich an verbreitete Interpretationen des Kontraktmanagements in der 
deutschen NPM-Debatte an. Siehe z.B. Reichard (2002a: 591). 
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sichts der zuvor festgestellten Differenzen auf der Ebene des Aufgabenverständ- 
nisses und der Bedeutung rechtlicher Eingriffsbefugnisse überrascht dieses Re- 
sultat zunächst. 

Tabelle 5. 14: Bedeutung von Managementinstrumenten in Aufsichtsbehörden 





Schleswig- 

Holstein 


Niedersachsen Brandenburg 


Sachsen- 

Anhalt 


Gesamt 


,J)ie Reform der Landesverwaltung hat dazu geführt, dass neue Managementinstrumente 
(Kostenrechnung, Leistungsvergleiche) auch in den Aufsichtsbehörden eine immer wichtigere 
Rolle spielen.“ 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


28,6% 


29,4% 


23,1% 


20,0% 


25,9% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


71,5% 


70,5% 


76,9% 


80,0% 


74,1% 


n 


14 


17 


13 


10 


54 


,J)ie Reform der Landesverwaltung hat dazu geführt, dass die Steuerungsbeziehungen zwi- 
schen Landes- und Kommunalebene einem Kontraktmanagement zwischen gleichwertigen 
Partnern entspricht.“ 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


21,4% 


0,0% 


0,0% 


10,0% 


7,1% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


78,6% 


100,0% 


100,0% 


90,0% 


92,9% 


n 


14 


19 


14 


10 


57 



Dafür, dass „neue Steuerungsinstrumente“ in den vertikalen Steuerungsbezie- 
hungen bislang eine untergeordnete Rolle spielen, sprechen auch die Daten zu 
Frage 9.3 (Tabelle 5.14). Nur ein sehr kleiner Anteil von 7,1% der Antwortenden 
hält die Beschreibung der vertikalen Steuerungsbeziehungen als eine Art Kon- 
traktmanagement zwischen prinzipiell gleichwertigen Partnern für angemessen. 
Dabei stellt allerdings Schleswig-Holstein, mit einem Prozentanteil der Zustim- 
mung von 21,4%, (erneut) einen abweichenden Fall dar. Dieses Ergebnis ist aber 
eher auf die in Schleswig-Holstein besonders stark ausgeprägte kooperative 
Dimension der Aufsichtsbeziehungen zurückzuführen, denn in den Interviews 
ergaben sich keine Hinweise auf die Anwendung des Kontraktmanagements in 
den vertikalen Steuerungsbeziehungen. 

Obgleich die Ergebnisse der schriftlichen Befragung auf eine recht einheit- 
liche Tendenz hindeuten - nämlich dahingehend, dass neue Steuemngsinstru- 
mente in den Aufsichtsbeziehungen bislang noch eine geringe Bedeutung haben 
-, stellt sich die Frage, auf Grundlage welcher Entwicklungen iimerhalb der 
Länder zwischen 20% (Sachsen-Anhalt) und knapp 30% (Niedersachsen und 
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Schleswig-Holstein) der antwortenden Akteure eine zunehmende Bedeutung 
neuer Steuerungsinstrumente erkennt. 

Richtet man zunächst den Blick auf Niedersachsen und Schleswig-Holstein, 
so ist in den Aufsichtsbehörden eine recht intensive Auseinandersetzung mit den 
Möglichkeiten und Grenzen wettbewerbsorientierter Steuerungsinstrumente zu 
beobachten. Eine Integration entsprechender Koordinationsformen in die Stan- 
dard operating procedures erfolgt aber bislang nin selektiv. Dabei bestehen 
zwischen den beiden westdeutschen Ländern aber deutliche Unterschiede in den 
Schwerpunkten der Diskussion. In den Bezirksregiemngen Niedersachsens kon- 
zentrierte sich die Debatte auf Formen des Kosten- und Leistungsvergleichs. Das 
von der Landesregierung im Zuge des sog. Regionalmanagements auf die Agen- 
da gebrachte Instrument des Kontraktmanagements spielte hingegen in den Akti- 
vitäten der untersuchten Bezirksregierungen noch keine wesentliche Rolle - 
zumindest nicht in den untersuchten Rechtsanwendungsbereichen. 

Das Instrument Kosten- und Leistungsvergleich wurde dagegen offensiver 
aufgegriffen. In Leistungsvergleichen sehen insbesondere interviewte Vertreter 
der Bezirksregiemng Lüneburg eine Möglichkeit, das etablierte Handlungsreper- 
toire der Bezirksregierung zu erweitern. Im Bereich der Bauaufsicht wurden an 
diesen Ideen orientierte Verfahren genutzt, um die traditionellen Formen der 
Geschäftsprüfungen - auf die korrekte Rechtsanwendungspraxis gerichtete ex- 
post Überprüfung der Organisation imd Entscheidungspraxis einzelner unterer 
Bauaufsichtsbehörden - zu „modernisieren“. Diese als Querschnittsvergleich 
angelegten Geschäftsprüfimgen dienen weniger der Überprüfung einzelner Bau- 
genehmigungsverfahren, sondern der Erhebung von Daten für einen Kosten- und 
Leistungsvergleich. 

„Eine Querschnittsprüfung von allen Behörden. So etwas haben wir früher nicht 
gemacht. ... Das hat eigentlich schon etwas mit dem Stichwort Benchmarking zu 
tun“ (Interview NIL4).“ 

Mit Kennziffern wurde die Produktivität im Vergleich der unteren Bauaufsichts- 
behörden untersucht und die Ergebnisse als Anlass für eine interne Diskussion 
zwischen unterer und oberer Bauaufsichtsbehörde über Ursachen und Hand- 
lungsmöglichkeiten bei „Produktivitätsrückständen“ herangezogen - eine Veröf- 
fentlichung der Ergebnisse wurde nicht vorgenommen. Der oberen Bauauf- 
sichtsbehörde kam dabei die Rolle zu, die Ergebnisse an die unteren Behörden zu 
„vermitteln“, um ablehnende Reaktionen bei den kommunalen Akteuren zu ver- 
meiden: 

„Die Reaktion war eigentlich recht positiv. Selbst bei den Behörden, die da weiter 
hinten stehen. Aber ich habe das ja auch begleitet. Ich habe also, nachdem ich diese 
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Dinge abgefragt habe, alle Behörden aufgesucht und ein Gespräch geführt“ (Inter- 
view NIM). 

Auch im Bereich der allgemeinen Kommunalaufsicht kommt zunehmend diese 
„Benchmarking“-Perspektive zum Tragen; 

„Wir haben bei mir ein kommunales Prüfungsamt angesiedelt. Das ist eine gesetzli- 
che Pflichtaufgabe, steht im Gesetz. Die machen auch interkommunale Vergleiche. 
Auch die konventionellen Aufgaben, Rechnungsprüfung und Kassenprüfung, die 
überflüssigen Begriffe. Da kommt doch nichts bei heraus, die Kasse wird doch 
stimmen. Und die machen interkommunalen Vergleich, wir haben gerade zwei fer- 
tig“ (Interview NIL2). 

Die „Experimente“ im Bereich der oberen Bauaufsichtsbehörde fügen sich dem- 
nach in eine organisationsinteme Tendenz innerhalb der Bezirksregierung Lüne- 
burg ein, die als Versuch zur Profilierung der Mittelinstanz als moderne, mana- 
gementorientierte Behörde interpretiert werden kaim. Entsprechenden Ansätzen 
waren aber auch Grenzen gesetzt. So blieb es im Bereich der Bauaufsicht - auf 
Grund begrenzter personeller Kapazitäten - bei einer Querschnittsprüfung im 
Jahr 1998. Eine Aufnahme entsprechender neuer Formen der Geschäftsprüfung 
in das Standardrepertoire der oberen Bauaufsichtsbehörde hat gleichwohl bislang 
nicht stattgeftmden. 

Der Einsatz neuer Steuerungsinstrumente in Aufsichtsbeziehungen wird 
nicht von beiden untersuchten Bezirksregierungen gleichermaßen positiv beur- 
teilt. In der Bezirksregierung Weser-Ems ist eine deutliche Zurückhalhmg ge- 
genüber der Möglichkeit vorzufinden, Kosten- und Leistungsvergleiche als In- 
strumente der Fach- oder Rechtsaufsicht einzusetzen. Zum einen hält man dort 
auf Grund der Sensibilität imd „Unsicherheit“ der Daten von Keimzahlenverglei- 
chen eine Steuerung der Kommunalaufsicht mit entsprechenden Instrumenten 
nicht für sinnvoll. Zum anderen fuhren die Landkreise des Regierungsbezirks in 
Selbstorganisation Keimzahlenvergleiche durch, so dass ein Anstoß von Seiten 
der Aufsichtsbehörde nicht notwendig erscheint. 

„Wir können jederzeit die Kennzahlen kriegen. Wir wollen sie aber nicht haben, wir 
wollen sie bewusst nicht haben, weil wir als Aufsicht nicht über Kennzahlen steuern 
wollen, sondern dieser Kennzahlenwettbewerb soll im Grunde genommen dazu die- 
nen, den Landkreisen in Form einer Momentaufnahme zu zeigen, wo Defizite sein 
könnten in der Steuerung. So nutzen die Landkreise das auch. Und diese Kennzahlen 
veralten so schnell wie nur irgendetwas, in drei Monaten sind die Verhältnisse schon 
wieder ganz anders. Die Kennzahlen sind meines Erachtens ein gutes Instrument der 
Steuerung, aber im Bereich der kommunalen Selbstverwaltung. Wenn wir jetzt an- 
fangen würden, mit Kennzahlen zu arbeiten, dann müsste jede Kennzahl genau hin- 



205 




terfragt werden, muss genau untersucht werden, da müssen Sie bei zwölf Landkrei- 
sen immer genau hinterffagen, wieso ist das bei euch höher als bei einem anderen 
Landkreis. Und dann geben die eine Erklärung ab oder es hat sich inzwischen etwas 
geändert, es ist Personalwechsel. ... Das ist ein Instrumentarium meines Erachtens, 
wo die Landkreise Einsparpotenziale aufspüren können oder Defizite im Ablauf o- 
der in der Aufbauorganisation. Das nutzen die sehr eifrig“ (Interview NILS). 

Eine ähnliche Position nehmen die Akteure im schleswig-holsteinischen Innen- 
ministerium ein. Zwar wurde vereinzelt über Einsatzmöglichkeiten management- 
und wettbewerbsorientierter Instrumente in den vertikalen Steuerungsbeziehun- 
gen diskutiert, Veränderungen in den Aufsichtsformen der Landesbehörden wur- 
den dadurch jedoch kaum ausgelöst. In den auf Landesebene geführten Inter- 
views wurde sowohl von Seiten der allgemeinen Kommunalaufsicht als auch auf 
der Ebene des Städtebaus deutlich gemacht, dass die entsprechenden Instrumente 
vor allem für die Selbststeuerung der Kommunen untereinander als sinnvoll be- 
trachtet werden. Dementsprechend konzentriert man sich darauf, interkommuna- 
le Kosten- und Leistungsvergleiche, die durch die Kommunen selbst initiiert und 
durchgefiihrt werden, zu fördern und zu begleiten. Eine Aufnahme wettbewerbs- 
orientierter Instrumente in das Repertoire der Kommunalaufsicht wird dagegen 
von den zuständigen Akteuren kaum als sinnvoll erachtet (Interviews SHL2, 
SHL3). 

In den beiden ostdeutschen Ländern nehmen 23,2% der Antwortenden in 
Brandenburg und 20,0% in Sachsen-Anhalt eine zunehmende Bedeutung von 
Managementinstrumenten in den Aufsichtsbehörden wahr. Ein Verhältnis zwi- 
schen Landes- und Kommunalbehörden entsprechend einem Kontraktmanage- 
ment zwischen gleichwertigen Partnern wird dagegen von den antwortenden 
Kommunalakteuren kaum erkannt (0% in Brandenburg und 10,0% in Sachsen- 
Anhalt). Für Sachsen-Anhalt entspricht dieses Ergebnis den Resultaten der Leit- 
fadeninterviews: Eine Erweiterung des Handlungsrepertoires der Aufsichtsbe- 
hörden über die traditionellen Steuerungsinstrumente hinaus wird nicht ange- 
strebt. Die Akteure in den Regierungspräsidien halten eine entsprechende Ent- 
wicklung angesichts der bestehenden Probleme in den vertikalen Steuerungsbe- 
ziehungen auch nicht für sinnvoll. Zudem sieht man darin, ähnlich wie in 
Schleswig-Holstein und der Bezirksregierung Weser-Ems, eher ein Betätigungs- 
feld für kommunale Selbstorganisation, das nicht mit Aufgaben von Aufsichts- 
behörden vermischt werden sollte: 

„Eine koordinierende Rolle des Regierungspräsidiums ist hier nicht sinnvoll, da es 
hier um Rechtsaufsicht im Rahmen der Gesetze geht und nicht um Prüfung von 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit“ (Interview LSAL3). 
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In Brandenburg stellt sich die Situation anders dar. Ähnlich wie in Sachsen- 
Anhalt ist hier ebenfalls keine übergreifende Diskussion über management- und 
wettbewerbsorientierte Steuerungsinstmmente in der Kommunalaufsicht zu beo- 
bachten - die allgemeine Kommunalaufsicht im Innenministerium sieht hier 
keinen Schwerpunkt. Jedoch sind in der obersten Bauaufsichtsbehörde Bemü- 
hungen erkennbar, das traditionelle Handlungsinstrumentarium - ähnlich wie in 
der Bezirksregierung Lüneburg - durch querschnittsartige Geschäftsprüfungen 
zu ergänzen, in denen sich Elemente eines Kosten- und Leistungsvergleichs 
wieder finden. Auf Grundlage fragebogengestützter Datenerhebungen bei den 
unteren Bauaufsichtsbehörden erstellt die oberste Bauaufsichtsbehörde jährlich 
vergleichende statistische Berichte zur Baugenehmigungspraxis. Diese Berichte 
werden bereits seit den frühen 90er Jahren erstellt und gehen auf ein erhöhtes 
Kontrollbedürfnis in der Transformationsphase zurück: 

„Wir haben bereits 1992 die ersten Abfragen durchgefuhrt, was bei den unteren 
Bauaufsichtsbehörden los ist: wie viele Genehmigungen, wie viele Nutzungsände- 
rungen usw. Damit wir einfach einen Überblick hatten, denn damals hatten wir ja 
noch an die 50 untere Bauaufsichtsbehörden“ (Interview BBLl). 

In den Folgejahren wurde dieses Berichtswesen zu einer Vergleichsstatistik wei- 
terentwickelt, die Leistungsvergleiche hinsichtlich der „Produktivität“ der unte- 
ren Bauaufsichtsbehörden ermöglicht: 

„Da ergibt sich dann auch der Vergleich zwischen unteren Bauaufsichtsbehörden. 
Der dient nicht dazu um jemanden anzuschwärzen. ... Dieser Vergleich kann durch- 
aus als gewisses Druckmittel eingesetzt werden, beispielsweise um jemanden vom 
Gegenteil zu überzeugen, wenn er verbal äußert, dass es bei ihm alles gut läuft, und 
es eben im Vergleich zu den anderen unteren Bauaufsichtsbehörden doch nicht so 
ist“ (Interview BBLI). 

In den seit Mitte der 90er Jahre regelmäßig aktualisierten Berichten der obersten 
Bauaufsichtsbehörde werden sowohl Spitzenverwaltungen hervorgehoben als 
auch untere Bauaufsichtsbehörden mit geringem Produktivitätsniveau genaimt. 
Einer dieser Berichte aus dem Jahr 1997 wurde mit direkten Empfehlungen zur 
Organisation der unteren Bauaufsichtsbehörden verbunden. Diese Art des Leis- 
tungsvergleichs und der Abgabe von Empfehlungen stieß bei einigen Kommunen 
und vor allem bei den kommunalen Spitzenverbänden auf z.T. erhebliche Kritik 
- wobei vor allem in den En^fehlungen ein zu weitreichender Eingriff in die 
kommunalen Selbstverwaltungsrechte gesehen wurde. In der Folgezeit hat sich 
die Akzeptanz der vergleichenden Darstellung von Kennziffern zur „Produktivi- 
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tät“ der unteren Bauaufsichtsbehörden allerdings erhöht. Teilweise wird das 
Verfahren mittlerweile als sehr sinnvoll und hilfreich eingeschätzt: 

„Das ist für uns ein wertvolles Instrument um zu sehen, wie stehen wir im Verhält- 
nis zu anderen. ... Wie will ich sonst einschätzen, ob meine Behörde effektiv ist oder 
nicht? Hier kann ich feststellen, dass der Bearbeiter vielleicht 70 Baugenehmigun- 
gen im Jahr mit dem und dem Gebührenvolumen macht. Das sagt aber nichts dar- 
über aus, wie effektiv das ist. Wenn ich aber sehe, wie die anderen unteren Bauauf- 
sichtsbehörden arbeiten, wie der Landesdurchschnitt ist - hier liege ich drunter, drü- 
ber oder etwa in der Mitte. ... Das könnte man meiner Ansicht nach auch in anderen 
Bereichen machen“ (Interview BBK3). 

Sofern es kritische Einschätzungen gibt, beziehen diese sich eher auf methodi- 
sche Probleme entsprechender Kosten- und Leistungsvergleiche: 

„Da werden in vielen Bereichen Äpfel mit Birnen verglichen. Wenn ich Leistungen 
eines Mitarbeiters bewerte nach Abarbeitung seiner Bauanträge und der wird dafür 
kritisiert, dass er nur 50 Anträge bearbeitet, aber innerhalb dieser 50 Bauanträge er 
eben ein immens hohes Gebührenvolumen bearbeitet. ... Ich muss im Endeffekt mi- 
schen, und die Summe aller Kriterien kann erst die Gesamtbewertung sein. Wir sind 
seit Jahren die Behörde, die die höchsten Gebühreneinnahmen hat und im Verhältnis 
zu den Gebühren die geringste Antragsbearbeitung“ (Interview BBKl). 

Zusammenfassend ergibt sich hinsichtlich der Bedeutung „neuer“ Steuerungsin- 
strumente bislang folgendes Bild: Während die Befragungsergebnisse darauf 
hindeuten, dass Wettbewerbs- oder managementorientierte Steuerungsinstrumen- 
te in den Aufsichtsbeziehungen keine wesentliche Rolle spielen, geben die Leit- 
fadeninterviews Anlass zur partiellen Korrektur dieses Eindrucks. Insbesondere 
in den westdeutschen Ländern findet in den Aufsichtsbehörden durchaus eine 
Auseinandersetzung über die Einsatzmöglichkeiten entsprechender Steuerungs- 
formen statt. Allerdings fuhrt dies nicht notwendigerweise dazu, dass neue Steu- 
erungsinstrumente auf einer breiten Ebene für die Koordination mit den kommu- 
nalen Behörden eingesetzt werden. Während in den ostdeutschen Ländern eine 
entsprechende Beschäftigung mit Wettbewerbsinstmmenten in geringem Maße 
stattfindet, ist gleichwohl die vereinzelte Ergänzung des Handlungsrepertoires 
der Aufsichtsbehörden mit entsprechenden Koordinationsformen zu beobachten. 

Insgesamt kommt in dieser Entwicklimg - eine breite Diskussion über 
Wettbewerbsinstrumente und eine eher zögerliche und punktuelle Implementati- 
on in der Praxis der administrativen Koordination zwischen Landes- und Kom- 
munalbehörden - eine Ambivalenz hinsichtlich der Anwendungsmöglichkeiten 
management- und wettbewerbsorientierter Steuerungsinstrumente zum Aus- 
dmck, die auch in verschiedenen Befragungsergebnissen deutlich wird. So ist 
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eine deutliche Mehrheit von 64,9% der antwortenden Kommunalakteure der 
Auffassung, dass die Initiierung und Förderung von interkommunalen Kosten- 
und Leistungsvergleichen ein wichtiges Element einer Reform der Landesver- 
waltung im Verhältnis zu den Kommimen darstellt (Tabelle 5.15) - und die Un- 
terschiede im Ländervergleich sind hier recht gering. 

Tabelle 5. 15: Einschätzungen zur möglichen Rolle von NPM-Instrumenten in 
der Kommunalaufsicht 





Schleswig- Niedersachsen 

Holstein 


Brandenburg 


Sachsen- 

Anhalt 


Gesamt 


Jnterkommunale Kosten- und Leistungsvergleiche als neues Steuerungsinstrument sollten vom 
Land initiiert und gefördert werden“ 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


78,5% 


63,2% 


69,3% 


45,5% 


64,9% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


21,4% 


36,8% 


30,8% 


54,6% 


35,1% 


n 


14 


18 


14 


11 


57 


,Managementinstrumente wie Kosten- und Leistungsvergleiche („Benchnmarking“) sind als 
A ufsichtsinstrumente ungeeignet. “ 


trifft voll zu/ 
trifft zu 


50,0% 


61,1% 


64,3% 


36,4% 


54,4% 


trifft kaum/ 
nicht zu 


50,0% 


38,9% 


35,7% 


63,7% 


45,6% 


n 


14 


18 


14 


11 


57 


,J)ie Instrumente der Rechts- und Fachaufsicht sind heute nicht mehr zeitgemäß und sollten 
durch moderne Managementmethoden ersetzt werden.“ 


Trifft voll zu/ 
trifft zu 


57,1% 


50,0% 


14,2% 


72,7% 


47,4% 


Trifft kaum/ 
nicht zu 


42,9% 


50,0% 


85,7% 


27,3% 


52,6% 


n 


14 


19 


14 


11 


58 



Während diese recht allgemein gehaltene und eher auf die Förderung kommima- 
1er Selbstorganisation wettbewerbsorientierter Handlungsformen gerichtete Aus- 
sage breite Zustimmung findet, hält zugleich eine Mehrheit der antwortenden 
Kommunalakteure (54,4%) Managementmethoden wie Kosten- und Leistungs- 
vergleiche als Instrumente der Aufsicht über kommunales Verwaltungshandeln 
für ungeeignet (vgl. Tabelle 5.15). Denmach wünscht man sich eine aktivere 



145 Nur Sachsen-Anhalt fallt hier mit einem Prozentanteil von 45,5% der Antwortenden, die eine 
entsprechende Reform für sehr wichtig oder wichtig halten, deutlich ab. 
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Rolle der Landesebene in Fragen des interkommunalen Kosten- und Leistungs- 
vergleichs, einer Implementation im Sinne eines neuen Instruments der Rechts- 
und Fachaufsicht stehen die Kommunalakteure aber mit größerer Skepsis gegen- 
über. Diese Bedenken sind in Niedersachsen und Brandenburg deutlich weiter 
verbreitet als in Schleswig-Holstein und vor allem in Sachsen- Anhalt. 

Dementsprechend kann sich die Mehrheit der antwortenden Kommunalak- 
teure auch nicht vorstellen, dass Managementmethoden die klassischen Instru- 
mente der Rechts- tmd Fachaufsicht ersetzen können. Wie Tabelle 5.15 zeigt, 
lehnt eine knappe Mehrheit von 52,6% die gleichlautende Forderung ab. Aller- 
dings treten im Ländervergleich bei dieser Frage deutliche Unterschiede auf, 
wobei in Sachsen-Anhalt mit 72,7% und Schleswig-Holstein mit 57,1% eine 
Zustimmung deutlich überwiegt. In Sachsen-Anhalt ist dieses Ergebnis vermut- 
lich Ausdruck der an verschiedenen Stellen festgestellten Unzufriedenheit der 
kommunalen Akteure mit der als intensiv empfundenen und mit häufigem Ein- 
satz hierarchischer Aufsichtsmittel agierenden Kommunalaufsicht. 

In Schleswig-Holstein scheinen - so eine plausible Erklärung - auf Grund 
des geringen Konflikmiveaus und des defensiven Einsatzes formaler Aufsichts- 
mittel eher Zweifel an der Notwendigkeit rechts- und fachaufsichtlicher Steue- 
rung zu bestehen. In Niedersachsen findet sich eine ausgeglichene Verteilung 
zwischen Ablehnung und Zustimmung, und in Brandenburg dominiert eine ab- 
lehnende Bewertung mit 85,7% ganz deutlich. Das Gesamtergebnis ist demnach 
durch die stark abweichenden Einschätzungen der Brandenburger Kommunalak- 
teure geprägt. 

Auf Grundlage dieser Befragungsergebnisse lässt sich festhalten, dass auf 
kommunaler Seite zwar eine positive Bewertung wettbewerbsorientierter Steue- 
rungsinstmmente überwiegt und eine aktive Rolle der Landesbehörden dabei 
durchaus gewünscht ist. Hinsichtlich der Option, entsprechende Instrumente an 
Stelle der etablierten Aufsichtsmittel einzusetzen, sind die Einschätzungen je- 
doch zurückhaltender. Es stehen sich zwei fast gleich große „Blöcke“ von 
Kommunalakteuren gegenüber, die eine entsprechende Entwicklung begrüßen 
oder nicht für wünschenswert halten. 



5.3.4 Zusammenfassung: Differenzen im Ländervergleich 

Die Analyse der in der administrativen Interaktion eingesetzten Steuerungsin- 
strumente abschließend, werden die im Ländervergleich festgestellten Differen- 
zen mit Blick auf die beiden Vergleichskriterien der Studie - Ost/West einerseits 
und zweistufig-Zdreistufig andererseits - zusammengefasst. 
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Die Implementationsstile unterscheiden sich insbesondere hinsichtlich des 
Umgangs mit formalen Aufsichtsmitteln und weniger stark im Hinblick auf die 
Bedeutung wettbewerbsorientierter Steuerungsinstrumente. Dies veranschaulicht 
Tabelle 5.16, in der die zustimmenden Aussagen zur Rolle und Bedeutung der 
unterschiedlichen Koordinationsformen und Steuerungsinstrumente in der admi- 
nistrativen Interaktion jeweils im Vergleich ost- und westdeutscher sowie zwei- 
imd dreistufig aufgebauter Länder gegenübergestellt sind. 

Tabelle 5.16: Steuerungsinstrumente im Vergleich drei- und zweistufiger Länder 
sowie im Vergleich ost- und westdeutsche Länder - 
Prozentangaben der Nenmmgen „stimme voll zu“ und „stimme zu“ 



Dreistufiger versus 
zweistufiger Verwal- 
tungsaufbau (n=57) 



Ostdeutsche versus west- 
deutsche Länder (n=57) 





dreistufig 


zweistufig 


Ost 


West 


geringe Bedeutung rechtlicher 
Aufsichtskompetenzen (Frage 4.4) 


43,3% 


53,5% 


28,7% 


63,6% 


häufiger Einsatz formeller Auf- 
sichtsmittel (Frage 4.6) 


34,5% 


25,0% 


45,8% 


18,2% 


Bedeutungsverlust traditioneller 
Aufsichtsmittel (Frage 9.2) 


34,5% 


14,8% 


13,0% 


33,3% 


präventiv-beratende Arbeitsweise 
der Kommunalaufsicht (4.5) 


26,7% 


53,5% 


28,0% 


48,5% 


neue Formen der Zusammenarbeit 
(Frage 9.7) 


20,7% 


22,2% 


0,0% 


36,4% 


zunehmende Bedeutung von Mana- 
gementinstrumenten in Aufsichts- 


25,9% 


25,9% 


21,7% 


29,0% 



behörden (Frage 9.4) 



Es zeigt sich deutlich, dass diese Unterschiede vor allem entlang der Vergleichs- 
dimension OstAVest und weniger stark zwischen zwei- und dreistufig aufgebau- 
ten Ländern verlaufen. Allerdings sind auch innerhalb der Vergleichsdimension 
zweistufig/dreistufig einige markante Unterschiede festzuhalten - vor allem der 
häufigere Einsatz rechtlicher Aufsichtsmittel in den Ländern mit Mittelinstanz 
und der deutlich stärker präventiv-beratend ausgerichtete Aufsichtsstil in den 
zweistufig aufgebauten Ländern ist hier zu unterstreichen. Zugleich ist der Be- 
deutungsver/M5f rechtlicher Steuemngsinstrumente in den dreistufigen Ländern 
wesentlich ausgeprägter (34,5% gegenüber 14,8% Zustimmung zu der Aussage 
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eines Bedeutungsverlusts formeller Aufsichtsmittel im Zuge der Verwaltungsre- 
formen). 

Im Vergleich ost- und westdeutscher Länder sind jedoch die Unterschiede 
insgesamt schärfer, in einigen Befunden kommen sogar gegensätzliche Imple- 
mentationsstile zum Ausdruck - so vor allem hinsichtlich der Bedeutung hierar- 
chischer Aufsichtsmittel. Diese kennzeichnen in den westdeutschen Ländern 
offensichtlich nicht mehr die Routine der vertikalen Steuerungspraxis, sondern 
werden sehr dosiert eingesetzt und defensiv gehandhabt. Demgegenüber spielen 
hierarchische Steuemngsinstrumente in den ostdeutschen Ländern noch stärker 
die Rolle eines Standardverfahrens der administrativen Interaktion, die häufiger 
zum Einsatz kommen und denen von Akteuren auf Kommunal- und Landesebe- 
ne überwiegend eine vergleichsweise hohe Bedeutung zugesprochen wird. In den 
westdeutschen Ländern ist der Implementationsstil zudem stärker als in den 
neuen Ländern durch die Anwendung kooperativer Handlimgsformen geprägt. 
Hinsichtlich wettbewerbsorientierter Steuemngsformen bestehen hingegen nur 
geringe Differenzen. 



5.4 Aufsichtsstile: Unterschiede und Wandel 

In diesem Kapitel rückte die administrative Interaktion zwischen Landes- und 
Kommunalbehörden und die Bedeutung unterschiedlicher Koordinationsformen 
innerhalb dieser Aufsichtsbeziehungen in den Vordergmnd. Die Praxis vertikaler 
Steuerungsbeziehungen wurde am Beispiel des Verhältnisses zwischen Auf- 
sichtsbehörden des Landes und Landkreisen bzw. kreisfi’eien Städten im Hand- 
lungsfeld Städtebau, insbesondere Bauordnung, untersucht. Das Vorgehen zielte 
dabei nicht auf die Analyse materieller Entscheidungsprozesse, sondern war auf 
dominante Handlungsorientierungen und die Verwaltungsstile hinsichtlich der 
Anwendung der verschiedenen Steuemngsinstrumente gerichtet. Gefragt wurde 
nach der (relativen) Bedeutung hierarchischer Steuerungsinstmmente (formale 
Aufsichtsmittel) einerseits und alternativer Steuemngsformen (kooperatives 
Verwaltungshandeln, wettbewerbsorientierte Steuemngsinstmmente) anderer- 
seits. 

Auf beiden analytischen Ebenen - Handlimgsorientiemngen imd Verwal- 
tungsstile - finden sich sowohl Gemeinsamkeiten als auch deutliche Unterschie- 
de im Ländervergleich. Insgesamt sind zwar Verändemngen in der Zusammen- 
arbeit zwischen Aufsichtsbehörden und Kommunen zu registrieren, ein gmndle- 
gender Wandel der vertikalen Steuerungsbeziehungen hat sich jedoch - in der 
Wahrnehmung der Akteure auf Kommunalebene - seit Anfang der 90er Jahre 
nicht vollzogen. Der Einfluss veränderter verwaltungspolitischer Leitideen ist 
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dabei mit Blick auf die Handlungsorientierungen stärker ausgeprägt als hinsicht- 
lich der Standard operating procedures in der administrativen Interaktion. 

Auf der Ebene der Handlungsorientierungen lässt sich einerseits eine Ten- 
denz in Richtung eines kooperativen Aufgabenverständnisses und eines entspre- 
chend niedrigen Konfliktniveaus im Verhälmis zwischen den Ebenen ausma- 
chen. Zugleich stellt andererseits das Bild einer hierarchischen Aufsicht weiter- 
hin eine bedeutsame Dimension des Aufgabenverständnisses der Kommunalauf- 
sicht dar - zumindest soweit man das Fremdbild der Kommunalakteure über die 
Aufsichtsbehörden heranzieht. Dabei fallen allerdings markante Unterschiede im 
Ost-West- Vergleich auf, die daraufhinweisen, dass die hierarchische Dimension 
der Kommunalaufsicht in den ostdeutschen Ländern (noch) deutlich stärker aus- 
geprägt ist. Und auch hinsichtlich des Konflikmiveaus zwischen Landes- und 
Kommunalbehörden finden sich Unterschiede im Ländervergleich. Vor allem in 
den dreistufigen Ländern nehmen die Kommunalakteure ein erkennbar höheres 
Konflikmiveau wahr als in den zweistufigen Ländern. 

Die Wettbewerbs- und managementorientierte Dimension des Aufgabenver- 
ständnisses ist in allen untersuchten Ländern eher gering ausgeprägt, wobei sich 
zugleich ein Wandel des Selbstverständnisses der Akteure in den Aufsichtsbe- 
hörden in diese Richtung andeutet. Insbesondere in Niedersachsen ist diese Ent- 
wicklung klar erkennbar. Demgegenüber ist in Schleswig-Holstein eher die Kon- 
tinuität eines kooperativen Aufgabenverständnisses festzustellen, das durch ak- 
tuelle verwaltungspolitische Leitideen gestärkt wird. In beiden ostdeutschen 
Ländern spielt die wettbewerbsorientierte Dimension der Kommunalaufsicht im 
Aufgabenverständnis eine geringe bis kaum spürbare Rolle. 

Auf der Ebene der Verwaltungs- oder Aufsichtsstile - hier verstanden als 
der „übliche“ Umgang mit unterschiedlichen Steuerungsinstrumenten in der 
administrativen Interaktion - sind ebenfalls keine grundlegenden Veränderungs- 
prozesse festzustellen. Insgesamt lässt sich eine Tendenz in Richtung eines de- 
fensiven Einsatzes formaler Aufsichtsmittel ausmachen. Innerhalb dieses über- 
greifenden Musters bestehen aber graduelle, z.T. massive Unterschiede zwischen 
den Ländern. So schätzen insbesondere in Schleswig-Holstein die Akteure auf 
Landes- und Kommunalebene die Intensität der Aufsicht als sehr gering ein, und 
auch der Stellenwert formaler Aufsichtsmittel in der Routinepraxis der vertikalen 
Steuerungsbeziehungen wird als gering beurteilt. 

In Niedersachsen kam es zu einer deutlichen Veränderung hinsichtlich des 
Implementationsstils der Bezirksregierungen; während bis in die 80er Jahre hin- 
ein - auch aus Sicht der Akteure in den Bezirksregierungen - eine eher hierar- 
chische Aufsicht mit häufigem Einsatz formaler Aufsichtsmittel betrieben wurde, 
hat die Bedeutung entsprechender Steuerungsinstrumente im Verlauf der 90er 
Jahre abgenommen. Dennoch bestehen weiterhin deutliche Unterschiede zu 
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Schleswig-Holstein, wo formale Aufsichtsmittel noch defensiver gehandhabt 
werden. In den beiden untersuchten ostdeutschen Ländern ist eine entsprechende 
Tendenz wesentlich geringer ausgeprägt. Zwar kam es in Sachsen- Anhalt im 
Verlauf der 90er Jahre zu einem Rückgang in der Häufigkeit des Einsatzes for- 
maler Aufsichtsmittel, aber das Niveau stellt sich aus Sicht der Kommunalakteu- 
re im Ländervergleich bis heute als hoch dar. Eine ähnliche Entwicklung ist in 
Brandenburg zu beobachten, wobei hier die Anwendung formaler Aufsichtsmit- 
tel durch die Aufsichtsbehörden auf größere Akzeptanz der Kommunalakteure 
trifft und mit weniger Konflikten verbunden ist. 

Als „Surrogat“ hierarchischer Aufsichtsmittel werden vor allem unter- 
schiedliche Formen kooperativen Verwaltungshandelns angewandt. Dazu gehö- 
ren insbesondere die unterschiedlichen - mehr (Dienstbesprechungen) oder we- 
niger (informelle Einzelfallberatung) formalisierten - Formen der aufsichtlichen 
Beratung, die das „Format“ für kooperatives Verwaltungshandeln in Aufsichts- 
beziehungen darstellen und in deren Rahmen Verhandlungs- und Koordinations- 
prozesse zwischen den Behörden ablaufen. Diese Handlungsformen prägen das 
Alltagsgeschäft aller Aufsichtsbehörden. Gleichwohl treten in der Wahrnehmung 
der Kommunalakteure wiederum deutliche Unterschiede hervor. Während in 
Sachsen-Anhalt diese kooperative Dimension der Kommimalaufsicht sehr gering 
ausgeprägt ist, identifiziert in den anderen Ländern ein erheblicher Teil der Be- 
fragten hierin ein wesentliches Merkmal des Verwaltungsstils der Aufsichtsbe- 
hörden. Über die aufsichtliche Beratung hinaus lassen sich auch neue Formen 
kooperativen Verwaltungshandelns erkennen (Kooperationsprojekte), die aber 
kaum die Routine der administrativen Interaktion im Bereich der Bauaufsicht 
berühren. Gleichwohl registriert ein Teil der Kommunalakteure in Schleswig- 
Holstein und Niedersachsen entsprechende Bemühungen der Landesbehörden, 
während vergleichbare Entwicklungen in den ostdeutschen Ländern für die 
Kommunalakteure nicht erkennbar sind. 

Mit Blick auf Wettbewerbs- imd managementorientierte Handlungsformen 
ist eine inzwischen recht weit verbreitete Diskussion über den Einsatz entspre- 
chender Steuerungsinstrumente in der Kommunalaufsicht zu beobachten. Aller- 
dings bleibt der implementation record bislang weit hinter der Diskussionsebene 
zurück. Bei recht geringen Unterschieden im Ländervergleich erkennt ein eher 
geringer Anteil von gut einem Viertel der antwortenden Kommunalakteure eine 
zunehmende Bedeutung von Wettbewerbs- und managementorientierten Steue- 
rungsinsfrumenten. Diese Daten spiegeln die Situation insofern gut wider, als 
dass eine zunehmende Auseinandersetzung mit neuen Steuerungsinstrumenten in 
den Aufsichtsbehörden zu beobachten ist - bei wiederum deutlichen Unterschie- 
den im Ländervergleich. Insgesamt hat ein „Durchbruch“ im Sinne einer breiten 
Integration entsprechender Instrumente in das Handlungsrepertoire der Auf- 
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Sichtsbehörden nicht stattgefunden. Während Kosten- und Leistungsvergleiche 
vereinzelt erprobt werden und im Fall der obersten Bauaufsicht Brandenburgs 
inzwischen zur üblichen Aufsichtspraxis gehören, spielt das Instrument Kon- 
traktmanagement keine erkennbare Rolle. 

Die in diesem Kapitel vorgenommene Analyse der Handlungsorientierun- 
gen und Steuerungsinstrumente in den Aufsichtsbeziehungen hat einerseits län- 
derübergreifende Muster und gemeinsame Veränderungstrends deutlich werden 
lassen. Andererseits wurden substanzielle Differenzen zwischen den untersuch- 
ten Ländern registriert. Dabei ergaben sich im Ost- West- Vergleich markantere 
Unterschiede als entlang des Vergleichs zwischen zwei- imd dreistufig aufgebau- 
ten Ländern. Im folgenden Kapitel werden diese Untersuchungsergebnisse vor 
dem Hintergrund der Leitfragen der Arbeit diskutiert und mit den Analysen zur 
Verwaltungspolitik der Länder verbunden. Dabei wird den Fragen nachgegan- 
gen, wie stark die verwaltungspolitischen Debatten und Handlungsansätze auf 
die vertikalen Steuerungsbeziehungen Einfluss genommen haben und welchen 
Beitrag die beiden der Studie zu Grunde gelegten Vergleichsdimensionen - Ost/ 
West und zweistufig/dreistufig - zur Erklärung der Untersuchungsergebnisse 
liefern können. Davor steht das Verhältnis zwischen den Govemance-Formen in 
den vertikalen Steuerungsbeziehungen im Vordergrund. 
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6 Stabilität und Wandel der vertikalen 
Steuerungsbeziehungen 



Die vorliegende Untersuchung zielt auf das Verhältnis der Govemance-Formen 
in den Steuerungsbeziehungen zwischen Landes- und Kommunalbehörden und 
ihren Wandel angesichts veränderter verwaltungspolitischer Rahmenbedingun- 
gen. Auf Grundlage der vorgelegten Analysen zur Verwaltungspolitik der Län- 
der und zu den Mustern administrativer Interaktion kann nun bilanziert werden, 
inwieweit verwaltungspolitische Entwicklungen zu einem Wandel in der Mehr- 
ebenenkoordination geführt hat und welche weiteren Erklärungsfaktoren für die 
im Ländervergleich festgestellten Unterschiede imd Gemeinsamkeiten in den 
vertikalen Steuemngsbeziehungen prägend sind. Diese Bilanz und Diskussion 
der Untersuchungsergebnisse setzt bei dem Mischungsverhältnis der Koordinati- 
onsmechanismen in den Aufsichtsbeziehungen und den deutlich gewordenen 
Wechselbeziehungen zwischen den Govemance-Typen an (6.1). Hierbei können 
die theoretischen Debatten um den Govemance-Ansatz zur Interpretation der 
Untersuchungsergebnisse genutzt werden. Die zusammenfassende Darstellung 
wird dabei durch einige Beffagungsergebnisse ergänzt. Anschließend rückt der 
Einfluss unterschiedlicher Verwaltungspolitiken auf die vertikalen Steuerungs- 
beziehungen in den Vordergrund (6.2). In Abschnitt 6.3 stehen dann die Stmk- 
tumnterschiede zwischen zweistufig und dreistufig aufgebauten Ländern sowie 
die Differenz von ost- und westdeutschen Ländern als Erklärungsvariablen für 
festgestellte Unterschiede im Zentmm. 



6.1 Steuerungslogik und Verwaltungsstile 

Welche Mischungsverhältnisse der idealtypischen Govemance-Formen sind für 
die untersuchten Aufsichtsbeziehungen im Mehrebenensystem der Länder prä- 
gend? Dominiert ein Modus die administrative Interaktion oder handelt es sich 
um eine gleichwertige Kombination (vertikale vs. horizontale Integration in der 
Begrifflichkeit von Kenis/Schneider 1996: 23-24)? In der Debatte um „Gover- 
nance in Mehrebenensystemen“ wird von einer vorwiegend auf kooperativen 
Mechanismen basierenden Steuemngsbeziehung zwischen territorialen Ebenen 
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ausgegangen. Den Mustern einer „kooperativen Verwaltung“ (Benz 1994) in der 
Interaktion mit gesellschaftlichen Akteuren entsprechend, kommt formalen Auf- 
sichtsmitteln und hierarchischen Steuerungsformen in Aufsichtsbeziehungen 
eine allenfalls imtergeordnete Rolle zu. Die Lösung von Konflikten erfolgt dem- 
nach vorwiegend auf dem Verhandlungsweg (Hesse/Benz 1990: 111; Benz 1992: 
157). Zugleich ist im Zusammenhang mit dem Aufschwung wettbewerbsorien- 
tierter Leitideen eine zimehmende Kritik an dem traditionellen, durch „hierar- 
chisch angelegte Bürokratiestrukturen“ geprägten Instrumentarium der Kommu- 
nalaufsicht zu registrieren (Pitschas 1998: 908; vgl. Schuppert 1998; Kahl 2000). 
Während demnach hierarchischen Koordinationsformen in der Mehrebenenver- 
flechtung einerseits nur marginale Bedeutung beigemessen wird, setzt an diesen 
Instrumenten andererseits eine reformorientierte Kritik an. 



6.1.1 Das Verhältnis von Kooperation und Hierarchie 

Richtet man den Blick zunächst auf das Verhältnis von Kooperation und Hierar- 
chie ist als erstes festzuhalten, dass hierarchische Steuerung nicht vollständig 
durch kooperative Handlungsformen verdrängt wurde. Vielmehr spielen die 
verschiedenen formalen Aufsichtsmittel nach wie vor eine wichtige Rolle als 
Instrumente hierarchischer Koordination und bilden das „defmitorische Merk- 
mal“ der Aufsichtsbeziehungen. Jedoch besteht deren Bedeutung nicht darin, 
dass sie häufig zur Anwendung kommen und damit eine ständige hierarchische 
Kontrolle kommunalen Verwaltungshandelns ausgeübt wird. 

Insbesondere in den westdeutschen Ländern überwiegt ein Aufsichtsstil, der 
sich durch einen defensiven Einsatz formaler Aufsichtsmittel auszeichnet. Vor 
allem von Seiten der Aufsichtsbehörden Schleswig-Holsteins erfolgt ein sehr 
zurückhaltender Umgang mit hierarchischen Eingriffskompetenzen, denen von 
einigen Kommunalakteuren überhaupt keine Relevanz für die vertikalen Steue- 
rungsbeziehungen zugesprochen wird. Aber auch in Niedersachsen stehen for- 
male Aufsichtsmittel nicht im Mittelpunkt der administrativen Interaktion zwi- 
schen Landes- und Kommunalbehörden. In den ostdeutschen Ländern gehört der 
Rückgriff auf die rechtlichen Eingriffskompetenzen hingegen in stärkerem Maße 
zu den Standard operating procedures der Aufsichtsbehörden. Insbesondere in 
Sachsen-Anhalt kommt formalen Aufsichtsmitteln - in der Einschätzung der 
Kommunalakteure - eine zentrale Rolle in den vertikalen Steuerungsbeziehun- 
gen zu. Aus Sicht der Aufsichtsbehörden - hauptsächlich im Bereich der allge- 
meinen Kommunalaufsicht - besteht für eine intensive hierarchische Kontrolle 
auch eine Notwendigkeit, die sich aus fortbestehenden Mängeln der kommuna- 
len Rechtsanwendungspraxis ergibt. In Brandenburg ist die hierarchische Kom- 
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ponente der Aufsichtsbeziehimgen ebenfalls deutlich stärker ausgeprägt als in 
den westdeutschen Ländern - aber wiederum erheblich geringer als in Sachsen- 
Anhalt. 

Allerdings stellen diese Eingriffskompetenzen auch in den westdeutschen 
Ländern die zentrale Handlungsressource der Aufsichtsbehörden für die Steue- 
rung kommunalen Verwaltungshandelns dar; denn trotz des selektiven Einsatzes 
formaler Aufsichtsmittel haben diese Instrumente eine disziplinierende Wirkung. 
Diese Wirkung wird nicht nur durch die „Rute im Fenster“ (Scharpf 2000: 323) 
erzielt. Damit ist auch ein sozialer Mechanismus der Rufschädigung verbunden, 
als welcher ein hierarchisches Eingreifen der Aufsichtsbehörden von kommuna- 
ler Seite interpretiert wird. 

Ein Verzicht auf die (häufige) Anwendung formaler Aufsichtsmittel belegt 
demnach nicht, dass damit die Handlungsressource „Hierarchie“ für die Auf- 
sichtsbehörden unbedeutend ist. Das Personal in den Aufsichtsbehörden betont 
dementsprechend, dass sie grundsätzlich eine Kooperation anstreben - was in 
vielen Fällen auch möglich ist im „Notfall“ aber auf die hierarchischen Ein- 
griffskonpetenzen zurückgreifen. „In the last resort, though, Orders can be is- 
sued“, wie es Derben (2000: 165) hinsichtlich der Geltung des Hierarchieprin- 
zips in der Verwaltimgssteuerung formulierte. Wiesenthal (2000: 65-66) hat 
hierfür den Begriff des „Fallback-Mechanismus“ geprägt, auf den im Konflikt- 
fall ziuückgegriffen wird. Im Kontext der Implementation regulativer Politik 
haben Bohne und Hucke (1980: 183) von einem „Reservemechanismus“ gespro- 
chen, „der in Ausnahmefällen faktischer Normabweichung greift.“ Davon unter- 
scheidet sich der regulative Eingriff als „primärer Mechanismus“, der nur durch 
Verhaltensüberwachimg und Sanktionen wirksam wird. Die formalen Auf- 
sichtsmittel kommen in den vertikalen Steuerungsbeziehungen vorwiegend im 
Sinne eines „Reservemechanismus“ zur Anwendung. Allerdings unterscheiden 
sich die länderspezifischen Aufsichtsstile insbesondere dahingehend, wie häufig 
auf den Reservemechanismus zurückgegriffen und wie intensiv eine hierarchi- 
sche Kontrolle ausgeübt wird, ln Sachsen-Anhalt bleiben formale Aufsichtsmit- 
tel, vor allem im Bereich der allgemeinen Kommunalaufsicht, nicht auf einen 
reinen Reservemechanismus beschränkt. 

Insgesamt muss das in der Perspektive kooperativen Verwaltungshandelns 
vertretene Bild, nach dem die formalen Eingriffsrechte der Kommunalaufsicht 
kaum oder vor allem in Form von Informationsrechten genutzt werden (Hes- 



!46 Der Unterschied zu Scharpfs „Schatten der Hierarchie“ (Scharpf 1993) besteht darin, dass bei 
Wiesenthal auch die anderen Mechanismen (Markt und Gemeinschaft) als „rules of last res- 
sort“ wirken können. Dies wäre beispielsweise der Fall, wenn in persönlichen Beziehungen 
Konflikte letztlich gemeinschaftlich gelöst werden. Hierarchie stellt also einen spezifischen 
Rückfallmechanismus dar. 
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se/Benz 1990: 111; Benz 1992: 157), in Anbetracht der vorgelegten empirischen 
Befunde zumindest als unvollständig gelten. Zunächst ist angesichts der Bedeu- 
tung von Hierarchie als „Fallback-Mechanismus“ die Rolle des Informations- 
rechts (Auskunftsverlangens) nicht als hierarchieffeie Kommunikationsform, 
sondern als „Wink mit dem Zamipfahl“ gegenüber den Kommunalbehörden zu 
interpretieren: Eine hierarchische Intervention unter Rückgriff auf schärfere 
Aufsichtsmittel könnte unter Umständen notwendig werden. Im Bereich der 
Bauaufsicht stellt das Informationsrecht zudem die Gmndlage für so weitrei- 
chende Aufsichtsformen wie Geschäftsprüfungen dar. 

Darüber hinaus spielen auch weitere Aufsichtsmittel eine wichtige Rolle. 
Insbesondere sind Runderlasse ein typisches Instrument der Fach- bzw. Son- 
deraufsicht, das trotz vereinzelter Bemühungen zur Einschränkung des „Erlass- 
wesens“ weiterhin häufig zur Anwendung kommt. Dabei weisen Runderlasse 
eine eher geringe Interventionsintensität auf und übernehmen quasi-regulative 
Funktionen. Häufig gehen die in Runderlassen getroffenen Regulierungen später 
in umfassendere Verwaltungsvorschriften zu gesetzlichen Regelungen ein. Die 
Aufsichtsbehörden nutzen auf diese Weise die Möglichkeit, entsprechende Regu- 
lierungen - typisch sind neben Verfahrensfragen im Bereich der Bauaufsicht die 
Festlegung von Abstandsflächen - mit einem höheren Grad an Verbindlichkeit 
zu versehen, indem sie aus dem Bereich der einzelfallorientierten Aufsicht in die 
Sphäre der (verwaltungsintemen) Reguliemng überfuhrt werden (vgl. zu einer 
entsprechenden Unterscheidung des Principal-Agent-Ansatzes Huber/Shipan 
2000: 30-34; Kassim/Menon 2003: 124). 

Derartige zyklusförmige Rückkoppelungen von der Aufsichtstätigkeit zur 
Regulierung kommunalen Verwaltungshandelns haben im Bereich der Bauord- 
nung besondere Bedeutung. Dieses Rechtsanwendungsfeld ist auf Gmnd der 
direkten Außenwirkung von Behördenentscheidungen (Baugenehmigungen bzw. 
deren Versagimg) im erheblichen Maße der Überprüfung auf dem Rechtsweg 
(Widersprachsverfahren und verwaltungsgerichtliche Klagen) ausgesetzt (vgl. 
Pietzcker 2001: 94). Daher sind an die aktuelle Rechtsprechung angepasste ver- 
waltungsinteme Regulierungen von hervorgehobener Bedeutung. Diese Muster 
der verwaltungsintemen Regulierung kommunalen Verwaltungshandelns finden 
sich jedoch auch im Bereich der allgemeinen Kommunalaufsicht. 

Während diese quasi-regulativen Aufsichtsmittel in allen Aufsichtsbehörden 
zur Anwendung kommen - bei allerdings graduellen Unterschieden im Ost- 
West-Vergleich waren hinsichtlich des Einsatzes weiterer Aufsichtsmittel wie 
z.B. Einzelweisungen und der Kontrollintensität der Aufsicht markante Unter- 
schiede zwischen den Ländern festzustellen. Diese Differenzen im Länderver- 
gleich machen deutlich, dass es keinen Automatismus fortschreitender Margina- 
lisierang formaler Aufsichtsmittel in den vertikalen Steuerungsbeziehungen gibt. 
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Trotz der weiter vorhandenen Relevanz formaler Aufsichtsmittel nehmen 
die Akteure sowohl auf Landesebene als auch in den Kommunen eine steigende 
Bedeutung kooperativen Verwaltungshandelns wahr. Die Beratung als wichtigs- 
tes „Format“ kooperativen Verwaltungshandelns ist zwar kein neues Phänomen, 
sondern wurde bereits in älteren Untersuchungen als wichtiges Instrument der 
Kommunalaufsicht erkaimt (z.B. dass 1967; 35 ff.). In neuerer Zeit haben ko- 
operative Interaktionsformen aber eine deutliche Aufwertung erfahren. In dem 
imtersuchten Handlungsfeld nehmen sie häufig insofern die Rolle eines Surro- 
gats formaler Aufsichtsmittel ein, als die Beratung und der Austausch über Fra- 
gen der Rechtsanwendung aus Sicht der Aufsichtsbehörden vielfach zur Koordi- 
nation zwischen den Ebenen ausreicht und ein Rekurs auf formale Aufsichtsmit- 
tel nicht notwendig erscheint. 

Die Grenze zwischen kooperativem Verwaltimgshandeln, wie der Beratung 
in „einvemehmlichen Gesprächen“ (Ibler 1995: 200), und einem dosierten Ein- 
satz hierarchischer Interventionsformen ist allerdings fließend. Kooperative In- 
teraktion und Beratung können auch nicht völlig entkoppelt von den formalen 
Aufsichtsmitteln und Eingriffskompetenzen der Aufsichtsbehörden betrachtet 
werden, da diese Kompetenzen das wesentliche Verhandlungspotenzial der Auf- 
sichtsbehörden in der Interaktion mit den kommunalen Behörden bilden. In den 
Interviews mit den kommunalen Akteuren wurde deutlich, dass Konflikte meist 
einvemehmlich gelöst werden, dafür aber die beiderseitige Annäherung der 
Rechtsauffassungen, in denen sich Verhandlungspositionen manifestieren, not- 
wendig ist. Ohne die vorhandenen Aufsichtsmittel und Eingriffskompetenzen 
wäre eine entsprechende Verhandlungskonstellation nicht gegeben (vgl. Ibler 
1995:216). 

Hinsichtlich des Verhältnisses .imd der Wechselwirkung zwischen hierarchi- 
scher und kooperativer Koordination stützen die Untersuchungsergebnisse die 
von Wiesenthal (2000) als „Reglermodell“ bezeichnete Vorstellung, nach der die 
Ausprägung unterschiedlichen Koordinationsformen unabhängig voneinander 
variieren kann. Die Länder Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt sind zu- 
nächst als Beispiele für eine Konstellation zu nennen, in der die starke Ausprä- 
gung eines Modus „auf Kosten“ des anderen geht. Während in Schleswig- 
Holstein die stark kooperative Dimension der Kommunalaufsicht in der Wahr- 
nehmung der Akteure auf Landes- und Kommunalebene die hierarchische Kom- 
ponente weitgehend verdrängt hat, ist in Sachsen-Anhalt die gegenläufige Kons- 
tellation - eine vergleichsweise starke Ausprägung der hierarchischen Dimensi- 
on bei gleichzeitig eher schwach ausgebildeten kooperativen Elementen - zu 
finden. Allerdings kann auch in diesem Fall die Kommunalaufsicht nicht auf die 
hierarchische Dimension reduziert werden. Neben der im Ländervergleich deut- 
licher ausgeprägten hierarchischen Komponente spielen kooperative Interakti- 
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onsformen ebenfalls eine wiehtige Rolle. Zudem ist die allgemeine Kommunal- 
aufsicht stärker durch einen hierarchischen Aufsichtsstil geprägt als der Bereich 
Städtebau. 

Die weiteren Fallbeispiele zeigen deutlicher, dass zwischen Hierarchie und 
Kooperation nicht zwangsläufig eine Nullsummenkonstellation besteht und auch 
die Ko-Präsenz von Hierarchie und Kooperation - in Grenzen - möglich ist. In 
Brandenburg und Niedersachsen sind eher gleichgewichtige Mischformen der 
beiden Dimensionen zu finden. Vor allem das Beispiel Brandenburg zeigt, dass 
eine intensive Beratung der Kommunen als kooperatives Element der Aufsichts- 
beziehungen nicht mit einer geringen Ausprägung der hierarchischen Dimension 
einhergehen muss. Die kooperative Komponente in den Aufsichtsbeziehungen 
fuhrt nicht dazu, dass das für Brandenburg charakteristische „compliance cli- 
mate“ (zu dem Begriff vgl. Hood/Scott 2000; 12) abgeschwächt wird. 

Der Varianz in der Einstellung der ,3^egler“ sind allerdings auch Grenzen 
gesetzt: Ähnlich wie sich extreme Einstellungen der Schieberegler (Equalizer) 
negativ auf den Endton einer Audioanlage auswirken, lässt sich auch das Ver- 
hältnis zwischen diesen beiden Govemance-Formen nicht beliebig variieren, 
ohne dass es zu negativen Rückkoppelungseffekten kommt. Beispielsweise rea- 
gieren die Aufsichtsbehörden in Sachsen-Anhalt, im Bereich der allgemeinen 
Kommunalaufsicht, auf wahrgenommene Widerstände der Kommunen gegen 
Aktivitäten der Aufsicht mit einer Intensivierung der Kontrolle und dem ver- 
stärkten Einsatz formaler Aufsichtsmittel. Diese Entwicklung, die Downs „law of 
Counter controt ähnelt (1968: 147, vgl. Kap. 2.2.3), fuhrt auf kommunaler Seite 
zu der in der schriftlichen Befragung zum Ausdruck kommenden kritischen Hal- 
tung gegenüber diesem Aufsichtsstil. Demnach geht die Betonung der hierarchi- 
schen Komponente der Aufsichtsbeziehungen auf Kosten der kooperativen Di- 
mension. Dieser Befund spricht für die von Hood (1996, 1998) betonte systema- 
tische Spannung zwischen unterschiedlichen Kontrolltypen, die einer Mischung 
von Govemance-Formen Grenzen setzt. 

Diese Grenzen entstehen aber im Rahmen des deutschen VerwaltungsfÖde- 
ralismus weniger durch unterschiedliche, sich gegenseitig ausschließende Welt- 
bilder, sondern sind vorwiegend institutionell und politisch bestimmt. So trägt 
die spezifische Govemance-Struktur der Koimnunalaufsicht dazu bei, dass der 
Einsatz hierarchischer Steuemngsinstrumente nicht beliebig ausgeweitet werden 
kaim. Hierarchische Koordination ist nicht mn formal durch kommunalrechtliche 
Regelungen eingeschränkt, sondern erfahrt auch durch politische Verflechtungen 
zwischen Landes- und Kommunalebene eine Begrenzung. Politische Verflech- 
tungen und der (kommunal-) rechtliche Rahmen ergänzen sich dabei insbesonde- 



147 Die Interviewpartner berichteten von „Widerständen“ gegen formale Zwangsmittel der Kom- 
munalaufsichtsbehörden. 
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re wenn es um die hierarchische Steuerung im Bereich der Fach- oder Son- 
deraufsicht geht. Da eine Fach- oder Sonderaufsichtsbehörde nicht gegenüber der 
Kommune insgesamt, sondern nur im Verhälmis zur jeweils „aufsichtsunterwor- 
fenen“ Fachbehörde (hier: untere Bauaufsichtsbehörde) weisungsbefugt ist, sto- 
ßen die hierarchischen Eingriffskompetenzen hier an Grenzen - beispielsweise 
wenn Landräte die Umsetzung einer fachaufsichtlichen Weisung blockieren und 
ihre Position in der landespolitischen Arena zur Geltung bringen, um eine Wei- 
sung der allgemeinen Kommunalaufsicht zu verhindern. Die Konstellation einer 
hierarchischen Aufsichtsbeziehung mit eindeutigen Rollenverteilungen wird 
dadurch unterlaufen, dass Kommunalpolitiker über parteipolitische Kanäle oder 
durch ihre gleichzeitige Rolle als Abgeordnete Einfluss in der landespolitischen 
Arena nehmen können. Ein erheblicher Teil des Personals in den Aufsichtsbe- 
hörden, vor allem auf der Fachebene des Städtebaus, sieht in diesen Grenzen 
hierarchischer Steuerung eine wesentliche Restriktion für die effektive Wahr- 
nehmung der Aufsichts- und Kontrollfunktion gegenüber den kommunalen Be- 
hörden. 

Kooperatives Verwaltungshandeln hat das Potenzial, hierarchische Koordi- 
nation im „Normalbetrieb“ der vertikalen Steuerungsbeziehungen weitgehend in 
den Hintergrund zu drängen. Als Voraussetzung dafür, dass kooperative Hand- 
lungsformen als funktionales Äquivalent in diesem Sinne fungieren können, 
bedarf es der Etablierung eines Vertrauensverhältnisses in der Beziehung zwi- 
schen Aufsichts- und Kommunalbehörde. Dabei ist vor allem das Vertrauen der 
Aufsichtsbehörden in die Qualität kommunalen Verwaltungshandelns von Be- 
deutung. Vertrauen basiert nicht nur auf etablierten Kommunikationsbeziehun- 
gen zwischen Aufsichts- und Kommunalbehörden, sondern auch auf der Reputa- 
tion der kommunalen Behörden als verlässliche Vollzugsbehörde, die in einem 
längerfristigen Prozess erworben werden muss. Reputation und gegenseitige 
Erwartungssicherheit spielen eine zentrale Rolle bei der Entwicklimg von Ver- 
trauen in den Steuerungsbeziehungen zwischen Landes- und Kommunalbehör- 
den (ähnlich Majone 1997: 271-274 mit Blick auf EU-Agencies; vgl. auch Benz 
2002c: 276). 

Für die Kommunen besteht ein Anreiz, ein entsprechendes Vertrauensver- 
hältnis nicht auszubeuten (d.h. eine geringe Kontrollintensität zum Anlass einer 
„laxen“ Rechtsanwendungspraxis zu nehmen), weil damit die als Vorteil gewer- 
tete Kooperationsbeziehung gefährdet wird und eine Erhöhung der Kontrollin- 
tensität durch die Aufsichtsbehörden verbunden sein könnte. Demnach spielt 
auch in Aufsichtsbeziehungen, die durch ein hohes Maß gegenseitigen Vertrau- 
ens gekennzeichnet sind, die hierarchische Komponente als Reservemechanis- 
mus eine wichtige Rolle. In diesem Zusammenhang ist aber wichtig, dass die 
kommunalen Verwaltungen durch die für Bürger bestehende Möglichkeit der 
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verwaltungsgerichtlichen Klage einer weiteren Kontrollinstanz ausgesetzt sind, 
so dass auch bei geringer Aufsichtsintensität durch die Landesbehörden ein An- 
reiz zu korrekter Rechtsanwendung erhalten bleibt. 

Ein Bedeutungszuwachs der kooperativen Dimension gegenüber der hierar- 
chischen Komponente schlägt sich im Aufgaben- und Rollenverständnis des 
Personals in den Landesbehörden nieder. Die Untersuchung hat hier - bei wie- 
derum bestehenden Unterschieden im Ländervergleich - eine Stärkung des ko- 
operativen „Bildes“ der Aufsicht registriert. Damit verbunden ist ein gradueller 
Bedeutungsrückgang des Bewertungskriteriums der landesweit einheitlichen 
Rechtsanwendung. Allerdings bleibt auch das Bild einer übergeordnete Kontroll- 
instanz eine weiterhin relevante Dimension des Aufgabenverständnisses. Aus 
Sicht eines erheblichen Teils der Kommunalakteure stellt diese hierarchische 
Komponente weiterhin einen wichtigen Teil des Aufgabenverständnisses des 
Personals in den Aufsichtsbehörden dar. 

Tabelle 6.1: Wichtigste Funktionen der Aufsichtsbehörden - Kooperations- 

partner und Kontrollinstanz 



Schleswig- 

Holstein 



Niedersachsen 



Brandenburg 



Sachsen- 

Anhalt 



Landesbehörden als Kooperationspartner 



sehr wichtig 
oder wichtig 



85,7% 83,3% 



n 14 18 



Landesbehörden als Kontrollinstanz 



100,0% 81,8% 

14 iT~ 



Gesamt 



87,7% 

57 



sehr wichtig 
oder wichtig 
n 



50,0% 

14 



36,9% 64,3% 45,5% 48,3% 

"lÖ 14 Ti Ü~ 



Die Befragten sollten folgende Aussage einschätzen: „Welches sind aus Ihrer Sicht die wich- 
tigsten Funktionen der Aufsichtsbehörden des Landes? Landesbehörden als Kooperationspartner 
(Frage 5. l): Landesbehörden als Kontrollinstanz (Frage 5.2)" 



Wie aus Tabelle 6.1 hervorgeht, in der Beffagungsergebnisse über die aus Sicht 
der Kommunen wichtigsten Funktionen der Aufsichtsbehörden abgebildet sind, 
bleibt für rund die Hälfte der Kommunalakteure die Funktion der Aufsichtsbe- 
hörden als Kontrollinstanz von zentraler Bedeutung. Zwar wird die Rolle als 
Kooperationsparmer der Kommunen in deutlich stärkerem Maße als wichtigste 
Funktion angegeben. Jedoch deutet das Befragungsergebnis daraufhin, dass die 
Rolle der Aufsichtsbehörden als Kontrollinstanz sich nicht in einem Prozess der 
Marginalisierung befindet. Dies gilt nicht nur für die empirische Ebene, sondern 
auch für normative Anforderungen von kommunaler Seite. 
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6.1.2 Die Rolle wettbewerbsorientierter Governance-Formen 



Mit Blick auf wettbewerbsorientierte Govemance-Formen war die Ausgangspo- 
sition der empirischen Untersuchung durch diskrepante Auffassungen hinsicht- 
lich der Anwendungsmöglichkeiten entsprechender Instmmente geprägt. Auf der 
einen Seite wird argumentiert, dass die Strukturmerkmale und Funktionsmecha- 
nismen des Verwaltungsfbderalismus einer derartigen Steuemngslogik nicht 
ohne weiteres zugänglich sind (z.B. Schröter 2001: 71). Dem stehen auf der 
anderen Seite Forderungen nach einem Wandel der traditionellen Steuerungsphi- 
losophie in Aufsichtsbeziehungen gegenüber, die sich auf Effizienz- und Effek- 
tivitätsvorteile entsprechender Instrumente, wie beispielsweise das Kontraktma- 
nagement, gegenüber klassischen Mitteln der Rechts- und Fachaufsicht berufen 
(Reichard 2002a: 591). 

Im Ergebnis der empirischen Erhebungen ist einerseits ein Aufschwung ent- 
sprechender Steuemngsinstrumente zu beobachten - vor allem auf der „Debat- 
tenebene“. Nicht nur verwaltungspolitische Akteure, auch das für die Aufsicht 
über die Kommunen zuständige Personal in Ministerien und den Mittelinstanzen 
setzt sich seit Mitte/Ende der 90er Jahre verstärkt mit der Frage auseinander, ob 
und wie Wettbewerbs- oder managementorientierte Instrumente, insbesondere 
Kosten- und Leistungsvergleiche und das Kontraktmanagement, das etablierte 
Handlungsrepertoire der Aufsicht ergänzen könnten. Jedoch kam es andererseits 
nicht zu einer breiten Einführung entsprechender Koordinationsformen in der 
Routinepraxis der Steuerungsbeziehungen zwischen Landes- und Kommunalbe- 
hörden. Es handelt sich eher um punktuelle Experimente innerhalb einzelner 
Aufsichtsbehörden. Und vor allem sind mit der Erprobung Wettbewerbs- und 
managementorientierter Steuerungsformen bislang nur geringe Verdrängungsef- 
fektive zu Ungunsten klassischer Aufsichtsmittel verbunden. Entsprechende 
Ansätze in dieser Richtung waren in Niedersachsen (bzw. der Bezirksregierung 
Lüneburg) zu erkennen, wo querschnittsartige Kosten- und Leistungsvergleiche 
die traditionelle Form der Geschäftsprüfungen in ihrer Bedeutung kiuzzeitig in 
den Hintergrund gerückt haben. 

In Brandenburg hingegen führte die Etablierung von querschnittsartigen 
Vergleichsanalysen nicht zu einem Bedeutungsrückgang klassischer Geschäfts- 
prüfungen oder anderer charakteristischer Mittel der Sonderaufsicht (vor allem 
Erlasse u. Verwaltungs Vorschriften). Auch in Niedersachsen wird die Bedeutung 
klassischer Geschäftsprüftmg als Grundlage für innovativere Formen betont. In 
beiden Fällen basieren die wettbewerbsorientierten Aufsichtsformen auf dem 
Informationsrecht der Aufsichtsbehörden. Die Kommunen bzw. unteren Bauauf- 
sichtsbehörden werden mit Verweis auf diese Eingriffskompetenz zur Bereitstel- 
lung von Daten für den quantitativen Leistungsvergleich angehalten. Insbesonde- 
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re das Beispiel Brandenburgs zeigt, dass wettbewerbsorientierte Elemente auch 
in Aufsichtsbeziehungen eine Rolle spielen köimen, die durch eine vergleichs- 
weise hohe Kontrollintensität und eine deutlich präsente hierarchische Kompo- 
nente der Aufsicht im Siime einer übergeordneten Kontrollinstanz gekennzeich- 
net sind. Die dem Instrument Kosten- und Leistungsvergleich zu Grunde liegen- 
den Datenerhebungen sind auch aus Sicht einer Kontrollinstanz einer wichtige 
Informationsquelle - und wurden Anfang der 90er Jahre vor dem Hintergmnd 
des hohen Kontrollbedarfs in der Transformationsphase etabliert (s.u. 6.3). 

Insgesamt führt die (graduell, nicht fundamental) zunehmende Bedeutung 
Wettbewerbs- und managementorientierter Govemance-Formen nicht zu einem 
gleichzeitigen Bedeutungsrückgang traditioneller Steuerungsinstrumente - der 
Regler Wettbewerb wird also etwas höher eingestellt, ohne dass zugleich eine 
deutliche Herabstufung hierarchischer Koordination erfolgt. Eine systematische 
Verbindung kooperativer und wettbewerbsorientierter Handlungsformen - wie es 
insbesondere das Instrument des Kontraktmanagements darstellen kann - ist 
bislang nicht zu beobachten. In den beiden westdeutschen Ländern finden zwar 
entsprechende Debatten statt, aber in dem untersuchten Rechtsanwendungsbe- 
reich kommen derartige Instrumente (noch) nicht zur Anwendung. Offensichtlich 
fehlt es sowohl an verwaltimgspolitischen Inqjulsen, die zu einem Transfer Wett- 
bewerbs- oder managementorientierter Instrumente in die vertikalen Steuerungs- 
beziehungen beitragen, als auch an Anreizen aus Sicht der Landesbehörden zur 
Aufhahme entsprechender Instmmente in das Handlungsrepertoire der Aufsicht. 

Als Barriere für eine breitere und weitergehende Anwendung von NPM- 
Instrumenten in vertikalen Steuemngsbeziehungen wirken Spannungen zwischen 
wettbewerbsorientierten Steuerungsinstmmenten und dem etablierten Mix aus 
kooperativen Handlungsformen und formalen Aufsichtsmitteln. Diese Spannun- 
gen kommen in einer recht deutlichen Skepsis sowohl auf Seiten der Kommunal- 
akteure als auch bei den Vertretern der Aufsichtsbehörden hinsichtlich der Mög- 
lichkeit zum Ausdmck, Wettbewerbs- und managementorientierte Steuemngsbe- 
ziehungen im Rahmen von Aufsichtsbeziehungen anstelle formaler Instmmente 
der Rechts- oder Fachaufsicht einzusetzen. Dies gilt, obgleich diese Instmmente 
auf einer grundsätzlichen Ebene für siimvoll gehalten werden. So ist bei den 
Kommunalakteuren eine weitgehende Offenheit für wettbewerbsorientierte In- 
stmmente wie interkommunale Kosten- und Leistungsvergleiche festzustellen. 
Auch eine aktive Rolle der Landesebene ist dabei häufig gewünscht, beispiels- 
weise im Rahmen einer Förderung entsprechender Instmmente. Insgesamt fast 
65% der antwortenden Kommunalakteure benannten die gleichlautende Forde- 
rung als ein wichtiges oder sehr wichtiges Handlungsfeld im Rahmen einer Re- 
form der Steuemngsbeziehung zwischen Landes- und Kommunalebene (vgl. 
Tabelle 6.2). Dieser Prozentwert liegt fast gleichauf mit dem Wunsch nach einer 
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Übertragung weiterer Aufgaben von der Landes- auf die Kommunalebene, der 
als Standardforderung der Kommunen in der Reformdebatte gilt. In Schleswig- 
Holstein und Niedersachsen erhält die Initiierung von Kosten- und Leistungsver- 
gleichen unter den aufgefuhrten Reformfeldem den zweithöchsten Prozentanteil 
an Einstufungen als wichtig oder sehr wichtig. 



Tabelle 6. 2: Zentrale Handlimgsfelder einer V erwaltungsreform - 

Prozentangaben der Nennungen sehr wichtig und wichtig 





SH 


NI 


BB 


LSA 


Gesamt 


interkommunale Kosten- 
und Leistungsvergleiche 
sollten vom Land initiiert 
und gefördert werden 


78,5% 
(n = 14) 


63,2% 

(n=19) 


69,3% 
(n = 13) 


45,5% 

(n=ll) 


64,9% 
(n = 57) 


zusätzliche Aufgaben 
sollten auf die kommunale 
Ebene übertragen werden 


57,1% 

(n=14) 


57,9% 
(n = 19) 


71,4% 
(n = 14) 


90,1% 

(n=ll) 


67,3% 
(n = 58) 


die direkte Kommunikation 
mit den Aufsichtsbehörden 
sollte intensiviert werden 
(durch Dienstbesprechun- 
gen o.ä.) 


71,4% 
(n = 14) 


84,2% 
(n = 19) 


85,7% 

(n=14) 


81,8% 
(n = ll) 


80,1% 
(n = 58) 


das Land sollte regionale 
Zusammenarbeit auf 


85,7% 


63,1% 


71,4% 


63,6% 


70,7% 


kommunaler Ebene stärker 
fördern 


(n = 14) 


(n=19) 


(n=14) 


(n = ll) 


(n = 58) 


eine staatliche Mit- 
telinstanz sollte eingerich- 
tet/abgeschafft werden 


7,1% 

(n = 14) 


33,4% 
(n = 18) 


0,0% 

(n = 14) 


40,0% 
(n = 10) 


19,6% 
(n = 56) 


Die Befragten sollten folgende Aussage einschätzen: ,J)ie Landesbehörden sollten sich im Ver- 
hältnis zu den Kommunen in folgenden Punkten reformieren “ 



Demnach steht der weitgehenden Offenheit der Kommunalakteure gegenüber 
wettbewerbsorientierten Steuerungsformen eine gewisse Skepsis in der Hinsicht 
gegenüber, dass damit folgenreiche Kontroll- und Interventionsformen im Siime 
der Rechts- oder Fachaufsicht verbunden werden könnten. Auch der überwie- 
gende Teil der Akteure in den Aufsichtsbehörden sieht in wettbewerbsorientier- 
ten Steuerungsinstrumenten eher ein Instrument für die (inter-) kommunale 
Selbstkoordination - das eventuell durch die Landesebene gefördert, mit dem 
aber eher nicht gesteuert werden sollte. Als Grund für diese Zurückhaltung wur- 
de häufig die unvermeidliche Unsicherheit von Daten genannt, die durch Kosten- 
und Leistungsvergleiche erhoben werden. Auf kommunaler Seite bestehen zu- 
dem Befürchtungen eines Reputationsverlustes im Falle eines schlechten Ab- 
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Schneidens bei derartigen Leistungsvergleichen. Ein Teil der kommunalen Füh- 
rungskräfte wertet entsprechende Kosten- und Leistungsvergleiche aber auch als 
sinnvolles Handlungsfeld der Aufsichtsbehörden und erkennt darin eine wichtige 
Informationsgrundlage für die kommunalinteme Verwaltungssteuerung. 

Eine entsprechende Position wurde auch in einigen auf Landesebene ge- 
führten Interviews geäußert. Jedoch steht ein erheblicher Teil des Personals in 
den Landesbehörden dem Einbezug von Efiizienzkriterien in Aufsichtsbeziehun- 
gen eher skeptisch gegenüber. Insbesondere äußerten die Akteure Vorbehalte 
gegen eine Vermischung der auf reine Rechtskontrolle konzentrierten Aufsicht 
mit einer auf die Leistimgsfähigkeit oder Effizienz gerichteten Kontrolle des 
kommunalen Verwaltungshandelns. In einer derartigen Vermischung erkeimt das 
Personal der Aufsichtsbehörden einen Rollenkonflikt, der zu Gunsten der ur- 
sprünglichen Kemaufgabe gelöst wird. Zudem bestehen Befürchtungen, dass 
insbesondere Leistungsvergleiche auf Grund der Interpretationsbedürffigkeit der 
erhobenen Daten erhebliches Konfliktpotenzial bergen. 

Diese Untersuchungsergebnisse deuten darauf hin, dass die bestehende Ra- 
tionalität der administrativen Steuerungsbeziehungen in der Tat als Hemmnis für 
die Etablierung von wettbewerbsorientierten Steuerungsinstrumenten wirkt. Der 
Regler Wettbewerb ist von den Beteiligten nur innerhalb eines schmalen Be- 
reichs verschiebbar, wenn Disharmonien vermieden werden sollen. Die geäußer- 
ten Befürchtungen hinsichtlich der Nutzung wettbewerbsorientierter Steuerungs- 
instrumente als Aufsichtsmittel spiegeln die spezifische Bedeutung hierarchi- 
scher Koordination im Verhältnis von Landes- und Kommunalbehörden wider: 
Hierarchie ist innerhalb der Aufsichtsbeziehungen nur in Bezug auf die Kontrol- 
le der korrekten Rechtsanwendung akzeptiert und legitimiert. 

Demgegenüber gelten innerhalb der Aufsichtsbeziehungen qualitäts- oder 
leistungsorientierte Bewertungskriterien als weitgehend systemfremd und wer- 
den aus der Steuerungslogik der Aufsichtsbeziehungen herausgefiltert bzw. spie- 
len als Maßstab der Aufsicht keine wesentliche Rolle - zumal wenn entspre- 
chende Kriterien nicht gesetzlich geregelt sind. Obgleich sich die Fachaufsicht 
im üblichen Verständnis auch auf die Zweckmäßigkeitskriterien des Verwal- 
tungshandelns und die Handhabung von Ermessensspielräumen erstreckt (Lüb- 
king/Vogelgesang 1998: 50), sind die Unterschiede zur Rechtsaufsicht hinsicht- 
lich der Aufsichtskriterien und -maßstäbe gering (vgl. Groß 2002). So ist im 
Bereich der Bauaufsicht die korrekte Anwendung der bauordnungs- und baupla- 
nungsrechtlichen Vorschriften das Maß der Fach- bzw. Sonderaufsicht - und 
nicht die Bearbeitungszeit der Anträge oder die Qualität der Beratung der An- 
tragsteller. Werden von Seiten der Aufsichtsbehörden diese Kriterien „ins Spiel“ 
gebracht, so steht dies in einem Spannungsverhältnis zur etablierten Rationalität 
der Aufsichtsbeziehungen. Dies gilt vor allem, weim damit Fragen der Organisa- 
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tions- oder Personalstmktur, deren kommimale „Hoheit“ zu den zentralen 
Merkmalen des kommunalen Selbstverwaltungsrechts gehört, verbimden sind. 
Entsprechende Steuerungsversuche - und sei es nur in Form von Enpfehlungen 
der Aufsichtsbehörde wie in Brandenburg - stoßen auf massiven Widerstand der 
Kommunen. 



6.1.3 Fazit: Wandel innerhalb eines etablierten Mix of Modes 

Im Hinblick auf den Wandel und das Verhältnis der Govemance-Formen ist 
resümierend festzuhalten, dass Veränderungen in dem Mix of Modes keinen 
gmndlegenden Wandlungsprozess in den vertikalen Steuerungsbeziehungen 
markieren. Die registrierten Veränderungen stellen graduelle Anpassungen an 
gewandelte (verwaltungspolitische) Rahmenbedingungen dar. Es kam nicht zur 
Durchsetzung einer neuen Steuerungslogik, bei der die Aufsichtsformen der 
Rechts- und Fachaufsicht durch neue Steuerungs- imd Kontrollkonzepte im Sin- 
ne des New Public Management wesentlich ergänzt oder ersetzt werden. Bislang 
hat die mit der NPM-Debatte verbundene Steuerungslogik den Kern der Gover- 
nance-Stmktur der vertikalen Steuerungsbeziehungen zwischen Landes- und 
Kommunalbehörden nicht berührt. 

Diese bestehende Steuerungslogik im Verhältnis von Landes- und Kommu- 
nalbehörden ist vor allem durch die beiden Govemance-Formen Kooperation 
und Hierarchie geprägt. Dabei spielen kooperative Interaktionsformen in der 
administrativen Routinepraxis eine deutlich „sichtbarere“ Rolle als formale Auf- 
sichtsmittel und der zu Gmnde liegende Govemance-Mechanismus Hierarchie. 
Gleichwohl können diese Instmmente nicht - wie es in der Debatte mn koopera- 
tives Verwaltungshandeln zum Ausdruck kommt - als weitgehend unbedeutend 
gelten. Der Begriff des „Fallback-Mechanismus“ kennzeichnet treffend diese 
Rolle als nicht ständig aktive, aber gleichwohl zentrale Koordinationsform. Die 
Anwendungshäufigkeit des Fallback-Mechanismus kann als ein Indikator für die 
Funktionsfahigkeit der Steuerungsbeziehungen gelten. Unterschiede in den Ver- 
waltungsstilen der Aufsichtsbehörden bestehen vorwiegend hinsichtlich des 
Mischungsverhältnisses zwischen Kooperation und Hierarchie. Wettbewerbsori- 
entierte Steuemngsinstramente werden bislang nur als Additiv zu diesen beiden 
Govemance-Typen eingesetzt, greifen jedoch nicht wesentlich in das Mi- 
schungsverhältnis von Kooperation und Hierarchie ein. Als wesentliche Barriere 
hierfür köimen nicht etwa im Aufgaben- und Rollenverständnisse des Personals 
in den Aufsichtsbehörden begründete Aversionen gegen Management- oder 
Wettbewerbsinstrumente gelten, sondern die auf korrekte Rechtsanwendung 
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begrenzten Kriterien bzw. Maßstäbe der Aufsicht in den vertikalen Steuerungs- 
beziehungen. 

Die Aufsichtsbeziehungen sind demnach nicht durch einen Govemance-Typ 
dominiert. Auch trifft eine Keimzeichnung der empirischen Koordinationsweisen 
als gleichwertige Mischimg unterschiedlicher Koordinationsmechanismen (hori- 
zontale Integration nach Kenis/Schneider 1996: 23-24) nicht die Steuerungslogik 
der Aufsichtsbeziehungen. Es handelt sich um eine spezifische Kombination 
kooperativer und hierarchischer Handlungsformen, denen jeweils unterschiedli- 
che Funktionen zukommen. Während kooperatives Verwaltungshandeln eher die 
routinemäßige Interaktion zwischen Landes- und Kommunalbehörden prägt, 
dienen hierarchische Koordinationsformen als Fallback-Mechanismus. Entspre- 
chend der spezifischen Aufgabenverständnisse und Handlungssituationen in den 
verschiedenen Ländern wird eine imterschiedlich häufige Aktivierung dieses 
Mechanismus für notwendig gehalten. 



6.2 Verwaltungspolitik und Wandel der Governance-Formen 

Im Folgenden rückt der Einfluss verwaltungspolitischer Prozesse und Policies 
auf die vertikalen Steuerungsbeziehungen im Mehrebenensystem der Länder in 
den Vordergrund. Die bislang präsentierten Untersuchungsergebnisse deuten 
einerseits darauf hin, dass verwaltungspolitische Entwicklungen keinen weitrei- 
chenden Einfluss auf die vertikalen Steuerungsbeziehungen ausgeübt haben. 
Andererseits stellt sich die Frage, ob im Ländervergleich festgestellte Differen- 
zen in den Beziehungsmustem von Landes- imd Kommunalbehörden auf unter- 
schiedliche verwaltungspolitische Impulse zurückzufuhren sind. Kam es zu einer 
Übertragung von Leitideen und Steuerungskonzepten von der verwaltungspoliti- 
schen Ebene auf die Aufsichtsbeziehungen? 

Die Untersuchungsergebnisse legen insgesamt eine Interpretation nahe, 
nach der Entwicklungen auf der Ebene der Verwaltungspolitik einen eher indi- 
rekten Einfluss auf die administrative Interaktion haben. So wurde festgestellt, 
dass die Implementation neuer Steuerungsinstrumente in interorganisatorischen 
Beziehungen nicht zu den zentralen verwaltungspolitischen Themen der Länder 
gehören und die vertikalen Steuerungsbeziehungen nur unter spezifischen Be- 
dingungen in das verwaltungspolitische Aufmerksamkeitsfeld rücken. Zwar 
bleiben die Aufsichtsbehörden nicht unberührt von den verwaltungspolitischen 
Entwicklimgen und den damit verbunden Leitideen. Eine direkte Übertragung 
von Steuerungsinstrumenten, die im Rahmen binnenadministrativer Verwal- 
tungsreformen auf der Mikroebene eingefuhrt wurden, auf die vertikalen Steue- 
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rungsbeziehungen und die Koordination zwischen Landes- und Kommunalbe- 
hörden findet aber kaum statt. 

Eher kommt es zu einer diffusen Ausbreitung verschiedener Steuemngs- 
konzepte, die mit der Konjunktur des Public Management einen Aufschwung 
erfahren haben. Die mit Public Management verbundenen Leitideen und Steue- 
rungsphilosophien fließen in die Handlungsorientierungen der Akteure in den 
Aufsichtsbehörden ein - z.T. nur in Form einer Anpassung der Selbstdarstellung 
an die reformpolitische Correctness, aber auch als für die Kommunalakteure 
spürbare Veränderung. Vergleichbar mit dem eher langfristigen „Einsickem“ 
wissenschaftlicher Problemsichten und Konzepte in Prozesse des Policy-Making 
(vgl. Weiss 1997; Beck/Bonß 1989) beeinflussen die Steuerungskonzepte mittel- 
imd langfristig die Bewertungskriterien und die Daumenregeln (Keohane 1984: 
112-114) oder ,^eneral guidelines“ (Hooghe 2001: 1 1) dessen, was als angemes- 
senes Verhalten gilt. Die Einflussrichtung dieses Prozesses der „Diffusion von 
Normen und Werten“ (Prittwitz 1990: 160) verläuft zunächst in Richtung koope- 
rativen Verwaltungshandelns, das eine deutliche Aufwertung als angemessenes 
Verhalten erfahren hat. Demgegenüber sind wettbewerbsorientierte Steuemngs- 
konzepte in deutlich geringerem Maße Elemente dieses Diffusionsprozesses. Das 
Personal in den Aufsichtsbehörden nimmt die Reformdebatte vorwiegend im 
Sinne eines Hierarchieverzichts und kaum als Option zur „Modernisierung“ des 
instrumenteilen Handlimgsrepertoires in der Wahrnehmung der Aufsichtsflinkti- 
onen wahr. 

Wie stark sich das Personal in den Aufsichtsbehörden entsprechenden Leit- 
ideen und damit verbundenen Steuerungsinstrumenten öffnet, variiert jedoch 
zwischen den Ländern erheblich. Die vergleichende Anlage der Untersuchung 
ermöglicht es dabei, die Bedeutung verwaltungspolitischer Impulse auf der 
Grundlage deutlicher Differenzen zwischen den Ländern - sowohl hinsichtlich 
der Verwaltungspolitik, als auch auf der Ebene der administrativen Interaktion - 
zu diskutieren. 

Ein vergleichsweise starker Einfluss verwaltungspolitischer Vorgaben auf 
das Aufgabenverständnis und den Instrumenten-Mix in der administrativen In- 
teraktion ist in Niedersachsen zu beobachten. Dies hängt damit zusammen, dass 
die Verwaltungspolitik einen zentralen Ausgangspunkt in der Kritik an dem 
dreistufigen Verwaltungsaufbau und den Bezirksregierungen als Verkörperung 
einer bürokratischen Verwaltung innerhalb dieses Stmkturmodells hatte. Die 
Landesregierung nutzte die z.T. fundamentale und auf die Ablösung der Bezirks- 
regiemngen'“** gerichtete Kritik für ein verwaltungspolitisches Tauschgeschäft, 



148 Die von der neuen Landesregierung im Jahr 2005 schließlich auch vollzogen wurde. 
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in das die Landesregierung (vorläufige) Bestandsgarantien einbringt und im 
Gegenzug Veränderungsbereitschaft erkauft. 

Die Bewahrung des Status quo auf der Makroebene wurde also an die Be- 
reitschaft zu Reformen auf der Mikroebene der Verwaltungspolitik geknüpft. In 
den verschiedenen Reformkonzepten wird die Abkehr der Bezirksregierungen 
von einer hierarchisch agierenden Aufsichtsbehörde und die Entwicklung zu 
einer managementorientierten Dienstleistungsbehörde bzw. einer kooperativen 
Regionalbehörde gefordert. Dabei spielen sowohl das wettbewerbsorientierte 
Leitbild, als auch Ansätze kooperativen Verwaltungshandelns („Regionalmana- 
gement“) eine Rolle. Die Implementation Wettbewerbs- und managementorien- 
tierter Instrumente in interorganisatorischen Steuemngsbeziehungen blieb aller- 
dings weit hinter den Ankündigungen zurück. Die Konkretisierung der verwal- 
tungspolitischen Programmatik beschränkte sich weitgehend auf Pilotprojekte, in 
denen Formen kooperativen Verwaltungshandelns im Siime einer „regionalen 
Vernetzung“ im Vordergrund standen. 

Gleichwohl hat dieser Zuschnitt der Verwaltungspolitik spürbaren Dmck 
auf die Bezirksregierungen ausgeübt, etablierte Handlungsmuster einer hierarchi- 
schen Aufsichtsbehörde abzuändem und insbesondere kooperative Interaktions- 
formen zu stärken. Dieser Dmck wird von den Akteuren durchaus so wahrge- 
nommen, dass der Bestand der Mittelinstanz gefährdet ist, sofern umfassende 
Veränderungen innerhalb der Bezirksregierungen nicht stattfinden. Vor diesem 
Hintergrand ist die in Niedersachsen vergleichsweise deutlich erkennbare Ent- 
wicklimg von der hierarchischen zur stärker kooperativen Aufsicht (mit einzel- 
nen Elementen einer wettbewerbsorientierten Aufsicht) zu erklären. In Nieder- 
sachsen sind Veränderungen in den vertikalen Steuerangsbeziehungen im Län- 
dervergleich am stärksten ausgeprägt. Dies gilt für die Ebene des Aufgabenver- 
ständnisses wie für die Praxis der administrativen Interaktion. 

Prägend für diesen Wandlungsprozess ist die sinkende Bedeutung des Auf- 
gabenverständnisses einer hierarchischen Aufsicht und damit verbunden der 
tendenzielle Bedeutungsrückgang formaler Aufsichtsmittel in der administrati- 
ven Interaktion. Zugleich ist einschränkend festzuhalten, dass dieser Verände- 
rungsprozess seinen Ausgangspunkt in einem - insbesondere gegenüber Schles- 
wig-Holstein - vergleichsweise hohem Niveau der hierarchischen Dimension der 
Aufsicht hatte und diese hierarchische Komponente von kommunaler Seite auch 
weiterhin eine empirische Relevanz beigemessen wird. 

In den anderen untersuchten Ländern ist eine direkte verwaltungspolitische 
Einflussnahme auf die Interaktionsmuster nicht zu beobachten. Während in 
Sachsen-Anhalt und Brandenburg der verwaltungspolitische Einfluss auf die 
vertikalen Steuerangsbeziehungen als gering eingeschätzt werden muss, wirkt 
sich die Reformdebatte in Schleswig-Holstein zwar ebenfalls kaum direkt auf die 
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Steuerungsinstrumente der Kommunalaufsicht aus, stärkt aber das bestehende 
Aufgabenverständnis der Akteure. 

Die Verwaltungspolitik in Schleswig-Holstein fußt auf einem breiten Kon- 
sens über die Altemativlosigkeit des zweismfigen Verwaltungsaufbaus. Mit 
diesem Strukturmodell verbinden die verwaltungspolitischen Akteure auf Lan- 
des- und Kommunalebene das Bild einer hierarchiearmen Verwaltungsstruktur. 
Unabhängig von ihrem Realitätsgehalt trägt diese dominante Interpretation dazu 
bei, dass den Kommunen eine hervorgehobene Rolle als Implementationsinstanz 
im Rahmen der Leitidee der „echten Zweistufigkeit“ zugeschrieben wird. Ver- 
waltungspolitische Konflikte entzünden sich nicht an der Geltung dieses Struk- 
turmodells, sondern allenfalls an der „saubereren“ Umsetzung des Prinzips der 
„echten Zweistufigkeit“ und der damit insbesondere in Verbindung stehenden 
Straffung des nachgeordneten Bereichs der Landesverwaltung. 

Die für die Kommunalaufsicht zuständigen Akteure sehen sich durch diese 
„Grundmelodie“ der Enthierarchisierung und der zentralen Rolle der Kommunen 
innerhalb des Strukturmodells der Landesregierung in einem Aufgabenverständ- 
nis bestätigt, das die kooperative Dimension der Aufsichtsbeziehimg betont. 
Diese kooperative Komponente ist in der Wahrnehmung von Vertretern der Lan- 
desverwaltung wie von Kommunalakteuren weniger Folge der Rezeption aktuel- 
ler Leitideen des New Public Management/Neuen Steuerungsmodells. Vielmehr 
findet die bereits länger bestehende kooperative Grundorientierung der Kommu- 
nalaufsicht im aktuellen Reformdiskurs eine Bestätigung und erfährt dadurch 
eine Stärkung. Während auf der binnenadministrativen Ebene durchaus die Leit- 
ideen des New Public Management die Debatte bestimmen, rückt bezüglich der 
vertikalen Steuerungsbeziehungen die Dimension des kooperativen Verwal- 
tungshandelns in den Vordergrund. 

Zwar wurde vereinzelt auch über eine „Modernisierung“ der vertikalen 
Steuerungsbeziehungen durch managementorientierte Instrumente wie das Kon- 
traktmanagement diskutiert, und die Akzeptanz für neue Steuemngsinstrumente 
in den Aufsichtsbeziehimgen ist auch bei den kommunalen Aktemen ver- 
gleichsweise hoch. Von Seiten des Personals in den Aufsichtsbehörden werden 
entsprechende Impulse jedoch nicht aufgenommen und die Modemisiemngsdis- 
kussion stattdessen im Sinne einer Stärkimg kooperativen Verwaltungshandelns 
und kommunaler Autonomie rezipiert (Stichwort: kooperative Kontrolle). Im 
Ergebnis wirkt der Modemisiemngsdiskurs als „Verstärker“ dominierender 
Handlungsorientiemngen. 

Demnach fungiert die Verwaltungspolitik in Schleswig-Holstein ebenfalls 
nicht als entscheidender Impulsgeber für einen Wandel in den vertikalen Steue- 
mngsbeziehungen. Vielmehr trifft die Reformdiskussion auf kooperative Steue- 
rungsbeziehungen, die bei den Akteuren auf Landes- und Kommunalebene als 
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etabliert gelten und deren - aus Sicht der Akteiu'e auf Landes- und Kommunal- 
ebene - weitgehend reibungsloses Funktionieren zur weiteren Stabilisierung der 
Kooperationsbeziehung sowie der sehr extensiven Wahrnehmung der Aufsichts- 
kompetenzen beitragen. Die Ausweitung des bestehenden Handlungsrepertoires 
in den vertikalen Steuerungsbeziehungen ist dann vor allem auf Formen koope- 
rativen Verwaltungshandelns gerichtet. Management- und wettbewerbsorientier- 
te Steuemngsinstrumente spielen nur insofern eine Rolle, als dass die Landes- 
ebene als Förderer kommunaler Reformvorhaben agiert. 

Die Verwaltungspolitiken der beiden ostdeutschen Länder unterscheiden 
sich vor allem mit Blick auf die binnenadministrative Handlungsebene der Ver- 
waltungspolitik und die Bedeutung wettbewerbsorientierter Steuerungsinstm- 
mente erheblich von denen der westdeutschen Länder. Diese Differenzen sind 
hauptsächlich auf die gmndverschiedenen verwaltungspolitischen Startbedin- 
gungen Zurückzufuhren. Die beiden ostdeutschen Länder standen Anfang der 
90er Jahre vor der Aufgabe, die administrativen Strukturen unter erheblichem 
Zeitdmck - und bei „laufendem Betrieb“ - den Standards des bundesdeutschen 
Verwaltungssystems anzupassen. Unter diesen Bedingungen hoher Unsicherheit 
dominierte eine Orientiemng an den grundlegenden Verwaltungsstrukturen der 
westdeutschen Länder (vgl. Wegrich u.a. 1997; Wollmann 2002b). Im Vorder- 
gmnd stand der Auf- und Umbau der Makro-Organisation auf Landes- und 
Kommunalebene. Für die in den westdeutschen Ländern mit dem Aufkommen 
des New Public Management in den Vordergmnd gerückten Themen der Imple- 
mentation einer neuen Steuerungslogik auf binnenadministrativer Ebene standen 
in der Transformationsphase kaum Kapazitäten zur Verfügung. Diese unter- 
schiedlichen Startbedingungen der Verwaltungspolitik relativierten sich aber mit 
der Zeit, so dass managementorientierte Leitideen zum Ende der 90er Jahre auch 
in den neuen Ländern die Verwaltungspolitik zunehmend beeinflussen. Bislang 
hat diese Entwicklimg aber noch nicht dazu geführt, dass in Brandenburg oder 
Sachsen-Anhalt von der Verwaltungspolitik spürbare Impulse zur Verändemng 
der Steuerungslogik in interorganisatorischen Beziehungen ausgehen. 

In Brandenburg weist die Verwaltungspolitik hinsichtlich der dominieren- 
den Themen imd Reformansätze zwar deutliche Ähnlichkeiten zu Schleswig- 
Holstein auf So sind auf der Makroebene gleichermaßen die Funktionalreform 
und die „Verschlankung“ des nachgeordneten Bereichs der Landesverwaltung 
wesentliche Policies. Dieser Themenzuschnitt hängt mit der Akzeptanz des 
zweistufigen Strakturmodells der Landesorganisation zusammen, das zwar nicht 
so einheitlich positiv bewertet wird wie in Schleswig-Holstein, angesichts der 
Größenverhältnisse des Landes aber gleichwohl als weitgehend altemativlos gilt. 
Allerdings ist damit nicht im gleichem Maße wie in Schleswig-Holstein die Leit- 
idee der „Enthierarchisierung“ verbimden. 
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Auf der binnenadministrativen Ebene der Verwaltungspolitik gelang es in 
den 90er Jahren nicht, ein breites Reformprograimn zur Implementation von 
NPM-Instrumenten durchzusetzen. Erst ab dem Jahr 2000 sind deutlich intensi- 
vierte Bemühungen in diese Richtung zu beobachten. Von der binnenadministra- 
tiven Verwaltungspolitik gingen aber bislang keine wesentlichen Impulse auf 
interorganisatorische Steuerangsbeziehungen aus. Anlass zu einer Extensivie- 
rung des Aufsichtsstils geben eher die konsolidierten kommunalen Strukturen 
und die Professionalisierung des Verwaltungspersonals in den lokalen Behörden 
seit der Transformationsphase. Da der verwaltungspolitische Impuls zum Wan- 
del der vertikalen Steuerungsbeziehungen als gering zu veranschlagen ist, sind 
die Aufsichtsstile eher durch organisationsinteme Konstellationen auf Ressort- 
ebene geprägt. Die vergleichsweise starke Ausprägimg der hierarchischen Di- 
mension der Aufsicht - insbesondere auf der Ebene des Aufgabenverständnisses 
- ist jedenfalls kein Gegenstand der Verwaltungspolitik. 

Bemerkenswert ist dabei, dass diese tendenziell hierarchische Aufsicht auf 
einem niedrigen Konfliktniveau agiert und auf recht breite Akzeptanz bei den 
kommunalen Akteuren stößt. Dies gilt insbesondere für die Arbeitsebene der 
Kooperation zwischen Mitarbeitern unterer Bauaufsichtsbehörden und der obers- 
ten Bauaufsicht. Ein Teil der kommunalen Führungskräfte kritisiert sogar die als 
zu dicht wahrgenommenen Netzwerkbeziehungen zwischen den Landes- und 
Kommunalbehörden auf Arbeitsebene. Konfliktmindemd schlägt sich zudem 
nieder, dass es in Brandenburg recht fmhzeitig gelungen ist, eine umfassende 
Kreisgebietsreform durchzufiihren. Das in einer anderen Untersuchung für die 
Zeit Anfang bis Mitte der 90er Jahre festgestellte hohe Konfliktniveau im Ver- 
hältnis von Landes- und Kommunalebene (Berg/NagelschmidtAVollmann 1996: 
121-126) hat sich demnach deutlich reduziert und ist im Rückblick vorwiegend 
auf die einschneidenden Umbrüche im Zuge der Kreisgebietsreform zurückzu- 
führen. 

In Sachsen-Anhalt ist ähnlich wie in Niedersachsen das Strukturmodell der 
Landesorganisation Ausgangspunkt und bislang auch zentrales Thema der Ver- 
waltungspolitik. Seit Anfang der 90er Jahren gab es eine fortlaufende Diskussion 
über Alternativen zum dreistufigen Verwaltungsaufbau mit drei Regierungsprä- 
sidien, die erst Ende der 90er Jahre mit der Entscheidung für das Landesverwal- 
tungsamt und die damit einhergehende Auflösung der Regierungspräsidien be- 
endet wurde. Die Konzentration der Verwaltungspolitik auf Fragen der Makro- 
Organisation - und damit verbundene Konflikte - führten dazu, dass auf der 
Mikroebene der binnenadministrativen Reformen umfassende Veränderungen 
nicht in Angriff genommen wurden. 

Dieser Zuschnitt der Verwaltungspolitik gefährdet zwar - ähnlich wie in 
Niedersachsen - die institutioneilen Bestandsinteressen der Regierungspräsidien 
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akut. Jedoch wird mit den Reformansätzen kein Anreiz zum Wandel des Imple- 
mentationsstils geschaffen, denn die Entscheidung über das Strukturmodell der 
Landesorganisation wurde nicht von der wahrgenommenen „Performanz“ der 
Regierungspräsidien in den vertikalen Steuemngsbeziehungen abhängig ge- 
macht, sondern folgte gmndsätzlichen Überlegungen über das „richtige“ Organi- 
sationsmodell für das relativ kleine Land. Im Unterschied zu Niedersachsen 
hatten die Regierungspräsidien in Sachsen-Anhalt kaum die Chance, durch die 
Profilierung als „moderne Mittelinstanz“ ihre Bestandsinteressen zu sichern. Die 
kleinteilige Kommunalstruktur und die damit - aus Sicht des Iimenministeriums 
und der Regierungspräsidien - verbundenen Defizite in der Rechtsanwendungs- 
praxis auf Gemeinde- und Kreisebene erfordern eher eine intensive Aufsicht, bei 
der die hierarchische Dimension vergleichsweise stark ausgeprägt ist. 

Zudem stand in der aktuellen Phase der Verwaltungspolitik seit Ende der 
90er Jahre, die durch die Vorbereitung und Durchführung umfassender Struktur- 
reformen mit dem Endpunkt der Bildung eines Landesverwaltungsamts geprägt 
ist, weder auf Ministerialebene noch in den Regierungspräsidien selbst slack für 
die Suche nach Anwendungsbereichen von neuen Steuerungsinstrumenten zur 
Verfügung. Demnach gingen von der Verwaltungspolitik in Sachsen-Anhalt 
kaum Inqjulse für eine Abkehr von der hierarchischen Aufsicht aus. Eher wirken 
der spezifische Verlauf und die Schwerpunktsetzung der Verwaltungspolitik - 
vergleichbar mit der Situation in Brandenburg Mitte der 90er Jahre - als Ver- 
stärker von Konflikten im Verhälmis von Landes- und Kommunalebene. Bei- 
spielsweise berichtete ein Interviewpartner von einem Autoritätsverlust der 
Kommunalaufsicht, der durch den Beschluss zur Auflösung der Regierungsprä- 
sidien ausgelöst wurde. 

Im Vergleich der vier Länder zeigt sich, dass die in Kapitel 4 festgestellten 
Unterschiede in der Art und der Intensität der verwaltungspolitischen Einfluss- 
nahme auf die Kommunalaufsicht sich auch in unterschiedlichen Mustern und 
Entwicklimgen der administrativen Interaktion niederschlagen. Während in 
Schleswig-Holstein die dominante Interpretation verwaltungspolitischer Leit- 
ideen bestehende Handlungsorientierungen in den Aufsichtsbehörden stärkte, 
bestand ein wichtiges Ziel der Verwaltungspolitik in Niedersachsen darin, das 
Verständnis hierarchischer Aufsicht in den Bezirksregierungen durch manage- 
mentorientierte und kooperative Leitideen zu verdrängen. In den beiden neuen 
Ländern spielen (neuere) verwaltungspolitische Leitideen für die Akteure in den 
Aufsichtsbehörden eine eher untergeordnete Rolle. Während in Sachsen-Anhalt 
der Umbau der institutionellen Architektur des Landes wenig Spielraum für 
„weiche“ Themen der Verwaltungssteuerung lässt, ist in Brandenburg trotz kon- 
solidierter Verwaltungsstrukturen die Ausstrahlimgskraft von Leitideen des Neu- 
en Steuerangsmodells bislang gering gewesen. 
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Insgesamt ist festzuhalten, dass eine intensive Verwaltungspolitik ein wich- 
tiger Einflussfaktor auf die vertikalen Steuerungsbeziehimgen ist, der vor allem 
kooperative Handlungsformen aufwertet und hierarchische Kontrolle eher ab- 
wertet. Wettbewerbsorientierte Handlungsformen erfahren zwar ebenfalls ein 
Aufwertung, jedoch nicht in dem Maße wie kooperative Steuerungsformen. Mit 
Blick auf die Reichweite und die Entwicklungsrichtung der verwaltungspoliti- 
schen Einflussnahme auf die Interaktionsmuster sind fallabhängige Variationen 
festzustellen. Dabei zeigt sich, dass der verwaltungspolitische Einfluss entlang 
beider Vergleichdimensionen - OstAVest und zweistufig/dreistufig - deutlich 
variiert. 



6.3 Institutioneile und regionale Unterschiede als Erklärungsvariablen 

Ein wesentliches Ziel der Studie bestand darin, Gemeinsamkeiten und Unter- 
schiede im Hinblick auf den Wandel der vertikalen Steuerungsbeziehungen im 
Vergleich der Länder zu analysieren. Für die Untersuchung wurden Länder aus- 
gewählt, die sich in zwei wesentlichen Variablen unterscheiden: einerseits hin- 
sichtlich der Strukturmodelle der Landesorganisation und andererseits im Hin- 
blick auf die Zugehörigkeit zu den ostdeutschen oder westdeutschen Ländern. 

Die Untersuchung hat markante Unterschiede vor allem im Vergleich ost- 
und westdeutscher Länder ergeben. Während sich die auf der Ebene der Verwal- 
tungspolitik festgestellten Differenzen im Zeitverlauf relativieren, da in den 
ostdeutschen Ländern binnenadministrative Reformen und die Implementation 
von Elementen des New Public Management zunehmende Relevanz auf der 
verwaltungspolitischen Agenda erhalten, gilt dies für die administrative Interak- 
tion nur eingeschränkt. Zwar konstatieren die Akteure auf Landes- und Kommu- 
nalebene, dass sich die Anwendungspraxis im Vergleich zur Transformations- 
phase in der ersten Hälfte der 90er Jahre bereits in Richtung einer zurückhalten- 
deren Handhabung formaler Aufsichtsmittel gewandelt habe. Das Ausmaß der 
Veränderungen wird von den ostdeutschen Kommunalakteuren aber insgesamt 
als geringer eingeschätzt als von den westdeutschen Befragten. Die vertikalen 
Steuerungsbeziehungen bleiben durch eine vergleichsweise hohe Kontrollinten- 
sität sowie die relativ häufige Anwendung formaler Aufsichtsmittel gekenn- 
zeichnet. Im Unterschied dazu sind Intensität und Anwendungshäufigkeit in den 
beiden westdeutschen Ländern - bei graduellen Unterschieden zwischen Nieder- 
sachsen und Schleswig-Holstein - bereits am Beginn des Untersuchungszeit- 
raums eher gering gewesen, haben aber im Verlauf der 90er Jahre noch abge- 
nommen. 
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In den beiden untersuchten westdeutschen Ländern stieß die verwaltungspo- 
litische „Modemisierungsdebatte“ auf etablierte Interaktionsmuster, die durch 
die gewachsene Professionalisierung der kommunalen Ebene als zentrale Imple- 
mentationsinstanz im Verwaltungsfbderalismus geprägt ist. Vor diesem Hinter- 
grund ist ein Aufsichtsstil, bei dem hierarchische Intervention in ko m m una les 
Handeln im Sinne eines „Fallback-Mechanismus“ (Wiesenthal 2000) gehandhabt 
wird, aus Sicht der Aufsichtsbehörden angemessen - gerade wenn man den Auf- 
sichtsbehörden die (beschränkte) Rationalität von eigeninteressierten Akteuren 
unterstellt. So liegt eine ständige (hierarchische) Kontrolle der zu beaufsichti- 
genden Behörde nicht im Interesse von Aufsichtsbehörden, da damit nicht nur 
Aufwand verbunden ist, sondern möglicher Weise auch Konflikte auf die über- 
geordnete Ebene übertragen werden (vgl. Mayntz u.a. 1978; Mayntz 1983; Boh- 
ne/Hucke 1980: 186-187). So lange ein akzeptiertes Maß an Rechtsstaatlichkeit 
kommunalen Verwaltungshandelns als gesichert gelten kann, besteht keine Ver- 
anlassung zur häufigeren Aktivierung hierarchischer Eingriffskompetenzen oder 
zur Intensivierung der Kontrolltätigkeit. Die verwaltungspolitische Debatte um 
ein New Public Management hat diese Handlungsorientierung verstärkt, ein 
grundlegender Wandel war nicht notwendig. Zudem sind die Aufsichtsbehörden 
von einem teilweise erheblichen Personalabbau betroffen, so dass eine intensive 
Kontrolle kommunalen Handelns kaum noch durchführbar ist. 

Demgegenüber sind die Aufsichtsstile in den untersuchten ostdeutschen 
Ländern - bei allerdings zwischen den beiden untersuchten Ländern festgestell- 
ten Unterschieden - durch Handlungsmuster gekennzeichnet, die sich in der 
Transformationsphase etabliert haben. In der ersten Hälfte der 90er Jahre bestand 
aus Sicht der Aufsichtsbehörden ein gegenüber dem westdeutschen Normalbe- 
trieb - den eine Vielzahl zumindest der Führungskräfte in den Aufsichtsbehör- 
den der Länder aus eigener Erfahrung kannte - wesentlich erhöhter Steuerungs- 
bedarf darin, dass den ostdeutschen Kommunen die Routine in der Rechtsan- 
wendung des bundesdeutschen Normensystems fehlte. Damit war eine verbreite- 
te Fehl- oder Nichtanwendimg rechtlicher Normen verbunden (vgl. dazu Woll- 
mann 2000a; Kuhlmann 2002: 100-101; Lorenz/Wegrich/Wolhnann 2000: 148- 
153). Wollmann (2000a: 153-156) spricht von der Phase des „Wilden Ostens“ 
und vom „Versickern“ des (Städtebau-) Rechts in der kommunalen Anwen- 
dungspraxis. Traditionellen Aufsichts- imd Kontrollftinktionen, wie die Kontrol- 
le kommunalen Verwaltungshandelns im Rahmen der Rechts- und Fachaufsicht, 
kamen in der Transformationsphase daher eine zentrale Rolle für das Funktionie- 
ren des Verwaltungssystems in den neuen Ländern zu (LorenzAVegrich/Woll- 
mann 2000: 219). 

Allerdings bescheinigen die vorliegenden empirischen Untersuchungen 
(Kuhlmann 2002; LorenzAVegrich/Wollmann 2000; Wollmann 2000a) den ost- 
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deutschen Kommunen einen erheblichen Professionalisierungsprozess. Hinsicht- 
lich der Rechtsanwendungsqualität können im Vergleich ost- und westdeutscher 
Kommunen seit Ende der 90er Jahre keine systematischen Unterschiede mehr 
festgestellt werden. Auch das Personal in den Aufsichtsbehörden stellt einen 
entsprechenden Professionalisierungsprozess fest, der zu einer graduellen Exten- 
sivierung der Aufsichtsstile Anlass gab. Dennoch bleiben die festgestellten Dif- 
ferenzen im Ost- West- Vergleich markant. Teilweise wird von Seiten der Auf- 
sichtsbehörden auch ein weiterhin bestehendes Qualifikationsdefizit, vor allem 
mit Blick auf kleinere Gemeinde- und Kreisverwaltungen, diagnostiziert. 

Demnach scheint sich in den ostdeutschen Ländern eine intensive Aufsicht 
institutionalisiert zu haben, die sich zumindest partiell von der Problemsituation 
entkoppelt hat und das inzwischen erreichte Niveau der fachlichen Professionali- 
sierung der ostdeutschen Kommunen nicht ausreichend würdigt. Nicht auszu- 
schließen ist, dass sich in den Aufsichtsbeziehungen die vielfach zu beobachten- 
de Besetzimg der Leitungspositionen in Landesbehörden mit westdeutschen 
Personal niederschlägt. Gegen eine bei biographischen Unterschieden zwischen 
Kommunal- und Landespersonal ansetzende Erklärung der Aufsichtsstile in den 
ostdeutschen Ländern spricht jedoch, dass sich auch und gerade aus den alten 
Ländern stammendes Führungspersonal auf kommunaler Ebene kritisch über das 
Rollenverständnis in den Aufsichtsbehörden geäußert hat. Die im Ost-West- 
Vergleich festgestellten Differenzen können demnach nicht auf unterschiedliche 
Wahrnehmungen und Bewertungskriterien zwischen ost- und westdeutschen 
Kommunalakteuren reduziert werden. 

Eine wichtige Rolle für die eher zögerliche „Enthierarchisierung“ der Auf- 
sichtsbeziehungen in den ostdeutschen Länder spielt, dass von Seiten der Ver- 
waltungspolitik wenig bis gar keine Inpulse zum Wandel der Steuerungslogik in 
den vertikalen Steuerungsbeziehungen ausgehen. Während in den westdeutschen 
Ländern die Dominanz des Managementansatzes in der verwaltungspolitischen 
Diskussion die Verbreitung einer kritischen Haltung gegenüber hierarchischen 
Steuerungsformen gefördert hat und ein kooperativer Implementationsstil auch 
in der administrativen Interaktion zum Element einer „verwaltungspolitischen 
Correctness“ geworden ist, gilt dies für die ostdeutschen Länder in wesentlich 
geringerem Maße. 

Eine abschließende Beurteilung der funktionalen Angemessenheit der Auf- 
sichtsstile in den neuen Ländern kann hier nicht vorgenommen werden, jedoch 
spricht vieles dafür, dass sich Aufsichtsstile der Transformationsphase einge- 
schliffen haben imd die Reaktion auf gewandelte Rahmenbedingungen - insbe- 
sondere die Professionalisierung auf der kommunalen Ebene - eher schleppend 
erfolgt. Nachdem rechtsstaatliches Verwaltungshandeln auch in den ostdeut- 
schen Kommunen als zunehmend gesichert gelten kaim und die reine Kontroll- 



239 




funktion tendenziell an Bedeutung verliert, könnte nunmehr die Gefahr einer 
Verselbständigimg von Kontrollstrukturen bestehen (vgl. Downs 1968: 162-163). 
Dagegen spricht einerseits der landespolitische Einfluss kommunaler Akteure. 
Andererseits wird sich der zunehmende Druck zum Personalabbau eher extensi- 
vierend auf die Aufsichtsintensität auswirken. Als wesentlicher Erfolgsfaktor für 
eine Enthierarchisierung der vertikalen Steuemngsbeziehungen kann die Etablie- 
rung eines Vertrauensverhältnisses und der Aufbau einer Reputation der Kom- 
munalbehörde als professionell agierende Vollzugsbehörde gelten. Dieser Pro- 
zess ist in Brandenbiurg deutlich weiter fortgeschritten als in Sachsen- Anhalt. 

Demnach kann ein erheblicher Anteil der festgestellten Differenzen in den 
administrativen Steuemngsbeziehungen auf die unterschiedlichen Rahmenbedin- 
gungen ost- und westdeutscher Länder zurückgefuhrt werden. Allerdings traten 
auch entlang der Vergleichsdimension „Verwaltungsaufbau“ deutliche Unter- 
schiede zwischen zweistufig und dreistufig aufgebauten Ländern hervor. Insbe- 
sondere hinsichtlich des Konfliktniveaus und mit Blick auf die Rolle formaler 
Aufsichtsmittel sind Differenzen festzustellen. So wird das Konfliktniveau in 
den beiden zweistufigen Ländern deutlich niedriger eingeschätzt als in Ländern 
mit staatlicher Mittelinstanz. Dies hängt damit zusammen, dass in beiden dreistu- 
fig aufgebauten Ländern die staatlichen Mittelinstanzen im Zentrum der verwal- 
tungspolitischen Diskussion stehen und dabei Gegenstand teilweise weitreichen- 
der Kritik sind. Diese Diskussionen tragen dazu bei, dass die Kommunalakteure 
in deutlich geringerem Maße als in den zweistufigen Ländern mit den bestehen- 
den Verwaltungsstmkturen zufrieden sind. Jedoch beschränken sich die Unter- 
schiede nicht auf diese eher gmndsätzlichen Einschätzungen zum Mehrebenen- 
system der Länder, sondern betreffen auch Merkmale der administrativen Inter- 
aktion. 

Die Differenzen werden insbesondere deutlich, wenn man jeweils zwei- und 
dreistufige Länder in Ostdeutschland und Westdeutschland vergleicht. Zwar 
spielen hierarchische Steuerungsinstmmente (formale Aufsichtsmittel) in der 
administrativen Interaktion in Niedersachsen eine deutlich geringere Rolle als in 
den beiden neuen Ländern. Jedoch ist im Vergleich mit Schleswig-Holstein fest- 
zustellen, dass die vertikalen Steuerungsbeziehungen in Niedersachsen deutlich 
stärker durch formale Aufsichtsmittel geprägt sind. Entsprechendes gilt im „in- 
ternen“ Vergleich der neuen Länder: Während im Vergleich mit den westdeut- 
schen Ländern in Brandenburg formale Aufsichtsmittel deutlich „sichtbarer“ die 
administrative Interaktion von Landes- und Kommunalebene prägen, ist der 
Implementationsstil in Sachsen-Anhalt in noch stärkerem Maße durch den Rück- 
griff auf formale Aufsichtsmittel gekennzeichnet. 

Demnach neigen die Mittelinstanzen zu einer stärker hierarchischen Wahr- 
nehmung der Aufsichtstätigkeit als die Ministerialverwaltungen in der Rolle als 
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Aufsichtsbehörden. Dies entspricht dem traditionellen Bild der Mittelinstanz als 
Aufsichtsbehörde, bei der die hierarchische Kontrolle und Intervention Teil des 
„genetischen Codes“ der Institution ist. Die Aufsichtsfunktion gehört zu den 
traditionellen Aufgaben einer staatlichen Mittelinstanz und deren unpolitische 
Wahrnehmung bildet eine zentrale Legitimationsgrundlage ihres Handelns (vgl. 
Stöbe/Brandel 1996: 27-31; Fürst 1996: 120-122). Die Ergebnisse der empiri- 
schen Erhebungen zeigen, dass das Bild der Mittelinstanz als hierarchisch ge- 
prägte Aufsichts- und Vollzugsbehörde nicht nur einem verwaltungspolitischen 
Stereotyp entspricht, sondern auf einem realen Hintergrund charakteristischer 
Standard operating procedures beruht. Die in Sachsen-Anhalt und Niedersach- 
sen nach Abschluss der empirischen Erhebungen vollzogene Abschaffung des 
klassischen Dreistufenabbaus bietet weiteren Studien Gelegenheit zur Überprü- 
fung dieser These. 

Demgegenüber trägt die „Doppelrolle“ der Ministerialverwaltung in zwei- 
stufigen Ländern offensichtlich zu einer tendenziell zurückhaltenderen Form der 
Aufsicht bei. Diese Doppelrolle besteht darin, dass die Ministerien in zweistufi- 
gen Ländern - neben ihrer Funktion in der Programmentwicklung - in weit grö- 
ßerem Maße als in den dreistufigen Ländern für Aufsichtsfunktionen zuständig 
sind. Eine Erklämng des Zusammenhangs zwischen dieser Doppelrolle und einer 
tendenziell extensiveren Aufsicht kann bei Mechanismen des bureau-shaping 
ansetzen (Dunleavy 1991). So ist die Wahrnehmung von Aufsichtsfunktionen - 
zumal in Form einer intensiven, hierarchischen Kontrolle - als eher aufwändige 
und konflikthafte Tätigkeit einzustufen, die zudem mit weniger Reputation ver- 
bxmden ist als die Mitwirkung in Policy-Making-Prozessen. Zugleich entspre- 
chen die auf Policy-Making gerichteten Aufgaben eher dem überwiegenden 
Rollenverständnis des „politischen Bürokraten“ auf der Ministerialebene. Die 
Anreizstrukmren innerhalb der Ministerialverwaltung sprechen demnach eher für 
eine kooperative und weniger intensive Wahrnehmung der Aufsichtstätigkeit 
(vgl. Schröter 2001: 71). Zugleich bestehen aber auch verhälmismäßig geringe 
Anreize, die formalen Aufsichtsmittel zu Gunsten neuer Steuerungsformen - wie 
Kontraktmanagement o.ä. - zu ersetzen oder zu ergänzen. So ist mit der Ent- 
wicklung und Erprobung entsprechender Instrumente wiedemm Aufwand ver- 
bunden, der auf Kosten der „eigentlichen“ Funktionen der Ministerialverwaltung 
in der Politikberatung und -entwicklung geht. 

Betrachtet man die Situation der staatlichen Mittelinstanzen ebenfalls unter 
dem Aspekt der Anreizstmkturen, so köimen Gegengewichte zur traditionellen 
Prägung der Institution als hierarchisch agierende Aufsichtsbehörde erkaimt 
werden. Insbesondere die Entwicklung in Niedersachsen verdeutlicht, dass sich 
die vertikalen Steuemngsbeziehungen in den dreistufigen Ländern unter dem 
Eindmck gewandelter verwaltungspolitischer Rahmenbedingungen stärker ver- 
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ändern können als in den zweistufigen Ländern. Staatliche Mittelinstanzen sind 
im Vergleich zu den Ministerialverwaltungen zweistufiger Länder relativ „anfäl- 
lig“ für verwaltungspolitische Impulse. 

Während Ministerialverwaltung kaiun in ihrem institutioneilen Bestand ge- 
fährdet werden können, gilt dies für die Mittelinstanzen nicht. Während in Sach- 
sen-Anhalt eine Strukturreform bereits beschlossen ist und damit keine Anreize 
für einen „Existenzkampf* der Regienmgspräsidien bestehen, wurde in Nieder- 
sachsen diese Anfälligkeit zur Durchsetzung von Verändemngen in den Struktu- 
ren und Handlungsmustem der Bezirksregierungen genutzt. Die in dieser Studie 
getroffenen empirischen Beobachtungen bestätigen Befunde zur Reformfahigkeit 
der staatlichen Mittelinstanz, die sich seit den 80er Jahren auf die Suche nach 
neuen Handlungsfeldem zur Sichenmg ihrer Legitimationsbasis befinden und 
sich damit als „Überlebenskünstler“ erwiesen haben (vgl. Fürst 1996; Stö- 
be/Brandel 1996). Diese Strategie richtet sich einerseits auf neue Aufgabenfelder 
(Regionalkonferenzen, Europabüros etc.), gilt aber auch den Handlungsformen 
innerhalb der üblichen Zuständigkeitsbereiche. Allerdings war diese Strategie in 
jüngster Zeit nicht mehr ausreichend, um politische Akteure von weitreichenden 
Strukturreformen abzuhalten. 

Die Responsivität gegenüber verwaltungspolitischen Impulsen ist insgesamt 
bei dem Personal im Bereich der allgemeinen Kommunalaufsicht stärker ausge- 
prägt als auf Fachebene im Städtebaubereich. Dies hängt mit einer stärker gene- 
ralistischen Orientierung zusammen, die zu einer größeren Identifizierung mit 
der Gesamtorganisation und ihren institutioneilen Eigeninteressen führt. Demge- 
genüber spielen in den Handlimgsorientierungen des Personals auf Fachebene 
policy-spezifische Rationalitätskriterien eine deutlich gewichtigere Rolle. Ein 
Wandel der Handlungsorientierungen und Verwaltungsstile wird daher zuerst in 
den Bereichen einsetzen, die stärker durch Generalisten geprägt sind. 

Die Ergebnisse lassen sich im Hinblick auf die Erklärungskraft der beiden 
Vergleichsdimensionen, die der Fallauswahl zu Gmnde lagen, folgendermaßen 
zusammenfassen: 

■ Wesentliche Erklämngskraft hat der regionale Unterschied zwischen ost- 
und westdeutschen Ländern. Differenzen in den vertikalen Steuerungsbe- 
ziehungen sind vor allem auf die spezifischen Bedingungen in den beiden 
ostdeutschen Ländern zurückzuführen. Dass sich die auf den Handlungsbe- 
dingungen und Problemen der Transformationsphase basierenden Muster 
der administrativen Interaktion bis heute nicht verflüchtigt haben, deutet auf 
eine Verfestigung von Standardroutinen und Handlungsorientienmgen in 
den Aufsichtsbeziehungen hin. 
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Sekundäre, aber gleichwohl bedeutende Erklärungskraft hat der institutio- 
nelle Unterschied zwischen zwei- und dreistufigen Ländern. Im Sinne einer 
intervenierenden Variable macht der zwei- oder dreistufige Verwaltungs- 
aufbau den Unterschied im „internen“ Vergleich der ostdeutschen und der 
westdeutschen Ländern aus. Während Ministerialverwaltungen angesichts 
ihrer Doppelfunktion in der Politikformuliemng und -implementation zu ei- 
nem eher extensiven Aufsichtsstil neigen, bestätigen sich mit Blick auf die 
staatliche Mittelinstanz Einschätzungen über deren traditionelle Prägimg als 
hierarchische Aufsichtsbehörde. Zugleich ist jedoch auch festzuhalten, dass 
die spezifische Position der Mittelinstanz als latent oder real gefährdete In- 
stitution einen wesentlichen Ansatzpunkt für verwaltimgspolitische Ein- 
flussnahme auf die Handlungsmuster der Aufsichtsbehörden in den vertika- 
len Steuerungsbeziehungen bietet. 
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7 Interaktionsmuster und Veränderungsspielräume 



Als Ergebnis der vorgelegten Untersuchung ist festzuhalten, dass verwaltungspo- 
litische Entwicklungen sich zwar nicht in einer grundlegenden Neuausrichtung 
der Koordinationsmechanismen in den Aufsichtsbeziehungen zwischen Landes- 
und Kommunalbehörden niederschlagen. Wie die Analyse gezeigt hat, kam es 
aber zu inkrementeilen Anpassungen an gewandelte Rahmenbedingungen der 
Mehrebenenkoordination sowie an neue Leitideen der Verwaltungssteuerung. 
Diese Entwicklungen trugen zur Aufwertung kooperativer Handlungsformen bei, 
führten jedoch kaum zur Diffusion wettbewerbsorientierter Steuenmgsformen in 
die Praxis der Aufsichtsbeziehungen. Zudem bleiben auch hierarchische Auf- 
sichtsformen eine relevante Komponente der vertikalen Steuerungsbeziehungen. 
Zum Abschluss dieser Arbeit geht es darum, den Beitrag der hier verfolgten 
Govemance-Perspektive für die Erklärung dieser Befunde herauszustellen. Auf 
dieser Grundlage kötmen reformpolitische Anknüpfungspunkte benannt, Verän- 
derungsspielräume eingegrenzt und Risiken von Reformansätzen für die Funkti- 
onsfähigkeit der etablierten Steuerungsbeziehungen aufgezeigt werden. 



7.1 Dissonanzen im Mix der Koordinationsmechanismen 

Die Govemance-Perspektive richtet die Aufmerksamkeit auf das Verhältnis und 
die Wechselwirkungen unterschiedlicher Koordinationsmechanismen in den 
vertikalen Steuerungsbeziehungen. Diese analytische Optik eignet sich insbe- 
sondere dafür, Spannungen zwischen etablierten Mustern administrativer Inter- 
aktion und „Modemisierungsimpulsen“, wie sie mit dem NPM-Diskurs verbun- 
den sind, zu diagnostizieren. Die ländervergleichende Analyse hat zwar erhebli- 
che Differenzen in den Interaktionsmustem ergeben, diese Unterschiede be- 
schränken sich jedoch auf Stile bei der Handhabung eines gemeinsamen Sets von 
Instrumenten. Hinsichtlich des Umgangs mit formalen Aufsichtsmitteln sowie 
der Bedeutung kooperativer Handlungsformen finden sich länderspezifische 
Besonderheiten, aber nin sehr begrenzt bezüglich der mit der Rezeptur des NPM 
verbundenen Steuemngsinstmmente. Es handelt sich um unterschiedliche Auf- 
sichtsstile iimerhalb einer einheitlichen Steuerungslogik, in der wettbewerbs- 



245 




orientierte Koordinationsformen vereinzelt eine ergänzende, meistens marginale 
Rolle zugewiesen wird. 

Der NPM-Diskurs und die entsprechenden Instrumente werden von den Ak- 
teuren nur sehr selektiv in die Mehrebenenkoordination einbezogen. Diese Beo- 
bachtung lässt sich vor allem auf die fehlende Anschlussfähigkeit wettbewerbs- 
orientierter Steuerungsmodi an etablierte Interaktionsmuster zurückfuhren. Ins- 
besondere gelingt es bislang kaum, die kooperative Komponente der Aufsichts- 
beziehungen mit anreizorientierten Steuerungsformen zu einem neuen Mix der 
Koordinationsmechanismen zu verbinden. Während in der (deutschen) NPM- 
Debatte vorwiegend davon ausgegangen wird, dass im Zuge der Einführung 
management- oder wettbewerbsorientierter Instmmente hierarchische Elemente 
in administrativen Steuerungsbeziehungen an Bedeutung verlieren imd koopera- 
tive Interaktionsformen gestärkt werden (Reichard 2002a; Benz 2002; Döhler 
2005a: Kap. 6),’^® legt die vorliegende Studie eine partielle Korrektur dieser 
Interpretationen nahe. Einerseits fuhrt die Anwendung von NPM-Instrumenten 
nicht zwangsläufig zu einer Abschwächung hierarchischer Komponenten in der 
Mehrebenenkoordination. Andererseits erschweren etablierte Rationalitätskrite- 
rien der vertikalen Steuerungsbeziehungen, die in einem Spannungsverhältnis zu 
den Maßstäben wettbewerbsorientierter Koordination stehen, die Übernahme 
von NPM-Instrumenten. Diese Faktoren tragen schließlich zu einer Filterung 
wesentlicher Elemente des NPM-Diskurses aus den vertikalen Steuerungsbezie- 
hungen bei. 

Während auf der Ebene der grundsätzlichen Reformdebatte die Interpretati- 
on des NPM im Sinne einer Enthierarchisierung dominiert, kann auf Grundlage 
der vorgelegten Befunde argumentiert werden, dass eine Verbindtmg zwischen 
kooperativen und wettbewerbsorientierten Steuerungsformen genauso möglich 
ist wie die Stärkung hierarchischer Elemente durch den Rückgriff auf entspre- 
chende Handlungsformen. En^iirisch zeigte sich dies darin, dass mit der (punk- 
tuellen) Erprobung wettbewerbsorientierter Steuerungsinstrumente kein Bedeu- 
tungsrückgang hierarchischer Aufsichtsmittel einhergeht. So kommt es bei- 
spielsweise in Brandenburg in Folge der Ergänzung des Handlungsrepertoires 
der obersten Bauaufsichtsbehörde mit wettbewerbsorientierten Instrumenten 
weder zu einer Reduziemng traditioneller Aufsichtsformen, noch wird die ko- 
operative Dimension gestärkt. Insbesondere wird das für Brandenburg charakte- 
ristische „compliance climate" (Hood/Scott 2000: 12) durch die Einführung von 
Kosten- und Leistungsvergleichen nicht aufgeweicht. Auch in Niedersachsen 



149 Der Teil des NPM-Diskurses, der im Rückgriff auf Principal-Agent-Ansätze auf die Stärkung 
der Kontrolle in interorganisatorischen Beziehungen gerichtet ist (vgl. Aucoin 1990: 133-134; 
Pollitt/Bouckaert 2004: 165-167), wird in der deutschen Rezeption weitgehend ausgeblendet. 
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(Bezirksregiemng Lüneburg) waren entsprechende Ansätze als punktuelle Er- 
gänzung traditioneller Geschäftsprüfungen angelegt. 

Wettbewerbsorientierte Steuerungsinstrumente können durchaus für die 
Kontrollinteressen der Aufsichtsbehörden genutzt werden. Die (verbreitete) zu- 
rückhaltende Position gegenüber der Anwendung entsprechender Instrumente 
von Akteuren auf Landes- und Kommunalebene wurde daher vor allem damit 
begründet, dass eine leistungsorientierte Kontrolle nicht in den Kompetenzbe- 
reich der Aufsichtsbehörden fällt. Die dieser Position zu Grunde liegenden Be- 
denken beziehen sich auf ein Mischungsverhältnis der Koordinationsmechanis- 
men, in dem Wettbewerb einen Bedeutungszuwachs erfährt und zugleich Hierar- 
chie nicht reduziert oder ausgeweitet wird (vgl. Hood 1998: 239-240 zu dieser 
Kombination). Wettbewerbselemente werden hier als Trojanisches Pferd zur 
Ausdehnung hierarchischer Kontrolle auf organisatorische und personelle As- 
pekte kommunalen Verwaltungshandelns interpretiert. Entsprechende Befürch- 
tungen wurden nicht nur von kommunaler Seite geäußert, auch ein Teil des Per- 
sonals der Aufsichtsbehörden sieht eine strikte Begrenzung der Aufsicht auf die 
Rechtskontrolle als definitorisches Merkmal der vertikalen Steuerungsbeziehun- 
gen an und spricht sich daher gegen eine Erweiterung des Handlimgsrepertoires 
aus - offensichtlich um einen Rollenkonflikt zwischen rechtlicher Aufsicht und 
leistungsorientierter Kontrolle zu vermeiden. 

Sowohl dieser (antizipierte) Rollenkonflikt des Personals auf Landesebene 
als auch die Befürchtungen der kommunalen Akteure haben ihren zentralen Be- 
zugspunkt in Normen und Standards angemessen Verhaltens („norms of ap- 
propriateness“, March/Olsen 1995: Kapitel 2) und spezifischen Rationalitätskri- 
terien. Diese Standards angemessenen Verhaltens leiten sich aus Gmndpfeilem 
des deutschen VerwaltungsfÖderalismus und der Position der kommunalen Ebe- 
ne innerhalb dieses Mehrebenensystems ab. Sie stehen mit dem in pfadabhängi- 
gen historischen Entwicklungsmustem gefestigten Modell der Aufgabenvertei- 
lung zwischen Landes- und Kommunalebene in Verbindung, das durch die Dua- 
lität von Dezentralisierung imd rechtlicher Kontrolle gekennzeichnet ist. In die- 
sem Rahmen ist hierarchische Kontrolle durch die Aufsichtsbehörden an eng 
definierte Grenzen gebunden. 

Die Aufsichtsbehörden verfügen zwar über erheblichen Ermessensspiel- 
raum hinsichtlich der Dichte und Intensität der Kontrolle kommunalen Verwal- 
tungshandelns - dies belegen die im Ländervergleich festgestellten Unterschiede. 
Im Hinblick auf die Kriterien und die Mittel sind die Aufsichtsbehörden jedoch 
an gesetzliche Bestimmungen gebunden, die eine deutliche Einschränkung be- 
wirken. Hierarchie ist im Rahmen der Kommunalaufsicht also nicht mit einer 
umfassenden Subordination gleichzusetzen (vgl. Kahl 2000: 438), sondern nur 
im Rahmen der rechtlich genau definierten Grenzen legitimiert und von kommu- 
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naler Seite akzeptiert. Obgleich im Bereich der Fachaufsicht erweiterte, die 
Zweckmäßigkeit des Handelns einschließende Aufsichtskriterien gelten, bleiben 
die Kembereiche kommunaler Selbstverwaltung (insbesondere Personal- und 
Organisationshoheit) auch hier der Kontrolle durch die Aufsichtsbehörden ent- 
zogen. Die Begrenzung hierarchischer Koordination spiegelt sich zudem darin 
wider, dass den formalen Aufsichtsmitteln und Eingriffskompetenzen kooperati- 
ve Grundsätze der Kommunalaufsicht gegenübergestellt sind, die dem Verfas- 
sungsprinzip der kommunalen Selbstverwaltung Rechnung tragen. 

Da die Eingrenzung des Rechts auf kommunale Selbstverwalmng nach § 28 
Abs. 2 des Grundgesetzes durch den Gesetzvorbehalt erfolgt (vgl. z.B. Lüb- 
king/ Vogelgesang 1998: 28-33), ist die gesetzliche Regelung (und die sich dar- 
aus ableitende Normierung) Fixpunkt für die Aufsicht über kommunales Verwal- 
tungshandeln. Grundlage dieser Govemance-Logik ist die Annahme, dass mit 
einer gesetzlichen Regelung und ergänzenden Normierungen (Verordnungen, 
Verwaltungsvorschriften) der Steuenmgsprozess abgeschlossen ist und die Auf- 
sicht sich weitgehend auf die nachträgliche Kontrolle der Rechtsanwendxmgs- 
praxis beschränken soll (vgl. Döhler 2002). Diese Fixierung auf korrekte Rechts- 
anwendung gilt gleichermaßen für den Bereich der Fach- und Sonderaufsicht wie 
für die Sphäre der Rechtsaufsicht über Selbstverwaltungsaufgaben. 

Im Unterschied dazu basieren die Leitideen des New Public Management 
auf Rationalitätskriterien, die sich nicht auf eine reine Rechtskontrolle richten, 
sondern die Effizienz oder die Effektivität des Verwaltungshandelns in den Mit- 
telpunkt stellen. Sie sind daher direkt mit Fragen der Aufbau- und Ablauforgani- 
sation verbimden. Eine Einbeziehung dieser Maßstäbe in die Steuerungsbezie- 
hungen zwischen Landes- und Kommunalbehörden führt somit imvermeidlich zu 
einer Ausweitung der Aufsichtskriterien und berührt die Hoheitsrechte der Kom- 
munen. In Verteidigung der institutioneilen Eigeninteressen stehen die Kommu- 
nalakteure der Einführung wettbewerbsorientierter Instrumente eher ablehnend 
gegenüber - zumindest, wenn die Maßstäbe Effizienz und Effektivität mit der 
Rationalität von Aufsichtsbeziehungen und hierarchischer Kontrolle verbunden 
werden. 

Der Modemisierungsdiskius des New Public Management transportiert 
demnach Rationalitätskriterien, die in einem Spannungsverhältnis zu den beste- 
henden Govemance-Strukturen und den damit verbundenen Standards angemes- 
senen Verhaltens stehen. Effizienzkriterien liegen dabei ebenso außerhalb der 
anerkannten Standards wie outcome-orientierte Effektivitätsstandards, wie sie 
etwa im Rahmen der britischen „Public Service Agreements“ zwischen zentraler 
und lokaler Ebene von Bedeutung sind (James 2003). Eine Ergänzung der beste- 
henden Steuerungslogik um Elemente effizienz- oder ergebnisorientierte Auf- 
sichtskriterien ist deshalb problematisch, weil der bestehende Mix of Modes in 
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einem systematischen Spannungsverhältnis zwischen Hierarchie und Kooperati- 
on steht, das im Zuge einer Einführung von NPM-Instrumenten in den Auf- 
sichtsbeziehungen neu ausbalanciert werden müsste. Welchen Einfluss die Er- 
weiterung des Spektrums an Steuerungsformen und Rationalitätskriterien auf 
dieses Spaimungsverhältitis hat, muss auf Gmnd der bislang nur punktuell statt- 
findenden Erprobung entsprechenden Steuerungsformen letztlich als offen gelten 
und hängt von der konkreten Ausgestaltung entsprechender Koordinationsfor- 
men iimerhalb der vertikalen Steuerungsbeziehungen ab. Die vorliegende Empi- 
rie deutet jedoch auf Unverträglichkeiten zwischen den etablierten Aufsichtskri- 
terien und den Maßstäben wettbewerbsorientierter Steuerung hin. 

Die weitgehende Resistenz der Aufsichtsbeziehungen gegenüber NPM- 
Instramenten ist demnach vor allem auf das spezifische Verhältnis kooperativer 
und hierarchischer Elemente in der Mehrebenenkoordination zurückzuführen. 
Während aus kommunaler Sicht die Problematik einer Ausweitung der Auf- 
sichtskriterien und damit einer Stärkung der hierarchischen Komponente besteht, 
können sich die Aufsichtsbehörden nicht auf eine Beschränkung der Aufsichts- 
mittel auf Wettbewerbsinstrumente im Tausch gegen traditionelle Aufsichtsfor- 
men einlassen. Die hierarchischen Eingriffskompetenzen sind unverzichtbare 
Voraussetzung, um der eigentlichen Kontrollfunktion nachkommen zu können. 
Ein Verzicht auf diese Konpetenzen im Austausch gegen eine Moderatoren- und 
Schiedsrichterfunktion in Benchmarking- Verfahren oder die Festlegung des 
Umfangs und der Intensität der Kontrollaktivitäten in Kontrakten steht den Kem- 
funktionen der Aufsichtsbehörden und deren institutioneilen Eigeninteressen 
innerhalb der etablierten Strukturen entgegen. Dieses in den Interviews auf Lan- 
des- und Kommunalebene deutlich gewordene Szenario resultiert in einem Filte- 
rungsprozess, in dessen Folge die Akteure die vertikalen Steuerungsbeziehungen 
nur den kooperativen Elementen des NPM-Diskurses öffnen, ohne die hierarchi- 
sche Komponente vollständig auszuschalten - zumal die beteiligten Akteure 
offensichtlich weder über die Ressotncen noch den Willen verfügen, weitrei- 
chendere Verändemngen zu initiieren. Die Anpassungsflexibilität der Steue- 
rungsbeziehungen im Mehrebenensystem ist damit weitgehend auf kooperative 
Handlungsformen begrenzt. 



7.2 Selektive Rezeption des Nevr Public Managements 

In einer derart stabilen Steuerungsbeziehung bedürfte es für eine Öffnung gegen- 
über wettbewerbsorientierten Koordinationsformen gezielter Anstöße von außen. 
Die Analyse der Verwaltungspolitik der Länder hat allerdings nur schwach aus- 
geprägte direkte Impulse auf die Mehrebenenkoordination zu Tage gefördert. 
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Beobachtet wurde eine weitgehende Konzentration auf binnenadministrative 
Stmkturen und Verfahren einerseits und die Strukturmodelle der Landesorgani- 
sation auf der Makroebene andererseits. Interorganisatorische Prozesse rücken 
hingegen kaum in das verwaltungspolitische Aufmerksamkeitsfeld. Eine Über- 
tragung wettbewerbsorientierter Steuerungsinstmmente auf die Aufsichtsbezie- 
hungen wurde nur punktuell diskutiert, aber nicht systematisch betrieben. 

Diese verwaltungspolitische Schwerpunktsetzung ist Ausdruck der selekti- 
ven Rezeption der New Public Management-Debatte in Deutschland, die als 
binnenadministrative Reformstrategie auf die verwaltungspolitische Agenda 
kam. Diesen biimenadministrativen Bias hat die Verwaltungspolitik im Verlauf 
der 90er Jahre kaum abgelegt. Ein erheblicher Teil der verwaltungspolitischen 
Energie wurde in den Folgejahren für die Konzeption, Erprobung und Implemen- 
tation binnenadministrativer Managementkonzepte verwendet (Produktbildung, 
KLR, Budgetierung). Während managerialistische Konzepte den zentralen Be- 
zugspunkt binnenadministrativer Verwaltungspolitik bilden, konnte sich der 
NPM- Ansatz mit Blick auf die Makro-Strukturen des Verwaltungsaufbaus hin- 
gegen nicht als dominierende Leitidee für das Design von Reformprogrammen 
durchsetzen. Der verwaltungspolitische ,^hopping baskef" (Pollitt 1995: 133) 
wurde in Deutschland nur zu einem Teil aus den Angeboten des NPM gefüllt. 
Die Akteure bedienten sich im erheblichen Maße weiterhin aus dem klassischen 
Vorrat verwaltungspolitischer Leitideen. 

Der Shopping basket enthält somit Elemente, die unabhängig voneinander 
Geltung beanspmchen, auf unterschiedlichen Rationalitätskriterien fußen und 
mit z.T. gegensätzlichen Gestaltungsoptionen verbunden sind. Eine (konzeptio- 
nelle) Verbindung zwischen verwalümgspolitischer Mikro- und Makroebene 
findet demnach kaum statt. Zwar besteht eine übergreifende Orientierung darin, 
dass die Reformprogramme auf der Makroebene wie auf der binnenadministrati- 
ven Ebene vorwiegend auf die „Verschlankung“ der Strukturen und einen ver- 
waltungspolitischen Beitrag zur Konsolidierungsproblematik zielen. Auf rhetori- 
scher Ebene wird auch auf Makroebene ein Bezug zu den Leitideen des Neuen 
Steuerungsmodells hergestellt - beispielsweise wenn eine Konzentration der 
Landesverwaltung auf Kemaufgaben und strategische Steuerung sowie die Aus- 
lagerung von Vollzugs- und Dienstleistungsaufgaben aus dem Bereich der Lan- 
desverwaltung angestrebt wird. Ein Teil der Verwaltungspolitik, wie die Um- 
wandlung von Behörden in eine private Rechtsform oder die materielle Privati- 
siemng der Leistungserstellung, folgt ferner der Rezeptur des NPM. Auf den 
Kembereich der Landesorganisation und auf die interorganisatorischen Steue- 
rungsbeziehungen findet die Leitidee des NPM jedoch keine Anwendung. 

Dies wird insbesondere mit Blick auf das Kontraktmanagement als ein 
Kemkonzept einer neuen Steuerungslogik deutlich. Entsprechende Ansätze spie- 
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len auch bei den „Vorreitem“ unter den deutschen Ländern keine zentrale Rolle 
- zumindest nicht für die interorganisatorische Koordination. Eine Ergänzung 
oder Verdrängung klassischer Aufsichtsmittel durch Zielvereinbarungen hat 
(bisher) kaum stattgefunden. Auch die Gestaltungsoption der funktionalen Spe- 
zialisierung bzw. Differenzierung, die mit Blick auf die Makroebene häufig als 
Kemkonzept des NPM gilt (vgl. Benz 2002a: 216-217) und mit der Etablierung 
von „monofunktionalen“ Behörden (single purpose agencies) (Wollmann 2002a: 
521; Pollitt u.a. 2001) in Verbindung steht, hat sich in der Verwaltungspolitik der 
Länder nicht durchgesetzt. Stattdessen kommt es insofern zu einer Renaissance 
der traditionellen Leitidee der „Einheit der Verwaltung“, als der bestehende 
Konsolidierungsdruck dazu genutzt wird, staatliche Sonderbehörden in die all- 
gemeine Verwaltung auf Landes- und Mittelebene einzugliedem. Das insbeson- 
dere in dem sogenannten Direktions-Modell als Alternative zur klassischen Mit- 
telinstanz (s. Kapitel 3.3) enthaltene Element funktionaler Spezialisierung bleibt 
deutlich hinter dieser Leitidee der Einheit der Verwaltung zurück. Die fortschrei- 
tende Übertragimg staatlicher Vollzugsaufgaben auf die kommunale Ebene ent- 
spricht ebenfalls diesem Prinzip, da die Rolle der kommunalen Verwaltungen 
und insbesondere der Landkreise als multifunktionale lokale Vollzugsinstanz 
aufgewertet wird (vgl. Wollmann 2002a: 521, 2003). 

Diese Orientierung an klassischen verwaltungspolitischen Leitideen ist als 
übergreifendes Muster zu beobachten, obgleich die Verwaltungspolitiken der 
Länder seit Anfang der 90er Jahre zu einer Diversifizierung der Struktimnuster 
der Landesorganisation führten. Im Zuge dieser Diversifizierung hat der dreistu- 
fige Verwaltungsaufbau mit einer regionalen staatlichen Mittelinstanz seine 
Hegemonialstellung als Strukturmodell für die größeren Flächenländer verloren. 
Gleichwohl prägt die Leitidee der Einheit bzw. Einräumigkeit der Verwaltung 
das Design verwaltungspolitischer Reformkonzepte auf der Makroebene. Diese 
Leitidee bietet offensichtlich ausreichend Ansatzpunkte, um eine von den Akteu- 
ren beabsichtigte und mit den bestehenden Govemance-Strukturen (multi- 
purpose statt single-purpose Behörden) kompatible „Verschlankung“ der Ver- 
waltungsstrukturen zu erreichen. Dies bestätigt die These, dass in Deutschland 
verwaltungspolitische Ansätze sich bestehenden, in der institutioneilen Ordnung 
geronnenen Einflussverteilungen und etablierten Koordinationsformen unterord- 
nen (vgl. Döhler 2002) und nicht, wie es im internationalen Kontext vielfach 
beobachtet wird (z.B. Peters 2001), zur Durchsetzung machtpolitischer Interes- 
sen im Verhältnis zwischen territorialen Ebenen und Organisation dienen. 

Da die Rezeptur des NPM durchaus nicht kohärent ist, sondern wider- 
sprüchliche Maßstäbe und Gestaltungsoptionen einschließt (vgl. Hood 1991; 
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Pollitt/Bouckaert 2004: 149-171),'*® bietet sich der übergreifende Reformdiskurs 
für einen selektiven Rückgriff auf die Reformkonzepte geradezu an. Die verwal- 
tungspolitischen Akteure in den deutschen Ländern nutzen dieses Angebot und 
greifen auf diejenigen Elemente des NPM-Diskurses zurück, die im Einklang mit 
etablierten Koordinationsmodi und Govemance-Strukturen stehen. Mit Blick auf 
das Verhältnis von Landes- und Kommunalebene sind insbesondere die Funktio- 
nalreform und die Deregulierung kommunalen Verwaltungshandelns (Abbau von 
Standards und Genehmigungsvorbehalten) zu nennen. Die andere Seite des 
NPM, die Stärkung anreiz- und wettbewerbsorientierter Steuerangsformen, wird 
zwar wahrgenommen; in der verwaltungspolitischen Praxis beschränken sich 
entsprechende Ansätze aus den genannten Gründen aber auf die binnenadmi- 
nistrative Ebene. Die Frage, wie die Aufsicht stärker auf Ergebnisorientierang 
und die Einhaltung von Leistungszielen auszurichten ist, spielt in den Verwal- 
tungspolitiken der untersuchten Länder keine wesentliche Rolle. 

Der in der Rezeptur des NPM enthaltene Zielkonflikt zwischen (Enthierar- 
chisierung vs. Stärkung der Leistungskontrolle) wird auf einer gmndsätzlichen 
Ebene zu Gunsten der Enthierarchisiertmg gelöst. Jedoch führen die substanziel- 
len Maßnahmen auf dieser Ebene nicht zu einer weitgehenden Deregulierung 
kommunalen Verwaltungshandelns. Eine entsprechende Entwicklung entspräche 
auch nicht den institutioneilen Eigeninteressen der einzelnen Ressorts auf Lan- 
desebene, da ein Verlust an Kompetenzen und Kontrollmöglichkeiten nicht 
durch andere Steuerungsformen aufgewogen wird. Offensichtlich ist es bislang 
nicht gelungen, ein verwaltungspolitisches Kompensationsgeschäft zu initiieren, 
bei dem eine ex-ante Deregulierung gegen eine stärker ergebnis- oder leistungs- 
orientierte Form der Kontrolle getauscht wird. 



7.3 Veränderungsspielräume 

Daran anknüpfend stellt sich die Frage nach (realistischen) Reformperspektiven. 
Hier rücken umfassende Neuordnungen der administrativen Strukturen und eine 
eigendynamische Anpassung der Mehrebenenkoordination als Reformperspekti- 
ven in den Blick. Dem werden in der Reglerperspektive deutlich gewordene 
Risiken solcher Reformansätze gegenübergestellt. 

Anlass zu Ändemngen der etablierten Muster der Mehrebenenkoordination 
könnte zunächst vor allem die weitere Übertragung staatlicher Aufgaben auf die 
kommunale Vollzugsebene geben. Wenn dabei einer übermäßigen Reguliemng 
der kommunalen Vollzugsebene entgegengewirkt werden und zugleich eine 



150 Mit Blick auf Mehrebenensysteme insbesondere zwischen Dezentralisierung und stärkerer 
Kontrolle (OECD 1997: 57-59). 
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Qualitätssicherung der lokalen Verwaltungsleistungen erfolgen soll, gewinnt die 
Frage einer Veränderung der Aufsichtskriterien und -mittel an Bedeutung. Eine 
fortschreitende Deregulierung kommunalen Verwaltungshandelns auf beiden 
Ebenen - gesetzliche Regulierung und ex-post Aufsicht - stellt hingegen keinen 
realistischen Entwicklungspfad dar (vgl. Hood/Scott 2000: 13). Im Kontext der 
in fast allen Ländern mehr oder weniger intensiv betriebenen Ansätze einer 
Funktionalreform ist eine derartige Reform der Aufsicht jedoch bislang nicht zu 
beobachten. Offensichtlich fehlte es bisher an Gelegenheitsstrukturen, die ver- 
waltungspolitischen Akteuren einen gravierenden Eingriff in die etablierte Steue- 
rungslogik der Mehrebenenkoordination ermöglicht. 

Entsprechende Gelegenheitsstrukturen bieten sich insbesondere im Kontext 
umfassender institutioneller Neuordnungen. Dort wo eine koordinierte Reorgani- 
sation administrativer Strukturen und Verfahren im Mehrebenensystem erfolgt, 
ist ein Transfer wettbewerbsorientierter Steuemngsformen grundsätzlich denk- 
bar. Institutioneile Eigeninteressen und etablierte Rationalitätskriterien sind in 
dieser Situation als Restriktionen eines Re-Designs vertikaler Steuerungsbezie- 
hungen in ihrer Wirkungskraft als gering zu veranschlagen. Eine entsprechende 
Entwicklung kann jedoch aus zwei Gründen nicht als wahrscheinlich gelten. 
Einerseits hat sich - wie dargestellt - das NPM und eine daran orientierte Steue- 
rungslogik auf der Makroebene der Verwaltungspolitik bislang nicht als domi- 
nierende Leitidee durchgesetzt. Andererseits werden die Verwaltungspolitiken 
zwischen den territorialen Ebenen im deutschen VerwaltungsfÖderalismus weit- 
gehend unabhängig voneinander betrieben. Innerhalb des föderalistischen Sys- 
tems der Bimdesrepublik werden die verwaltungspolitischen Handlungskapazitä- 
ten mit Blick auf umfassende institutionelle Neuordnungen immer hinter denen 
unitarischer Staaten Zurückbleiben (Knill 2001a, 2001b). 

In föderalen Staaten wie der Bundesrepublik liegt jedoch ein wesentliches 
Reformpotenzial in eigendynamischen Anpassungsprozessen innerhalb der be- 
stehenden institutionellen und verwaltimgspolitischen „Arbeitsteilimg“ des Föde- 
ralismus (vgl. z.B. Benz/Bogumil 2003). Mit Blick auf management- und wett- 
bewerbsorientierte Instrumente könnten Anpassimgsprozesse in den vertikalen 
Steuerungsbeziehungen dadurch ausgelöst werden, dass von Aufsichtsbehörden 
initiierte oder durchgefuhrte Kosten- und Leistungsvergleiche von kommunaler 
Seite als nützliche Informationsbasis für interne Steuenmgsprozesse betrachtet 
werden - so wie dies auch bei einigen Kommunalakteuren der Fall war. Vertrau- 
en in kooperativen Beziehungen kann hier als Kapital dienen, um die oben be- 
schriebenen grundsätzlichen Einwände zumindest phasenweise zu überwinden. 
Im Zuge von Gewöhnungseffekten erfahren management- und wettbewerbsori- 
entierte Steuerungsformen zunehmende Anerkennung auf kommunaler Ebene 
und über Rückmeldeschleifen an die Landesbehörden kommt es zur Diffusion 
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entsprechender Ansätze innerhalb der Landesebene. Voraussetzung für ein ent- 
sprechendes Szenario ist, dass sich diese Ansätze auf eine reine Informations- 
funktion beschränken und nicht zur externen Steuerung kommunalen Handelns 
durch Landesbehörden verwendet werden. Auf Grund der aufgezeigten Selekti- 
ons- und Filtemngseffekte sowie des Spannungsverhältnisses zu etablierten Ra- 
tionalitätskriterien ist jedoch nicht zu erwarten, dass ein entsprechender Anpas- 
simgsprozess wesentliche Breitenwirkung entfaltet. 

Als erfolgversprechender und zugleich realistischer als derartige Gewöh- 
nungseffekte und Diffusionsprozesse innerhalb der Landesverwaltung müssen 
bislang Anpassungsprozesse gelten, die auf Initiativen der kommunalen Ebene 
zurückgehen. So ist auf kommunaler Ebene eine weitgehende Offenheit für 
wettbewerbsorientierte Steuerungsformen festzustellen. Reformpolitische An- 
knüpfungspunkte bieten insbesondere die bereits praktizierten Ansätze der wett- 
bewerbsorientierten Selbststeuerung der Kommunen im Rahmen interkommuna- 
ler Vergleichsringe (vgl. z.B. Kuhlmann 2003). Die Landesebene könnte hier als 
Initiator, Förderer und auch als Regulierer entsprechender Verfahren agieren. Ein 
entsprechender Reformpfad kann als mit den institutionellen Strukturen des 
VerwaltungsfÖderalismus kompatible Anpassung an gewandelte Anforderung an 
Verwaltungssteuerung gelten. Allerdings ist die (notwendige) kritische Masse 
von Komraunalakteuren, die einen entsprechenden Ansatz in die verwaltungspo- 
litische Arena auf Landesebene trägt, zurzeit in den untersuchten Ländern noch 
nicht in Sicht. Zudem ist eine aktive Rolle der Verwaltungspolitik auf Landes- 
ebene im Rahmen einer derartigen Entwicklung bislang dadurch eingeschränkt, 
dass der Schwerpunkt bei der Entwicklung und Implementation neuer Steue- 
rungsinstrumente im binnenadministrativen Bereich liegt. 

Eine Diskussion über Reformoptionen zur ,JVIodemisierung“ vertikaler 
Steuerungsbeziehungen muss insgesamt im Blick behalten, dass Rationalitätskri- 
terien nicht beliebig verändert werden können. Wie Goodin (1996: 34) in seiner 
Diskussion über institutional design betont: „... a well-designed mechanism is 
one that works well alongside other features of the social environment in which 
it is set, including other mechanisms in play.” Während kooperative und hierar- 
chische Mechanismen systematisch innerhalb der Govemance-Logik vertikaler 
Steuerungsbeziehungen im Mehrebenensystem der Länder angelegt sind, stehen 
management- und wettbewerbsorientierte Modi in einem Spannungs Verhältnis zu 
diesen etablierten Interaktionsmustem. Effektivität und Effizienz der Aufgaben- 
wahmehmung sind Kriterien, die innerhalb der in pfadabhängigen Entwick- 
lungsprozessen gefestigten Steuerungsbeziehungen zwischen Landes- imd 
Kommunalebene in die Sphäre der eigenständig agierenden kommunalen Poli- 
tikebene mit demokratischen Verantwortungsstmkturen fallen und nicht zu den 
akzeptierten Standards der Kommunalaufsicht gehören. 
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Eine realistische Reformperspektive besteht dort, wo Anknüpfungspunkte 
an etablierte Govemance-Strukturen zu finden sind. Da eine schlichte Ergänzung 
oder Übertragung einer „neuen Steuerungslogik“ auf bestehende Aufsichtsbezie- 
hungen somit ausscheidet, rückt die zielgerichtete Beeinflussung der bestehen- 
den Balance von Govemance-Formen innerhalb der spezifischen Funktionslogik 
der vertikalen Steuerungsbeziehungen im deutschen VerwaltungsfÖderalismus in 
den Vordergrund. Nur sofern Instrumente des New Public Management als an- 
zupassende und kombinierbare Elemente der Gestaltung von Steuerungsbezie- 
hungen im Siime des Govemance-Konzeptes verstanden werden, bestehen Mög- 
lichkeiten einer breiteren Anwendung entsprechender Handlungsformen. An- 
satzpunkte hierfür liefert die Diskussion um „soft contracting“ versus „hard 
contracting“, die mit Blick auf Beziehungen zwischen Ministerialebene und 
agencies in Dänemark geführt wird (Greve 2000). „Soft contracting“ erlaubt es, 
Elemente des NPM-Ansatzes, wie Berichtspflichten und Zielvereinbarungen, in 
kooperative Interaktionsbeziehungen einzuführen, weil dabei keine Sanktionen 
bei Nichterfüllung verbunden werden. Im Mehrebenensystem der deutschen 
Länder könnten von Seiten der Landesebene insbesondere Transparenzrichtlinien 
oder auch die Verpflichtung zur Veröffentlichung bestimmter Indikatoren eine 
entsprechende Entwicklung flankieren (vgl. mit Blick auf die zentralstaatliche 
Ebene Jann 1999a: 35). 

Demgegenüber ist jede direkte Verknüpfung wettbewerbsorientierter Steue- 
rungsformen mit der traditionellen Rationalität von Aufsichtsbeziehungen mit 
dem Risiko verbunden, dass die bestehenden Vorteile der etablierten Steuerungs- 
logik im Mehrebenensystem verloren gehen. Während eine effiziente Ausgestal- 
tung der Aufsichtsbeziehungen innerhalb des VerwaltungsfÖderalismus von 
einem gefestigten Vertrauensverhältnis zwischen den Ebenen abhängt, erhöht 
sich für die Kommunen mit der Integration von leistungsorientierten Kriterien in 
die vertikalen Steuerungsbeziehungen der Anreiz für die Anwendung von Aus- 
weichstrategien. Zudem erscheint die Steuerungslogik der Aufsichtsbeziehungen 
zwischen Landes- und Kommunalbehörden durchaus nicht als rigides und unfle- 
xibles bürokratisches System. Gerade wenn man das von der Principal-Agent- 
Debatte aufgeworfene Kontrolldilemma zum Ausgangspunkt der Betrachtung 
macht, lassen sich durchaus Effizienzvorteile dieser Steuerungslogik erkeimen. 
Kombiniert wird ein überwiegend kooperatives Verhältnis mit recht extensiver 
Aufsicht, in der das Hierarchieprinzip in kooperative Gnmdsätze und Funktions- 
bestimmungen der Kommunalaufsicht eingebunden ist. Die Begrenzung hierar- 
chischer Koordination auf einen Reservemechanismus ermöglicht es, ein ausrei- 
chendes Maß an Rechtsstaatlichkeit des Verwaltungshandelns zu erreichen, ohne 
dass eine umfassende Aufsichtsbürokratie kommunales Verwaltungshandeln 
einer ständigen hierarchischen Kontrolle aussetzt. 
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Der Chance einer „Anreicherung“ weitgehend funktionierender Kooperati- 
onsbeziehungen mit wettbewerbsorientierten Elementen steht demnach das Risi- 
ko gegenüber, die problematischen Elemente des managementorientierten Steue- 
rungsmodells mit „einzukaufen“, ohne dass die mit dem etablierten Govemance- 
System verbundene Regelorientierung an Bedeutung verliert. 



7.4 Die institutionelle Einbettung von Steuerungsbeziehungen 

Die Betrachtung verwaltungsintemer Steuerungsprozesse in der Govemance- 
Perspektive hat bisher unterschätzte Wechselwirkungen zwischen etablierten 
Koordinationsmechanismen und „Reformimpulsen“ und damit verbundenen 
Steuerungslogiken innerhalb eines institutioneilen Handlimgsfeldes aufgezeigt. 
Dabei sind Unverträglichkeiten zwischen etablierten Mustern administrativer 
Interaktion und der Rezeptur des NPM-Diskurses diagnostiziert worden. In den 
Fokus treten auch Selektionsprozesse und spezifische Interpretationen grundle- 
gender Reformdiskurse in der Verwaltungspolitik. Diese konzeptionelle Linse 
ermöglicht nicht nur einen differenzierten Blick auf administrative Steuerungs- 
prozesse, der zu wichtigen Ergänzungen und partiellen Korrekturen zu den in der 
Debatte um Steuerung in Mehrebenensystemen getroffenen Einschätzungen 
ebenenübergreifender Koordination fuhrt - vor allem mit Blick auf die Rolle 
hierarchischer Koordinationsformen. Hinsichtlich der Analyse verwaltungspoli- 
tischer Handlungsspielräume und Restriktionen bietet der Govemance-Ansatz 
zudem eine wichtige komplementäre Perspektive zu den auf institutioneller Ma- 
kroebene ansetzenden Erklärungsansätzen. Während mit Bezug zu makro- 
institutionellen Variablen der Veränderungsspielraum verwaltungspolitischer 
Akteure grob benannt werden karm, ermöglicht es eine bei Interaktionsmustem 
innerhalb der administrativen Steuerungsbeziehungen anknüpfende Perspektive, 
Wirkungen, Restriktionen sowie die damit verbundenen Erfolgsbedingungen 
verwaltungspolitischer Maßnahmen genauer zu erfassen. 

Die Ergebnisse der Arbeit verweisen darauf, dass leistungsorientierte Kon- 
trollformen und wettbewerbsorientierte Steuerungsinstrumente tatsächlich in 
einem Spaimungsverhältnis zu etablierten Standards angemessenen Verhaltens in 
Aufsichtsbeziehimgen stehen, so dass Kompatibilitätsprobleme und Filterungs- 
prozesse die Folge sind. Zugleich hat eine Implementation wettbewerbsorientier- 
ter Steuerungsformen nur daim Erfolgschancen, weim sie mit bestehenden ko- 
operativen Interaktionsformen verknüpft wird. Ansonsten ist mit erheblichen 
Dissonanzen zu rechnen. Dagegen ist eine Verbindung des NPM-Instrumen- 
tariums mit hierarchischen Kontrollformen nicht mit der institutionalisierten 
Govemance-Logik des Verwaltungsfoderalismus kompatibel. Angesichts dieser 
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Befunde drängt sich die These auf, dass eingeschliffene Formen der Mehrebe- 
nenkoordination über den untersuchten Bereich der vertikalen Steuerungsbezie- 
hungen hinaus als gmndlegendes Hindernis einer stärker wettbewerbsorientierten 
Gestaltung der politischen und administrativen Steuerung im deutschen Verwal- 
tungsföderalismus gelten können. 

Die Debatte um Anwendungsmöglichkeiten und -grenzen wettbewerbs- 
orientierter Steuemngsformen in der institutioneilen Ordnimg des deutschen 
Verwaltungssystems könnte von einer stärkeren Ausrichtung auf die Standards 
angemessenen Verhaltens und damit in Verbindung stehende institutioneile Ei- 
geninteressen als Erklämngsvariablen profitieren. Weitere empirische Untersu- 
chungen sollten ihren Fokus dabei sowohl auf die Mehrebenenkoordination rich- 
ten, die vor dem Hintergrund aktueller Strukturreformen auf Länderebene weite- 
re Relevanz erhält, als auch innerhalb einer staatlichen Ebene ansetzen. Auf 
diese Weise ließe sich analysieren, welche Spannungen zwischen hierarchischen 
imd kooperativen Steuerungsformen einerseits und wettbewerbsorientierten In- 
stmmenten andererseits auf die spezifischen institutioneilen Stmkturen von 
Mehrebenensystemen Zurückzufuhren sind und welche eher durch übergreifende 
Merkmale des deutschen Verwaltungssystems zu erklären sind. 
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Anhang I: Verzeichnis der Interviews 



Die folgende Auflistung umfasst keine namentliche Nennungen, sondern be- 
schränkt sich auf die Angabe der Position der Interviewparmer in der jeweiligen 
Verwaltung. Hinsichtlich der Landkreise und kreisfreien Städte wurde auch dar- 
auf verzichtet, die Gebietskörperschaft namentlich zu nennen. Auf diese Weise 
ist der Rückschluss von Interviewaussagen auf Personen ausgeschlossen und 
damit der Zweck anonymisierter Zitate sicher gestellt. 

Anzahl der Interviews (in Klammem: Personen) 





Schleswig- 

Holstein 


Niedersachsen 


Brandenburg Sachsen-Anhalt 


Gesamt 


Landesebe- 

ne* 


4(7) 


6 


3 


5(6) 


18(22) 


Kommunal- 

ebene** 


5(6) 


5(6) 


3 


4(5) 


17(20) 


Gesamt 


9(13) 


11(12) 


6 


901) 


35 (42) 


•inklusive Mittelinstanz in den dreistufigen Ländern 

** Landkreise und kreisfreie Städte, eine Große kreisangehörige Stadt 



Liste der Interviewparmer und Kodierung 



Code 


Position 


Datum 


Schleswig-Holstein 


SHLl 


Staatskanzlei, Referatsleiter u. Referent, Referat: Moder- 
nisierung, ressortübergreifende Organisationsplanung, 
Organisation der Staatskanzlei, Informationstechnik, In- 
nerer Dienst 


14.12.1999 


SHL2 


Innenministerium, Referatsleiterin, Referat: Kommunales 
Verfassungsrecht, Kommunalaufsicht 


14.12.1999 


SHL3 


Innenministerium, Referatsleiter (2) sowie Referent, Re- 
ferate: (1) Bauaufsicht, Landesbauordnung, (2) Städtebau- 
und Landesbaurecht, Kosten- und Architektenrecht 


15.12.1999 


SHL4 


Innenministerium, Referentin, Referat: Kommunales Ver- 
fassungsrecht, Kommunalaufsicht 


15.12.1999 
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SHKl 


Landkreis A, Dezernent, Dezernat: Umwelt, Planen, Bau- 
en sowie Leiter „Produkt Bauaufsichr 


06.04.2000 


SHK2 


Landkreis B, Dezernent, Dezernat: Bauen und Planen 


26.07.2000 


SHK3 


Landkreis C, Leiter Stabsstelle Zentrale Steuerungsunter- 
stützung 


07.04.2000 


SHK4 


Kreisfreie Stadt A, Fachbereichsleiter, Fachbereich: 
Stadtplanung 


28.07.2000 


SHK5 


Kreisfreie Stadt B, Fachbereichsleiter, Fachbereich: fV, 
Bauen und Planen 


24.08.2000 


Brandenburg 


BBLl 


Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr, 
Stellvertretender Referatsleiter, Referat: 24, Oberste Bau- 
aufsicht 


24.10.1997 


BBL2 


Innenministerium, Referatsleiter, Referat: Il/l, Kommu- 
nalaufsicht 


14.09.2000 


BBL3 


Innenministerium, Referentin, Referat: Aufgaben-, Ver- 
waltungs- und Gebietsstruktur der Kommunen, Funktio- 
nalreform, kommunale Verwaltungsreform 


22.09.2000 


BBKl 


Landkreis A, Dezernent: Bauen und Planen 


17.07.2000 


BBK2 


Landkreis B, Dezernent: Dezernat IV 


02.08.2000 


BBK3 


Kreisfreie Stadt A, Fachbereichsleiter: Stadtplanung u. 
Bauordnung 


14.09.2000 


Niedersachsen^ 


NILl 


Innenministerium, Referent, Projektleitung Regionalma- 
nagement (Telefoninterview) 


20.05.2001 


NIL2 


Bezirksregierung Lüneburg, Dezematsleiter, Dezernat: 
Kommunalangelegenheiten, Kommunalprüfungsamt 


06.08.1999 


NIL3 


Bezirksregierung Lüneburg, Dezematsleiter, Dezernat: 
Städtebau, Bauaufsicht, Baurecht 


12.08.1998 


NIL4 


Bezirksregierung Lüneburg, Dezernent, Dezernat: Städte- 
bau, Bauaufsicht, Baurecht 


12.08.1998 


NILS 


Bezirksregierung Weser-Ems, Dezematsleiter, Dezernat: 
Kommunalangelegenheiten, Kommunalprüfungsamt 


23.11.1999 


NIL6 


Bezirksregierung Weser-Ems, Dezematsleiter, Dezernat: 
Städtebau, Bauaufsicht, Baurecht 


23.11.1999 


NIKI 


Landkreis A, Dezematsleiter, Dezernat: 11, Baudezemat 


11.02.2000 


NIK2 


Kreisfreie Stadt A, Amtsleiter, Amt: Stadtplanung 


09.12.1999 


NIK3 


Kreisfreie Stadt B, Amtsleiter, Amt: Bauordnung 


09.12.1999 


NIK4 


Große kreisangehörige Stadt A, Leiter Fachbereich 6 
(Stadtentwicklung) sowie Fachgebietsleiter Bauaufsicht, 
Denkmalpflege 


06.08.1999 


NIK5 


Große kreisangehörige Stadt A, Fachgebietsleiter Stadt- 
planung. 


06.08.1999 


Sachsen-Anhalt 


LSALl 


Innenministerium, Referatsleiter, Referat: 14, Zentrale 
Organisation sowie Leiter Stabsstelle Kommunalreform 


13.04.2000 
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LSAL2 


Regierungspräsidium Magdeburg, Dezematsleiter u. De- 
zernent, Dezernat; Bauaufsicht, Städtebau, Baurecht 


24.02.2000 


LSAL3 


Regierungspräsidium Magdeburg, Dezematsleiter, Dezer- 
nat: Kommunalaufsicht 


26.04.2000 


LSAL4 


Regierungspräsidium Halle, Dezematsleiter u. Dezernent, 
Dezernat: Bauaufsicht, Städtebau, Baurecht 


05.05.2000 


LSAL5 


Regierungspräsidium Halle, Dezematsleiter, Dezernat: 
Kommunalaufsicht 


21.06.2000 


LSAKl 


Landkreis A, Dezernent, Dezernat: Baudezemat 


08.06.2000 


LSAK2 


Landkreis B, Dezernent, Dezernat: Baudezemat 


12.07.2000 


LSAK3 


Kreisfreie Stadt A, Amtsleiter u. Referent, Dezernat: 
Stadtplanung 


21.06.2000 


LSAK4 


Kreisfreie Stadt A., Amtsleiter, Amt: Bauaufsicht 


21.06.2000 



' Neben den Interviews war in Niedersachsen die Teilnahme an einer Sitzung der Projektgruppe 
.Zusammenarbeit zwischen Bezirksregierung Lüneburg und Kommunen“ möglich (07.08.2000) 
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Anhang II: Fragebogen 



Der unten stehende Fragebogen bildete die Grundlage für die vier länderspezifi- 
schen Fragebögen. Anpassungen an die vier untersuchten Länder waren jedoch 
nur hinsichtlich der Bezeichnung des Verwaltungsaufbaus als zweistufig oder 
dreistufig sowie, damit verbunden, der Bezeichnungen der zuständigen Auf- 
sichtsbehörden notwendig. Die Fragen blieben davon unberührt. Eine Ausnahme 
stellt Frage 10.5 dar: In Abhängigkeit vom Veiwaltungsaufbau wiude entweder 
nach der Abschaffung oder der Einrichtung einer staatlichen Mittelinstanz ge- 
fragt. 
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Fragebogen zum Forschungsprojekt: 

Verwaltungsreform im Mehrebenensystem der Länder 

atw marki«rafi Swct« graiMn FMMf so: O 

T«M I: AMgiwilna EIrwchltiung zum VcrwatlungMufbau In .... 

Frag* 1 : Wi* scrAlzan St* - ganz aUg*m*tn - da* V*rnM)it von Land*«- und KommunaMtn* «In? 

© © © © © 

$«ttrk0Op»>VlD tK0T M/tMl •MrZonMir»«« »»Ar ton«l(r»<cA 




Frag« 2: Wann Si« dan zwaistufigan / draialufigan V«rwaltung»aulbau mit / ohn« staatMch* Miaalinuanz 
{Baztrfc*f«gi«rungan) au* tvar Sicht baurtaüan. Obarvaagan di« Vodaa* odar di« Nachtaii«? 

© © © © ® 

imrVonp 4 » ypptw.VantP» leV/W« OMnr MwMeV» nvrMachWrl* 

Walch«* sind d« wasanMehan VorMla «in«* zwaiVdraistuligan Varwalbingsaulbaus? 



Welches sind die wesentlichen NachtaMe eines zwei /dreistuligen Venraltungsaulbaus? 




Fragebogen zum Forschungsprojekt; 
Verwaltungsretorm im Mehrebenensystem der Länder 



Tau II: Zuaammanarbatl von Aufsichtsbehörden und Kommunen 

Frag« 3: Unterlag di« Zusammanarbait zwiachan Bazirksregiarungen/Ragieningsprisldian/Aufsichtsbehördan des 
Landes und Kommunen in dan letzten Jahren eirtam Wandet? 

© ® © © 

> radier WtnOai WMW Semaer fttnMI WtfiOH 



Frage 4: Oie AulsichtsbahönMn das Landes (altamativ. BazhiaregMrungan. Hagierungsprls>di*n) haben im Verhältnis 
zu den kommunalen Vervtattungen unterachiadlicha Aulgaban. Einarseils sind sw als Aulsichis- und 
Genahmigingsbah&rdan lOr di« Kontroll« kommunalen Handain« zuständig. Anderersek* kommt hnen die 
Role «Inas KoofMrattonapartnara zu. dar Cbarwiag an d bar ateno* Funktionen odar auch em* 
Dienaileisiungatunktion hat. 

Bma schätzen Si* vor diesem Hintergrund zunächst die lolgenden 1 1 Aussagen rm Hnblicfc aul die 
gegenwärtige Praxis ei .... ain (bHta |awella alna Option ankrauzen). 



>. Om LanOMmniiOan ■ersM'wn «ch au KeopariMnspennw Otr K«om>wma 

S. Om twwe«MA4rMd rwrwWi deer«W0«n0 im Snna wiwr üOwpM<«wiwi 

kwKwAnttsru 

9. öaAuMWAM-unVOwwAmaeungsM/idnlwidMlaneMObwiwrwsWir 

iwwi e »e Kantrof» »ommvneiwi NwmMi« tut 

4. Om mkitentn AuimcMtkom p tmtto tprnm m ew tUUgtKtm" 
/uiammenarMi« mtcrw» LtnPtt- una KemmonaaerwrUwi kaum «wi« Aal» 

5. Om LwtJwewijrUm mAw" n<v xurKAurwrwiiwwwi >wr ■ n » nt »« Swn» 
wrwrprlmwv-taraienMn Aipttmuttitm wtr 
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' Fragebogen zum Forschungsprojekl: 

r Ml 

■ Verwaltungsreform im Mehrebenensystem der Länder 

Fr*g« 6: W«lch« praMiscM BMeulung haben rechliche Aut$ich»rnmel in der Zusanvner\arbeit mn den 



Aulsichtsbehdrden? 
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3. ut0 tVeswifwn 
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4. v*iwtiwig$oor$eiifin»f> 
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e. Ou»ctiiiispfü4jnt**< 
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Anrrwrkungen: 



Fragebogen zum Forschungsprojekt: 



Verwaltungsreform im Mehrebenensystem der Länder 



Frage 7; Welches sind fOr Sie typische Konflikte in der Beziehung zu den t.andesbeh6rder>7 Bitte geben Sie Ihr Urteil zu 



den folgenden Aussagen ab. 
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nein. 


I. fin>0e EnncAeiiriMeen fnhen M> Oeperwsu n/ unseren kommiMieien 

Meressen 
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i. ht Frtgtn oier kommunaWn Seditvenrertuflg mmermti SKh LeneeeMAMen 
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3. OerimUrmeMnseusietiscAMiscftenLenaisseeriMenunerrom/nunen 
funkfiBn^ nicA(. 
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4 KenflMie enfsfeAen vor e/*e*n euren urHerscAiedWAe AecMsausieouneen 
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S. Koffirniinen/nüsseneniuMneesurEniscneMineenvonieAeeeeeneresn 
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e. M der Aeper prer es einen euren Einkreng msenen unseren sornmuneren 

inrersssen une eer finokmi der LsneesoeMrden. 
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r OieAursKArseeMrUenneieen « nrsr Recniseusrseung /u üoenneeenen 

.Ameer^iieir' 
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. ' Fragebogen zum Forschungsprojekt: 

, wl 

Venwaltungsreform im Mehrebenensystem der Länder 

TiH H: Autwirkungan dtr V«rw«Hungirtlonn 

Dtt V«rwanuno<r*<ornt g«hOrt zu d«n ztnvaltn 2i«l*n ät LarxtMragwfunQan. Dabei geht ei um ganz unierachiwnicbe Ziele 
(Koflenein^taningen, Bärger- und Oienttteistungsonenlierung. EmlOhrung betrieb»«wrtatfiat1lict)er Sieuenjngtinseumente}. 

Bitte acblitzen Sie zunlehtt die Bemühungen dar Brandenburger Landearegierung zur Verwanungaretorm en. ao wie aie sich 
aus iver Sieht darsiefien (Frage 6). und ireHen Sw brtie vor diesem Himergrund an Hand der leigenden Aussagen 
Einschätzungen, ob sieh die Handtungsttewen der Aulschtsbehdrden seii IMO In bedeutendem Maße verAndert haben (Frage 
9). 

Frage 9: Bewertungen der VerwaRungsreform der Landesregierungen 



W ft dw yiW M ae nd a o 

tr*n*a«unef<«rDnn. 

Om e*mvftwne*n ovr aif Vmwaiw>g$miofm mnt •Aeeoerm 

de« »«tomiMdf >r« naew wmtgttmM pvowg 

Om Akfrwrawn dw i«ndMr»^WVr*g Xur t'en*«fnMe*'*(orni «ntf ttr de 



landet' und KeniimmaM6ene aWeiMn en SenewTi der 
Verwaeunermodemeierwia eng weanimen 
Oer MormeiieneaveMuecri /niecrien landee- n 
der Verwsirimgereionn er npcM ave rwcrierW. 

Oie landeerepaenmder/veinerecnren Venvs>n>n^/*ierm«cMMdertaee 
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Fragebogen zum Forsohungsprojekt: 
Venvaltungsreform im Mehrebenensystem der Länder 

Frege •: Auswirluingen der Verwaltungsreiormen aul dw Zuaammertarbeit mit den Kommunen 




Ob Mebrar der Landet veneaMirtf Hat danr eercnrt daaa 


mmro« 

zu 


mm zu 


kaum zu 


mm 

«cm zu 




die lendeedendrdeniaermiereemrvnewe« WegienmatprSeidtin» eien erime/ 
aM Oieneiieieier der Kemmunen «ereMM. 
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rracwidnedt aMWcmemtininienre Enae« vemieimea» 

Oeaneundung. EmaUvemerinter bei der SMudrvng nemmunere» Mendetnf an 
SedeuNing ranDren naben. 


© 


© 


© 


© 




die Sreweruneebeeeriungen teneenen landee- und Kemmunabendmbn emem 
/mecAAn gieicrmemgen Pitrmtn etiufineimn. 
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neue MsnaeemenwiefrueierHe rKeerenrecAnunp leniimgeiiefgbicnej eucti m 
den ayieientebendmb'i ame «nmer ■■enegere ho«e $pm»n. 
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bUiMraHacne auiecM dmen eiirkerpraMemanennerta KeeperMioi) aieeter 
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eui landeeebene ied>Q*e/> dereonai amgeepa/l ««d und den Kenununen dem« 
aeraiungenidgiieMeiten verteren genen 
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iicn «e iend»ebenbi«ien um neue Formen der Zueammenaibed rz-O 
doopemnoneprereeie. derfnemcneiten; bemiinen 
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